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ERSTER TITEL. 
Gerichte. 

Erster Abschnitt. 
Wirkungskreis (Sachliche Zuständigkeit) der Gerichte.*) 

§ 1. 

Vor die Bezirksgerichte gehören : 

1. Die vermögensrechtKchen Streitigkeiten, bei denen der 
Wert des Streitgegenstandes 1000 K .nicht übersteigt, sofern die- 
selben ohne Rücksicht auf diesen Wert nicht dem Wirkungskreise 
der kgl. Gerichtshöfe zugewiesen sind ; 

2. ohne Rücksicht auf den Wert des Streitgegenstandes : 

a) Processe über bestimmte Geldsummen oder eine bestimmte 
Quantität vertretbarer beweglicher Sachen oder Wertpapiere, zu 
deren Leistung die Verpflichtung in einer öffentlichen Urkunde, 
oder in einer den §§ 334 und 335 entsprechend ausgestellten ' 
vollbeweisenden Privaturkunde übernommen wurde, wenn diese 
oder eine ähnliche Urkunde das Zustandekommen, die Summe der 
Forderung, sowie alle zur Begründung der Klage dienenden übri- 
gen Thatumstände vollkommen erw^eist und wenn in der Grund- 
urkunde selbst oder in einer Specialurkunde obiger Beschaffenheit 
der Wirkungskreis des Bezirksgerichtes bedungen ist — ausge- 
nommen, wenn die Sache ohne Rücksicht auf die Summe dem 
Wirkungskreise der kgl. Gerichtshöfe zugewiesen ist ; 



*) Anmerkung. Zuständigkeit (illetökesseg) bezeichnet im ungarischen 
Sprachgebrauche blos die örtliche Zuständigkeit, den Gerichtsstand ; die sach- 
liche Zuständigkeit wird als Wirkungskreis (hatäskör) bezeichnet. 
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l) die aus dem Miethverhältnisse entspringenden Rechts- 
streitigkeiten ; 

c) Processe auf Zahlung von nicht länger als drei Jahre 
rückständigen Pachtzinsen ; 

d) Processe auf Rückstellung der gepachteten unbeweglichen 
Sache wegen Ablauf des Pachtvertrags ; 

e) Processe des neuen Eigenthümers einer verpachteten 
Realität gegen den Pächter auf Entfernung desselben aus der 
gekündigten Pacht ; 

f) Processe des Pächters gegen den Verpächter auf Grund 
eines schriftlichen Vertrages auf üebergabe des Pachtgegenstandes ; 

g) Processe auf Aufhebung des Pachtvertrages wegen Nicht- 
zahlung des Zinses oder Nichterfüllung oder Bruch solcher Ver«: 
einbarungen, deren Erfüllung im schriftlichen Pachtvertrag bei 
sonstigem Erlöschen des Vertrages stipulirt wurden; 

h) Processe auf Einhaltung des Pachtvertrages oder auf 
Erfüllung der die Vertragstheile nach dem Gesetze treffenden oder 
von ihnen übernommenen Verpflichtungen, sofern sie während 
der Dauer des Pachtvertrages angestrengt werden; 

i) Processe auf Herausgabe der von dem Pächter auf das 
Pachtobject eingebrachten beweglichen Sachen ; 

Ic) die summarischen Besitzstörungs- und Wiedereinsetzungs- 
Processe, sowie die Grenzstreitigkeiten ; 

l) ausserhalb des Mieth- und Pachtverhältnisses auf Zurück- 
gabe der auf bestimmte Zeit, auf Kündigung oder auf Widerruf 
zum Gebrauche überlassenen Gebäude, Gebäudetheile oder anderen 
Immobilien sich beziehenden, infolge Ablaufs der Benützungsdauer, 
Kündigung oder Widerrufs angestrengten Processe, in welchen 
Processen jedoch das Urtheil über das dingliche Rechtsverhältnis 
zwischen den Parteien nicht entscheidet ; 

m) die Processe, welche zwischen den Reisenden einerseits 
und zwischen den Gastwirthen oder Quartiergebern, Schiffern- und 
Fuhrleuten andererseits anlässlich der Unterbringung, der Ver- 
köstigung und Reise entstanden sind ; 

7i) Processe auf provisorische Alimentation der Ehefrau^ 
insofern sie nicht vor das Gericht des Eheprocesses gehören 
(§704); 

o) die Processe über Forderungen, welche aus der ausser- 
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ehelichen Erzeugung entstanden sind, die auf Alimentation der 
ausserehelichen Kinder gerichteten Processe mitinbegriffen ; 

p) jene Processe, welche ein besonderes Gesetz vor die 
Bezirksgerichte verweist. 

§ 2. 

Vor die Gerichtshöfe gehören alle jene Rechtsstreitigkeiten, 
welche nicht den Bezirksgerichten zugewiesen sind. 

Ohne Rücksicht auf den Wert des Streitgegenstandes ge- 
hören vor die Gerichtshöfe: 

1. Die aus dem Fideicommissverhältnisse entspringenden 
Processe ; 

2. die im Sinne der bestehenden Gesetze anstrengbaren 
Processe gegen die Richter und richterlichen Beamten, Gerichts- 
vollzieher, Schiedsrichter, sowie gegen die Richter der Sonder- 
gerichte der Budapester Waaren- und Effectenbörse und der 
provincialen Producten- und Getreidehallen, ferner gegen die 
Beamten, Vorsteher, Ausschussmitglieder und Repräsentanten der 
Behörden und Municipien, sowie gegen deren Rechtsnachfolger im 
Sinne der bestehenden Gesetze, auf Ersatz von Schäden, welche 
durch amtliches Vorgehen verursacht wurden ; 

3. die aus dem amthchen Vorgehen der obbezogenen Per- 
sonen gegen den Staat, die Municipien oder Gemeinden anstreng- 
baren Schadenersatzprocesse. 

§3. 

Vor die Gerichtshöfe als Handelsgerichte gehören : 

1. Insofern sie mit Rücksicht auf den Wert des Streitgegen- 
standes nicht zum Wirkungskreise der Bezirksgerichte gehören: 

a) Processe aus den im Gesetzartikel XXXVII : 1875, § 258. 
Punkt 1, 2, 3, 4, ferner §§ 259, 260, 261 aufgezählten Geschäften, 
wenn dieses Geschäft auf Seite des Beklagten ein Handels- 
geschäft ist; 

h) Processe zwischen den Vertragstheilen über die Ueber- 
Iragung eines Handelsgewerbes ; 

c) Processe zwischen einem Kaufmann einerseits, seinem 
Procuristen, Handlungsbevollmächtigten oder Handlungsgehilfen 
andererseits aus diesem Verhältnisse, sowie jene Processe, welche 
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aus der Haftung des Procuristen oder Handlungsbevollmächtigten 
gegenüber dritter Personen entstehen ; 

d) Proeesse zwischen Mitgliedern von offenen Handels- oder 
Commanditgesellschaften oder diesen und der Gesellschaft selbst 
aus dem Gesellschaftsverhältnisse, u. zw. auch nach Aufhören des 
Gesellschaftsverhältnisses, weiters zwischen Revisoren und der 
Gesellschaft oder deren Mitgliedern aus diesem Verhältnisse; 

e) Proeesse zwischen den Gründern von Actiengesellschaften 
und den Subscribenten aus diesem Verhältnisse, ferner Proeesse 
zwischen jenen, die Actien unberechtigterweise ausgeben imd 
dritten Personen ; 

f) Proeesse zwischen Actiengesellschaften oder Genossenschaf- 
ten und ihren Mitgliedern, weiters zwischen Directoren, Aufsichts- 
organen oder Liquidatoren von Actiengesellschaften oder Genossen- 
schaften einerseits und der Actiengesellschaft, der Genossensclialt 
oder ihren Mitgliedern andererseits aus dem Gesellschaftsverhältnisse ; 
soauch Proeesse aus der Verantwortlichkeit der Direction, des Auf- 
sichtsrathes, der Liquidatoren von Actiengesellschaften oder Genos- 
senschaften, oder der innländischen Vertretung ausländischer Actien- 
gesellschaften oder Genossenschaften dritten Personen gegenüber; 

g) Proeesse aus kaufmännischen Anweisungen, Lagerscheinen 
oder einem TheU derselben, sowie aus den im Sinne des Gesetz- 
artikel XXXVII : 1875, §§ 294 und 295 mittelst Indossament über- 
tragbaren anderen Papieren ; 

h) Proeesse auf Grund des dem Gläubiger im § 309 des 
Gesetzartikels XXXVII : 1875 eingeräumten Retentionsrechtes auf 
Befriedigung aus dem zurückbehaltenen Gegenstande ; 

i) Schadenersatzprocesse aus der Verletzung der bestehenden 
Vorschriften zum Schutze von Marken, Mustern und Patenten ; 

h) Wechsel- und Regressklagen auf Zahlung oder Sicherstellung; 

l) Proeesse auf Geltendmachung des Retentionsrechtes auf 
Grund des § 109 des Gesetzartikels XXVII : 1876 ; 

2. ohne Rücksicht auf den Wert des Streitgegenstandes : 

a) jene Proeesse, deren Gegenstand das Recht auf Gebrauch 
einer Handelsfirma ist, ferner Schadenersatzprocesse wegen unbe- 
rechtigten Gebrauchs einer solchen zwischen den durch einen 
solchen Gebrauch in ihren Rechten Verletzten und jenen, welche 
die Firma unberechtigterweise gebrauchen; 
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b) Processe, welche der Privatgläubiger irgend eines Mitglieds 
der Gesellschaft im Sinne des Gesetzartikels XXXVII : 1875, §§ 101 
oder 144 wegen Auflösung der Gesellschaft anstrengt ; 

c) Processe auf Anfechtung von Generalversammlungs- 
beschlüssen im Sinne des § 174 Gesetzartikel XXXVII : 1875 ; 

d) die im Patentgesetz Gesetzartikel XXXVII : 1895, §§ 14 
und 58 angeführten Schadenersatz-, sowie die auf das Eigenthum 
an Patenten gerichteten Processe, ferner, mit Ausnahme der 
streitigen erbrechtlichen Fragen diejenigen streitigen Fragen im 
Ansehung der Patente, welche nicht in Gemässheit des Ges.-Art. 
XXXVII : 1895 zum Wirkungskreise der Patentbehörden gehören ; 

e) jene Schadenersatzprocesse, welche auf Grund von Un- 
regelmässigkeiten und Unterlassungen bei Aufnahme von Wechsel- 
protesten gegen die den Protest aufnehmenden Personen oder 
deren Rechtsnachfolger gerichtet sind (Ges.-Art. XXVII: 1876, § 98). 

§ 4. 

Auf dem Gebiete des kgl. Gerichtshofs Budapest und Umge- 
bung übt der Budapester kgl. Handels- und Wechselgerichtshof die 
Gerichtsbarkeit in allen jenen Processen aus, welche zum Wirkungs- 
kreise der Gerichtshöfe als Handelsgerichte gehören. 

In Angelegenheiten der im § 3 Punkt 1, a) — l) angeführten 
Processe, sofern sie zum Wirkungskreise der Bezirksgerichte 
gehören, schreiten die auf dem Gebiete von Budapest und Umge- 
bung befindlichen Bezirksgerichte als Handelsgerichte ein. 

§5. 

In Seeangelegenh'eiten bestimmen besondere Vorschriften den 
richterlichen Wirkungskreis und die Art des Verfahrens. 

§6. 

Die in Angelegenheiten des Bergbaues einschreitenden Gerichte 
und deren Wirkungskreis regelt der VII. Titel. 

§ 7. 

Im Sinne dieses Gesetzes sind Gerichte höherer Instanz : 
1. über kgl. Bezirksgerichte der kgl. Gerichtshof, zu dessen 
Sprengel das kgl. Bezirksgericht gehört; 
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2. über kgl. Gerichtshöfe die kgl. Tafel, zu deren Sprengel 
der kgl. Gerichtshof gehört ; 

3. über kgl. Tafeln die kgl. Curie. 

üeber den Budapester Handels- und Wechselgerichtshof fun- 
girt die Budapester kgl. Tafel als übergeordnetes Gericht. 

Den Wirkungskreis der Rechtsmittelinstanzen regelt der vierte 
Titel über Rechtsmittel. 

§8. 

Das Gericht stellt den Wert des Streitgegenstandes zum 
Zwecke der Feststellung seines Wirkungskreises nach seinem 
Ermessen fest. Bei dieser Feststellung kann es von der Aufnahme 
des von den Parteien beantragten Beweisverfahrens absehen, kann 
aber auch von Amtswegen Erkundigungen einziehen, Augenschein 
vornehmen und Sachverständige einvernehmen. 

Insofern andere Angaben nicht vorliegen, ist der Wert von 
Weingärten und hausclassensteuerpflichtigen Realitäten nach dem 
SOOfachen der Staatssteuer des vorhergegangenen Jahres, bei 
Hauszinssteuer- und grundsteuerpflichtigen Realitäten aber mit dem 
lOOfachen festzustellen. Hiebei bleiben die von den Realitäten zu 
bezahlenden Zuschläge, Strassenbeiträge, Municipal- und Gemeinde- 
steuer ausser Anschlag. 

In Processen, welche nicht auf Zahlung einer bestimmten 
Geldsumme gerichtet sind, ist das Bezirksgericht verpflichtet, be- 
hufs Feststellung des Gerichtes, welches zur Entscheidung über 
die Zulässigkeit eines Rechtsmittels und über die Revision (§§ 497, 
543) und die Beschwerde berufen ist, (§§ 548, 575) an der Hand 
der Verhandlung von amtswegen möglichst klar zu stellen, ob 
der Wert des Streitgegenstandes, bezw. bei Processen, welche 
nicht auf Geldforderungen gerichtet sind, im Sinne des § 1, 2. 
b)^ d), e), j)j g)j h) ob die einjährige Miethsumme hundert Kronen, 
vierhundert Kronen, oder tausend Kronen übersteigt. 

In jenen Angelegenheiten, welche mit Rücksicht auf den 
Wert des Streitgegenstandes zum Wirkungskreise der Bezirks- 
gerichte gehören, kann der Wert des Streitgegenstandes auch im 
Zuge des Rechtsmittelverfahrens nicht höher angesetzt werden, wie 
die im § 1, Punkt 1 bestimmte Wertgrenze, ausgenommen, wenn 
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durch die Appellationsbehörde die Frage zu entscheiden ist, ob 
der Gegenstand zum Wirkungskreise des Bezirksgerichtes gehört. 

§9. 
Massgebend für die Feststellung des Wertes des Streitgegen- 
standes ist: 

1. in Eigenthums- und Besitzprocessen der Wert des Gegen- 
standes, bezw. dessen Theiles, bezüglich dessen das Eigenthum 
oder der Besitz streitig ist; 

2. in Servitutsprocessen der Wert des dienenden Grundes; 
wenn jedoch der Eigenthümer des herrschenden Grundes beweist, 
dass die Dienstbarkeit den Wert des herrschenden Grundes erhöht, 
so ist der Wert, um welchen die Dienstbarkeit den Wert des 
herrschenden Grundes erhöht, massgebend ; 

3. in Theilungsprocessen der Wert des aufzutheilenden Grun- 
des, in Grenzstreitigkeiten aber der Wert des streitigen Raumßs ; 

4. in Processen auf Sicherstellung irgend einer Forderung, 
in Pfandprocessen oder in Exscindirungsprocessen, welche im 
Laufe des Executionsverfahrens anhängig gemacht werden, die 
Summe der Forderung, wenn aber der Wert des Pfandes kleiner 
wäre, der letztere; 

5. in Erbstreitigkeiten oder in Processen, welche Miterwerbs- 
güler zum Gegenstande haben, der Wert des ganzen Nachlasses 
ohne Abzug der Schulden und Lasten; 

6. in Processen, welche die Unterhalts- und AUmentations- 
pflicht zum Gegenstand haben, der Wert der einjährigen Alimente; 
in Processen, welche andere Einkünfte oder andere periodisch 
wiederkehrende Leistungen oder Fruchtgenussrechte begründende 
Rechtsverhältnisse zum Gegenstande haben, wenn die Dauer dieses 
Rechtsverhältnisses beschränkt, aber ungewiss ist, das Zehnfache 
des Wertes der Jahresbezüge, wenn diese Dauer unbeschränkt 
ist, das Zwanzigfache, im Falle einer bestimmten Zeitdauer aber 
der Wert der gesammten Bezüge und insofern diese Zeitdauer 
zwanzig Jahre überschreiten sollte, die zwanzigfache Summe der 
Jahresbezüge ; 

7. in Processen, welche Mieth- und Pachtverhältnisse zum 
Gegenstande haben, die einjährige Bestandsumme; 

8. in Processen über Feststellung von Rechnungen der Wert 
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der Forderungen und sofern die Schulden die Forderungen über- 
steigen sollten, die Summe der Letzteren; 

bei Processen aber, welche auf Feststellung der Verpflichtung 
zur Rechnungslegung gerichtet sind, die Summe, welche der Kläger 
für den Fall, als die Rechnung gerichtlich vorgelegt wird, auf- 
rechnet. (§ 131.) 

§ 10. 

Wenn eine Forderung nur zum Theile eingeklagt wird, ist 
bei Berechnung des Wertes der Betrag der noch unbeglichenen 
ganzen Forderung massgebend, die noch nicht fälligen Raten 
kommen jedoch nicht in Betracht. 

Wenn eine Person, oder mehrere Personen in ein und der- 
selben Klage gegen eine Person oder mehrere Personen mehrere 
Forderungen zusammenfassen, welche auch gesondert eingeklagt 
werden können, so kann ein Zusammenrechnung des Wertes 
nicht stattfinden. Bei Rechnungsforderungen ist die Summe der 
ganzen Forderung massgebend. 

§ 11. 

Bei Feststellung des Wirkungskreises ist der am Tage der 
Klagsanbringung bestandene Wert als Grundlage zu nehmen. 

Die nebst der Hauptforderung als Nebenforderung angespro- 
chenen Nutzungen — Zinsen und Früchte mitinbegriffen — , Schä- 
den und Kosten, bleiben bei der Wertberechnung unberücksichtigt. 

Wenn die Partei im Laufe des Processes die Forderung 
erhöht, so ist dies von Einfluss auf den Bestand des Wirkungs- 
kreises, die Herabsetzung der Forderung jedoch berührt den Wir- 
kungskreis nicht. 

§ 12. 

Für Personen, die im Sinne des internationalen Rechtes 
Exterritorialität geniessen, sind die vaterländischen Gerichte — den 
Fall ausgenommen, wo sie sich selbst unterwerfen — nur in 
Bezug auf die im Inlande befindlichen Immobilien zuständig und 
können vor den vaterländischen Gerichten nur solche Processe 
gegen sie angestrengt werden, deren Zuständigkeit auf Grund der 
§§ 42, 43 und 44 festgestellt wird. 
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Die Erklärung des Justizministers, ob und inwiefern der Be- 
klagte die Exterritorialität geniesst, ist für die Gerichte bindend. 
Diese Entscheidung ist in zweifelhaften Fällen von amtswegen 
einzuholen. 

§ 13. 

Das Gericht hat seinen Wirkungskreis von amtswegen wahr- 
zunehmen. Insofern das Gesetz nicht abweichend verfügt (§§ 141, 
142, 462 Punkt 1), hat das Gericht die Wahrheit der zur Fest- 
stellung seines Wirkungskreises, oder dessen Mangels vorgebrachten 
Thatsachen — wenn diese nicht mit der Notorietät oder der amt- 
lichen Kenntnis in Widerspruch stehen — nur im Falle gegne- 
rischen Widerspruches zu untersuchen. 

Sofern der Wirkungskreis vom Werte des Streitgegenstandes 
abhängig ist, kann das Gericht den Mangel des Wirkungskreises 
nach der Einlassung des Beklagten nicht mehr von amtswegen 
wahrnehmen. 

Das Gericht hat jenen Umstand, dass die Sache zum Wir- 
kungskreise des Handelsgerichtes gehört, insofern das Gesetz nicht 
abweichend verfügt (§§ 141, 142), nur in den im § 3, zweiter 
Punkt a)^ h)^ c) angeführten Fällen von amtswegen wahrzunehmen. 



§ 14. 

Die Entscheidung des Gerichtshofes kann aus dem Grunde, 
dass für die Rechtssache die Zuständigkeit des Bezirksgerichtes, 
begründet gewesen sei, mittels Rechtsmittel nicht angefochten 
werden. 

§ 15. 

Wenn ein Gericht den Mangel seines Wirkungskreises rechts- 
kräftig ausgesprochen hat, können die später amtshandelnden Ge- 
richte aus einem Grunde, der mit dem Grunde der früheren 
Entscheidung im Widerspruche steht, die Angelegenheit aus ihrem 
Wirkungskreise nicht zurückweisen. 
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Zweiter Abschnitt. 
Rechtshilfe. 

§ 16. 

Ausserhalb des Gerichtssitzes sind die innerhalb des Sprengeis 
eines anderen Gerichtes vorzunehmenden Amtshandlungen in der 
Regel im Requisitionswege zu vollziehen. 

Das Gericht kann die Grenzen seines Sprengeis überschreiten, 
wenn dies wegen Dringlichkeit oder gründlicher Reurtheilung der 
Angelegenheit nothwendig ist. Von der Grenzüberschreitung ist 
jenes Bezirksgericht, auf dessen Sprengel die Amtshandlung voll- 
zogen wird, womögUch im Vorhinein zu verständigen und ist das- 
selbe auf Requisition verhalten, bei dem Vollzuge zu assistiren. 

Die kgl. Gerichtshöfe und die oberen Gerichte können ausser- 
halb des bezirksgerichthchen Sprengeis ihres Sitzes gerichtliche 
Handlungen im Requisitionswege vollziehen. 

§ 17. 

Das Ersuchen ist an jenes Bezirksgericht zu richten, auf 
dessen Sprengel die Amtshandlung zu vollziehen ist. 

Die Gerichte höherer Instanz können das untergeordnete 
Gericht, welches den Process in erster Instanz geführt hat, requiriren. 

§ 18. 

Das Ersuchen darf nicht zurückgewiesen werden. 

Das Ersuchen ist abzulehnen, wenn die Gerichtshandlung 
mittels Ersuchens überhaupt nicht vollzogen werden kann. Das 
ersuchte Gericht kann das Ersuchen seines Obergerichtes auch in 
einem solchen Falle nicht zurückweisen. (§ 17.) 

Wenn zum Vollzuge des Ersuchens ein anderes Gericht 
berufen ist. hat das ersuchte Gericht das Ersuchen diesem zu 
übersenden und hievon das ersuchende Gericht zu verständigen. 

Das ersuchte Gericht kann auch ausserhalb seines Sprengeis 
vorgehen, wenn dies zur Beendigung der zur vollziehenden Hand- 
lung nothwendig ist. 
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§ 19. 

Bei Ersuchen von selten ausländischer Gerichte ist der vorher- 
gehende § anzuwenden. Derartige Ersuchen sind nur unter der Voraus- 
setzung der Gegenseitigkeit zu vollziehen, sofern nicht Staatsver- 
träge etwas anderes festsetzen. 

Wenn die Gegenseitigkeit zweifelhaft ist, hat das Gericht 
die Aeusserung des Justizministeriums einzuholen. Diese Aeusserung 
ist für das Gericht bindend. 

Die Amtshandlung erfolgt auch bei Ersuchen der auslän- 
dischen Gerichte nur nach den heimischen Gesetzen. Es kann 
aber auch das im ausländischen Rechte begründete Verfahren auf 
Verlangen des ersuchenden Gerichtes beobachtet werden, wenn 
dieses Verfahren mit einem inländischen verbietenden Gesetze 
nicht in Widerspruch steht. 

§ 20. 

Ueber die grundlose Verweigerung der Erfüllung des Ersu- 
chens, sowie über deren Vollzug entgegen den §§ 18 und 19 
entscheidet infolge Beschwerde der interessirten Parteien oder 
infolge Anzeige des ersuchenden Gerichtes, bezw. der hiezu be- 
rufenen ausländischen Behörde, die kgl. Tafel, welcher das ersuchte 
Gericht untergeordnet ist. 

Die kgl. Tafel entscheidet ohne vorhergehende mündliche 
Verhandlung und kann gegen ihre Entscheidung nur im Falle der 
Verweigerung der Rechtshilfe recurrirt werden und zwar von. Seiten 
des ersuchenden Gerichtes nur dann, wenn dasselbe der kgl. Tafel 
nicht untergeordnet ist. 

§ 21. 

Die im Auslande zu vollziehenden Requisitionen sind an die 
in den Staatsvertragen bezeichneten Behörden, mangels eines Staats- 
vertrages aber an die in der gegenseitigen Praxis festgesetzten 
Behörden zu richten. In den übrigen Fällen geschieht das Ersuchen 
im Wege des kgl. ungar. Justizministeriums. 

Die Gerichte haben über jene Fälle, in welchen die auslän- 
dischen Gerichte keine Gegenseitigkeit ausüben, dem Justizminister 
Bericht zu erstatten. 
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Dritter Abschnitt. 

Gerichtsstand. 

§22. 

Das Gericht, auf dessen Gebiet der Beklagte seinen Wohnsitz 
hat, ist für alle jene Rechtsstreitigkeiten zuständig, für welche 
nicht die Zuständigkeit eines andern Gerichtes ausschliesslich 
begründet ist (Allgemeiner Gerichtsstand). Von mehreren Wohnorten 
begründet jeder die Zuständigkeit. 

§23. 

Ungarische Staatsbürger, welche auf dem Geltungsgebiete 
dieses Gesetzes ihre Gemeindezuständigkeit besitzen, behalten den 
Gerichtsstand ihres letzten inländischen Wohnsitzes, wenn sie im 
Auslande Exterritorialität geniessen, oder als Beamte des ungari- 
schen Staates oder der österreichisch-ungarischen Monarchie im 
Auslande angestellt sind; in Ermanglung dessen sind sie so zu 
betrachten, als ob sie im IV. Bezirke der Hauptstadt wohnen 
würden. 

§24. 

Den allgemeinen Gerichtsstand jener Personen, welche keinen 
Wohnsitz haben, bestimmt jener Ort, wo sie sich aufhalten, und 
wenn der Ort ihres Aufenthaltes unbekannt ist oder sich im Aus- 
lande befindet, der letzte Wohnsitz. 

§ 25. 

In Bezug auf Minderjährige oder unter Curatel stehende Per- 
sonen, deren Wohnsitz nicht festgestellt werden kann, bestimmt 
der Sitz ihrer zuständigen Vormundschaftsbehörde den allgemeinen 
Gerichtsstand. 

§ 26. 

Den allgemeinen Gerichtsstand des kgl. Ärars oder der unter 
staatlicher Verwaltung befindlichen Fonds und Stiftungen bestimmt 
der Sitz jener Behörde, welche im obschwebenden Processe zur 
Vertretung berufen ist. 
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§ 27. 

Den allgemeinen Gerichtsstand der Municipien und Gemein- 
den, sowie der in ihrer Verwaltung befmdUchen Stiftungen bestimmt 
der Sitz des Municipalausschusses, bezw. der Gemeindevertretung. 

§ 28. 

Den allgemeinen Gerichtsstand von Corporationen, öfTent- 
lichen Instituten, Handelsgesellschaften, Berggenossenschaften, 
Vereinen und Stiftungen bestimmt deren Sitz, sofern sie nicht unter 
die Bestimmungen der §§ 26 und 27 fallen, oder ihr allgemeiner 
Gerichtsstand im Gesetze nicht anders geregelt erscheint. Als Sitz 
ist im Falle eines Zweifels der Ort der Verwaltung anzusehen. 

§ 29. 

In solchen vermögensrechtHchen Processen, wo der allge- 
meine Gerichtsstand nicht ausschliesslich bestimmt ist, ist auch jenes 
Gericht zuständig, in dessen Sprengel sich der Beklagte unter 
Umständen aufhält, welche auf einen längeren Aufenthalt hinweisen 
(z. B. Dienstboten, Hand- und Fabriksarbeiter, Gewerbegehilfen, 
Schüler). Diese Bestimmung ist auf jene Mitglieder des Heeres, 
der Kriegsmarine und der Landwehr, welche nur ihre Wehr- 
pflicht erfüllen, in der Weise anzuwenden, dass für sie die stän- 
dige Garnison deren Gerichtsstand bestimmt. 

Die in diesem Paragraphe bestimmte Zuständigkeit kann 
einem Beklagten gegenüber, der keine processuale Handlungs- 
fähigkeit besitzt, nicht platzgreifen. 

§ 30. 

In den im vorstehenden Paragraphe erwähnten vermögens- 
rechtlichen Processen gegen Personen, die im Inlande keinen 
Wohnsitz haben, ist auch jenes Gericht zuständig, in dessen 
Sprengel die den Streitgegenstand bildende Sache oder ihr unbe- 
wegliches Vermögen oder in dessen Ermanglung solches beweg- 
liches Vermögen sich befindet, welches Gegenstand einer gericht- 
lichen Pfändung sein kann. Wenn dieses Vermögen in einer Forde- 
rimg besteht, so ist dasselbe als am Wohnorte des Schuldners 
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und wenn diese Forderung durch eine Sache sicher gestellt ist^ 
als an jenem Orte befindlich zu betrachten, wo sich diese Sache 
befindet. 

§ 31. 

Gegen jene, die zum Betriebe einer Fabrik, einer Handlung 
oder eines Gewerbes eine Niederlassung besitzen, von welcher 
aus unmittelbar Geschäfte abgeschlossen werden, können die den 
Geschäftskreis der Niederlassung betreffenden Processe auch vor 
dem Gerichte jenes Ortes angestrengt werden, wo sich die 
Niederlassung befindet. Gegen jene, die auf einem mit Wohn- 
und Wirthschaftsgebäuden versehenen Gute eine Wirthschaft 
betreiben, können die auf die Bewirthschaftung dieses Gutes bezüg- 
lichen Processe auch vor dem Gerichte jenes Ortes angestrengt 
werden, von wo aus diese Wirthschaft geleitet wird. 



§ 32. 

Processe auf Feststellung des Bestehens oder Nichtbeste- 
hens, auf Erfüllung oder Aufhebung eines Vertrages oder auf 
Entschädigung wegen Nichterfüllung des Vertrages, können auch 
bei dem Gerichte jenes Ortes angestrengt werden, wo die streitige 
Verpflichtung auf Grund schriftlicher Vereinbarung zu erfüllen ist, 
in Ermanglung einer schriftlichen Vereinbarung aber vor dem 
Gerichte des Erfüllungsortes nur dann, wenn der Beklagte zur Zeit 
der Zustellung der Ladung auf dem Gebiete dieses Gerichtes sich 
aufhält. Wenn die streitige Verpflichtung an mehreren Orten zu 
erfüllen ist, so begründet jeder ErlÜUungsort die Zuständigkeit. 



§ 33. 

Wechsel- und Regressklagen, mögen sie auf Zahlung oder 
Sicherstellung gerichtet sein, können auch vor dem Gerichte des 
Zahlungsortes des Wechsels angestrengt werden. Diese Zuständig- 
keit erstreckt sich auch auf jene Processe, welche im Sinne des 
Gesetzartikel XXVII : 1876, § 109 auf Geltendmachung des Reten- 
tionsrechtes gerichtet sind. Die sich auf § 87 des Gesetzartikel 
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XXVII : 1876 gründende Streitverkündigung ist ausschliesslich bei 
jenem Gerichte anzubringen, welches für die Regressklage zustän- 
dig ist. 

§ 34. 
Forderungen von protokollirten Kaufleuten gegen protokoUirte 
Kaufleute können, falls der bezügliche beglaubigte Buchauszug 
vorgelegt wird, innerhalb zehn Jahren vom Datum der letzten 
Eintragung an gerechnet, vor dem Gerichte des Ortes der Buch- 
führung eingeklagt werden. 

§ 35. 

Die in § 3, Punkt 2, a), 6), c) aufgezählten Processe gehören 
ausschliesslich zur Zuständigkeit jenes Gerichtes, bei welchem die 
betreffende Firma protokoUirt ist oder, insoferne die Protokolli- 
rung unterlassen wurde, bei welchem die Firma zu protokolliren 
war (§ 16 des Gesetzartikel XXXVII : 1875). Die Löschung der 
protokollirten Firma ändert nichts an der Zuständigkeit des in den 
streitigen Fragen zuständigen Gerichtes. Die im § 3, Punkt 1, d\ 
e\ f) aufgezählten Processe können in Gemässheit des § 28 in 
Ansehung von Gesellschaften auch vor dem allgemeinen Gerichts- 
stande angestrengt werden. 

Gegen die Mitglieder von Handelsgesellschaften können Pro- 
cesse in Ansehung von Forderungen aus ihrer Haftung für gesell- 
schaftliche VerbindUchkeiten auch bei jenen Gerichten angestrengt 
werden, bei welchen sich der allgemeine Gerichtsstand der Gesell- 
schaft befindet. 

§ 36. 

Processe, welche aus einer Vermögensverwaltung entstehen, 
die Rechnungsprocesse inbegriffen, können auch vor jenem Gerichte 
angestrengt werden, in dessen Sprengel das Vermögen verwaltet 
wurde. 

Wenn die Vermögensverwaltung unter gerichtlicher Aufsicht 
geschieht, ist das Gericht, welches die Aufsicht ausübt und wenn 
die Angelegenheit dessen Wirkungskreis überschreiten würde, jener 
Grerichtshof, in dessen Sprengel das beaufsichtigende Gericht seinen 
Sitz hat, ausschliesslich zuständig. 

2 



Digitized by LjOOQIC 



18 

§ 37. 
Die im III. Abschnitt des ersten Theils des Gesetzartikels 
XVII : 1881 geregelten Anfechtungsprocesse können auch vor jenem 
Gerichte angestrengt werden, welches die Eröffnung des Concurses 
angeordnet hat, bezw. wenn die Angelegenheit nicht zum Wir- 
kungskreise dieses Gerichtes gehört, vor jenem Gericht, in dessen 
Sprengel der Sitz des Gerichtes ist, welches die Concurseröffnung 
angeordnet hat. 

§ 38. 
Processe aus Mieth- oder Pachtverhältnissen bezüglich 
^mbeweglicher Sachen, sowie die im § 1, Punkt 2), l) angeführten 
Processe können auch vor dem Gerichte jenes Ortes angestrengt 
werden, wo die unbewegliche Sache gelegen ist. 

§ 39. 

Die nicht unter den § 32 fallenden Schadenersatzprocesse 
können auch vor jenem Gerichte angestrengt werden, in dessen 
Sprengel der Schaden entstanden ist. 

§ 40. 

Processe, welche aus Erbschaftsverhältnissen, Vermächtnissen 
und anderen Verfügungen auf den Todesfall, sowie aus Miter- 
werb und aus dem Witwenrecht entstanden sind, können auch, 
wenn sie sich auf unbewegliche Sachen beziehen, vor jenem 
Gerichte angestrengt werden, welches für die Nachlassabhandlung 
zuständig ist, bezw. wenn die Angelegenheit dessen Wirkungskreis 
überschreiten sollte, vor dem Gerichtshof, auf dessen Sprengel sich 
der Sitz dieses Gerichtes befindet. Wenn die Nachlassabhandlung 
im Zuge ist, ist jenes Gericht, vor welchem die Nachlassabhand- 
lung anhängig ist, bezw. auf dessen Sprengel der Sitz dieses 
Gerichtes sich befindet, für die im vorigen Absätze erwähnten 
Processe insolange ausschliesslich zuständig, bis die Nachlass- 
abhandlung nicht rechtskräftig beendet ist. 

In Ansehung der im Inlande befindlichen unbeweglichen 
Sachen ist in den im vorigen Absätze erwähnten Processen das 
inländische Gericht ausschliesslich zuständig. 
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§ 41. 

Vermögensrechtliche Processe, welche aus üngiltigerklärung, 
Auflösung der Ehe oder Scheidung von Tisch und Bett entstehen, 
können auch vor jenem Gerichte angestrengt werden, welches für 
den Eheprocess zuständig ist ; wenn aber der vermögensrechtliche 
Process zum Wirkungskreise des Bezirksgerichtes gehört, vor jenem 
Bezirksgericht, für das jene Gründe massgebend sind, welche die 
Zuständigkeit des Gerichtes für den Eheprocess begründen 
(§§ 670, 671). 

§ 42. 

Processe, welche das Eigenthum, dingliche Rechte und Real- 
lasten an unbeweglichen Sachen, oder deren Freiheit von denselben 
betreffen, ferner die auf unbewegUche Sachen bezüglichen Theilungs-, 
Grenzberichtigungs- und Besitzprocesse — die summarischen Be- 
sitzstörungs- und Wiedereinsetzungsprocesse, sowie die summari- 
schen Grenzprocesse inbegriffen — sowie die grundbücherlichen 
Löschungsprocesse gehören ausschliessHch zur Zuständigkeit jenes 
Gerichtes, auf dessen Sprengel sich das unbewegliche Gut befindet. 

In Processen, welche Grunddienstbarkeiten oder Reallasten 
zum Gegenstande haben, ist die Lage des dienenden, bezw. 
belasteten Grundstückes massgebend. 

Wenn sich das unbewegliche Gut in dem Sprengel mehrerer 
Gerichte befindet, kann der Process vor jedem dieser Gerichte 
angestrengt werden. 

§ 43. 

Vor dem Gerichte, welches nach der Lage des unbeweglichen 
Gutes zuständig ist, können auch die Processe angestrengt werden, 
welche auf Rechtfertigung der grundbücherlichen Vormerkung, auf 
Geltendmachung der mittels Einverleibung oder Vormerkung sicher- 
gestellten Forderungen und anderer persönhcher Rechte, auf deren 
Bestand oder Nichtbestand, sowie auf Eintreibung der rückständi- 
gen persönlichen Leistungen aus Reallasten abzielen, wenn' sie 
gegen dieselbe Person gerichtet sind, gegen die man die Klage 
wegen eines auf die Reahtät bezüglichen dinglichen Rechtes 
anstrengen könnte. 

2* 
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§ 44. 

Die Processe aus dem Fideicommissverhältnisse gehören 
ausschliesslich zur Zuständigkeit jenes Gerichtshofes, welcher die 
Aufsicht über das Fideicommiss ausübt. 

§ 45. 

Processe, welche die Auslagen und Gebühren eines Advocaten 
zum Gegenstand haben, können auch vor dem Gerichte jenes 
Ortes angestrengt werden, wo der Advocat seine Kanzlei hat. 

Dieser Gerichtsstand ist auch in dem Falle anwendbar, wenn 
der mit der Substitution betraute Advocat seine Kosten und 
Gebühren gegen jenen Advocaten geltend macht, der ihn betraut hat. 

§ 46. 

In solchen vermögensrechtlichen Processen, für welche das 
Gesetz nicht einen ausschliesslichen Gerichtsstand festsetzt, ist 
auch jenes Gericht zuständig, dem sich der Beklagte unterwirft. 
Die Unterwerfung ist, insofern der Beklagte sie im Process nicht 
erklärt, nur dann giltig, wenn dieselbe in einer öfTenthchen oder 
den §§ 334 und 335 entsprechend ausgestellten Privaturkunde 
enthalten ist, sich auf Processangelegenheiten aus einem bestimm- 
ten Rechtsverhältnisse bezielt und die Zuständigkeit auf ein 
bestimmtes inländisches Gericht überträgt. 

Die Unterwerfung schliesst die sonst bestehende Zuständigkeit 
nur in dem Falle aus, wenn die Parteien die Zuständigkeit in 
einer Urkunde von der oben bezeichneten Beschaffenheit in gegen- 
seitigem Einverständnisse ausschliesslich festgestellt haben. 

§ 47. 

Wenn in einem anderen Staate gegen ungarische Staats- 
bürger in bürgerlichen Rechtssachen die Klage auch vor einem 
Gerichte angestrengt werden kann, welches nach diesem Gesetze in 
diesen Processen überhaupt nicht oder nicht in solcher Weise zu- 
ständig wäre, kann gegen Angehörige des betreffenden Staates 
ausser den in diesem Gesetze begründeten Gerichtsständen auch 
jener Gerichtsstand angewendet werden. 
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§ 48. 

Unter mehreren gleichmässig zuständigen Gerichte hat der 
Kläger die Wahl. 

§ 49. 

Unter Ort ist vom Gesichtspunkte der Zuständigkeit die 
Gemeinde zu verstehen. Wenn das Gebiet einer Gemeinde zwischen 
mehreren Bezirksgerichten vertheilt ist, so ist unter Ort das Gebiet 
des betreffenden Bezirksgerichtes zu verstehen. Wenn aber die 
Zuständigkeit nicht auf dieser Grundlage bestimmt werden kann, 
hat der Kläger die freie Wahl zwischen den Bezirksgerichten, 
welche sich auf dem Gebiete der Gemeinde befinden. 

§ 50. 

Die gerichthche Zuständigkeit ist, soferne das Gesetz nicht 
anders verfügt, nach dem Zeitpunkte der Klagsüberreichung zu 
beurtheilen. 

§ 51. 

Das Gericht nimmt seine Zuständigkeit von Amtswegen wahr. 

Wenn der Beklagte vor dem Gerichte erscheint oder wenn 
er sich bereits in den Process eingelassen hat, hat das Gericht 
den Mangel seiner Zuständigkeit nur dort von Amtswegen wahrzu- 
nehmen, wo das Gesetz die Zuständigkeit ausschliessHch festsetzt. 

Insofern das Gesetz nicht abweichend verfügt (§§ 141, 442, 
462 Punkt 1) hat das Gericht die Wahrheit der Thatsachen, welche 
zur Feststellung der Zuständigkeit oder ihres Mangels vorgebracht 
werden, wenn dieselben mit der Notorietät oder der amthchen 
Kenntnis des Gerichtes nicht in Widerspruch stehen, nur im Falle 
gegnerischen Widerspruches zu untersuchen. 

§ 52. 

Die Bestimmung des zuständigen Gerichts erfolgt durch das 
im Instanzenzuge zunächst höhere Gericht : 

1. Wenn es mit Rücksicht auf die Grenzen mehrerer Gerichts- 
bezirke zweifelhaft ist, welches Gericht zuständig ist, oder den 
Wirkungskreis besitzt ; 
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2. wenn verschiedene Gerichte dieselbe Angelegenheit rechts- 
kräftig als zu ihrer Zuständigkeit oder ihrem Wirkungskreis gehörig 
erklärt haben; 

3. wenn mehrere Gerichte, von denen das Eine zuständig 
sein musste, sich rechtskräftig für unzuständig erklärt haben, oder 
wenn dieser Conflict in Betreff des Wirkungskreises zwischen 
mehreren Gerichten auftaucht; 

4. wenn vor mehreren Gerichten eine Klage mit demselben 
Substrate angestrengt wurde und es auf Grund der früheren Klage- 
erhebung nicht entschieden werden kann, die Rechtshängigkeit 
welches Processes die Fortsetzung der üebrigen behindert. 

Die Bestimmung des zuständigen Gerichtes erfolgt durch das 
nächste unbehinderte Gericht höherer. Instanz auch dann, wenn 
das im üebrigen zuständige Gericht in der Ausübung der richter- 
lichen Gewalt thatsächlich gehindert ist. 

§ 53. 

Wenn der Process auf dem Geltungsgebiete dieses Gesetzes 
angestrengt werden kann, die Thatsachen jedoch, welche zur 
Begründung der gerichtlichen Zuständigkeit dienen, fehlen oder 
nicht ermittelt werden können, so wird das in dieser Angelegen- 
heit zuständige Gericht durch die kgl. Curie bestimmt. 

§ 54. 

Die Bezeichnung des zuständigen Gerichtes erfolgt entweder 
auf Wunsch welcher Partei immer oder von Amtswegen auf 
Ansuchen des Gerichtes. Die Partei kann das Gesuch auch beim 
übergeordneten Gerichte einreichen. 

Das Gericht kann in Betreff dieser Bezeichnung auch ohne 
mündliche Verhandlung entscheiden. Der Bescheid, mit welchem 
das zuständige Gericht bestimmt wird, ist durch ein Rechtsmittel 
nicht anfechtbar. 

Das übergeordnete Gericht kann vor der Bestimmung die 
unaufschiebbaren Verfügungen unmittelbar anordnen. 
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Vierter Abschnitt. 

Innere Organisation der Gerichte. 

§ 55. 
Die kgl. Bezirksgerichte gehen als Einzelgerichte vor. 

§ 56. 

Die kgl. Gerichtshöfe, die kgl. Tafeln und die kgl. Curie 
entscheiden in Senaten. 

Der Senat des kgl. Gerichtshofes besteht ausser dem Vor- 
sitzenden aus zwei Richtern. 

Wenn der kgl. Gerichtshof als Handelsgericht einschreitet 
(§ 3), muss bei der mündUchen Verhandlung in der Hauptsache 
ein Richter ein Handelsbeisitzer sein. Ebenso wird der Senat des 
kgl. Handels- und Wechselgerichtshofs Budapest gebildet, wenn er 
in erster Instanz einschreitet. 

Der Senat der kgl. Tafel wird ausser dem Vorsitzenden aus 
vier Richtern gebildet. 

Der Senat der kgl. Curie wird in dem Falle, wenn sie den 
Beschluss des Gerichtshofs als Rechtsmittelinstanz überprüft, ausser 
dem Vorsitzenden aus vier Richtern, in anderen Fällen ausser 
dem Vorsitzenden aus sechs Richtern gebildet. 

§ 57. 

Die Senate können nur in der gesetzlich bestimmten Mit- 
ghederzahl entscheiden. Zu längeren Verhandlungen können auch 
Ersatzmitglieder zugezogen werden, mit denen sich der Senat im 
Falle der Verhinderung eines MitgUedes ergänzt. 

§ 58. 

Die im gegenwärtigen Gesetze dem Vorsitzenden zugewiesenen 
•Agenden übt der Vorsitzende des Senates aus, bei Bezirksgerichten 
aber die dem Vorsitzenden, dem Senate oder dessen MitgUedern 
zugewiesenen Agenden der Richter. 

Die in diesem Gesetze dem Präsidenten des Processgerichtes 
zugewiesenen Agenden übt bei Bezirksgerichten der Leiter des 
Bezirksgerichtes aus. 
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§ 59. 
Gerichtshandlungen können durch einen beauftragten Richter 
nur in den in diesem Gesetze vorgesehenen Fällen vollzogen 
werden. 



Fünfter Abschnitt. 

Ausschliessung von Gerichtspersonen. 

§ 60. 
Der Richter kann von Gesetzeswegen nicht vorgehen in sol- 
chen Angelegenheiten: 

1. in welcher er selbst Partei ist oder mit der Partei mit- 
berechtigt oder mitverpflichtet ist, oder ihn einer Partei gegenüber 
eine vom Ausgange des Processes abhängige Ersatzpflicht trifft; 

2. in welcher seine Ehefrau oder gewesene Ehefrau, seine 
Verlobte, oder ein Verwandter oder Verschwägerter in directer 
Linie, oder in der Seitenlinie ein bis zum Geschwisterkind ein- 
schliessHch Verwandter, oder der Bruder seiner Frau, oder der 
Ehetheil eines seiner Geschwister im Sinne des ersten Punktes 
betheiligt ist; 

3. in welcher im Sinne des ersten Punktes eine solche 
Person betheiligt ist, zu welcher er im Verhältniss von Adoptiv- 
oder Zieheltern- bezw. Kindern, oder im Vormundschafts- oder Cura- 
telverhältnisse steht; 

4. in welcher er als gesetzUcher Vertreter, Bevollmächtigter 
oder als Advocat einer Partei intervenirt hat, ferner in welcher 
er mit dem gesetzUchen Vertreter einer Partei oder mit ihrem 
Bevollmächtigten oder Advocaten in dem im Punkte 2 oder 3 
angeführten Verhältnis steht; 

5. in welcher er als Zeuge oder Sachverständiger vernommen 
wurde; 

6. in welcher er als Mitglied des Gerichtes in einer unteren 
Instanz oder eines Schiedsgerichtes, an der Erlassung der ange- 
fochtenen Entscheidung theilgenommen hat, oder in welcher er 
als beauftragter oder ersuchter Richter vorgegangen ist, insofern 
es sich um die Ueberprüfung seiner Thätigkeit oder des von ihm 
erlassenen Bescheides in Folge einer Vorstellung handelt. 
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§ 61. 

Das Gericht achtet von Amtswegen darauf, dass ein im Sinne 
des vorigen § von Gesetzeswegen ausgeschlossener Richter an der 
Verhandlung nicht theilnehme. Der Richter, der Kenntnis davon 
hat, dass gegen ihn ein solcher Ausschliessungsgrund vorliegt, ist 
verpflichtet, dies dem Gerichtsvorstand sofort anzuzeigen. Den von 
Gesetzeswegen ausgeschlossenen Richter kann welche Partei immer 
in jedem Stadium des Verfahrens ablehnen. 

§ 62. 

Infolge der Ablehnung von seiten welcher Partei immer, ist 
auch jener Richter auszuschliessen, der in der Angelegenheit be- 
fangen erscheint. 

Befangen ist der Richter, wenn solche Gründe obwalten, 
welche mit Rücksicht auf die Angelegenheit in Betreff der Unpar- 
teilichkeit des Richters gegründete Zweifel aufkommen lassen. 

Eine gegen den Richter mit Bezug auf seine amtliche Thätig- 
keit begangene Ehrenbeleidigung oder Verleumdung, oder eine 
gegen ihn nach Einleitung des Processes erstattete strafgerichtliche 
oder Disciplinaranzeige kann an sich als Befangenheitsgrund nicht 
geltend gemacht werden. 

Die Partei kann den Richter wegen Befangenheit nicht mehr 
ablehnen, wenn sie sich, ohne die bestehenden und ihr vorher 
bekannten Befangenheitsgründe geltend gemacht zu haben, vor 
dem Richter in eine Verhandlung einlässt oder vor ihm Anträge 
stellt. •" 

§ 63. 

Der Richter, der wegen Befangenheit abgelehnt werden kann, 
ist berechtigt, bei Anmeldung der Befangenheitsgründe zu begehren, 
dass er von der Theilnahme am Verfahren befreit werde. 

§ 64. 

Das Ablehnungsgesuch ist bei jenem Gerichte vorzubringen, 
welchem der abgelehnte Richter angehört. 

Das Gesuch ist, wenn die Partei es ausserhalb der münd- 
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liehen Verhandlung vorbringt, schriftlich einzureichen oder zu 
Protokoll zu geben. 

Die ablehnende Partei hat den Grund ihres Ansuchens glaub- 
haft zu machen, einschliessüch des ümstandes, dass der Befan- 
genheitsgrund damals, als die Partei sich vor dem Richter in die 
Verhandlung eingelassen oder vor ihm Anträge gestellt hat, noch 
nicht aufrechtbestand oder ihr unbekannt war. (§ 62.) 

Zur Glaubhaftmachung kann man sich auch auf die Erklärung 
des abgelehnten Richters berufen. 

Der abgelehnte Richter ist verpflichtet, sich über die Ab- 
lehnung zu äussern. 

§ 65. 

üeber die Ausschliessung eines Richters beim Bezirksgerichte 
hat der Gerichtshof, über die Ausschliessung eines andern Richters 
in der Regel jenes Gericht zu entscheiden, welchem der abgelehnte 
Richter angehört. 

Ueber die Ablehnung des Gerichtshofvorstehers, des ganzen 
Senates oder der Mehrzahl seiner Mitglieder hat die kgl. Tafel, 
über die Ablehnung des Präsidenten der kgl. Tafel, eines ganzen 
Senates derselben oder der Mehrzahl seiner Mitglieder hat die 
kgl. Curie zu entscheiden, üeber die Ablehnung des Präsidenten 
der kgl. Curie, eines ganzen Senates derselben oder die Mehrzahl 
seiner Mitglieder hat die kgl. Curie in Plenarsitzung aller Richter 
der Civil- wie der Strafsenate zu entscheiden. 

Der abgelehnte Richter darf an der Beschlussfassung nicht 
theilnehmen. Das AusschUessungsgesuch kann mit Zustimmung 
des abgelehnten Richters auch im Wege der Geschäftsleitung ohne 
Beschlussfassung erledigt werden. 



§ 66. 

Das Gericht kann über das AusschUessungsgesuch ohne 
Anhörung der Gegenpartei entscheiden. 

Gegen den Bescheid, welcher dem Ausschliessungsgesuche 
stattgibt, ist kein Rechtsmittel zulässig. Gegen den abweislichen 
Bescheid kann die Beschwerde ergriffen werden. 
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§ 67. 

Der abgelehnte Richter soll bis zur Erledigung des Aus- 
schliessungsgesuches nur solche Handlungen vornehmen, welche 
keinen Aufschub gestatten. 

§ 68. 

Die Bestimmungen der §§ 65 und 67 sind auch ausser dem 
Falle eines Ausschliessungsgesuches entsprechend anzuwenden, 
wenn ein Richter seine gesetzliche AusschUessung anmeldet, oder 
auf Grund seiner Befangenheit seine Befreiung verlangt, ferner 
wenn sonstige Zweifßl über seine gesetzliche Ausschliessung 
entstehen. 

Die Entscheidung hat in solchen Fällen ohne Anhörung der 
Parteien zu erfolgen. 



§ 69. 

Wenn sich das Gericht infolge Ausschliessung oder Enthebung 
seiner Mitglieder (§ 63) nicht constituiren kann, sowie in jenem 
Falle, wenn der Richter des Bezirksgerichtes, oder der Präsident 
des Gerichtshofs oder der kgl. Tafel im Sinne des § 60, Punkt 
1 — 4 ausgeschlossen ist, hat das Gericht höherer Instanz, das im 
Sinne des § 65 über die Ausschliessung zu entscheiden hat, unter 
der auf seinem Sprengel befindlichen Gerichten gleichartigen Wir- 
kungsreises ein anderes Gericht, das vorzugehen hat, zu bezeichnen. 

Auf die Anhörung der Parteien und Unanfechtbarkeit des 
Delegirungsbeschlusses, sowie auf die Anordnung der unaufschieb- 
baren Verfügungen ist § 54 anzuwenden. 



§ 70. 

Die Verfügungen dieses Gapitels sind auch auf den Protokoll- 
führer entsprechend anzuwenden. 

üeber die Ausschliessung entscheidet jenes Gericht, bei 
welchem der Protokollführer angestellt ist. 
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ZWEITER TITEL. 

Parteien, 

Erster Abschnitt. 

Processfähigkeit. 

§ 71. 
Partei kann derjenige sein, der nach dem Privatrechte rechts- 
fähig ist. Nach den Regeln des Privatrechtes ist es auch zu be- 
urtheilen, inwiefern die Leibesfrucht und die unbekannten Erben 
als Parteien auftreten können. 

§ 72. 

Processuale Handlungsfähigkeit hat jeder, der sich durch 
Verträge verpflichten kann. 

Die processuale Handlungsfähigkeit haben auch jene, die über 
den Gegenstand des in Rede stehenden Processes ausserprocessual 
rechtsgiltig verfügen können. 

§ 73. 

In Betreff der gesetzlichen Vertretung, sowie der Nothwen- 
digkeit einer besonderen Vollmacht zur Processführung sind die 
bestehenden privatrechtlichen Normen massgebend. 

§ 74. 

Wenn der gesetzliche Vertreter zur Processführung berechtigt 
ist, bedarf es in Bezug auf die einzelnen Processhandlungen dem 
Gegner gegenüber keiner Specialvollmacht, ausgenommen insofern 
die bestehenden Vorschriften zur Beendigung des Processes mittels 
Vergleich, Anerkennung oder Verzicht eine Specialvollmacht oder 
nachträgliche Genehmigung erfordern. 

§ 75. 

Der Mangel der processualen Handlungsfähigkeit eines nicht 
ungarischen Staatsbürgers kann nicht berücksichtigt werden, wenn 
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ihm diese Fähigkeit nach dem Rechte des Processgerichtes zu- 
kommt. Diese Bestimmung schhesst jedoch die nach dem auslän- 
dischen Gesetze berechtigte gesetzliche Vertretung nicht aus. 

§ 76. 

Das Gericht nimmt den Mangel der Processfähigkeit bezw. 
der Legitimation des gesetzlichen Vertreters, sowie der etwa nöthigen 
Bevollmächtigung desselben auch von Amtswegen in jeder Lage 
des Processes wahr. 

Wenn der Mangel beseitigt werden kann, so setzt das Gericht 
eine Frist zur Beseitigung des Mangels fest und kann, wenn 
Gefahr am Verzuge wäre, das Verfahren inzwischen mit der Partei 
bezw.' dem Vertreter fortsetzen; eine Endentscheidung kann jedoch 
vor Behebung des Mangels, bezw. vor Ablauf der festgesetzten 
Frist nicht erlassen werden. 

Wenn der Mangel nicht zu beseitigen ist, oder in der im 
Sinne des vorigen Absatzes festgesetzten Frist nicht behoben wird, 
so stellt das Gericht das Verfahren ein. 

Die Legitimation des gesetzUchen Vertreters ist nicht erfor- 
deriich, wenn seine Vertretungsberechtigung notorisch ist oder der 
Richter davon amtUche Kenntnis hat. 

Bis zum Eintritte des gesetzlichen Vertreters durch die Partei 
oder in ihrem Namen vorgenommene Handlungen sind wirkungs- 
los, wenn der gesetzliche Vertreter sie nicht genehmigt. 

§ 77. 

Ist eine Processhandlung gegen eine nicht processfähige Per- 
son vorzunehmen, welche keinen gesetzlichen Vertreter hat und 
wenn Gefahr am Verzuge wäre, hat das Gericht auf Antrag, für 
die Zeit bis zum Eintritte des gesetzlichen Vertreters einen Curator 
zu bestellen. 

Inwieferne ausser diesem Falle ein Curator zu bestellen ist^ 
bestimmt das Gesetz. 

Die Curatelskosten hat jene Partei vorzuschiessen, deren 
Handlung die Bestellung des Curators veranlasst hat. 
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Zweiter Abschnitt. 
Streitgenossen. 

§ 78. 

Mehrere Parteien können gemeinschaftlich klagen, bezw. 
gemeinschaftlich geklagt werden, wenn den Streitgegenstand ein 
gemeinschaftUches Recht, bezw. Verpflichtung bildet, oder wenn 
die Parteien im Wesentlichen aus demselben thatsächhchen und 
rechtlichen Grunde berechtigt oder verpflichtet sind. 

Wenn für sämmtliche Beklagte ein zuständiges inländisches 
Gericht nicht besteht, hat der . Kläger unter den allgemeinen 
Gerichtsständen der mehreren Beklagten die Wahl. Der Neben- 
verpflichtete — bei Wechselschuldnern aber der Girant — kann 
auch ausser diesem Falle vor dem zuständigen Gerichte des Haupt- 
verpflichteten belangt werden. Es ist nicht gestattet, den Haupt- 
verpflichteten dem Gerichtsstande des Nebenverpflichteten zu 
unterw^erfen, sowie den Hauptverpflichteten, der im Inlande einen 
allgemeinen Gerichtsstand hat, unter den Gerichtsstand eines aus- 
wärtigen Gerichtes zu bringen. 

§ 79. 

Mehrere Parteien können auch in dem Falle gemeinschaft- 
lich klagen oder geklagt werden, wenn den Streitgegenstand im 
wesentlichen auf gleichartigem thatsächhchen und rechtlichen 
Grunde stehende Rechte und Verpflichtungen bilden und die 
Zuständigkeit des Gerichtes hinsichtlich jedes Geklagten begrün- 
det ist. 

§ 80. 
Jeder Streitgenosse steht, sofern das Gesetz keine Ausnahme 
begründet, im Processe als selbstständige Partei und gereichen 
die Handlungen oder Unterlassungen des einen Streitgenossen dem 
andern weder zum Vor- noch zum Nachtheile. 

§ 81. 

Kann das streitige Recht zu Gunsten der Streitgenossen oder 
^egen dieselben nur einheitKch entschieden werden, oder würde 
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sich die Rechtskraft des im Processe gefällten ürtheils vermöge 
gesetzlicher Vorschrift auf die Streit genossen auch dann erstrecken, 
wenn sie am Processe nicht theilgenommen hätten, dann sind die 
Handlungen der handelnden Streitgenossen auch jenen Streit- 
genossen gegenüber, die einen Termin oder eine Frist versäumt 
haben, insolange massgebend, bis sie nicht selbst handeln. 

Diese Regel erstreckt sich nicht auf die Dispositivhandlun- 
gen der Streitgenossen, (Vergleich, Anerkenntnis, Verzicht). In den 
Fällen des ersten Absatzes beurtheilt das Gericht den Einfluss der 
sich widersprechenden oder von einander abweichenden Vorträge 
der Processparteien auf die Entscheidung der Sache nach den 
Umständen des Processes. 

§ 82. 

Zur Betreibung des Processes ist jeder Streitgenosse berech- 
tigt, ohne Rücksicht auf das unter den Streitgenossen bestehende 
Verhältnis. Zu einem Termine sind sämmtliche Streitgenossen zu 
laden. 



DritterAbschnitt. 
Betheiligung dritter am Rechtsstreite. 

§ 83. 

Wer eine Sache oder ein Recht, worüber zwischen andern 
Personen ein Process anhängig ist, ganz oder zum Theile für sich 
beansprucht, kann seinen Anspruch bis zur rechtskräftigen Ent- 
scheidung des Processes mit einem Hauptinterventionsprocesse 
geltend machen. 

§ 84. 

Der Hauptinterventionsprocess ist mittels gegen beide Theüe 
gerichteter Klage vor jenem Gerichte erster Instanz anzustrengen, 
wo der Hauptprocess anhängig ist. 

Die Ladung kann auch für den im Hauptprocess angeordne- 
ten Termin erfolgen. 
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Der Hauptinterventionsprocess ist als selbständiger Proeess 
zu behandeln, das Gericht kann jedoch den Hauptprocess bis zur 
rechtskräftigen Entscheidung des Hauptinterventionsprocesses aus- 
setzen und auch die gemeinsame Verhandlung der Processe 
anordnen. 

§ 85. 

Wer ein rechtliches Interesse daran hat, dass ein zwischen 
anderen Personen anhängiger Proeess zu Gunsten einer Partei 
entschieden werde, kann zur Unterstützung des Obsiegens dieser 
Partei dem Processe beitreten (Nebenintervention). 

Die auf die Nebenintervention bezüghchen Verfügungen dieses 
Gesetzes sind auch in jenen Fällen anzuwenden, in welchen die 
Nebenintervention durch besondere Gesetze gestattet wird. 

§86. 

Die Nebenintervention ist in jedem Stadium des Processes 
bis zu dessen rechtskräftiger Entscheidung zulässig und kann auch 
in Verbindung mit einem Rechtsmittel erfolgen. 

§ 87. 

In der Anmeldung der Nebenintervention ist auch das Interesse 
des Intervenienten ^ darzulegen. 

Wenn die Nebenintervention ausserhalb eines Termines ange- 
meldet wird, erfolgt sie mittels Schriftsatzes, welcher den Gerichts- 
acten beizuschliessen und den Parteien mitzutheilen ist. 

§ 88. 

Wenn eine Partei die Zurückweisung der Nebenintervention 
beantragt, so entscheidet das Gericht nach mündlicher Anhörung 
der Parteien und des Nebenintervenienten mittels Bescheid. Wenn 
der Nebenintervenient sein Interesse glaubhaft macht, darf die 
Intervention nicht zurückgewiesen werden. 

Gegen den abweislichen Bescheid ist Beschwerde zulässig. Bis 
zur rechtskräftigen Zurückweisung der Nebenintervention kann der 
Nebenintervenient am Processe theilnemen. 
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§ 89. 

Der Nebenintervenient ist berechtigt, im Interesse der Partei 
alle nach der Processlage zulässigen Handlungen vorzunehmen ; 
für die Partei sind diese Handlungen nur insoferne von Wirkung, 
als sie mit den Handlungen der Partei nicht in Widerspruch stehen. 

Wenn die Rechtskraft des im Processe zu fällenden ürtheils 
sich auch auf das Verhältniss des Nebenintervenienten zur Gegen- 
partei erstreckt, gilt der Nebenintervenient als Streitgenosse. 

§ 90. 

Jene Partei, die im Falle der Sachfälligkeit gegen eine dritte 
Person eine Forderung auf Gewährleistung oder Schadloshaltung 
geltend machen zu können glaubt, oder im Falle der Sachfälligkeit 
die Forderung eines Dritten befürchtet, ebenso Derjenige, der wegen 
einer Forderung geklagt wird, die auch eine dritte Person für sich 
beansprucht, kann dieser dritten Person bis zur rechtskräftigen 
Entscheidung des Processes den Streit verkünden. Der Dritte kann 
eine weitere Streitverkündung vornehmen. 

§ 91. 

Dei Streitverkündung erfolgt durch einen Schriftsatz, in 
welchem der Grund der Streitverkündung und die Lage der Sache 
anzugeben ist. 

Wenn der Process schon im Zuge ist, ist die Streitverkün- 
dung auch der Gegenpartei mitzutheilen. 

§ 92. 

Wenn der Dritte sich dem Streitverkünder anschliesst, gilt 
er als Nebenintervenient. Wenn er jedoch die Vertheidigung nicht 
übernimmt oder sich nicht erklärt, so ist der Rechtsstreit ohne 
Rücksicht auf die Streitverkündung fortzusetzen. 

Das Rechtsverhältnis zwischen demjenigen, der den Streit 
verkündet und demjenigen, dem der Streit verkündet wird, kann 
in dem Processe nicht entschieden werden, aus der Uebernahme 
der Vertheidigung kann die Anerkennung der Gewährleistungs- 
oder Ersatzpflicht nicht gefolgert werden. 

3 
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§ 93. 

Wenn der geklagte Schuldner jener dritten Person, welche 
die Forderung ganz oder zum Theile für sich in Anspruch nimmt, 
den Streit verkündet und derjenige, dem der Streit verkündet 
wurde, in den Process eintritt, hat auf Ansuchen des Schuldners 
dessen Entlassung aus dem Rechtsstreite zu erfolgen, wenn 
er die Summe der Forderung zu Gunsten der streitenden Gläu- 
biger unter Verzicht auf das Recht der Zurücknahme gerichtlich 
hinterlegt. 

In diesem Falle ist der Process nur zwischen den Gläubigern, 
welche den Anspruch erheben, darüber, wem die Forderung 
zustehe, fortzusetzen. Der obsiegenden Partei ist die hinterlegte 
Summe zuzuerkennen und die unteriiegende Partei auch in die 
dem Schuldner verursachten Kosten, einschliesslich der Hinterle- 
gungskosten, zu verfallen; in die grundlos verursachten Kosten 
jedoch ist auch in solchem Falle der Schuldner zu verfallen. 

§ 94. 

Derjenige, welcher als Besitzer einer Sache, die er im Namen 
einer dritten Person besitzt, oder wegen einer Dienstbarkeit oder 
eines anderen dinglichen Rechtes, das er im Namen eines Dritten 
ausübt, geklagt wird, kann die Einlassung in den Process ver- 
weigern, wenn er den Dritten als seinen Auetor angibt und 
dessen Vorladung behufs Abgabe einer Erklärung begehrt. In 
dem zur Abgabe dieser Erklärung angesetzten Termine erlischt 
das Recht des Geklagten, die Einlassung in den Process zu ver- 
weigern. 

Wenn am festgesetzten Termine der als Auctor vorgeladene 
Dritte diese seine Eigenschaft bestreitet oder sich nicht erklärt, 
ist der Geklagte der als Vormann geladenen Person gegenüber 
berechtigt, dem Klagsantrage Genüge zu leisten. 

Wenn der als Auctor namhaft gemachte Dritte, diese seine 
Eigenschaft beim angeordneten Termin anerkennt, kann er mit 
Zustimmung des Beklagten an dessen Stelle treten. Die Zustim- 
mung des Klägers zu diesem Eintritte ist nur in Ansehung jener 
seiner Forderung nothwendig, welche von dem im ersten Absätze 
angegebenen Verhältnisse unabhängig ist. 
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Wenn der Auetor an Stelle des Beklagten eintritt, kann dieser 
beantragen, dass er aus dem Processe entlassen werde; das in 
Ansehung der Sache, bezw. des Rechtes gefällte Urtheil ist jedoch 
auch ihm gegenüber vollstreckbar. 



Vierter Abschnitt. 
Bevollmächtigte und Advocaten. 

§ 95. 

Vor den Bezirksgerichten können die Parteien, deren gesetz- 
liche Vertreter, Procuristen und jene, welche nach den Bestim- 
mungen des Handelsgesetzbuches Handelsgesellschaften vor Gericht 
zu vertreten berechtigt sind, Processhandlungen persönlich oder 
durch Bevollmächtigte vornehmen. 

Bevollmächtigter kann in der Regel nur ein Advocat sein. 
Ausserdem kann als Bevollmächtigter vertreten : 

1. in jedem Processe der Ascendent den Descendenten und 
umgekehrt ; der Gatte seine Frau und die Descendenten und Ascen- 
denten seiner Frau ; die Gattin ihren Gatten ; Geschwister die 
Geschwister und ein Streitgenosse den anderen ; 

2. in jenen Processen, welche nicht auf Grund einer Verein- 
barung zum Wirkungskreise des Bezirksgerichtes gehören, der 
Wirthschaftsbeamte und derjenige, welcher mit der ständigen Ver- 
waltung eines unbeweglichen Gutes betraut ist — denjenigen, in 
dessen Diensten er steht; ferner der in einem Geschäfte ständig 
angestellte Handlungsbevollmächtigte und der Handels- und gewerb- 
liche Gehilfe seinen Chef. 

Wenn am Sitze des einschreitenden Gerichtes ein ausübender 
Advocat nicht wohnt, oder wenn die dort wohnenden, ausübenden 
Advocaten verhindert sind, kann in den im zweiten Punkte erwähn- 
ten Processen die Partei sich durch jede Person männlichen Ge- 
schlechtes als Bevollmächtigten vertreten lassen. 

Ein Nichtadvokat kann, insofern er nicht eigenberechtigt ist, 
nur dann Bevollmächtigter sein, wenn er das zwanzigste Lebens- 
jahr zurückgelegt hat. 
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§96. 

Vor den Gerichtshöfen und den Gerichten höherer Instanz 
müssen sich die Parteien durch Advocaten vertreten lassen. Die 
Ausnahmen bestimmt das Gesetz. 

Die als Richter oder Staatsanwälte angestellten Staatsbeam- 
ten, die kgl. Notare, die öffentlichen Professoren der Rechte, die- 
jenigen, die ein Richter- oder Advocatendiplom besitzen, die Doc- 
toren der Rechte, bedürfen in ihren eigenen Angelegenheiten oder 
in den Angelegenheiten ihrer unter väterlicher Gewalt stehenden 
minderjährigen Kinder, ferner als Bevollmächtigte ihrer Gattinen, 
keiner Vertretung durch Advocaten. 

Die auf die Vertretung des kgl. Ärars und der öffentlichen 
Stiftungen in Processen bezüglicTien Vorschriften werden durch 
diesen § nicht berührt. 

Die im Sinne des zweiten und dritten Absätze dieses §-en 
berechtigten Personen und Organe sind vom Gesichtspunkte dieses 
Gesetzes aus, insofern dieses Gesetz keine Ausnahme macht, den 
Advocaten gleich zu achten. 

§ 97. 

Die Verfügung des vorstehenden Paragraphen schliesst nicht 
aus, dass die Parteien auch ohne Advocaten persönlich, oder durch 
einen im § 95. Punkt 1 und 2 bezeichneten Bevollmächtigten vor 
dem Processgerichte Vergleiche schliessen, das streitige Recht 
ganz oder theilweise anerkennen, oder darauf verzichten, ferner 
dass sie vor dem Gerichtsschreiber, sowie vor dem ersuchten 
Richter und, sofern das Gesetz nicht anders verfügt, auch vor dem 
beauftragten Richter Processhandlungen vornehmen können. 

§ 98. 

Sofern die Vertretung durch Advocaten geboten ist, hat das 
Gericht die Handlungen der ohne Advocaten auftretenden Partei 
von Amtswegen zurückzuweisen. Wenn dieser Mangel erst im Laufe 
des Verfahrens offenkundig wird, können die vollzogenen Hand- 
lungen nicht wegen Mangels der Vertretung durch Advocaten 
angefochten werden. 
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§ 99. 

Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten schliesst — 
auch wenn die Vertretung durch Advocaten geboten ist — nicht 
aus, dass die Partei in Begleitung ihres Vertreters persönlich vor 
Gericht erscheint und daselbst mündliche Erklärungen abgibt. 

§ 100. 

Der Bevollmächtigte ist verpflichtet, seine schriftliche Voll- 
macht in Urschrift oder in beglaubigter Abschrift bei seiner ersten 
Processhandlung behufs Anschluss an die Gerichtsacten vorzu- 
weisen. 

Wenn die Bevollmächtigung mittels einer Privaturkunde ge- 
schieht, muss die Urkunde den §§ 334 und 335 entsprechend 
ausgestellt sein. 

Die im Auslande ausgestellte Vollmacht ist in eine öffentliche 
oder legalisirte Privaturkunde zu fassen. 

§ 101. 

Die persönlich erschienene Partei kann auch mündlich eine 
Vollmacht ertheilen, welche in das Verhandlungsprotokoll aufzu- 
nehmen und von der Partei zu unterschreiben ist. 

§ 102. 

Die Partei kann ihre dem Advocaten zur Processführung 
ertheilte allgemeine Vollmacht bei den kgl. Gerichtshöfen im Vor- 
hinein anmelden. Der Anmeldung ist die gerichtliche oder notariell 
legalisirte Vollmacht in Urschrift beizuschliessen. 

Der Gerichtshof führt ein Verzeichniss über diese Anmel- 
dungen und verständigt von demselben die in seinem Sprengel 
befindlichen Bezirksgerichte behufs Führung eines ähnlichen Ver- 
zeichnisses. 

Die Verzeichnise sind öffentlich. 

Die in das Verzeichnis aufgenommene Vollmacht bedarf 
vor den Gerichten, wo die Verzeichnise geführt werden, keines 
Nachweises. Vor anderen Gerichten kann die Vollmacht durch den 
vom Gerichtsschreiber ausgestellten Auszug des Verzeichnises 
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nachgewiesen werden. Der Widerruf oder die Kündigung der Voll- 
macht ist beim Gerichtshofe in einer gerichtlich oder notariell 
beglaubigten Form behufs Eintragung ins Verzeichnis, bezw. Mit- 
theilung anzumelden, da sonst das Erlöschen der Vollmacht aus 
diesem Grunde dritten Personen gegenüber nicht geltend gemacht 
werden kann. Durch diese Bestimmung wird § 107 nicht berührt. 

§ 103. 

Insoweit die Vertretung durch Advocaten geboten ist, muss 
der Advocat eine Vollmacht zur Processführung besitzen. In ande- 
ren Fällen kann die Vollmacht auf einzelne Handlungen lauten. 

§ 104. 

Die zur Processführung ertheilte Vollmacht erstreckt sich auf 
alle auf den Process bezügUchen Handlungen, die im Laufe des 
Processes erhobenen Klagen, die Interventionsklage und Wieder- 
aufnahmsklage mitinbegriffen ; femer auf die Sicherstellungs- und 
Executionshandlungen, sowie auf die in deren Laufe angestrengten 
Processe und darauf bezüglichen Handlungen; sie erstreckt sich 
weiters auf die Beendigung des Processes durch Vergleich, Aner- 
kenntnis oder Verzicht, auf Empfangnahme der streitigen Summe 
oder Sache, deren Quittirung und auf die Bestellung eines Sub- 
stituten. 

Der Wirkungskreis des im Sinne der §§ 77, 165, 182 ernann- 
ten Curators ist derselbe, wie der Wirkungskreis eines zur Pro- 
cessführung Bevollmächtigten, mit der Einschränkung, dass der 
Curator keinen Vergleich schliessen, noch Anerkenntnis oder Ver- 
zicht erklären kann. 

§ 105. 

Eine Beschränkung des gesetzlichen ümfanges der Process- 
vollmacht hat der Gegenpartei gegenüber nur insoferne Wirkung, 
als die Beschränkung in der Vollmacht selbst ausdrücklich ent- 
halten ist. 

Sofern die Vertretung durch Advocaten geboten ist, kann der 
Gesetzliche Umfang der Vollmacht rechtswirksam nur in Bezug 
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auf die Beendigung des Processes durch Vergleich, Verzicht oder 
Anerkenntnis, sowie Empfangnahme der streitigen Summe oder 
Sache und Quittirung darüber beschränkt werden. 

Die im Sinne des § 102 angemeldete Vollmacht ist unbe- 
schränkbar. 

§ 106. 

Die Processvollmacht erlischt weder durch den Tod des 
Vollmachtgebers, noch durch eine Veränderung, welche in der 
Processfähigkeit des Machtgebers oder in der Person seines gesetz- 
lichen Vertreters vor sich gegangen ist. Wenn jedoch der Bevoll- 
mächtigte im Namen der Rechtsnachfolger auftreten will, ist er 
verpflichtet, deren Vollmacht vorzuweisen. 

§ 107 

Wenn die Vertretung durch Advocaten nicht geboten ist, 
wird gegenüber dem Gegner der Widerruf der Vollmacht seitens 
der Partei mit der Mittheilung dieses Widerrufs, die Aufkündigung 
der Vollmacht seitens des Bevollmächtigten dagegen mit der Mit- 
theilung des Erlöschens der Vollmacht wirksam. 

Wenn die Vertretung durch Advocaten geboten ist, erlangt 
der Widerruf oder die Aufkündigung der Vollmacht dem Gegner 
gegenüber mit der Mittheilung der Bestellung eines andern Advo- 
caten Wirksamkeit. 

§ 108. 

Die vom Bevollmächtigten im Umfange seiner Vollmacht vor- 
genommenen Handlungen haben der Gegenpartei gegenüber die- 
selbe Wirkung, wie wenn sie von der Partei selbst vorgenommen 
wären, insoweit die miterschienene Partei sie nicht sofort wider- 
ruft oder berichtigt. 

§ 109. 

Von mehreren Bevollmächtigten kann jeder Einzelne die 
Partei vertreten. Eine gegenseitige Abmachung ist dem Gegner 
gegenüber wirkungslos. 
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§ 110. 

Den Mangel der Vollmacht hat das Gericht in jeder Lage 
des Processes von Amtswegen zu berücksichtigen. 

§ 111. 

Wenn derjenige, der als Bevollmächtigter auftritt, seine Voll- 
macht nicht ausweist, setzt das Gericht zur Beseitigung des Man- 
gels eine kurze Frist fest und kann die ohne Vollmacht erschienene 
Person vorläufig zur Theilnahme am Verfahren zulassen ; auf Ver- 
langen der Gegenpartei aber ist es verpflichtet, sie zuzulassen. 

Das Gericht kann die Zulassung der ohne Vollmacht erschie- 
nenen Person zur Theilnahme am Verfahren vom Erläge einer 
Sicherstellung für Kosten und Schäden abhängig machen, deren 
Art und Weise und Höhe dem Ermessen des Gerichtes vorbe- 
halten bleibt. 

Bevor die Frist zum Ausweise der Bevollmächtigung abge- 
laufen, bezw. bevor der Ausweis erfolgt ist, oder das Verfahren 
genehmigt woirde, kann eine Endentscheidung nicht erlassen werden. 

Wenn während der festgesetzten Frist der Mangel nicht 
behoben wird oder die Genehmigung nicht erfolgt ist, sind die 
Handlungen der für die Partei einschreitenden Person wirkungslos 
und demgemäss die ohne Vollmacht angebrachte Klage mit Bescheid 
von Amtswegen zurückzuweisen; in andern Fällen des Mangels 
der Vollmacht aber ist die Partei als nicht erschienen anzusehen 
und gegen sie die Rechtsfolgen des Nichterscheinens anzuwenden 
und zugleich in beiden Fällen der einschreitenden Person die 
Kosten der Gegenpartei aufzuerlegen. 

Die Partei kann den Mangel der Vollmacht nicht einwenden, 
wenn sie die Vollmacht auch nur mündlich ertheilt oder das Vor- 
gehen entweder ausdrücklich oder stillschweigend genehmigt hat. 

§ 112. 

Das Gericht kann jenen Parteien und Bevollmächtigten, denen 
die Fähigkeit zum verständlichen Vortrag mangelt, den weiteren 
Vortrag untersagen, jenen Bevollmächtigten aber, welche im Sinne 
des § 95 zur Vertretung nicht berechtigt sind, muss es jeden wei- 
teren Vortrag untersagen. 
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Wenn infolge dessen die Partei ohne Vertretung bleibt, ist 
die Verhandlung auf Kosten der Partei mit der Weisung zu ver- 
tagen, dass die Partei bei wiederholter Vereitlung der Verhandlung 
als nicht erschienen betrachtet werden wird. 

Auf Advocaten findet dieser § keine Anwendung. 



Fünfter Abschnitt 
Armenrecht. 

§ 113. 

Die Partei, welche ausser Stande ist, die Kosten des Pro- 
cesses zu bestreiten, ohne ihrer und ihrer Angehörigen, für die sie 
nach dem Gesetze oder gesetzkräftiger Rechtsgewohnheit zu sorgen 
verpflichtet ist, nothwendigen Unterhalt zu beeinträchtigen, wird 
des Armenrechtes theilhaftig, vorausgesetzt, dass ihre Process- 
führung sich nicht schon im Vorhinein als vollkommen ergebniss- 
los darstellt. 

Ausländern wird dieses Recht nur unter der Voraussetzung 
der Gegenseitigkeit gewährt. Wenn die Gegenseitigkeit zweifelhaft 
ist, hat das Gericht die Äusserung des Justizministers einzuholen. 
Die Äusserung des Justizministers ist für das Gericht bindend. 

§ 114. 

Durch die Bewilligung des Armenrechtes wird die Partei : 

1. vorläufig befreit von den noch rückständigen oder später 
zu entrichtenden Gebühren und Stempeln; 

2. nicht verpflichtet eine Sicherstellung für die Processkosten 
zu leisten ; 

3. berechtigt zu verlangen, dass zur unentgeltlichen Führung 
ihrer Rechtssache ein Advocat für sie bestellt werde; 

4. vorläufig befreit von der Berichtigung der Gebühren und 
Auslagen beauftragter Gerichtspersonen und Gerichtsvollzieher, der 
Gebühren von Zeugen und Sachverständigen, sowie von den Kosten 
der nothwendigen Veröffentlichungen, und werden dieselben durch 
die Staatscasse vorgeschossen. 
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§ 115. 

Die Bewilligung des Armenrechtes hat der Gegenpartei gegen- 
über auf die Verpflichtung zum Ersätze der Processkosten keinen 
Einfluss. 

§ 116. 

Um die Bewilligung des Armenrechtes kann beim zuständigen 
Processgerichte schriftlich oder mündlich angesucht werden. 

Wenn die Partei im. Sprengel eines ausserhalb des Sitzes 
des Processgerichtes befindlichen Bezirksgerichtes wohnhaft ist 
oder sich dort aufhält, kann sie ihr Gesuch auch mündlich vor 
dem Bezirksgerichte ihres Wohn- oder Aufenthaltsortes anbringen, 
welches Gericht das hierüber aufgenommene ProtocoU dem Process- 
gerichte übersendet. 

In dem Gesuche ist nach Erfordernis der strittige Sach- 
verhalt unter Angabe der Beweismittel für denselben anzuführen. 

Zugleich mit dem Gesuche ist ein Zeugnis der zuständigen 
Behörde vorzulegen, in welchem Stand oder Beschäftigung der 
Partei, ihre Vermögens- und Familienverhältnisse mit Benennung 
jener Personen, für deren Unterhalt die Partei etwa zu sorgen hat, 
die Höhe der von der Partei zu bezahlenden directen Staatssteuer 
und die Bezeugung des Unvermögens der Partei zur Bestreitung 
der Processkosten enthalten sein muss. Für unter Vormundschaft 
oder Curatel Stehende kann dieses Zeugniss auch durch die 
Pflegschaftsbehörde ausgestellt werden. 

Im Uebrigen wird die Ausstellung der Armuthszeugnisse im 
Verordnungswege geregelt. 

§ 117. 

Die Bestellung eines Advocaten zur unentgeltlichen Führung 
einer Angelegenheit für die arme Partei erfolgt nur dann, wenn 
die Partei darum ausdrücklich angesucht hat. 

In dringenden Fällen bestellt das Gericht für die arme Partei 
einen Advocaten. 

Im Uebrigen wird die Bestellung von Advocaten durch die 
Advocatenordnung geregelt. 

Die Bestellung für eine arme Partei ersetzt für den Advocaten 
die Processvollmacht. 
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§ 118. 

Das bewilligte Armenrecht erstreckt sich auch auf das 
Rechtsmittel- und Executionsverfahren. 

§ 119. 

Das Armenrecht erlischt mit dem Tode jener Partei, für die 
es bewilligt wurde. 

Das Gericht, welches das Armenrecht bewilligt hat, kann es 
in jeder Lage des Verfahrens auch von Amtswegen entziehen, 
wenn es sich herausstellt, dass die Voraussetzungen des Armenrechtes 
nicht vorhanden waren oder nicht mehr vorhanden sind. Die 
Entziehung des Armenrechts kann auch der für die Partei bestellte 
Advocat verlangen. 

Diejenige Partei, welche die Ertheüung des Ärmenrechtes 
wissentlich auf Grund falschen Vorbringens erwirkt hat, ist mit 
einer Geldbusse bis zu sechshundert Kronen zu bestrafen. 

§ 120. 

Die mit Armenrecht processführende Partei ist verpflichtet, 
jene Summen, von deren Bezahlung sie infolge des Armenrechtes 
vorläufig befreit war, nachträglich zu berichtigen, sobald sie dies 
ohne Beeinträchtigung des im § 113 erwähnten Unterhaltes zu 
thun vermag. 

§ 121. 

Die in den Punkten 1 und 4 des § 114 erwähnter Kosten, 
von deren Bezahlung die arme Partei vorläufig befreit war, sind 
von der Gegenpartei einzutreiben, wenn diese zur Bezahlung der 
Processkosten verhalten wurde. 

Die Eintreibung wird vom Gerichte entsprechend angeordnet. 

§ 122. 

Dem für die arme Partei bestellten Advocaten steht das 
Recht zu, von der in die Zahlung der Processkosten verfällten 
Gegenpartei, seine bestimmten Gebühren und Auslagen unmittelbar 
einzutreiben. Die Gegenpartei kann dem Advocaten die ihr der 
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armen Partei gegenüber zustehenden persönlichen Einwendungen 
nur insoweit entgegensetzen, als sie jene Kosten, welche ihr in 
demselben Processe gegen die arme Partei zugesprochen wurden, 
aufrechnen kann. 

§ 123. 

Das Gericht kann über die Bewilligung und Entziehung des 
Armenrechtes und Anordnung der Nachzahlung ohne Anhörung 
der Gegenpartei entscheiden; die etwa nothwendig erscheinenden 
Erhebungen können auch von Amtswegen gepflogen werden. 

Vor Entziehung des Armenrechtes und Anordnung der Nach- 
zahlung ist die arme Partei anzuhören. 

Die um das Armenrecht einschreitende Partei kann in diesem 
Verfahren auch dann persönlich einschreiten oder sich durch einen 
im § 95, Punkt 1 und 2 angeführten Bevollmächtigten vertreten 
lassen, wenn in der Angelegenheit die Vertretung durch Advocaten 
geboten ist. 

§ 124. 

• Gegen die Entscheidung, durch welche einer Partei das 
Armenrecht bewilligt oder dessen Entziehung verweigert wird, ist 
keine Beschwerde zulässig. Der Bescheid, der das Armenrecht ver- 
weigert, entzieht, oder die Nachzahlung anordnet, ist durch Be- 
schwerde anfechtbar. 



Sechster Abschnitt. 
Sicherheitsleistung. 

§ 125. 

Der ausländische Kläger hat auf Begehren des Geklagten für 
die Processkosten und ürtheilsgebühren Sicherheit zu leisten, aus- 
genommen, wenn in jenem Staate, welchem der Kläger angehört, 
ungarische Staatsbürger im gleichen Falle zur Sicherheitsleistung 
nicht verpflichtet sind. 
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Ist letzterer Umstand zweifelhaft, so hat das Gericht die 
Äusserung des Justizministers einzuholen. Die Äusserung des 
Justizministers ist für das Gericht bindend. 



§ 126. 

Der Beklagte kann auch in dem Falle Sicherheitsleistung 
verlangen, wenn der Grund zur Sicherheitsleistung im Laufe 
des Processes eintritt, ausgenommen, wenn der anerkannte Theil 
der klägerischen Forderung zur Deckung der Kosten ausreicht. 



§ 127. 

Die Höhe der Sicherheitssumme bestimmt das Gericht nach 
der wahrscheinhchen Summe der Kosten, welche der Beklagte 
aufzuwenden haben wird. 

Die durch eine vom Beklagten im Laufe des Processes 
angestrengte Klage erwachsenden Kosten sind bei der Bestimmung 
der Sicherheitssumme nicht zu berücksichtigen. 

Wenn die festgesetzte Summe im Laufe des Processes sich 
als unzureichend erweist und auch der unbestrittene Theil des 
klägerischen Anspruches zur Deckung der Kosten nicht ausreicht, 
kann der Beklagte weitere Sicherstellung verlangen. 

Im Rechtsmittelverfahren kann eine weitere Sicherstellung 
vom Kläger nur dann verlangt werden, wenn er die Berufung oder 
die Revision erhoben hat und die Kosten durch den, wenn auch 
nicht rechtskräftig zugesprochenen Theil seines Anspruches nicht 
gedeckt sind. 

§ 128. 

Die Sicherheitssumme kann, sofern die Parteien über die Art 
der Sicherheitsleistung nichts anderes vereinbart haben, nur in 
Baargeld oder für kautionsfähig erklärten Werthpapiere geleistet 
werden. Die Werthpapiere sind mit dem Zweidrittelwerte des an 
der Budapester Börse vor dem Erlagstage zuletzt cotirten Curses 
anzunehmen, keinesfalls jedoch höher, als zu ihrem Nominal- 
werte. 
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§ 129. 

Entfällt der Grund zur Sicherheitsleistung im Laufe des 
Processes, so ist dem Kläger auf Antrag die Sicherheit zurückzu- 
stellen, bezw. ist er von der Verpflichtung zur Sicherheitsleistung 
zu entheben. 

Ueber dieses Gesuch ist der Beklagte auch dann zu ver- 
nehmen, wenn es vom Kläger ausserhalb einer Tagsatzung ange- 
bracht wird. 

Gegen den Beschluss, mit welchem die Rückstellung der 
Sicherheit angeordnet wird, ist kein Rechtsmittel zulässig. 



DRITTER TITEL. 
Das Verfahren vor den Gerichten erster Instanz. 

Erster Abschnitt. 
Klageschrift und sonstige Eingaben. 

§. 130. 

Die Klageschrift muss enthalten : 

1. Die Rezeichnung des Gerichtes; in den im § 3 angeführten 
Processen ist der Gerichtshof als Handelsgericht zu bezeichnen. 

2. Die Benennung der Parteien nach ihrem Namen, Stand 
oder Beschäftigung, processualer Rolle und Wohnung, sowie Namen, 
Lebensstellung oder Beschäftigung und Wohnung der Parteien- 
vertreter. 

3. Die Mittheilung der Klage, welche bei dem Termin zur 
Processaufnahme vorgebracht werden wird, d. i. die Darlegung des 
Rechtes, welches der Kläger geltend machen will und ein bestimm- 
tes Begehren. 

Die formelle Benennung des Rechtes ist nicht nothwendig, es 
muss aber der Thatbestand das behauptete Recht aus dem ganzen 
Inhalt der Klage hervorheben. 

In der Klageschrift sind ferner behufs Vorbereitung der münd- 
lichen Verhandlung auch jene thatsächlichen Behauptungen anzu- 
führen, aus welchen der Kläger seine Klage ableitet, sowie die 
Beweise für dieselben. 
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In der Klageschrift sind, insofern es nöthig ist, auch jene 
Daten anzugeben, welche zur Feststellung des Wirkungskreises und 
die Zuständigkeit des Gerichtes, sowie anderer von Amtswegen 
wahrzunehmender Umstände dienen. Insoferne zum Nachweise 
dieser Umstände Urkunden nothwendig sind, sind diese Urkunden 
in Urschrift oder beglaubigter Abschrift (auszugsweise) vorzulegen. 
Insbesondere ist die Urkunde in jenen Fällen vorzulegen, in wel- 
chen das Gesetz den Wirkungskreis oder die Zuständigkeit auf die 
Urkunde gründet. 

In der Klageschrift sind gleichzeitig die Beilagen mit der 
Angabe zu bezeichnen, ob sie in Urschrift oder Abschrift beige- 
schlossen sind. 

§ 131. 

Es kann auch auf gerichtliche Feststellung des Bestehens 
oder Nichtbestehens eines Rechtsverhältnisses oder Rechtes, der 
Echtheit oder Unechtheit einer Urkunde Klage erhoben werden, 
wenn diese Feststellung zur Sicherung des Rechtszustandes des 
Klägers gegenüber dem Beklagten nöthig erscheint. 

Wegen Feststellung der Verpflichtung zur Rechnungslegung 
kann die Partei, welche die Rechnungslegung fordert, wegen Fest- 
stellung der Richtigkeit einer Rechnung hingegen kann sowohl die 
Partei, welche die Rechnungslegung fordert, als auch die zur 
Rechnungslegung verpfUchtete Partei Klage erheben. In der auf 
Feststellung der Verpflichtung zur Rechnungslegung erhobenen Klage 
kann der Kläger unter Einem auch eine Rechnung unterbreiten, 
deren Feststellung er für den Fall begehrt, wenn der Beklagte keine 
Rechnung vorlegen sollte. 

§ 132. 
In solchen Klagen, die auf Zahlung von Renten oder anderer 
von Gegenleistungen nicht abhängiger wiederkehrender Leistungen 
eingebracht werden, kann die Verurtheilung auch zu den nach 
Urtheilschöpfung fälligen Leistungen begehrt werden. 

§ 133. 
Der Kläger kann gegen denselben Beklagten mehrere Klagen 
in einer Klageschrift zusammenfassen, wenn das Gericht in Bezug 
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auf jede derselben zuständig ist und wenn dieselbe Art des Ver« 
fahreus zulässig ist. 

Mit der zur Zuständigkeit des Gerichtshofs gehörigen Klage 
kann auch eine solche Klage .verbunden werden, die mit Rücksicht 
auf ihren Wert in den Wirkungskreis des Bezirksgerichtes fällt. 

§ 134. 

Die in der Klageschrift bezogenen und im Besitze der Partei 
befindlichen Urkunden sind dem ersten Exemplar der Klageschrift 
in Urschrift oder in einfacher, bezw. — wo es das Gesetz anord- 
net — beglaubigter Abschrift, den anderen Exemplaren der Klage- 
schrift aber in einfacher Abschrift beizuschliessen. 

Wenn nur einzelne Theile der Urkunde von Belang sind, 
genügt es, wenn ein Auszug beigeschlossen wird, welcher den 
Eingang der Urkunde, den relevanten Theil, die Schlussworte der 
Urkunde, das Datum und die Unterschriften enthält. 

Wenn die Urkunden auch im Besitze des Gegners oder wenn 
sie sehr umfangreich oder zahlreich sind, so genügt es, sie genau 
zu bezeichnen und zur Einsicht anzubieten. Diese Bestimmung ist 
auf die im Sinne des § 130, dritter Absatz vorzuweisenden Ur- 
kunden nicht anwendbar. 

Die Urschrift der bezogenen Urkunden ist bei der Tagfahrt 
zur Processaufnahme auf Begehren des Gegners vorzuweisen, es 
wäre denn, dass die Urschriften dem ersten Exemplar der Klage- 
schrift beigeschlossen oder vor dem Termin zur Processaufnahme 
gemäss § 208 hinterlegt worden, sind. 

§ 135. 

Die Klageschrift ist beim Processgericht schriftlich in zwei 
Exemplaren und mit einer Rubrik zu überreichen; sind aber 
mehrere Beklagte vorhanden, in so vielen Exemplaren, dass auf 
jeden Beklagten ein Exemplar kommt. 

Wenn mehrere Betheiligte einen gemeinschaftlichen Vertreter 
haben oder wenn unter mehreren Vertretern eines Betheiligten 
Zustellungen zu banden des Einen rechtsgiltig erfolgen können, ist 
die Klageschrift für diese nur in einem Exemplar zu überreichen. 

Wenn der Kläger durch einen Advocaten vertreten ist, ist 
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jedes einzelne Exemplar der Klageschrift mit der Gegenzeichnung 
des Advocaten zu versehen. Findet keine Vertretung durch Advo- 
caten statt, so hat die Partei oder ihr Bevollmächtigter die Klage- 
schrift im Sinne der §§ 334 und 335 auszustellen. 

Wenn die Partei die nöthigen Exemplare oder Rubriken nicht 
überreicht, so ifertigt der Gerichtsschreiber von Amtswegen auf 
Kosten der Partei die fehlenden Abschriften an und beglaubigt sie. 

§ 136. 

Im bezirksgerichtlichen Verfahren kann die Klage auch vor 
dem Processgericht zu Protocoll gegeben werden. 

Im Falle der mündlichen Klagsanbrigung hat das Gericht der 
Partei die nothwendigen Weisungen zu ertheilen und auf die Män- 
gel ihres Vorbringens aufmerksam zu machen. Die Aufnahme zu 
Protocoll aber darf es, wenn die Parter es, auch nachdem sie 
aufmerksam gemacht wurde, verlangt, nicht verweigern. 

Die zur Zustellung erforderhchen Abschriften des Protocolls 
und die Beilagen werden vom Gerichtsschreiber von Amtswegen 
angefertigt und beglaubigt. 

§ 137. 

Mit den in den Punkten 1 und 2 des § 130 aufgezählten 
Erfordernissen sind auch jedes schriftliche Begehren und jede An- 
zeige, welche ausserhalb der mündlichen Verhandlung angebracht 
werden können, zu versehen. 

In dem Schriftsatz ist ferner die Angelegenheit, auf welche 
sich dieselbe bezieht, zu bezeichnen und wenn der Schriftsatz 
einen schon im Zuge befindlichen Process betrifft, so ist auch die 
gerichtliche Geschäftszahl auf derselben ersichtlich zu machen. 

Die auf die Bezeichnung der Beilagen sich beziehende Vor- 
schrift des § 130 ist auch auf sonstige schriftUche Eingaben an- 
zuwenden. 

In solchen Schriftzätzen, infolge deren ein Termin zur münd- 
lichen Verhandlung angeordnet werden muss, sind das beim Termin 
vorzubringende Begehren, die zu dessen Begründung dienenden 
Thatsachen und auch die Beweise für dieselben mitzutheilen. 

Wenn das Gericht über den Schriftsatz ohne mündliche Ver- 

4 
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handlung entscheidet, sind behufs nothwendiger Beweise oder Be- 
scheinigungen die Urkunden in Urschrift dem Schriftsätze beizulegen. 
Im Übrigen ist auf die Mittheilung des Urkunden § 134 anzuwenden. 

§ 138. 

Schriftliche Eingaben sind, ausser in dem ersten Exemplar, 
welches zu den Acten zu nehmen ist, in der behufs Behändigung 
nothwendigen Anzahl zu überreichen (§ 135). 

Auf den einzelnen Exemplaren ist anzumerken, wem und in 
welcher Eigenschaft sie ihm zuzustellen sind. Behufs eigener Ver- 
ständigung hat die Partei eine Rubrik anzuschliessen. 

Auf die Unterfertigung der Exemplare, sowie auf die Ergän- 
zung der fehlenden Exemplare und der Beilagen sind die Bestim- 
mungen der §§ 134 und 135 anzuwenden. 

§ 139. 

Im bezirksgerichtlichen Verfahren können die Gesuche und 
Erklärungen, welche ausserhalb der mündlichen Verhandlung vor- 
gebracht werden dürfen, vor dem Processgerichte zu ProtocoU ge- 
geben werden. 

Im Gerichtshofverfahren können nur in den im Gesetz be- 
stimmten Fällen derlei Gesuche und Erklärungen mündlich ange- 
bracht werden. Das mündliche Anbringen erfolgt in diesem Falle 
vor dem Gerichtsschreiber und ist zu Protocoll zu nehmen. 

Die Bestimmungen des § 137 sind auch auf die statt eines 
Schriftsatzes aufgenommenen Protocolle entsprechend anzuwenden. 

Auf die der Partei zu ertheilenden Belehrungen und Anwei- 
sungen, sowie auf die Ausfertigung der erforderlichen Abschriften 
ist § 136 anzuwenden. 

§ 140. 

Vor Einleitung des Processes kann beim Bezirksgericht, das 
im Falle des Processes ohne Rücksicht auf den Wert des Streit- 
gegenstandes zuständig wäre, um Vorladung zum Vergleichsversuche 
angesucht werden. Die Vorladung, in welcher die Angelegenheit 
kurz zu bezeichnen ist, darf nur am Sitze des Bezirksgerichtes 
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behändigt werden. Der Termin ist der die Vorladung begehrenden 
Partei mündlich mitzutheilen. 

Der zustandegekommene Vergleich ist zu Protokoll fest- 
zustellen und hat die Wirkung eines gerichtlichen Vergleiches. 

Wenn beide Theile erschienen sind, der Vergleichsversuch 
aber fruchtlos bleibt, nimmt das Gericht, insofern die Angelegen- 
heit zu seinem Wirkungskreis gehört, auf Ansuchen des Klägers 
die Klage zu Protocoll und verhandelt sofort über die Angelegei> 
heit. Wenn aber die Vertagung der Verhandlung sich als noth- 
wendig erweist, ordnet es sofort den Verhandlungstermin an und 
gibt diesen d^n Parteien mündlich bekannt. 

Wenn auf dem zum Vergleichs versuche angeordneten Ter- 
min die einschreitende Partei nicht erschienen ist oder auf Begehren 
der Gegenpartei die zum Wirkungskreise des Bezirksgerichtes ge- 
hörige Klage nicht vorbringt, so ist sie auf Antrag der Gegenpartei 
in den Ersatz der verursachten Kosten mittels Bescheid zu ver- 
fallen. Ist aber die Gegenpartei nicht erschienen, so sind die Kosten 
des Verfahrens zu die Kosten des einzuleitenden Processes hinzu 
zurechnen. 



Zweiter Abschnitt. 
Ladung. 

§ 141. 

Die Ladung auf Grund der Klageschrift erlässt der Vor- 
sitzende. 

Wenn der Kläger in der Klageschrift nicht jene Angaben 
und Urkunden vorgelegt hat, welche zur Feststellung des Wirkungs- 
kreises und der Zuständigkeit des Gerichtes, sowie der von Amts- 
wegen zu berücksichtigenden anderweitigen Umstände nothwendig 
sind (§ 130) oder wenn die Klageschrift wegen anderer behebbarer 
Mängel, insbesondere wegen mangelhafter Bezeichnung der Parteien 
oder der Angelegenheit, oder wegen Mangels der Advocatengegen- 
zeichnung oder der Unterfertigung zum Erlasse der Ladung nicht 
geeignet ist, stellt der Vorsitzende die Klageschrift unter Anbe- 
raumung einer kurzen Frist behufs Verbesserung zurück. 

4* 
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Im bezirksgerichtlichen Verfahren kann das Gericht die im 
Orte wohnende Partei wegen Verbesserung der Klageschrift vorladen. 

Die innerhalb der anberaumten Frist verbesserte Klage wird 
so angesehen, als wenn sie ursprünglich ordnungsmässig überreicht 
worden wäre. 

Die Bestimmungen dieses § sind, insofern das Gesetz nicht 
abweichend verfügt, auch auf andere Eingaben anzuwenden. 

§ 142. 

Ist schon bei der Erledigung der Klageschrift offenkundig, 
dass irgend einer der im § 186, Punkt 1, 2, 3 und 6 angeführten 
processhindernden Umstände oder ein von Amtswegen zu berück- 
sichtigender und nicht behebbarer anderer Mangel vorhanden ist, 
ferner, wenn der Kläger die zur Verbesserung zurückgestellte 
Klageschrift neuerdings mangelhaft überreicht, weist das Gericht 
die Klageschrift ohne Erlassung einer Ladung von Amtswegen 
zurück. 

Im Gerichtshofverfahren unterbreitet zu diesem Zwecke der 
Vorsitzende die Klageschrift dem Senat, der hierüber ohne Anhö- 
rung der Parteien entscheidet. Wenn der Senat die Klageschrift 
nicht zurückweist, erlässt der Vorsitzende die Ladung ohne Mit- 
theilung des Senatsbeschlusses. 

Im bezirksgerichtlichen Verfahren ist im Falle mündlicher 
Klagsanbringung der zurückweisende Bescheid, insofern er sofort 
erlassen wird, dem Kläger mündhch zu verkünden und schriftlich 
nur auf dessen Verlangen zu zustellen. 

• Die Bestimmung des § 190 ist auch auf den Fall der im 
Grunde dieses § verfügten Zurückweisung der Klageschrift an- 
zuwenden. 

§ 143. 

Ist es schon bei der Erledigung der Klageschrift offenbar, 
dass der vor dem Gerichtshof eingeleitete Process zum Wirkungs- 
kreise des Gerichtshofs als Handelsgericht, oder dass der vor dem 
Gerichtshof als Handelsgericht eingeleitete Process nicht zum 
Wirkungskreise des Handelsgerichtes gehört, so sorgt der Vorsitzende 
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dafür, dass der Termin vor dem zuständigen Senat anberaumt 
werde. 

Der Gerichtshof Budapest, und der Gerichtshof für Budapest 
und Umgebung, sowie der Budapester Handels- und Wechsel- 
gerichtshof gehen in einem solchen Fallfe im Sinne des vorigen § vor. 

§ 144. 

Im Gerichtshofverfahren ist in dem über die Klageschrift 
ergehenden Ladungsbescheide der Beklagte aufzufordern, in dem 
bezeichneten Verhandlungssaale am bezeichneten Tag und zur 
bezeichneten Stunde zur Processaufnahme bei Vermeidung der 
gesetzhchen Folgen durch einen bevollmächtigten Advocaten zu 
erscheinen. 

Im bezirksgerichtlichen Verfahren sind die Parteien in dem 
über die Klageschrift ergehenden Ladungsbescheid aufzufordern, 
zur Processaufnahme und zur mündUchen Verhandlung persönüch 
oder durch einen im § 95 angeführten ausgewiesenen Bevollmäch- 
tigten zu erscheinen und sind zugleich aufzufordern, zur Verhand- 
lung die auf die Angelegenheit sich beziehenden Originalurkunden 
und, soweit es möglich, andere Beweismittel, namenthch ihre 
Zeugen, mitzubringen. 

Der Ladungsbescheid ist dem Beklagten auf dem zweiten 
Klagsexemplar und wenn mehrere Beklagte vorhanden sind, jedem 
derselben auf den weiteren Klagsexemplaren, dem Kläger aber 
auf der Rubrik zuzustellen. Das erste Klagsexemplar ist bei Gericht 
zurückzubehalten. 

Im Falle mündlicher Klagsanbringung ist der Beklagte mit 
der Abschrift des Protokolls vorzuladen. 

§ 145. 

Auf Sonntage und gewöhnliche Feiertage nach dem gregoria- 
nischen Kalender, sowie auf Nationalfeiertage können Termine 
zur Processaufnahme nur in dringenden Fällen anberaumt werden. 

Wegen solcher Anberaumung des Termins, oder wegen Ver- 
weigerung der Anberaumung ist kein Rechtsmittel zulässig. 

Dieser § ist auch auf andere Termine anzuwenden. 
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§ 146. 

Die Frist, welche zwischen der Zustellung des Ladungs- 
bescheides und dem Termin zur Processaufnahme gelegen sein 
muss (Frist zur Processaufnahme), beträgt im Gerichtshofverfahren 
wenigstens acht Tage, wenn die Zustellung an den Beklagten am 
Sitze des Gerichtshofs und wenigstens fünfzehn Tage, wenn sie 
anderswo im Geltungsgebiete dieses Gesetzes erfolgt. 

Im bezirksgerichtlichen Verfahren beträgt die Frist zur Pro- 
cessaufnahme in den Fällen des ersten Absatzes drei, bezw. acht 
Tage. 

Wenn der Ladungsbescheid ausserhalb des Geltungsgebietes 
dieses Gesetzes zuzustellen ist, sowie auch im Falle der Edictal- 
zustellung setzt der Vorsitzende die entsprechende Frist zur Process- 
aufnahme fest. 

In dringenden Fällen kann der Vorsitzende ohne Anhörung 
des Gegners auch eine kürzere Frist zur Processaufnahme fest- 
setzen. 



§ 147. 

Im bezirksgerichtlichen Verfahren können die Parteien an den 
vom Gericht zu bestimmenden und öffentlich bekanntzugebenden 
ordenüichen Processaufnahmstagen auch ohne (förmliche) Ladung 
behufs Verhandlung ihrer Angelegenheit vor dem Gerichte erscheinen. 
In diesem Falle ist die Klage in's Verhandlungsprotokoll aufzu- 
nehmen. 

Das Gericht verschafft sich die Ueberzeugung von der Persons- 
identität der Parteien. 



§ 148. 

Mit der Zustellung der mit dem Ladungsbescheide versehenen 
Klageschrift treten die Wirkungen der Rechtshängigkeit ein. 

Diese Wirkungen sind Folgende : 

1. W^enn eine Partei im Laufe des anhängigen Processes 
wegen desselben Rechtes einen neuerlichen Process einleitet, so 
kann der Gegner gegen die Aufnahme des später anhängig gewor- 
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denen Processes Einwendung erheben (Einrede der Streitanhän- 
gigkeit). 

2. Die mit der Klagszustellung verbundenen privatrechtlichen 
Wirkungen treten ein. 

Jene privatrechtlichen Wirkungen, die mit der Klagsanbringung 
verbunden sind, werden schon durch die Einreichung der Klage- 
schrift gewahrt. 

Kann die Klageschrift dem Beklagten, weil er gestorben ist, 
oder aus anderen Gründen nicht zugestellt werden, so erlöschen 
die mit der Ueberreichung der Klageschrift verbundenen privat- 
rechtlichen Wirkungen, wenn der Kläger binnen einer Präclusiv- 
frist von dreissig Tagen, die vom Tage seiner Verständigung vom 
vergeblichen Versuche der Zustellung zu rechnen ist, die Edictal- 
ladung nicht verlangt, oder die zur Bewerkstelligung der Zustellung 
nöthigen Daten nicht beibringt. 

In Ansehung der nicht mittels Klageschrift mitgetheilten Klage 
(§§ 147, 184, 195, 196) treten die Wirkungen der Streitanhängigkeit, 
sowie der Ueberreichung der Klageschrift dann ein, wenn die 
Klage zum Beischluss an's Verhandlungsprotokoll angebracht wird, 
bezw. im bezirksgerichtlichen Verfahren, wenn die Klage zu Proto- 
koll genommen wird. 

§ 149. 

In Angelegenheiten, welche im Zuge sind, muss zwischen 
der Zustellung der Ladung an den Gegner und zwischen dem Ter- 
min wenigstens eine Frist von acht Tagen gelassen werden. In 
dringenden Fällen kann der Vorsitzende die Frist der Vorladung 
ohne Anhörung des Gegners abkürzen. 

Der erste Absatz des § 141 und der § 144 sind auch auf 
sonstige Ladungen entsprechend anzuwenden. 



§ 150. 

Zu solchen Terminen, welche in verkündeten Beschlüssen an- 
beraumt wurden, ist keine Ladung nöthig. 
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Dritter Abschnitt. 
Zustellung. 

§ 151. 

Die Zustellungen vermittelt, insofern das Gesetz keine Aus- 
nahme festsetzt, der Gerichtsschreiber von Amtswegen. 

§ 152. 

Zustellungsorgane sind: die kgl. Post, die Gerichtsdiener, 
irgend ein geeignetes Organ der städtischen Municipien und der 
Städte mit geordnetem Magistrate, der Gemeinde- und Kreisnotär 
oder deren zu diesem Zwecke im Vorhinein zu bestellende geeig- 
nete Vertreter. 

Welche Zustellungsorgane in einzelnen Fällen vorzugehen 
haben, wird im Verordnungswege geregelt. 

Auf Verlangen der betheiligten Partei und auf deren Kosten 
ist mit der Zustellung der Gerichtsvollzieher zu betrauen. 

§ 153. 
Der Gerichtsschreiber kann im Sprengel jenes Gerichtshofes, 
bei dem er in Verblendung steht, die Zustellungsorgane mit der 
Zustellung unmittelbar betrauen. Wegen Zustellungen, welche im 
Sprengel eines anderen Gerichtshofes zu bewirken sind, ist die 
Requisition — insofern die kgl. Post nicht in Anspruch genommen 
werden kann — an den Schreiber jenes Bezirksgerichtes zu sen- 
den, in dessen Sprengel die Zustellung zu erfolgen hat. Wenn die 
Zustellung durch den Gerichtsvollzieher erfolgt, so kann der Ge- 
richtsschreiber die Requisition auch in dem Falle unmittelbar an 
den Gerichtsvollzieher richten, wenn dieser im Sprengel eines 
andern Gerichtshofes in Verwendung steht. 

§ 154. 
Die Zustellung kann anstatt an die Partei auch an deren 
Generalbevollmächtigten, sowie an einen zur Empfangnahme von 
Zustellungen besonders bevollmächtigten Vertreter, in Processen 
aus dem Betriebe von Handelsgewerben auch zu Händen des 
Procuristen erfolgen. 
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§ 155. 

In Processen vor jenen Gerichten, bei welchen die Partei 
einen im Sinne des § 102 angemeldeten Advocaten hat, haben die 
Zustellungen anstatt zu Händen der Partei an ihren angemeldeten 
Advocaten zu erfolgen. 

Die Zustellung zu Händen der Partei ist in diesem Falle nur 
dann rechtsgiltig, wenn sie zu ihren eigenen Händen erfolgt ist 

§ 156. 

Im Laufe des Processes erfolgen die Zustellungen zu Händen 
des zur Prozessführung Bevollmächtigten (§ 104.) 

Hat die Partei zur Übernahme der Zustellungen beim Gerichte 
einen besonderen Bevollmächtigten — Zustellungsbevollmächtigten — 
angemeldet, so können die Zustellungen zu dessen Händen erfolgen. 

Dem Zustellungsbevollmächtigten mehrerer Betheiligter ist der 
zuzustellende Schriftsatz für jeden Betheiligten in einem besonderen 
Exemplare zu übergeben. 

§ 157. 

Wohnt der zur Processführung Bevollmächtigte der Partei 
nicht am Sitze des Gerichtes, so kann der Vorsitzende auf Antrag 
der Gegenpartei anordnen, dass die Partei zur Übernahme der 
Zustellungen einen am Sitze des Gerichtes wohnhaften Bevollmäch- 
tigten namhaft mache. 

Der Vorsitzende kann in dieser Frage ohne vorhergehende 
Einvernahme entscheiden und ist gegen seinen Bescheid kein Recurs 
zulässig. 

Der Zustellungsbevollmächtigte ist bei der nächsten mündlichen 
Verhandlung oder in dem nächsten Schriftsatz, welcher vor der 
mündlichen Verhandlung der Gegenpartei zuzustellen ist, namhaft 
zu machen und dem Gerichte anzuzeigen. Insolange die Partei 
einen Zustellungsbevollmächtigten nicht namhaft macht, sowie wenn 
der. Zustellungsbevollmächtigte wegen Mangelhaftigkeit der Bezeich- 
nung nicht aufzufinden ist, erfolgt die Zustellung in der Weise, 
dass das zuzustellende Schriftstück an den zur Processführung 
Bevollmächtigten unter dessen letzter bekannten Adresse auf die 
Post gegeben wird. Die Zustellung gilt in einem solchen Falle als 
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mit der Aufgabe zur Post vollzogen, selbst wenn die Sendung als 
unbestellbar zurückkommt. 

Die Zustellung erfolgt durch die Aufgabe zur Post auch 
dann, wenn der zur Processführung Bevollmächtigte deshalb nicht 
gefunden werden kann, weil seine Wohnung gar nicht oder fehler- 
haft angemeldet ist. In diesem Fall hat die Aufgabe zur Post unter 
der letzten bekannten Adresse der Partei zu erfolgen. 

In den bezirksgerichtUchen Processen ist der erste und zweite 
Absatz dieses § nur dann anwendbar, wenn die Partei im Aus- 
lande wohnt und im Inlande einen zur Processführung Bevollmäch- 
tigten nicht hat. In diesem Falle erfolgt die Aufgabe unter der 
Adresse des Bevollmächtigten und in Ermanglung eines solchen 
unter der Adresse der Partei. 

§ 158. 

Die Zustellung kann überall erfolgen, wo die Person, für 
welche das zuzustellende Schriftstück bestimmt ist, angetrof- 
fen wird. 

Wenn aber die Person am Orte der Zustellung eine Wohnung, 
ein Geschäftslocal, oder eine Kanzlei besitzt, so ist die ausserhalb 
dieser Locale bewirkte Zustellung nur dann rechtsgiltig, wenn die 
Person die Annahme nicht verweigert hat. 

§ 159. 

Wird die Person, an welche die Zustellung erfolgen soll, 
nicht zuhause angetroffen, so kann die Zustellung in der Wohnung 
zu Händen des mit ihr zusammenwohnenden erwachsenen Familien- 
mitghedes, in Ermanglung eines solchen aber zu Händen einer er- 
wachsenen Person erfolgen, die in ihrem oder im Dienste des mit 
ihr in gemeinschaftlichem Haushalte lebenden Familienmitgliedes 
steht. 

Werden solche Personen in der Wohnung nicht angetroffen, 
so hinterlegt der Postdiener das zuzustellende Schriftstück bei dem 
Ortspostamte, das Gemeindeorgan bei der Gemeindevorstehung, ein 
anderes Zustellungsorgan aber beim Bezirksgerichte des Zustellungs- 
ortes und verständigt hievon den Adressaten durch eine in 
Gegenwart zweier erwachsener, wenn möglich im selben Hause, 
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eventuell in der Nachbarschaft wohnhafter Zeugen auf seiner Thür 
anzuschlagende Verständigung. 

Der Inhalt der angeschlagenen Verständigung ist den Zeugen 
und wenn möglich ausserdem dem Vermieter oder dem Hausbesorger 
mitzutheilen. 

§ 160. 

Wird der Gewerbetreibende, der ein abgesondertes offenes 
Geschäftslocal hat, in seinem Geschäftslocal nicht angetroffen, so 
kann die Zustellung zu Händen des daselbst angetroffenen erwach- 
senen Gehilfen erfolgen. 

Gegenüber solchen Gewerbetreibenden, die in der Gemeinde, 
in welcher die Zustellung bewirkt werden soll, ein auf dem zu- 
zustellenden Schriftstücke bezeichnetes oder auf Grund der in der 
Wohnung erhaltenen Auskunft sofort eruirbares Geschäftslocal 
haben, kann die Hinterlegung des Zustellungsstückes nur dann 
erfolgen, wenn das Schriftstück auch im Geschäftslocal nicht zu- 
gestellt werden konnte. Die Verständigung ist auch in diesem Falle 
an der Wohnungsthür zu befestigen. 

§ 161. 

Die Zustellung an Advocaten und kgl. Notare kann, wenn 
sie nicht in der Kanzlei angetroffen werden, zu Händen des dort 
befmdhchen Gehilfen oder Schreibers erfolgen. 

Bei Zustellungen an Advocaten und kgl. Notare kann das 
Verfahren nach § 159 nur dann stattfinden, wenn sie keine eigene 
Kanzlei besitzen oder der Versuch der Zustellung auch in der 
Kanzlei vergeblich gewesen ist. 

§ 162. 

Wenn der gesetzliche Vertreter oder Vorsteher einer Behörde^ 
Gemeinde, Corporation oder eines Vereines in den üblichen Amts- 
beziehungsweise Geschäftstunden im Amts- oder Betriebslocal nicht 
gefunden werden kann oder an der Übernahme verhindert ist, so 
kann die Zustellung zuhanden der zur Übernahme der Schriftstücke 
bestimmten, in Ermanglung solcher oder für den Fall deren Ver- 
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hinderung zuhanden einer andern im Dienstverhältnisse stehenden 
Person erfolgen, welche in dem Amts- oder Betriebslocal gefunden 
werden können. 

Wenn der Vorsteher in seiner Wohnung nicht anzutreffen 
ist, so ist das Verfahren nach § 159 nur dann zulässig, wenn er 
kein besonderes Amts- beziehungsweise Geschäftslocal besitzt. 

§ 163. 

In den Fällen der §§ 159—162 darf die Zustellung zuhanden 
einer solchen Person nicht erfolgen, die im Processe Gegenpartei 
desjenigen ist, an den zugestellt werden soll. 

§ 164. 

Wenn das Zustellungsorgan in seiner Function Kenntnis davon 
erlangt, dass die Person, der das Schriftstück zugestellt werden 
sollte, abwesend ist und zur Übernahme ihrer Schriftstücke einen 
im Orte wohnhaften Bevollmächtigten bestellt hat, so hat es die Ver- 
ständigung von der Hinterlegung auch dem Bevollmächtigten zu 
übergeben. Wenn es aber in Ermanglung eines solchen Bevoll- 
mächtigten den gegenwärtigen Aufenthaltsort der abwesenden 
Partei erfährt, so hat es die Verständigung unter deren Adresse 
auf der Post recommandirt zu übermitteln. 

Wenn von der Bevollmächtigung oder dem Aufenthaltsorte 
der abwesenden Partei das Amt, bei welchem das zuzustellende 
Schriftstück hinterlegt ist, Kenntnis hat, so müss es für die Ver- 
ständigung Sorge tragen. 

§ 165. 

Die mit der Ladung versehene Klageschrift ist dem Beklagten 
zu eigenen Händen oder zuhanden der in den §§ 154, 155 bezeich- 
neten Personen zuzustellen. 

Trifft das Zustellungsorgan den Beklagten in seiner Wohnung 
bezw. Betriebs-, Amts- oder Kanzleilocal (§§ 160, 161, 162) nicht 
an, so verständigt es den Beklagten auf die im § 159 zweiter Ab- 
satz bestimmte Weise, dass es behufs Bewerkstelligung der Zu- 
stellung in einer den Umständen entsprechend festzusetzenden 
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Zeit wiedererscheinen werde und dass das zuzustellende Schrift- 
stück auch im Amtslocal des Zustellungsorganes gegen Nachweis 
der Personsidentität übernommen werden könne. 

Trifft das Zustellungsorgan den Beklagten zur festgesetzten 
Zeit wieder nicht an, so hat die Zustellung zuhanden der im ersten 
Absätze des § 159, bezw. in den §§ 160, 161, 162 angeführten 
Personen zu erfolgen. 

Trifft aber das Zustellungsorgan zur festgesetzten Zeit auch 
eine solche Person nicht an, zu deren Händen es nach den im 
vorigen Absätze citirten §§-en die Zustellung vornehmen könnte, 
so hat es das Schriftstück an den Gerichtsschreiber zurückgelan- 
gen zu lassen, welcher die Zustellung vermittelt und verständigt 
hievon den Beklagten in der im § 159, Absatz 2 bestimmten Weise. 

Das Processgericht bestellt in diesem Falle für den Beklag- 
ten einen Curator und lässt diesem die Klageschrift behändigen, 
gleichzeitig verständigt es hievon den Beklagten durch ein an seine 
Wohnungsadresse gerichtetes recommandirtes Schreiben. 

Das Gericht kann vor Bestellung des Curators anordnen^ 
dass die Behändigung noch einmal versucht werde. 

§ 166. 

Im activen Dienste stehende Mitglieder der bewaffneten Macht 
oder der Gensdarmerie, sowie zur Polizei oder Finanzwache ge- 
hörige Individuen sind, sei es als Partei, Zeugen oder Sach- 
verständige, im Wege der zuständigen vorgesetzten Behörde zu 
laden, in drigenden Fällen jedoch, wenn die vorgesetzte Behörde 
sich nicht am Orte befindet, kann dies auch unmittelbar unter 
gleichzeitiger Verständigung der vorgesetzten Behörde erfolgen. 

Die Zustellung von Beschlüssen, welche keine Ladungen ent- 
halten, erfolgt an die im ersten Absätze erwähnten Personen durch 
die bürgerlichen Zustellungsorgane ; es kann jedoch wegen Vollzugs 
dieser Zustellungen auch die vorgesetzte Behörde requirirt werden. 

Das Ersuchen erfolgt durch den Vorsitzenden bezw. durch 
den beauftragten oder ersuchten Richter. 

§ 167. 
In militärischen oder von Militär besetzten Gebäuden (Schiffen) 
ist die Zustellung nach vorheriger Verständigung des Gebäude- 
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Commandanten in Anwesenheit der von diesem beorderten militäri- 
schen Person zu bewirken. Wenn der Commandant zu diesem Zweck 
eine MiHtärperson nicht beordert oder wenn die beorderte Militär- 
person nicht erscheint, hindert dies die Zustellung nicht. 

In militärischen oder von Militär besetzten Gebäuden (Schiffen) 
erfolgen die Zustellungen für im activen Dienste stehende Mitglieder 
der bewaffneten Macht oder Gensdarmerie, insofern solche Zu- 
stellungen zu eigenen Händen oder zuhanden einer der in § 159, 
erster Absatz aufgezählten Personen nicht vorgenommen werden 
können, zuhanden des Gebäude- (Schiffs-) Commandanten. 

§ 168. 

Wenn die Person, zu deren Händen die Zustellung giltig 
erfolgen kann, die Annahme des zuzustellenden Schriftstücks ohne 
gesetzlichen Grund verweigert, so wird dasselbe mit der Wirkung 
der Zustellung bei ihr zurückgelassen. 

§ 169. 

Die Zustellung erfolgt mit Zustellschein. Der Zustellschein hat 
zu enthalten: 

1. die amtUche Bezeichnung des die Zustellung vermitteln- 
den Gerichtsschreibers ; 

2. die gerichtliche Geschäftszahl des zuzustellenden Schrift- 
stückes ; 

3. die kurze Bezeichnung des zuzustellenden Schriftstückes 
und die Zahl der etwaigen Beilagen; 

4. die Bezeichnung der Person, der das Schriftstück zugestellt 
werden soll und deren Wohnung; 

5. Ort und Zeit der Zustellung; 

6. die Unterschrift des Empfängers und den etwaigen Grund 
des Mangels der Unterschrift; 

7. wenn das Schriftstück nicht angenommen wurde, oder 
wenn die Zustellung nicht zu Händen jener Person erfolgt ist, auf 
die das zuzustellende Schriftstück lautet, oder wenn sie durch 
Hinterlegung erfolgt ist: das eingehaltene Verfahren und die das- 
selbe rechtfertigenden Umstände; 
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8. die Unterschrift des Zustellungsorganes und wenn die 
Zustellung durch den Gerichtsvollzieher bewirkt, dessen Siegel; 

9. die Beglaubigung des Gerichtsschreibers mit seiner Unter- 
schrift und seinem Siegel. Erfolgt die Zustellung im Requisitions- 
wege, so geschieht diese Beglaubigung durch den ersuchten 
Gerichtsschreiber. Wird die Zustellung durch einen Gerichtsvoll- 
zieher bewirkt, so ist die Beglaubigung der Unterschrift des 
Zustellungsorganes nicht nöthig. 

§ 170. 

Erfolgt die Zustellung durch die Post, so gibt der Gerichts- 
schreiber das zuzustellende Schriftstück in einem mit seinem 
Amtssiegel versiegelten Couvert auf die Post. Die Aufschrift des 
Couverts hat die Adresse des die Zustellung vermittelnden Gerichts- 
schreibers, die gerichtUche Geschäftszahl und kurze Bezeichnung 
des zuzustellenden Schrifstückes, sowie die Adresse der Partei, 
welcher die Sendung zugestellt werden soll, zu enthalten. 

Im Falle der Zustellung einer Ladung ist auf dem Couvert 
der Termin und das Gericht, vor welchem zu erscheinen ist 
ersichtUch zu machen. 

§ 171. 

Der Briefträger bewirkt die Zustellung nach den im gegen- 
wärtigen Abschnitt festgesetzten Vorschriften. 

In den Zustellschein ist statt der in den Punkten 3 und 4 
des § 169 enthaltenen Erfordernisse die Aufschrift des Couverts 
der Sendung aufzunehmen. 

Den Zustellschein übermittelt das Postamt der aufgebenden 
die Zustellung vermittelnden Person. 



§ 172. 

Gelegentlich der Zustellung ist das Zustellungsorgan auf 
Wunsch der Partei gehalten, auf dem zugestellten Schriftstücke, 
wenn aber die Zustellung durch die Post erfolgt ist, auf dem 
Couvert der Sendung den Ort und die Zeit der Zustellung und 
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den Namen der Person, der es das Schriftstück übergeben hat, 
bezw. die sonstige Art der Zustellung mit seiner Unterschrift zu 
beurkunden. 

§ 173. 

Wenn die Person, der das zuzustellende Schriftstück über- 
geben wurde, nicht lesen kann oder die Sprache des Schriftstückes 
nicht versteht, so gibt ihr das Zustellungsorgan den wesentlichen 
Inhalt des zugestellten Schriftstückes auch mündHch bekannt und 
bemerkt im Zustellschein, dass dies geschehen sei. 

Bei Zustellungen durch den Briefträger kann sich die münd- 
liche Mittheilung auf den Inhalt der Aufschrift des Briefcouverts 
beschränken. 

§ 174. 

Wenn die Zustellung durch Aufgabe auf die Post zu erfolgen 
hat (§ 157), so ist auf dem Couvert der Sendung anzumerken, 
dass die Zustellung mittels Aufgabe zur Post erfolgt ist. 

Die erfolgte Zustellung und deren Zeitpunkt ist in diesem 
Falle vom Gerichtsschreiber in den Acten zu bestätigen. 

§ 175. 

Der Zustellschein — und wenn das Schriftstück nicht zuge- 
stellt werden kann, der Bericht des Zustellungsorganes sammt den 
unbestellbaren Schriftstücken — ist den Processacten beizuschliessen. 

Wenn das Schriftstück nicht zugestellt werden kann, so ver- 
ständigt der Gerichtsschreiber hievon die betheiligte Partei. 

§ 176. 

Wenn das zuzustellende Schriftstück bei dem die Zustellung 
vermittelnden Gerichtsschreiber sich befindet, kann derjenige, an 
den es zuzustellen ist, das Schriftstück auch unmittelbar vom Gerichts- 
schreiber übernehmen, wenn er sich zu diesem Zwecke bei ihm 
meldet und seine Personsidentität nachweist. 

Die Bestätigung der Uebernahme erfolgt in diesem Falle 
im Act. 



Digitized by LjOOQIC 



65 



§ 177. 

Der die Zustellung vermittelnde Gerichtsschreiber überwacht 
von aratswegen die Regelmässigkeit der durch die Zustellungs- 
organe erfolgenden Zustellungen und sorgt für die Behebung der 
Mängel des Verfahrens. 

Jenes Zustellungsorgan, das bei den Zustellungen die vor- 
geschriebenen Bestimmungen nicht einhält, ist mit einer Strafe 
bis zu zehn Kronen, im Wiederholungsfalle bis zu zwanzig Kronen 
zu belegen. Die Strafe wird auf Grund der von dem die Zustellung 
vermittelnden Gerichtsschreiber erstatteten Meldung vom Gerichts- 
vorsteher, bezw. vom Leiter jenes Bezirksgerichtes verhängt, dessen 
Gerichtsschreiber den Auftrag ertheilt hat. 

Wenn das Postorgan die vorgeschriebenen Bestimmungen 
nicht einhält, ist wegen seiner Bestrafung seine vorgesetzte Behörde 
anzugehen. 

§ 178. 

Zustellungen, welche ausserhalb des Geltungsgebietes dieses 
Gesetzes zu erfolgen haben, geschehen nach den Vorschriften der 
internationalen Verträge, der bestehenden Gegenseitigkeit und den 
diesbezügUch massgebenden anderweitigen Vorschriften, in deren 
Ermanglung aber im Wege des Justizministeriums. 

Die Giltigkeit der ausserhalb des Geltungsgebietes dieses 
Gesetzes bewirkten Zustellungen kann auf Grund des Gesetzes 
des Zustellungsortes nicht angefochten werden, wenn die Zustellung 
den Vorschriften dieses Gesetzes entspricht. 

§ 179. 

Die Zustellungen an Mitglieder des Königshauses und an 
Extorritorialität geniessende Personen und in der Wohnung solcher 
Personen erfolgen im Wege des Justizministeriums. 

§ 180. 

Wenn die Zustellung nach den sonstigen Vorschriften dieses 
Abschnittes wegen ünbekanntheit des Aufenthaltsortes der Partei 
oder aus anderen Gründen nicht bewirkt werden kann, oder wenn 

5 
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der Versuch der Zustellung schon im Vorhinein keinen Erfolg ver- 
sprechen würde, so wird die Zustellung durch Edict bewirkt. 

Über die Zulässigkeit der Zustellung durch Edict ent- 
scheidet das Processgericht auf Begehren der betheiligten Partei. 
Die ünbekanntheit des Aufenthaltsortes der Partei ist glaub- 
haft zu machen. Gegen den abweislichen Beschluss ist Beschwerde 
zulässig. 

§ 181. 

Wird erwiesen, dass die Partei den ihr bekannten Aufent- 
haltsort der Gegenpartei oder die ihr bekannten Erben verschwie- 
gen hat, so ist die Edictalzustellung sammt dem nachfolgenden 
Verfahren ungiltig und die Partei nebst Ersatz der Kosten mit 
einer Geldstrafe bis zu 1000 Kronen zu belegen. Diese Folgen 
spricht das Gericht nach Anhörung der Parteien von Amtswegen aus. 

Wenn die durch Edict verständigte Partei das Verfahren 
entweder ausdrückhch oder stillschweigend genehmigt hat, so ist 
die üngiltigkeit der Zustellung und des nachfolgenden Verfahrens 
behoben. Dieser Umstand schliesst aber die Anwendung der Geld- 
strafe nicht aus. 

§ 182. 

Die Edictalzustellung erfolgt durch den Gerichtsschreiber. 

Die Edictalzustellung erfolgt durch Anschlag der beglaubig- 
ten Abschrift des mitzutheilenden Gerichtsbeschlusses und des 
Rubrums des Schriftstückes an die Ankündigungstafel des Gerichtes. 

Wenn die mit dem Ladungsbescheide versehene Klageschrift 
dem Beklagten im Wege der Edictalzustellung zuzustellen ist, so 
bestellt das Gericht für den Beklagten einen Curator und lässt die 
Klageschrift mit der Ladung auch diesem zustellen, erlässt aber 
gleichzeitig ausser dem Anschlage auch ein Zeitungsedict, in 
welchem das Processgericht, die Parteien, der Streitgegenstand, 
der anberaumte Termin und der bestellte Curator zu bezeich- 
nen sind. 

Das Zeitungsedict ist im Amtsblatte wenigstens einmal kund- 
zumachen. Das Processgericht kann aber anordnen, dass das Edict 
auch in andern, den Umständen entsprechend auch in ausländi- 
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sehen Blättern und in den festgesetzten Zeiträumen auch mehr- 
mals kundgemacht werde. 

Wenn der Wert des Streitgegenstandes 200 Kronen nicht 
überschreitet, kann die Kundmachung statt durch Zeitungsein- 
schaltung an dem letzten bekannten Wohn- oder Aufenthaltsorte 
der Partei auf ortsübliche Weise erfolgen. 

Ist die Ladung dem Curator zugestellt, so erfolgen die wei- 
teren Zustellungen ohne Edictalzustellung zuhanden des Curators. 

§ 183. 

Erfolgt die Zustellung auch durch Bekanntmachung in der 
Zeitung, so ist sie nach dem letzten Erscheinen des Edictes in 
der Zeitung, in den übrigen Fällen der Edictalzustellung aber in 
15 Tagen nach Anschlag an der Ankündigungstafel bewirkt. Das 
Gericht kann auch eine längere Frist festsetzen. 



Vierter Abschnitt. 
Verhandlung zur Processaufnahme. 

§ 184. 

Bei Beginn der V'erhandlung zur Processaufnahme trägt der 
Kläger seine Klage (§ 130, Punkt 3) vor. 

Bei Vortrag seiner Klage ist der Kläger an den Inhalt seiner 
mit der Ladung mitgetheilten Klageschrift nicht gebunden. 

Wenn der Kläger erklärt, dass er bei seiner in der Klage- 
schrift mitgetheüten Klage verharre, so ist der mündliche Vortrag 
oder die Vorlesung der Klage nur insoweit nöthig, als dies vom 
Gerichte angeordnet wird. 

Wenn der Kläger von seiner in der Klageschrift mitgetheilten 
Klage abweichen will, so hat er seine Klage behufs Beischluss 
zum Verband lungsprotocoll aus der bei Gericht zu hinterlegenden 
Schrift — bei sonstiger Nichtberücksichtigung — zu verlesen. Die 
Schrift hat ausser der Bezeichnung der Parteien und des Gerichtes 
mit den im § 130 angeführten Erfordernissen versehen zu sein. 

Im bezirksgerichtlichen Verfahren ist die Verlesung der 
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schriftlichen Klage nicht nothwendig. Die Abweichungen der auf 
dem Termin vorgetragenen Klage von der mit der Ladung mitge- 
theilten Klageschrift und die nachträglichen Modificationen der 
Klage sind, wenn sie nicht schriftUch überreicht worden sind, von 
Amtswegen in's VerhandlungsprotocoU aufzunehmen. 

§ 185. 

Das Gericht hat auf Begehren des Beklagten zur Äusserung 
über die Klage eine Vertagung zu bewilligen, wenn es findet, dass 
die vorgetragene Klage dem Beklagten gar nicht oder nicht recht- 
zeitig oder nicht gemäss §§ 130 und 134 mitgetheilt war und der 
Beklagte sich deshalb zur Processaufnahme nicht vorbereiten 
konnte. 

§ 186. 

Will der Beklagte processhindernde Einreden erheben, so hat 
er diese nach Vortrag der Klage vor Einlassung in den Process 
zusammen vorzubringen und kann sich derselben nachträglich nur 
insofern bedienen, als sie solche Hindernisse betreffen, die das 
Gericht vor der ürtheilsschöpfung in jedem Abschnitte des Ver- 
fahrens von amtswegen zu berücksichtigen hat, oder insofern der 
Beklagte glaubhaft macht, dass er seine Einreden früher ohne • 
sein Verschulden nicht geltend machen konnte. 

Processhindernde Einreden im Sinne des gegenwärtigen 
Gesetzes sind: 

1. dass die Geltendmachung der Klage überhaupt nicht auf 
den Civilrechtsweg gehört oder dass sie einem besonderen Ver- 
fahren vorbehalten ist ; 

2. dass nach dem Gesetze dem Civilprocess ein anderes be- 
hördliches Verfahren vorangehen muss ; 

3. dass dem Gerichte der Wirkungskreis oder die Zuständig- 
keit mangelt; 

4. dass ein Schiedsgericht in der Sache zuständig sei; 

5. die Einwendung der Rechtshängigkeit (§ 148); 

6. dass eine der Parteien nicht processfähig, beziehungsweise 
ihr gesetzKcher Vertreter nicht beigezogen oder nicht legitimirt ist ; 

7. dass der Kläger vor dem neueriich eingeleiteten Processe> 
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die auf Grund der §§ 192 und 459 bestimmten Kosten des vor- 
angegangenen Verfahrens im Sinne dieses Gesetzes nicht erstat- 
tet hat; 

8. dass der Kläger für die Processkosten keine Sicherheit 
geleistet hat (§§ 125—129). 

Zu den in jedem Abschnitte des Verfahrens von amtswegen 
wahrzunehmenden Hindernissen gehören auch die in den Punkten 
1 und 2 erwähnten. 

Der gegenwärtige § schliesst nicht aus, dass der Beklagte im 
Laufe der meritorischen Verhandlung die Einwendung erheben 
könne, dass wegen Geltendmachung desselben Rechtes bei dem- 
selben oder einem anderen Gerichte auf Grund vorangegangener 
Processaufnahme schon ein Process im Zuge ist. 

§ 187. 

Über die . processhindernden Einreden ist sofort und abge- 
sondert von der Hauptsache zu verhandeln und durch ürtheil zu 
entscheiden. Im bezirksgerichtlichen Verfahren erfolgt die Verwer- 
fung der processhindernden Einreden mittelst Bescheides. 

Wenn behufs Fortsetzung der Verhandlung der processhindern- 
den Einreden der Termin zur Processaufnahme auf längere Zeit 
vertagt werden muss, so kann auf Ansuchen des Klägers das 
Gericht den neuerlichen Termin unter Einem auch zur meritorischen 
Verhandlung festsetzen. 

Im Falle der Verwerfung der Einreden hat das Gericht im 
bezirksgerichtlichen Verfahren immer, im Gerichtshofsverfahren 
aber auf Verlangen des Gegners ohne Rücksicht auf die Rechts- 
kraft des Beschlusses die Fortsetzung des Verfahrens anzuordnen. 

Hat der Beklagte die processhindernden Einreden nach der 
Einlassung in den Process vorgebracht, so kann das Gericht auf 
Antrag des Klägers auch die gleichzeitige Verhandlung derselben 
mit der Hauptsache anordnen und die Verwerfung der process- 
hindernden Einreden im Endurtheil aussprechen. 

Im bezirksgerichtlichen Verfahren kann gegen den die process- 
hindernden Einreden abweisenden Beschluss nur gleichzeitig mit 
dem Rechtsmittel gegen die in der Hauptsache gefällte Entschei- 
dung Abhilfe gesucht werden. 
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§ 188. 

Gibt das Gericht der processhindernden Einrede statt, so 
stellt es den Process ein, beziehungsweise geht es im Falle des 
§ 186, Punkt 6 im Sinne des § 76 vor. 

Gibt das Gericht in den Fällen des § 186, Punkt 7 und 8 
der processhindernden Einrede statt, so erklärt es den Process 
nur für den Fall als eingestellt, wenn der Kläger binnen acht 
Tagen, von der Rechtskraft des ürtheiles an gerechnet, im Falle 
des Punktes 7 die Kosten des vorangegangenen Verfahrens nicht 
bezahlt, oder bei Gericht in baarera Gelde nicht hinterlegt, im 
Falle des Punktes 8 aber die festgesetzte Summe als Caution in 
baarem Gelde oder in cautionsfähigen Papieren (§ 128) bei Gericht 
nicht hinterlegt oder mit dem Beklagten nicht gemeinschaftlich 
anzeigt, dass sie die Art der Sicherstellung ein verständlich anders 
bestimmt haben. 

Im Falle des § 186, Punkt 8 kann der Beklagte in der Frage 
der Cautionssumme kein Rechtsmittel ergreifen. 

§ 189. 
Nimmt das Gericht entweder beim Termin zur Process- 
aufnähme odei: später von amtswegen zu berücksichtigende 
processhindernde Umstände wahr, welche die Parteien nicht 
beseitigen, so sind die §§ 187, 188 erster Absatz entsprechend 
anzuwenden. 

§ 190. 
Hat das Gericht den Process auf Grund der §§ 188, 189 
eingestellt, oder die Klage aus einem andern Grunde von amts- 
wegen zurückgewiesen, so bleiben die privatrechtlichen Wirkungen 
der Klagsüberreichung, wie der Processeinleitung aufrecht, wenn 
der Kläger seine Klageschrift binnen 30 Tagen, vom Tage der 
Rechtskraft des einstellenden, beziehungsweise abweishchen Be- 
schlusses beim zuständigen Gerichte überreicht, beziehungsweise 
seine privatrechtliche Forderung ordnungsmässig geltend macht. 

§ 191. 
Im Gerichtshofsverfahren hat der Beklagte seinen meritori- 
schen Gegenantrag aus einer Schrift zu verlesen. Die Schrift ist 
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nach ihrer Verlesung dem VerhandlungsprotocoU beizuschliessen. 
Für den Fall der Nichteinhaltung dieser Vorschrift kann der 
Gegenantrag nicht berücksichtigt werden. Die Anerkennung ist auch 
dann wirksam, wenn sie bloss mündlich vorgebracht wird. 

Im bezirksgerichtlichen Verfahren ist der Gegenantrag münd- 
lich vorzubringen und von amtswegen ins VerhandlungsprotocoU 
aufzunehmen. 

§ 192. 

Vor der Processeinlassung des Beklagten kann der Kläger 
seine Klage zurücknehmen. 

Die Zurücknahme der Klage erfolgt beim Termin zur Pro- 
cessaufnahme mündlich, sonst aber durch einen bei Gericht zu 
überreichenden und von diesem dem Beklagten mitzutheilenden 
Schriftsatz. 

Durch die Zurücknahme der Klage gehen die in diesem 
Gesetze bestimmten Wirkungen der Einreichung der Klageschrift 
und der Processeinleitung verloren. Auf beim Termin zur Pro- 
cessaufnahme anzubringenden Antrag des Beklagten ist die 
Zurücknahme der Klage mit Bescheid auszusprechen und unter 
Einem der Kläger in die entstandenen Kosten zu verfallen, 
insofern in Bezug auf dieselben noch kein rechtskräftiger Beschluss 
vorliegt. 

Nimmt der Kläger den Process neuerlich auf, so kann der 
Beklagte die Einlassung in den Process solange verweigern, bis 
der Kläger die festgesetzten Kosten nicht bezahlt. 

Dieser § schliesst nicht aus, dass der Beklagte beim Termin 
zur Processaufnahme wegen gerichtlicher Feststellung des Nicht- 
bestehens des vom Kläger mit seiner Klage geltend gemachten 
Rechtes die Klage überreiche (§ 196). 

§ 193. 

Nach der Einlassung des Beklagten in den Process kann der 
Kläger die Klage nur mit Einwilligung des Beklagten zurücknehmen. 
Die ausdrückliche Erklärung der Zurücknahme des Klägers ist als 
Versäumnis der Verhandlung anzusehen. 

Wenn aber der Kläger auch auf sein mit Klage geltend 
gemachtes Recht verzichtet, ist der § 408 anzuwenden. 
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§ 194. 

Nach der Einlassung des Beklagten in den Process kann der 
Kläger seine Klage ohne Zustimmung des Beklagten nicht mehr 
ändern. 

Als Änderung ist nicht zu betrachten : 

1. Wenn der Kläger ohne Änderung des mit der Klage gel- 
tend gemachten Rechtes zu dessen Begründung neuerliche That- 
sachen vorbringt, oder die vorgebrachten richtigstellt; 

2. wenn er das Klagebegehren in Ansehung der Hauptsache 
oder der Nebengebühren erhöht oder beschränkt, oder wenn er 
das Begehren auch auf ursprünglich nicht geforderte Nebengebüh- 
ren ausdehnt ; 

3. wenn er die wegen Renten oder wegen anderer von 
Gegenleistungen nicht abhängiger periodischer Leistungen einge- 
brachte Klage auch auf jene Raten ausdehnt, die nach Einbringung 
der Klage fällig werden; 

4. wenn er die auf den Mieth- oder Pachtzins gerichtete 
Klage auf jene Raten ausdehnt, die seit Einbringung der Klage 
fällig geworden sind ; 

5. wenn er anstatt der ursprünglich geforderten Sache wegen 
später eingetretener Veränderung eine andere Sache oder Ent- 
schädigung begehrt; 

6. Wenn er anstatt der auf Grund des § 131 begehrten Fest- 
stellung eines Rechtes Erfüllung oder statt der Erfüllung auf Grund 
des § 131 die Feststellung des Rechtes begehrt. 



§ 195. 

Das Gericht kann die Klagsänderung von amtswegen nicht 
hindern. 

Lässt sich der Beklagte in die mündliche Verhandlung über 
die geänderte Klage ein, ohne gegen die Änderung Einwendung 
zu erheben, so kann er sich gegen die Klagsänderung nicht mehr 
verwahren. 

Gegen den Beschluss des Gerichtes, dass keine Klagsänderung 
vorliegt, ist kein Rechtsmittel zulässig; 
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§ 196. 

Bis zur Beendigung der dem Endurtheile vorhergehenden 
mündhchen Verhandlung kann sowohl der Kläger gegen den 
Beklagten, wie der Beklagte gegen den Kläger im Laufe der Ver- 
handlung und zwar — sofern die Gegenpartei anwesend ist, auch 
ohne Ladung — eine neue Klage einbringen, wenn das Gericht 
hiefür sowohl Wirkungskreis, als Zuständigkeit besitzt, (§ 197) und 
die Klage nicht einem besonderen Verfahren vorbehalten ist. 

Die Klage kann auf gerichtliche Feststellung des Bestehens 
oder Nichtbestehens eines solchen im Processe streitig gewordenen 
Rechtsverhältnisses, von welchem die Entscheidung der Streitsache 
ganz oder theilweise abhängt, auch ohne die Voraussetzungen des 
§ 131 angebracht werden. 

Das Gericht kann auf die neue Klage, wenn der Gegner 
anwesend ist, Verhandlung zur Processaufnahmc und fortsetzungs- 
weise auch die meritorische Verhandlung des neuen Processes 
sofort abhalten. 

Ist die Gegenpartei nicht anwesend, so ordnet das Gericht 
auf die neue Klage einen Termin zur Processaufnahmc an und 
ladet hiezu die abwesende Partei gemäss § 144 unter Mittheilung 
der Klageschrift, beziehungsweise im bezirksgerichthchen Verfahren 
einer Protokollsabschrift vor. 

Hat die Partei einen zur Processführung Bevollmächtigten, so 
ist die Ladung diesem zu behändigen. 

Auf dem über die neue Klage angeordneten Termin zur Pro- 
cessaufnahmc kann über die neue Klage den Umständen entspre- 
chend auch meritorisch verhandelt werden. 

§ 197. 

Für die vom Beklagten im Sinne des vorigen § gegen den 
Kläger überreichte Klage ist das Gericht auch bei Abgang eines 
andern Zuständigkeitsgrundes zuständig, wenn die Klage des Beklag- 
ten mit der des Klägers zusammenhängt oder gegen diesen als 
Einrede geltend gemacht werden könnte (Widerklage). Dieser Zu- 
ständigkeitsgrund ist unanwendbar, wenn die Zuständigkeit des 
Gerichtes in dem mit Widerklage eingeleiteten Processe auch durch 
Parteienvereinbarung nicht begründet werden könnte. 
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Die Widerklage kann selbst dann vor dem Gerichtshof ange- 
bracht werden, wenn sie sonst zum Wirkungskreise des Bezirks- 
gerichtes gehören würde. 

Vor dem Bezirksgericht kann auch eine solche Widerklage 
angebracht werden, welche mit Rücksicht auf die ganze Forde- 
rungssumme zum Wirkungskreise eines Gerichtshofs gehören würde, 
wenn die mit Widerklage geltend gemachte Forderung zur Auf- 
rechnung geeignet ist und wenn der die klägerische Forderung 
übersteigende Theil der Klagssumme zum Wirkungskreise des 
Bezirksgerichtes gehört. 



§ 198. 

Wenn im Gerichtshofverfahren die Angelegenheit bei der Ver- 
handlung zur Processaufnahme nicht durch einen auf Grund von Ver- 
säumnis, Anerkenntniss, Zurücknahme oder Verzichts gefassten Be- 
schluss oder durch Vergleich erledigt werden kann, oder der Process 
nicht infolge von Zurücknahme oder Processhindernissen eingestellt 
wird, ordnet das Gericht nach Vorlage des vom Beklagten gestell- 
ten meritorischen Gegenantrags (§ 191) den Termin zur meritori- 
schen Verhandlung an. 

Der Termin zur meritorischen Verhandlung ist mit einer Frist 
von beiläufig dreissig Tagen anzuordnen. 

Wenn die Parteien beiderseits damit einverstanden sind, in 
dringenden Fällen aber auch auf Anlangen einer Partei, kann das 
Gericht die Frist zur Verhandlung abkürzen, ja sogar die merito- 
rische Verhandlung nach Erledigung der zur Processaufnahme 
angemeldeten Angelegenheiten auch beim Termin zur Processauf- 
nahme abhalten. 

Im bezirksgerichtüchen Verfahren ist die meritorische Ver- 
handlung nach Processeinlassung des Beklagten regelmässig fort- 
setzungsweise abzuhalten. Das Gericht kann jedoch zur meritorischen 
Verhandlung binnen einer den Umständen angemessenen Frist 
einen neuen Termin anordnen, wenn die Parteien dies einver- 
ständlich beantragen, auf Antrag einer Partei oder von amts- 
wegen jedoch nur dann, wenn sämmtliche erschienene Parteien, 
bezw. ihre Vertreter am Sitze des Gerichtes wohnen. 
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§ 199. 

Wenn der Gerichtshof im Falle der Verwerfung der process- 
hindernden Einreden die Fortsetzung der Verhandlung nicht ange- 
ordnet hat (§ 187, dritter Absatz), beraumt er nach Eintritt der 
Rechtskraft des abweislichen Beschlusses zur Processaufnahme 
und gleichzeitig zur meritorischen Verhandlung, beziehungsweise 
— insofern der Beklagte seinen meritorischen Gegenantrag (§ 191) 
bereits vorgebracht hat — zur meritorischen Verhandlung von 
amtswegen einen Termin an. 

Diese Bestimmung ist auch in dem Falle entsprechend anzu- 
wenden, wenn das Gericht höherer Instanz den den Process ein- 
stellenden Beschluss des untergeordneten Gerichtes rechtskräftig 
abändert. 

§ 200. 

Insofern aus dem gegenwärtigen Abschnitt nichts anderes er- 
hellt, sind in Bezug auf die Verhandlung zur Processaufnahme die 
im sechsten Abschnitt dieses Titels für die mündliche Verhandlung 
festgesetzten Vorschriften anzuwenden. 



Fünfter Abschnitt. 
Die Vorbereitung der meritorischen Verhandlung. 

§ 201. 

Wenn der Kläger die zur Begründung seiner Klage dienen- 
den thatsächlichen Behauptungen und die Beweise für dieselben 
noch nicht schriftlich mitgetheilt hätte, hat er sie binnen drei 
Tagen nach Anordnung der meritorischen Verhandlung in einem 
dem Advocaten des Gegners zuzustellenden vorbereitenden Schrift- 
satze mitzutheilen. 

§ 202. 

In der ersten Hälfte der Frist bis zur Verhandlung hat der 
Advocat des Beklagten dem klägerischen Vertreter einen vorberei- 
tenden Schriftsatz zuzustellen, in welchem er sich über die ihm 
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mitgetheilten thatsächlichen Behauptungen der Klage und Beweise 
äussert und unter Einem seine eigenen thatsächlichen Behauptun- 
gen und Beweise mittheilt. 

Beträgt der Zeitraum bis zur Verhandlung weniger als 15 Tage, 
so bestimmt das Gericht, ob die Mittheilung vorbereitender Schrift- 
sätze statthabe und wann dieselben zuzustellen sind. 

§ 203. 

Will eine Partei bei der mündlichen Verhandlung weitere 
solche thatsächliche Behauptungen, Beweise oder Anträge vorbrin- 
gen, auf welche der gegnerische Advocat sich voraussichtlich ohne 
vorherige Information nicht äussern kann, so hat sie dieselben 
dem gegnerischen Advocaten rechtzeitig, d. h. zu solcher Zeit 
mitzutheilen, dass die Information vor der mündlichen Verhandlung 
erfolgen könne. 

Muss die meritorische Verhandlung wegen mangelnder Vor- 
bereitung vertagt werden, so bestimmt das Gericht eine Frist zur 
Mittheilung der nöthigen vorbereitenden Schriftsätze. 

§ 204. 

Will der Beklagte bei der mündlichen Verhandlung gegen 
den Kläger eine Klage anbringen (§ 196), so hat er dies ebenfalls in 
seinem vorbereitenden Schriftsatze mitzutheilen. 

§ 205. 

In Ansehung der Mittheilung der ürkundenabschriften ist 
§ 134 auf die vorbereitende Schriftsätze entsprechend anzuwenden. 

§ 206. 

Der Advocat stellt das zweite Exemplar des vorbereitenden 
Schriftsatzes, beziehungsweise die weiteren Exemplare dem gegne- 
rischen Advocaten unmittelbar zu. Wenn die Advocaten am selben 
Orte wohnen, so bescheinigt der übernehmende Advocat (§ 161) 
die Zustellung auf dem ersten Exemplare des vorbereitenden 
Schriftsatzes. Wenn der gegnerische Advocat die Annahme des 
Schriftsatzes oder die Bescheinigung der Zustellung verweigert. 
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oder an einem andern Orte wohnt, so übermittelt ihm der mit- 
theilende Advocat den vorbereitenden Schriftsatz recommandirt 
durch die Post. Zuhanden des Zustellungsbevollmächtigten kann 
der vorbereitende Schriftsatz nur in dem Falle zugestellt werden, 
wenn der Bevollmächtigte ein Advocat ist und mit dem mitthei- 
lenden Advocaten am selben Orte wohnt. 

§ 207. 
Das erste Exemplar des vorbereitenden Schriftsatzes sammt 
Beilagen, ist mit der Bescheinigung der Zustellung oder dem Post- 
aufgabeschein versehen, nach der Zustellung, beziehungsweise 
Aufgabe, behufs Beischhessung zu den Gerichtsacten rechtzeitig 
vor der Verhandlung beim Gerichtsschreiber zu hinterlegen. 

§ 208.' 

Jede Partei ist verpflichtet, wenn sie hiezu von der Gegen- 
partei rechtzeitig aufgefordert wurde, die in "ihrem Besitze befind- 
lichen Urkunden, auf welche sie sich in ihrem vorbereitenden 
Schriftsätze berufen hat, mit Ausnahme der in den §§ 342 und 
346 erwähnten Urkunden, in angemessener Zeit vor der Verhand- 
lung beim Gerichtsschreiber in Urschrift zu hinterlegen. Diese 
Hinterlegung kann auch ohne vorherige Aufforderung erfolgen. In 
beiden Fällen ist der Gegner von der Hinterlegung zu verständigen. 

Die Gegenpartei kann die Urkunden binnen drei Tagen, von 
der Verständigung an gerechnet, einsehen. Der Vorsitzende kann 
auf Antrag der betheiligten Partei die Frist verlängern oder auch 
abkürzen. Von der Abkürzung der Frist ist die Gegenpartei gleich- 
zeitig mit der Bekanntgabe der Hinterlegung zu verständigen. 

§ 209. 

Advocaten können die Urkunden einander auch aussergericht- 
lich mittheilen. 

Der Advocat, dem die Urkunde vorgewiesen wurde, hat dies 
schriftlich zu bestätigen. 

§ 210. 
Die Parteien sind bei der mündlichen Verhandlung an den 
Inhalt der vorbereitenden Schriftsätze nicht gebunden und dieser 



Digitized by LjOOQIC 



Y8 



Inhalt kann bei Entscheidung der Sache nur insofern in Betracht 
gezogen werden, als derselbe mündlich vorgetragen- wurde. Die 
Partei aber, welche ihrer auf die Vorbereitung der Verhandlung 
bezüglichen Pflicht (§§ 130, zweiter Absatz, 134, 201—209) nicht 
entspricht, ist im Sinne des § 444 in die entstandenen Kosten 
zu verfallen, wenn deshalb die Vertagung der Verhandlung nöthig 
wird. 

Inwiefern ein in den vorbereitenden Schriftsätzen enthaltenes 
Geständnis als aussergerichtliches Geständnis zu betrachten ist 
und welche Beweiskraft es als solches hat, beurtheilt das Gericht 
im Sinne des § 285. 

§ 211. 
Der Vorsitzende kann, wenn aus den vorbereitenden Schrift- 
sätzen hervorgeht, dass dies zur Beendigung der mündlichen Ver- 
handlung beim Termine nothwendig ist: 

1. die am Sitze des Gerichtshofs und im Sprengel des am 
Sitze des Gerichtshofs befindlichen Bezirksgerichtes wohnende 
Partei von amtswegen zum persönlichen Erscheinen zur mündlichen 
Verhandlung vorladen ; 

2. die im vorbereitenden Schriftsatze namhaft gemachten 
Zeugen auf Anlagen einer der Parteien zur mündlichen Verhand- 
lung vorladen und gleichzeitig auffordern, die in ihrem Besitze 
befindlichen auf die Angelegenheit bezüglichen Urkunden und die 
kleineren Augenscheinsgegenstände, die kostenlos vor das Gericht 
geschafft werden können, zur mündlichen Verhandlung mitzubringen 
(§§ 326 und 363); 

3. von amtswegen die Partei anweisen, die in ihrem Besitze 
befindlichen Urkunden und die kleineren Augenscheinsgegenstände, 
die kostenlos vor das Gericht geschafft werden können, auf welche 
sie sich in einem vorbereitenden Schriftsatz berufen hat, zur 
mündlichen Verhandlung mitzubringen (§§ 344 und 358); weiters 
die dem vorbereitenden Schriftsatze angeschlossenen Urkunden, 
die nicht in der staathche Amtssprache abgefasst sind, beim Termin 
in beglaubigter Uebersetzung vorzulegen (§ 350); 

4. für den Termin von amtswegen bei einer Behörde, einem 
öffentlichen Beamten oder Notar befindliche Urkunden und die 
in deren Verwahrung befindlichen kleinere Augenscheinsgegen- 
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stände, die kostenlos vor das Gericht geschafft werden können, 
sofern sie nach den vorbereitenden Schriftsätzen behufs Nachweises 
strittiger Thatumstände nothwendig sein werden (§§ 347, 361), 
requiriren. 

§ 212. 

Im bezirksgerichtlichen Verfahren besteht die in den §§ 201 bis 
211 in Ansehung der Vorbereitung zur meritorischen Verhandlung 
festgesetzte Verpflichtung nicht. 

Der Richter kann jedoch, wenn die Vertagung der Verhand- 
lung nothwendig wird, einer jeden Partei den Auftrag ertheilen, 
jene Urkunden, welche sie zu benützen wünscht, innerhalb einer 
bestimmten Frist beim Gerichtsschreiber zu hinterlegen, damit der 
Gegner sie einsehen könne. Wenn die Partei diesem Auftrag nicht 
nachkommt, ist der § 210 entsprechend anzuwenden. 



Sechster Abschnitt. 
Mündliche Verhandlung. 

§ 213. 

Die Verhandlung und die Verkündung der Entscheidungen 
vor dem Processgerichte ist öffentlich. 

Der Zutritt zur Verhandlung kann unerwachsenen und solchen 
Personen versagt werden, welche in einer der Würde des Gerichtes 
nicht entsprechenden Weise erscheinen. 

Der Vorsitzende kann im Falle mangelnden Raumes die 
später Erscheinenden ausschliessen oder einzelnen Personen die 
Anwesenheit besonders gestatten. 

§ 214. 

Das Gericht kann die Ausschliessung der Oeffentlichkeit auch 
von amtswegen anordnen, wenn die OeffentUchkeit der Verhand- 
lung die öffentliche Ordnung oder die öffentliche Sittlichkeit 
gefährden würde. 

Das Gericht kann auf Antrag einer Partei die Ausschliessung 
der Oeffentlichkeit anordnen, wenn die OeffentUchkeit der Verhand- 
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lung ein berücksichtigungswürdiges Interesse der Partei verletzen 
würde. 

Die Ausschliessung der Oeffentlichkeit kann nach Massgabe 
ihrer Gründe auf die ganze Dauer der Verhandlung, die Verkün- 
dung der Entschedungen inbegriffen, angeordnet oder auf einen 
Theil derselben beschränkt werden. 

§ 215. 

Ueber die Frage der Ausschliessung der Oeffentlichkeit ist 
in geschlossener Sitzung zu verhandeln; der gefasste Beschluss 
muss aber öffentlich verkündet werden. 

Gegen den die Oeffentlichkeit anordnenden oder ausschlies- 
senden Beschluss ist kein Rechtsmittel zulässig. 

§ 216. 

Die Parteien und ihre Vertreter, sowie je zwei von ihrer 
Seite bezeichnete Personen können auch im Falle der Ausschlies- 
sung der Oeffentlichkeit bei der Verhandlung anwesend sein. 

§ 217. 

Insofern die Oeffentlichkeit der Verhandlung ausgeschlossen 
ist, ist die Veröffentlichung des Inhaltes der Verhandlung verboten. 

§ 218. 

Die Aufrechthaltung der Ordnung und Würde der Verhand- 
lung ist Sache des Vorsitzenden. 

Der Vorsitzende kann namentlich diejenigen aus den Zuhörern^ 
welche die Ordnung der Verhandlung stören oder deren Würde 
verletzen, Beifall oder Missfallen äussern, zur Ordnung rufen und, 
wenn dies erfolglos bleibt, aus dem Saal weisen, nöthigenfalls 
hinausführen lassen. Wenn es unmöglich ist, die Ordnung der 
Verhandlung anders aufrechtzuerhalten, kann der Vorsitzende die 
Entfernung der ganzen Zuhörerschaft anordnen. 

Die auf die Aufrechterhaltung der Ordnung bezüglichen Ver- 
fügungen des Gerichtes lässt der Vorsitzende vollziehen. 
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§ 219. 

Das Gericht kann die Parteien, ihre Vertreter, die Zeugen 
und Sachverständigen aus dem Saale weisen und nöthigenfalls 
hinausführen lassen, wenn sie den Verfügungen des Vorsitzenden 
nicht Folge leisten. 

Im Falle der Ausweisung der Partei oder ihres Vertreters 
ist § 112, zweiter Absatz, im Falle der Ausweisung eines Zeugen 
oder Sachverständigen aber § 321, bezw. § 375 anzuwenden. 

§ 220. 

Der Vorsitzende kann die im vorigen § erwähnten und solche 
Personen, die an der Verhandlung nicht theilnehmen, im Falle 
gröberer Ordnungsstörung, besonders im Falle der Beleidigung der 
Mitgheder des Gerichtes, der Gegenpartei oder deren Vertreter, 
der Zeugen oder Sachverständigen mit einer Geldstrafe bis zu 
zweihundert Kronen bestrafen. 

§ 221. 

Die Verfügungen der §§ 218 und 219 sind auch auf Militär- 
personen anwendbar, die im § 220 erwähnte Ordnungsstrafe jedoch 
kann der Vorsitzende gegen eine Militärperson nicht aussprechen, 
sondern hat behufs Bestrafung einer Militärperson sich an die 
vorgesetzte Militärbehörde zu wenden. 

§ 222. 

Die §§ 219 und 220 sind auf die an der Verhandlung theil- 
nehmenden Advocaten nicht anwendbar. 

Einen solchen Advocaten, welcher sich einer gröberen Ord- 
nungsstörung schuldig macht, kann das Gericht mit einer Busse 
bis zweihundert Kronen bestrafen. 

Im Falle wiederholter Ordnungsstörung seitens des Advocaten 
kann das Gericht, ausser der Bestrafung, die Verhandlung auf 
Kosten des Advocaten vertagen. 

Die in § 96, Absatz 2 erw^ähnten Personen werden bei Anwen- 
dung dieses § nicht als Advocaten betrachtet. 

6 
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§ 223. 

Hat das Gericht oder der Vorsitzende wegen Ordnungsstörung 
eine Geldstrafe oder Busse verhängt, so ist der Beschluss sammt 
dem Thatbestand in ein besonderes Protokoll aufzunehmen. Hat 
aber das Gericht eine an der Verhandlung theilnehmende Person 
ausgewiesen, so ist der Beschluss mit dem Thatbestand in das 
Verhandlungsprotokoll aufzunehmen. 

Im Falle des § 222 ist der Beschluss sammt dem Thatbestand 
der zuständigen Advocatenkammer, in Ansehung von nach § 96 
Absatz 3 berechtigten Vertretern aber der vorgesetzten Behörde 
einzusenden. 

§ 224. 

Wenn im Laufe der Verhandlung eine auch nach den Straf- 
gesetzen oder im Disciplinarwege zu ahndende Handlung begangen 
wurde, so ist deren Thatbestand zu Protokoll zu nehmen und das 
Protokoll der zuständigen Behörde mitzutheilen. In den hiezu 
geeigneten Fällen ist der Thäter in Haft zu nehmen und unver- 
züghch vor die zuständige Behörde zu stellen. 

§ 225. 

Gegen die in den §§ 220, 222, Absatz 2 erwähnten Beschlüsse, 
sowie gegen den in die Kosten verfällenden Theil des im § 222, 
Absatz 3 erwähnten Beschlusses ist eininstanzhche Beschwerde 
zulässig. 

§ 226. 

Die in den §§ 218 — 222 festgesetzten Rechte des Vorsitzen- 
den und des Gerichts stehen auch dem ersuchten und beauftrag- 
ten Richter in seinem Verfahren zu. 

Die §§ 223 — 225 sind auch auf das Verfahren vor dem 
ersuchten und beauftragten Richter anwendbar. 

§ 227. 

Der Aufruf der Sachen bei dem Termin erfolgt in jener 
Reihenfolge, in der sie in das Verhandlungsjournal eingetragen sind' 
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Der Aufruf kann vor der anberaumten Stunde nicht erfolgen. 

Das in der Reihenfolge des Journals zusammengestellte Ver- 
zeichnis der zu verhandelnden Sachen ist bei Gericht anzu- 
schlagen. 

§ 228. 

Die Verhandlung ist mündlich. 

Eine Bezugnahme auf den Inhalt von Schriftstücken statt 
mündliehen Vortrags ist nicht gestattet. Die Verlesung von Schrift- 
stücken ist nur dort zulässig, wo dieses Gesetz es verordnet oder 
ihr wörtlicher Inhalt massgebend ist. 

§ 229. 

Zu Beginn der mündüchen Verhandlung stellen die Parteien 
ihre Anträge. 

§ 230. 

Thatsächliche Behauptungen, Aeusserungen auf gegnerische 
thatsächhche Behauptungen, sowie der Vortrag der Beweisgründe, 
die Benennung oder Producirung der Beweismittel und die auf 
dieselben bezüghchen Aeusserungen können in der Regel zu jeder 
Zeit bis zum Schlüsse jener Verhandlung vorgebracht werden, 
welche dem die obwaltende Frage erledigenden Beschlüsse voran- 
geht. Die Partei aber, die durch ihr Vorbringen, welches sie nach 
Überzeugung des Gerichtes früher geltend zu machen in der Lage 
gewesen wäre, die Vertagung der Verhandlung veranlasst, ist in 
die hieraus entstandenen Kosten, selbst in dem Falle zu verfallen, 
wenn sie den Process gewinnt. 

§ 231. 

Das Gericht kann solche im vorigen § erwähnte nachträ^iche 
Angaben und nachträglich angebotene Beweise der Partei, deren 
Berücksichtigung die Vertagung der Verhandlung erfordern würde, 
auch von amtswegen unberücksichtigt lassen, wenn es sich über- 
zeugt, dass die Partei ihre Angaben behufs Verzögerung der Erle- 
digung der Sache absichtlich aufgeschoben hat. 
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§ 232. 

Die Partei kann die Vorschriftswidrigkeit des Verfahrens, 
namentlich aber die Mängel irgendwelchen processualen Actes 
nicht mehr geltend machen, wenn sie in die Vorschriftswidrigkeit 
eingewilligt oder wenn sie sich — obzwar sie die Vorschriftswidrigkeit 
gekannt hat oder kennen musste — in die mündliche Verhandlung 
der Sache eingelassen oder die Verhandlung fortgesetzt hat, ohne 
die Vorschriftswidrigkeit zu rügen. 

Diese Bestimmung erstreckt sich nicht auf die Verletzung 
solcher Vorschriften des Verfahrens, auf deren Anwendung die 
Parteien nicht verzichten können. 

Wenn die Partei die Vorschriftswidrigkeit bei der mündlichen 
Verhandlung rügt, so ist die Rüge, insofern sie nicht sofort einen 
Erfolg erzielt, in das Protokoll aufzunehmen. 

§ 233. 

Die mündliche Verhandlung wird durch den Vorsitzenden 
geleitet. 

Der Vorsitzende eröffnet die Verhandlung, ertheilt und entzieht 
den Parteien das Wort, befragt die zu verhörenden Personen, 
schliesst die Verhandlung und verkündet die Gerichtsbeschlüsse. 

Der Vorsitzende hat dafür zu sorgen, dass die Sache einer 
erschöpfenden Erörterung unterzogen, dessen ungeachtet aber durch 
Weitschweifigkeiten und nicht zur Sache gehörige Abschweifungen 
nicht verwirrt und wenn möglich ohne Unterbrechung in einer 
Sitzung beendet werde. 

§ 234. 

Der Vorsitzende hat dafür zu sorgen, dass die Parteien ihre 
unklaren Anträge, thatsächlichen Behauptungen und Erklärungen 
aufklären, ihre lückenhaften thatsächlichen Behauptungen und 
Beweise ergänzen und überhaupt die erforderlichen Anträge stellen 
und Erklärungen abgeben. Er hat ferner auf die Aufklärung der 
von amtswegen zu berücksichtigenden Umstände zu achten. 

Zu diesem Behufe kann der Vorsitzende an die Parteien 
Fragen stellen. Zur Stellung solcher Fragen ist auch jedes Mitglied 
des Gerichtes berechtigt. Auch die Parteien können Fragen bean- 
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tragen. Über die Zulässigkeit der Fragen der Parteien entscheidet 
das Gericht. 

Die auf die thatsächlichen Behauptungen oder Urkunden der 
Gegenpartei abzugebende Erklärung ist nur in dem Falle als 
versäumt anzusehen, wenn die Partei zur Abgabe der fraglichen 
Aeusserung vom Gerichte aufgefordert wurde. 

Im bezirksgerichthchen Verfahren hat der Richter die durch 
einen Advocaten nicht vertretene Partei, soweit erforderlich, auf die 
Folgen ihrer Handlungen und Unterlassungen aufmerksam zu machen. 

§ 235. 
Wenn gegen irgendwelche Verfügung oder Frage des Vor- 
sitzenden, sowie gegen eine Frage irgend eines Mitgliedes des 
Gerichtes die Parteien Einwendung erheben, so entscheidet das 
Gericht. 

§ 236. 

Das Gericht kann zur Aufklärung des Thatbestandes das per- 
sönliche Erscheinen einer oder beider Parteien mit oder ohne 
vorherige Angabe der an die Partei zu richtenden Fragen anordnen. 
Nöthigenfalls kann das Gericht die persönliche Befragung der Partei 
auch im Wege eines beauftragten oder ersuchten Richters anordnen. 

Die Verfügungen des § 307 sind auch in diesem Falle anzu- 
wenden. 

§ 237. 
Das Gericht beurtheilt im Sinne des § 285 den Einfluss des 
Umstandes, dass die Partei oder ihr Vertreter die an sie gestellten 
Fragen nicht beantworten oder dass die zum persönlichen Erschei- 
nen vorgeladene Partei, ohne genügenden Grund ausbleibt. 

§ 238. 

Das Gericht kann zur Aufklärung des Thatbestandes anord- 
nen, dass die Partei genealogische Tabellen, Pläne, Skizzen* und 
andere aufklärende Zeichnungen vorlege. 

Inwiefern das Gericht zur Aufklärung des Thatbestandes 
Zeugeneinvernehmung, Vorlage von Urkunden, Augenschein und 
Einvernahme von Sachverständigen anordnen kann, bestimmen die 
Abschnitte IX— XII. dieses Titels. 
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§ 239. 

Sind im Laufe oder ausserhalb der mündlichen Verhandlung 
Personen ei nzu vernehmen, die der ungarischen Sprache nicht 
mächtig sind, so ist ein Dolmetsch beizuziehen. In das Protokoll 
können Aeusserungen in nicht ungarischer Sprache nur mit einer 
vom Dolmetsch beglaubigten üebersetzung und nur dann aufge- 
nommen werden, wenn das Gericht es für die Sache wichtig 
erachtet. Wenn sowohl die Richter und der Schriftführer, als auch 
die Parteien die gebrauchte Sprache verstehen, ist die Verwendung 
eines Dolmetsches nicht nöthig. 

Ein Dolmetsch ist auch in dem Falle zu verwenden, wenn 
taube, stumme oder taubstumme Personen zu vernehmen sind, 
mit welchen man sich auf andere verlässliche Weise nicht ver- 
ständigen kann. 

Auf das Vorbringen der Advocaten ist dieser §. nicht an- 
wendbar. 

§ 240. 

Als Dolmetsch können auch der Gerichtsschreiber oder ein 
in der Angelegenheit nicht urtheilendes MitgUed des Gerichtes 
verwendet werden. 

Andere Dolmetsche sind, wenn sie in ständiger Verwendung 
stehen, nach ihrer Ernennung, sonst aber von Fall zu Fall zu be- 
eidigen, dass sie das ihnen Mitgetheilte getreulich übersetzen werden. 

Im üebrigen sind die für die Sachverständigen festgesetzten 
Vorschriften auch auf die Dolmetsche anzuwenden. 

§ 241. 

Das Gericht kann in jedem Stadium des Processes den Ver- 
such machen, den Rechtsstreit oder einzelne streitige Fragen durch 
Vergleich zu erledigen. 

Zu diesem Behufe kann es die Parteien auf gemeinschaft- 
liches Ansuchen vor den beauftragten oder ersuchten Richter 
verweisen. 

Der Vergleich kann auch von einem, thatsächliche Umstände 
betreffenden Eide abhängig gemacht werden. 

Die Parteien können ferner die Erledigung der Sache auch 
novder Entscheidung einzelner streitiger thatsächlicher oder recht- 
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lieber Fragen abhängig machen. In solchem Falle beschränkt das 
Gericht seine Thätigkeit auf die Beurtheilung der streitigen Fragen 
und muss im Uebrigen sein Urtheil auf die Vereinbarung der 
Parteien gründen. 

§ 242. 
Das Gericht kann anordnen, dass von den mehreren in einem 
Processe geltend gemachten Forderungen eine oder mehrere, ferner 
ein Theil der theilbaren Forderungen oder die Vorfrage der For^ 
derung, sowie von den zur Begründung oder Widerlegung der 
Forderung dienenden streitigen Punkten einer oder mehrere in der 
festzusetzenden Reihenfolge gesondert zur Verhandlung gelangen. 

§ 243. 

Das Gericht kann behufs gemeinschaftlicher Verhandlung und 
Entscheidung die Verbindung von Processen anordnen, welche bei 
ihm bezügUch solcher Forderungen, die mit einander im Zusam- 
menhange stehen, sei es zwischen denselben, sei es zwischen 
verschiedenen Parteien, anhängig sind. 

§ 244. 

Wenn die Entscheidung des Processes im Ganzen oder zum 
Theile von einem Umstände abhängt, dessen Feststellung Gegen- 
stand der Entscheidung eines schon eingeleiteten streitigen oder 
ausserstreitigen Civil- oder eines Strafverfahrens bildet oder in den 
Wirkungskreis einer Verwaltungsbehörde fällt, sowie wenn im 
Processe sich Anzeichen einer solchen von amtswegen zu verfol- 
genden strafbaren Handlung ergeben, deren Feststellung auf die 
Entscheidung des Processes von wesenthchem Einflüsse ist, so 
kann das Gericht die Verhandlung des Processes bis zur rechts- 
kräftigen Beendigung des Civil- oder Strafverfahrens, beziehungs- 
weise bis zur endgiltigen Entscheidung der Verwaltungsbehörde 
aussetzen. 

Wenn das Strafverfahren noch nicht eingeleitet wäre, sorgt 
das Gericht für dessen Einleitung von amtswegen; zur Einleitung 
des Verfahrens vor der Verwaltungsbehörde dagegen kann es eine 
Frist festsetzen. 
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§ 245. 

Wenn die Entscheidung des Processes ganz oder theilweise 
von der Giltigkeit oder üngiltigkeit einer Ehe, von deren Bestehen 
oder Nichtbestehen oder von der Ehelichkeit eines Kindes abhängt 
und in dieser Richtung ein Process im Zuge ist, dessen Entschei- 
dung jedermann gegenüber von Wirksamkeit ist, hat das Gericht 
die Verhandlung bis zur rechtskräftigen Beendigung dieses Pro- 
cesses auszusetzen. 

Wenn die Entscheidung des Processes ganz oder theilweise 
von der Nichtigkeit einer Ehe abhängt und diese Nichtigkeit nur 
durch Nichtigkeitsklage geltend gemacht werden kann, setzt das 
Gericht zur Einleitung des Nichtigkeitsprocesses eine Frist fest, 
nach deren fruchtlosem Verstreichen die Verhandlung des unter- 
brochenen Processes fortzusetzen ist. 

§ 246. 

Gegen den die Aussetzung anordnenden, wie gegen den die 
Aufhebung der Unterbrechung verweigernden Bescheid ist Be- 
schwerde zulässig. 

Das Gericht kann seinen, hinsichthch der Trennung, Verbin- 
dung oder Aussetzung gefassten Beschluss von amtswegen aufheben. 

§ 247. 

Wenn die Angelegenheit oder eine zur abgesonderten Ent- 
scheidung geeignete Frage nach Ansicht des Gerichtes spruchreif 
ist, schhesst der Vorsitzende die Verhandlung. 

Das Gericht kann die geschlossene Verhandlung vor der Ver- 
kündung der Entscheidung wieder eröffnen. 

§ 248. 
Die Vorladungen, die durch die Verbindung der Processe, 
Aufhebung der Aussetzung der Verhandlung, sowie durch die 
Wiedereröffnung der Verhandlung nöthig werden, erfolgen von 
amtswegen. 

§ 249. 
Der Termin kann vor Aufruf der Sache auf Antrag einer der 
Parteien verlegt werden, wenn die Partei glaubhaft macht, dass 
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sie am Erscheinen am Termin durch wichtige Gründe verhindert 
ist und wenn die Gegenpartei von der Verlegung noch rechtzeitig 
verständigt werden kann. 

üeber den Verlegungsantrag kann der Vorsitzende ohne Ein- 
vernehmung der Gegenpartei entscheiden. 

Wiederholte Verlegungen kann nur das Gericht und nur nach 
Einvernehmung der Gegenpartei bewilligen. 

§ 250. 

Die Verhandlung kann nach Aufruf der Sache ausser den im 
Gesetze bestimmten Fällen auf Antrag einer der Parteien vertagt 
werden, wenn die Partei einen solchen wichtigen Grund glaubhaft 
macht, der sie an der Geltendmachung ihres Vorbringens oder am 
Erscheinen bei der Verhandlung ohne ihr Verschulden verhindert. 

Ueber den Vertagungsantrag entscheidet das Gericht nach 
Einvernehmung der erschienenen Gegenpartei. 

§ 251. 

Die Zustimmung der Gegenpartei ersetzt nicht die in den 
§§ 249 und 250 angegebenen gesetzhchen Vorraussetzungen der 
Verlegung des Termines und der Vertagung der Verhandlung. 

§ 252. 

Das Gericht kann die Verlegung des Termines und die Ver- 
tagung der Verhandlung oder Fortsetzung nur dann von amts- 
wegen anordnen, wenn die Abhaltung der Verhandlung oder deren 
Fortsetzung durch irgend eine andere unaufschiebbare amtüche 
Thätigkeit oder einen anderen wichtigen Grund verhindert wird. 

. § 253. 

Im Falle der Verlegung oder Vertagung ordnet der Vorsitzende 
unter Einem den neuen Termin an. 

Das Ergebnis der früheren Verhandlung behält, insofern es 
aus den Acten oder auf andere Weise — aber ohne Beweisauf- 
nahme — festgestellt werden kann, auch in dem Falle beim 
neuen Termin seine Giltigkeit und ist von amtswegen zu berück- 
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sichtigen, wenn das Gericht beim neuerlichen Termin aus anderen 
Mitgliedern zusammengesetzt ist. 

Wenn das Gericht beim neuerlichen Termin aus anderen 
Mitgliedern zusammengesetzt ist und nöthigenfalls auch ausser 
diesem Falle, ist das Ergebnis der früheren Verhandlung von den 
Parteien vorzutragen. Weicht der Vortrag der Parteien von dem 
aus den Acten oder sonst feststellbaren Ergebnisse der früheren 
Verhandlung ab, so sorgt der Vorsitzende für die Richtigstellung 
und kann nöthigenfalls die Acten durch den Schriftführer oder ein 
Mitglied des Gerichtes verlesen lassen. 

§ 254. 
Bei der Verhandlung vor dem Gerichtshof muss immer, vor 
dem Bezirksgericht nach Möglichkeit ein Protokollführer verwendet 
werden. 

Das Protokoll hat zu enthalten: 

1. Die Bezeichnung des Gerichtes und den Ort und die Zeit 
der Verhandlung; 

2. die Benennung der Richter, des Schriftführers und des 
Dolmetsches ; 

3. die Namen der erschienenen Parteien und ihrer Vertreter 
und ihre processuale Stellung; 

4. die Bezeichnung der Sache; 

5. die Angabe, dass die' Verhandlung öffentlich abgehalten 
wurde oder dass die Oeffentlichkeit ausgeschlossen war. 

§ 255. 

Der Gang der Verhandlung ist im Protokolle nur im Allge- 
meinen anzugeben. 

Durch die Aufnahme ins Protokoll oder durch eine dem 
Protokoll beigeschlossene und in demselben bezeichnete Schrift 
sind besonders festzustellen: 

1. Anerkenntnisse, Verzichte und Vergleiche, durch welche 
die Processsache ganz oder theilweise erledigt wird, sowie die im 
Sinne des § 241, letzter Absatz zustandegekommenen Vereinbarun- 
gen der Parteien; 

2. Anträge und Erklärungen, deren Aufnahme in das Protokoll 
durch das Gesetz vorgeschrieben ist ; 



Digitized by LjOOQIC 



91 



3. das Ergebnis der vor dem Processgerichte aufgenommenen 
Beweise, namentlich die Aussagen der Zeugen, die Gutachten der 
Sachverständigen, die Erklärungen der unter Eid einvernommenen 
Parteien, die Vereinbarung der Parteien in Bezug auf den Eid 
(§ 395) und die Ablegung oder Verweigerung des Eides, sowie das 
Ergebnis des Augenscheins; 

4. die ürtheile, die auf Grund der mündlichen Verhandlung 
erlassenen Bescheide und deren Verkündung. 

Die in besondere Schriftstücke gefassten Sachverständigen- 
gutachten, sowie die Protokolle über die Beweisaufnahmen und 
die persönliche Befragung der Parteien sind dem Verhandlungs- 
protokoll beizuschUessen. 

§ 256. 

Im Gerichtshofsverfahren hat jede Partei das Recht Anträge, 
thatsächliche Behauptungen und thatsächliche Erklärungen, welche 
in den vorbereitenden Schriftsätzen nicht enthalten sind, oder von 
deren Inhalt abweichen, in einer dem Protokoll beizuschUessenden 
Schrift festzustellen. Das Gericht überwacht die Richtigkeit der 
Schrift und verweigert die Beischliessung der nicht entsprechenden 
Schrift. 

Der Vorsitzende kann auch von amtswegen anordnen, dass 
die im Laufe der Verhandlung vorgebrachten, für die Entscheidung 
der Angelegenheit oder den Gang* der Verhandlung erhebhchen 
Anträge und deren Modificationen, sowie Geständnisse und andere 
erhebliche Erklärungen von kleinerem Umfang unmittelbar ins 
Protokoll aufgenommen werden. 

Auf Antrag einer Partei ist protokollarisch festzustellen, dass 
die in den vorbereitenden Schriftsätzen enthaltenen thatsächlichen 
Behauptungen und thatsächlichen Erklärungen bei der mündlichen 
Verhandlung unverändert oder mit den im Sinne des ersten und 
zweiten Absatzes dieses § festgestellten Modificationen vorgebracht 
wurden. 

§ 257. 
Im bezirksgerichtlichen Verfahren ist § 256 nicht anwendbar. 
Die im Laufe der mündlichen Verhandlung vorgebrachten, 
für die Entscheidung der Sache oder den Gang der Verhandlung 
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erheblichen Anträge und deren Modificationen sind von amtswegen 
zu Protokoll zu nehmen. Ebenso sind von amtswegen zu Protokoll 
zu nehmen: die für die Entscheidung der Sache oder den Gang 
der Verhandlung erheblichen thatsächlichen Behauptungen der 
Parteien, sowie die Erklärungen der Gegenpartei über deren Wahr- 
heit oder Unwahrheit unter Berufung auf die angebotenen Beweis- I 
mittel, ohne Rücksicht auf die Reihenfolge der Vorträge der Par- ' 
teien und in möglichst gedrängter Fassung. , 

Diese Bestimmung schliesst nicht aus, dass das Gericht in . 
seinen Entscheidungen sich auch auf solche aus dem mündlichen Vor- 
bringen der Parteien und der Beweisaufnahme hervorgekommene 
Umstände berufen kann, die in das Verhandlungsprotokoll nicht 
aufgenommen sind. 

§ 258. 

Das Protokoll und seine Beilagen sind den Betheiligten vor- 
zulesen oder zur Durchsicht vorzulegen. Dass dies geschehen ist, 
ist in dem Protokoll zu bemerken. 

Das Protokoll kann auf Grund der Bemerkungen der Parteien 
ergänzt und richtiggestellt werden. 

§ 259. 

Das Protokoll unterschreibt der Vorsitzende und Schriftführer 
und eventuell der Dolmetsch. 

Im bezirksgerichtlichen Verfahren unterschreiben das Proto- 
koll ausser dem Richter, eventuell dem Schriftführer und Dolmetsch 
auch die Parteien. Wenn die Parteien die Unterfertigung des Pro- 
tokolls verweigern, ist dieser Umstand im Protokoll zu vermerken. 

§ 260. 

Im Protokoll darf nichts zwischen die Zeilen, nichts ober- 
oder unterhalb derselben geschrieben werden. Müssen Worte 
gestrichen werden, so hat die Streichung derart zu geschehen, dass 
die Worte lesbar bleiben. Ergänzungen sind am Rande des Pro- 
tokolls oder unterhalb anzubringen und — wenn sie wichtig sind 
— besonders zu unterschreiben. 
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§ 261. 

Ueber die auf mehreren Terminen fortgesetzte Verhandlung 
kann ein Protokoll aufgenommen werden. In diesem Falle sind die 
im § 254, Punkt 1 — 5 angegebenen Umstände nur insofern zu wie- 
derholen, als sie bei der neuen Verhandlung sich geändert haben. 

§ 262. 

Die Beobachtung der für die mündliche Verhandlung vorge- 
schriebenen Förmlichkeiten kann nur durch das Verhandlungspro- 
tokoll bewiesen werden. 

§ 263. 

Den Inhalt des VerhandlungsprotokoUes, sowie der vor dem 
beauftragten oder ersuchten Richter im Laufe des Processes auf- 
genommenen Protokolle und deren Beilagen berücksichtigt das Pro- 
cessgericht von amtswegen. 

§ 264. 

Im Verfahren vor dem beauftragten oder ersuchten Richter 
ist nach Thunlichkeit ein Protokollführer zuzuziehen. Das Protokoll 
hat in diesem Falle ausser den in § 254, Punkt 1 — 4 erwähnten 
Erfordernissen das durchgeführte Verfahren erschöpfend wieder- 
zugeben. 

Das Protokoll ist den am Verfahren theilnehmenden Perso- 
nen vorzulesen und von ihnen zu unterschreiben, beziehungsweise 
der Grund des Mangels ihrer Unterschrift im Protokolle anzuführen. 
Im Uebrigen sind auf diese Protokolle die §§ 258 — 262 anzuwenden. 

§ 265. , 

Die Parteien können das Verhandlungsprotokoll, sowie dessen 
Beilagen und die auf ihre Sache bezüglichen sonstigen Acten ein- 
sehen und unter den in der gerichtlichen Geschäftsordnung bestimm- 
ten Modalitäten auch davon Abschrift nehmen. 

Dritten Personen kann die Einsicht der Acten und Abschrift- 
nähme ohne Zustimmung der Parteien nur der Vorsteher des Pro- 
cessgerichtes gestatten, wenn sie ihr berechtigtes Interesse glaub- 
haft machen. 
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Die Entwürfe der Entscheidungen die vom Gerichte zu deren 
Vorbereitung verfassten Schriftstücke, sowie die auf die Abstimmung 
bezügh'chen Acten dürfen die Parteien nicht einsehen. 

§ 266. 

Die im gegenwärtigen Abschnitt enthaltenen Vorschriften sind 
auch in jenen Fällen entsprechend anzuwenden, in welchen nach 
dem Gesetze eine mündliche Verhandlung stattfindet oder der Ge- 
richtshof die Einvernehmung der Parteien im Wege der mündlichen 
Verhandlung durchführt. 

Bei Incidenzfragen ist der Gegner nicht verpflichtet, einen vor- 
bereitenden Schriftsatz zustellen zu lassen. 

§ 267. 

üeber solche Anträge, w^elche nach dem Gesetze unter An- 
hörung der Gegenpartei ohne mündliche Verhandlung erledigt 
werden können, vernimmt der Vorsitzende oder der von ihm damit 
betraute Richter die Gegenpartei von amtswegen schriftlich oder 
protokollarisch ein. Erachtet das Gericht in diesen Fällen eine 
mündliche Verhandlung für nöthig, so erfolgt die Anberaumung des 
Termines und die Vorladung der Parteien von amtswegen. 

Findet das Gericht in jenen Fällen, in welchen ein Antrag 
nach dem Gesetze ohne Anhörung des Gegners erledigt wer- 
den kann, die Anhörung für nöthig, so ist dieser § entspre- 
chend anzuwenden. 



Siebenter Abschnitt. 

Vorbereitendes Verfahren in Rechnungs-, Vermögensauseinander- 
setzungs- und ähnlichen Processen. 

§ 268. 

In Rechnungs-, Vermögensauseinandersetzungs- und in Pro- 
cessen, die ähnliche Verhältnisse zum Gegenstande haben, kann das 
Gericht, insoferne es sich wegen der grossen Zahl der streitigen 
Forderungen oder Gegenforderungen als nothwendig erweist, im 
Gerichtshofs verfahren nach Beginn der meritorischen Verhandlung 
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ein vorbereitendes Verfahren vor dem aus der Zahl der Senats- 
mitglieder beauftragten Richter anordnen. 

§ 269. 

Im Bescheide, mit welchem das vorbereitende Verfahren an- 
geordnet wird, ist der beauftragte Richter zu benennen und der 
Termin zur Verhandlung des vorbereitenden Verfahrens zu bestim- 
men, ausgenommen, wenn es sich zweckmässiger erweist, die 
Anordnung des Termines dem beauftragten Richter zu überlassen. 

Im Falle einer Verlegung oder Erstreckung beraumt den 
neuerlichen Termin der beauftragte Richter an. 

Für den Fall der Verhinderung des beauftragten Richters 
sorgt der Vorsitzende für dessen Vertretung. 

§ 270. 

Die Parteien müssen sich auch im Verfahren vor dem beauf- 
tragten Richter durch Advocaten vertreten lassen. 

üeber die einzelnen Forderungen ist in der von beauftragten 
Richter festgesetzten Reihenfolge abgesondert nach den Vorschrif- 
ten des bezirksgerichtlichen Verfahrens zu verhandeln. 

Die Verhandlung ist solange fortzusetzen, bis der ganze Pro- 
cess oder eine zur abgesonderten Entscheidung geeignete Streitfrage 
zur Beschlussfassung oder zur Anordnung einer Beweisaufnahme 
reif geworden ist. 

§ 271. 

In dem über das vorbereitende Verfahren geführten Proto- 
kolle ist festzustellen : 

1. welche Forderungen vorgebracht wurden; 

2. ob der Gegner die Forderung anerkannt oder welches 
Gegenbegehren er gegenüber derselben gestellt hat ; 

3. welche Thatsachen zum Nachweise der und zur Entschei- 
dung über die strittige Forderung vorgebracht wurden, welche von 
diesen zugestanden und welche bestritten wurden, welche Beweis- 
mittel zum Nachweise der bestrittenen Thatsachen namhaft gemacht 
und welche Erklärungen in Bezug auf dieselben abgegeben wurden. 

Die Feststellung im Protokolle erfolgt auf Grund äes Ergeb- 
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nisses der Verhandlung mit Uebergehung der Wechselreden der 
Parteien nach Beendigung der Verhandlung über jede einzelne 
Forderung. 

§ 272. 

Wenn eine der Parteien an dem für das vorbereitende Ver- 
fahren bestimmten Termine nicht erscheint, so verhandelt der 
beauftragte Richter mit der erschienenen Partei. In diesem Falle 
wird das Vorbringen der nicht erschienenen Partei in Ansehung 
der beim versäumten Termine verhandelten Forderungen nicht 
berücksichtigt und die von der erschienenen Partei vorgebrachten 
thatsächlichen Behauptungen bedürfen keines Beweises, insoferne 
sie auch in den beim Gericht überreichten vorbereitenden Schrift- 
sätzen der Gegenpartei mitgetheilt wurden. 

Das Protokoll kann sich in solchem Falle, anstatt ausführ- 
licher Aufnahme der mit den vorbereitenden Schriftsätzen mitge- 
theilten thatsächlichen Behauptungen, auch auf den Inhalt der 
vorbereitenden Schriftsätze berufen. 

In Ansehung jener Forderungen, bezüglich welcher die 
Verhandlung im Sinne des ersten Absatzes nicht beendet werden 
kann, nimmt der beauftragte Richter das Vorbringen der erschie- 
nenen Partei zu Protokoll, beraumt zur Fortsetzung der Verhand- 
lung sofort einen neuerlichen Termin an und ladet zu diesem die 
nicht erschienene Partei unter Zustellung einer Abschrift des Pro- 
tokolles über das früher nicht mitgetheilte thatsächliche Vorbrin- 
gen von amtswegen vor. Wenn die Partei auch beim neuerlichen 
Termin nicht erscheint, so bedürfen auch die in der Protokolls- 
abschrift mitgetheilten thatsächlichen Behauptungen, abgesehen 
von den im ersten Absätze erwähnten Folgen, keines Beweises. 

Das Ausbleiben einer Partei beeinträchtigt nicht die Gültigkeit 
ihres bei der früheren Verhandlung schon zu Protokoll genomme- 
nen Vorbringens. 

Wegen Versäumnisses des Termins vor dem beauftragten 
Richter ist keine Wiedereinsetzung statthaft. 

§ 273. 

Nach Schluss des vorbereitenden Verfahrens übergibt der 
beauftragte Richter die Acten dem Vorsitzenden, der zur münd- 
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liehen Verhandlung der Sache von amtswegen einen Termin 
anberaumt. 

Wenn zur vorbereitenden Verhandlung keine der Parteien 
erscheint, kann jede Partei binnen drei Monaten, vom versäumten 
Termine an gerechnet, beim beauftragten Richter um die Anberau- 
mung eines neuen Termins zur vorbereitenden Verhandlung an- 
suchen. Wenn während dieses Zeitraums keine der Parteien einen 
solchen Antrag stellt, übergibt der beauftragte Richter die Acten 
dem Vorsitzenden. In diesem FallQ sind ohne Anberaumung einer 
Verhandlung die Bestimmungen des § 465, erster und zweiter Ab- 
satz anzuwenden. 

§ 274. 

Als Grundlage der mündlichen Verhandlung dient auch in 
dem Falle das über das vorbereitende Verfahren aufgenommene 
Protokoll, wenn eine der Parteien zu dem zur mündlichen Ver- 
handlung anberaumten Termine nicht erscheint. 

Die in das Protokoll nicht aufgenommenen thatsächlichen 
Behauptungen, Beweise und Aeusserungen können bei der münd- 
lichen Verhandlung nur dann nachgeholt werden, wenn die Partei 
sofort glaubhaft macht, dass sie bei der vor dem beauftragten 
Richter anberaumten Termin ohne ihr Verschulden nicht erscheinen 
oder das in Rede stehende Vorbringen vor dem beauftragten 
Richter ohne ihr Verschulden nicht geltend machen konnte. Hat 
die Gegenpartei die mündliche Verhandlung versäumt, so treten in 
Ansehung dieser Nachträge die Folgen des Nichterscheinens nur 
in dem Falle ein, wenn sie der säumigen Partei nach Schluss des 
vorbereitenden Verfahrens gehörig mitgetheilt wurden. 

§ 275. 

Das Ergebnis des vorbereitenden Verfahrens wird bei der 
mündUchen Verhandlung von den Parteien vorgetragen. Stimmt 
der Vortrag der Partei, bezw. der erschienenen Partei mit dem 
Inhalte des über das vorbereitende Verfahren aufgenommenen 
Protokolles nicht überein, so sorgt der Vorsitzende für die Richtig- 
stellung des Vortrages, nöthigenfalls lässt er das Protokoll vom 
einem Mitgliede des Gerichtes oder dem Schriftführer verlesen. 

7 
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§ 276. 

Das Gericht kann die Ergänzung des vorbereitenden Ver- 
fahrens anordnen. 

§ 277. 
Die §§ 268 — 276 sind im bezirksgerichtlichen Verfahren nicht 
anwendbar. 

Achter Abschnitt. 
Beweis. 

§ 278. 
ThatsächHche Behauptungen, welche die Gegenpartei bei der 
mündlichen Verhandlung oder vor dem beauftragten oder dem 
ersuchten Richter zugestanden hat, bedürfen keines Beweises. 

§ 279. 

Auf die Wirksamkeit des Geständnisses ist es nicht von Ein- 
fluss, wenn mit demselben selbständige, der zugestandenen that- 
sächHchen Behauptung nicht widersprechende Behauptungen ver- 
bunden sind. 

Inwieweit irgend eine Erklärung, welche die thatsächliche 
Behauptung der Gegenpartei abändert, als Geständnis oder Bestrei- 
tung anzusehen ist, beurtheilt das Gericht nach den Umständen 
des Falles. 

§ 280. 

Das Gericht beurtheilt auf Grund sorgfältiger Würdigung der 
Umstände, inwiefern ein im Processe gemachtes Geständnis durch 
Widerruf seine Wirksamkeit verliert. 

Das Geständis verliert seine Wirksamkeit, wenn die Gegen- 
partei in den Widerruf willigt. 

§ 281. 
Thatsächliche Behauptungen, welche die Partei im Laufe der 
mündhchen Verhandlung, nachdem sie zur Erklärung aufgefordert 
worden ist, nicht ausdrückHch bestreitet und welche auch nicht 
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durch ein mit ihrer Wahrheit unvereinbares Vorbringen als mittel- 
bar bestritten angesehen werden können, bedürfen keines Bewei- 
ses, es sei denn, dass sich aus den sonstigen Vorbringen der 
Partei ergibt, dass sie sie bestreiten wolle. 

Das Gericht beurtheilt unter sorgfältiger Würdigung der Um- 
stände nach seinem Ermessen, ob die Erklärung der Partei, dass 
sie keine Kenntnis von der Richtigkeit der thatsächlichen Behaup 
tungen der Gegenpartei habe, oder sich an dieselben nicht erin- 
nere, als Bestreitung angesehen werden könne. 

§ 282. 

Thatsachen, welche bei dem Gerichte offenkundig sind, be- 
dürfen keines Beweises. Dasselbe gilt auch hinsichtlich solcher 
Thatsachen, welche dem Gerichte amtlich bekannt sind. 

Diese Thatsachen berücksichtigt das Gericht auch dann, wenn 
sie seitens der Partei nicht vorgebracht werden, doch ist es ver- 
pflichtet, die Parteien auf das Vorhandensein dieser Thatsachen 
gelegentlich der Verhandlung aufmerksam zu machen. 

§ 283. 

Die in einem anderen Staate geltenden Rechtsnormen, die 
auf die Reciprocität bezüglichen Vorschriften mit inbegriffen, fer- 
ner die örtlichen und besonderen Gebräuche, sowie die orts- 
behördlichen Vorschriften sind nur dann zu beweisen, wenn sie 
dem Richter nicht bekannt sind. Das Gericht kann jedoch behufs 
Ermittlung der Rechtsnormen auch von den Parteien vorgebrachte 
Quellen benützen und zu diesem Behufe die nothwendigen Schritte 
von amts wegen vornehmen. 

S 284. 

Die Beweislast trifft jene Partei, in deren Interesse es gele- 
gen ist, dass die behauptete Thatsache vom Gerichte als wahr 
angesehen werde. Demzufolge sind jene Thatsachen, welche zur 
Begründung irgend eines Rechtes dienen, von derjenigen Partei 
zu beweisen, welche das Recht geltend machen will, dagegen sind 
jene Thatsachen, welche das Zustandekommen des geltend ge- 
machten Rechtes ausschliessen, oder dieses Recht aufheben, von 
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nderjeigen Partei zu erweisen, welche die Geltendmachung des 
Rechtes bekämpft. 

Das Gericht beurtheilt die Wahrheit oder Unwahrheit einer 
thatsächlichen Behauptung auf Grund sorgfältiger Würdigung des 
ganzen Inhaltes der Verhandlung und der Beweisführung. Die 
Gründe, welche die üeberzeugung des Gerichtes hervorgerufen 
haben, sowie auch diejenigen, aus welchen das Gericht einen 
Beweis für ungenügend erachtet, oder die von einer Partei ange- 
botene Beweisführung abgi^lehnt hat, sind in dem ürtheile ein- 
gehend anzuführen. An gesetzliche Beweisregeln ist das Gericht 
bei Bildung seiner üeberzeugung nur in den in diesem Gesetze 
bezeichneten Fällen gebunden, 

§ 28(). 

Falls der von den Parteien angebotene Beweis ein befriedi- 
gendes Ergebnis nicht liefert, oder ein Ergebnis voraussichtlich 
nicht verspricht, stellt das Gericht den Betrag eines Schadens oder 
zu ersetzenden Interesses unter Berücksichtigung aller Umstände, 
nach seinem Ermessen fest. Das Gericht kann, wenn es dies zur 
Bildung seiner Meinung für nothwcndig erachtet, nicht nur die 
Einvernahme von Sachverständigen, sondern auch die Beweis- 
aufnahme und die Einholung von Erkundigungen von amtswegen 
veranlassen. 

§ 287. 

Die Rechtsnormen, nach welchen ein Thatumstand im allge- 
meinen oder bis zum Gegenbeweise für wahr zu halten ist, sowie 
nach welchen ein Thatumstand aus anderen Thatumständen zu 
folgern ist (gesetzliche Vermuthung), werden durch die Bestim- 
mungen der §§ 284 und 285 nicht berührt. 

§ 288. 

Eine thatsächliche Behauptung kann auch durch seitens der 
Parteien im Laufe der Verhandlung vorgebrachte und nicht ange- 
fochtene oder bewiesene Umstände festgestellt werden, welche an 
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und für sich oder zusammengefasst auf die Wahrheit oder Unwahr- 
heit der thatsächUchen Behauptung einen begründeten Schluss zu- 
lassen. Ausserdem kann das Gericht auf die Wahrheit oder Un- 
wahrheit einer thatsächUchen Behauptung auch aus anderen Um- 
ständen der Verhandlung einen Schluss ziehen. 

§ 289. 

Behufs Glaubhaftmachung einer thatsächUchen Behauptung 
darf ein Beweis, welcher nicht sofort aufgenommen werden kann, 
im Falle Widerspruchs der Gegenpartei nicht zugelassen werden. 

Die Einvernahme der Parteien unter Eid ist zur Glaubhaft- 
machung einer Behauptung nicht statthaft. 

§ 290. 

Der Beweis wird vom Processgerichte im Laufe der münd- 
lichen Verhandlung aufgenommen und darf mit demselben ein 
beauftragtes Mitglied des Senates oder ein ersuchter Richter nur 
in den durch dieses Gesetz bestimmten Fällen betraut werden. 

§ 291. 

Wenn infolge Anordnung der Beweisaufnahme die Erstre- 
.ckung der Verhandlung sich als nothwendig erweist, bezeichnet 
das Gericht in seinem Beweisbeschlusse die zu beweisenden That- 
sachen, sowie die Beweismittel und beraumt zugleich den Termin 
für die neuerliche Verhandlung an. 

Erfolgt jedoch die Beweisaufnahme durch einen beauftragten 
.oder ersuchten Richter, so beraumt das Gericht behufs Fortsetzung 
der Verhandlung in seinem Beweisbeschlusse den Termin nur in 
dem Falle an, wenn die Zeit des Abschlusses der Beweisaufnahme 
im Vorhinein bestimmt werden kann ; anderenfalls setzt das Gericht 
den Termin für die Fortsetzung der Verhandlung nach Abschluss 
-der Beweisaufnahme von amtswegen fest. 

Wenn die Möglichkeit der Beweisaufnahme sich als zweifel- 
haft erweist oder auf ein unbestimmte Zeit hindurch andauerndes 
Hinderniss stösst, kann das Gericht bei Anordnung der Beweis- 
aufnahme, eventuell auch später, auf Antrag jeder Partei zur 
Fortsetzung der Verhandlung einen entsprechenden Termin an- 
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setzen. Über den Antrag ist, wenn derselbe seitens des Gegners 
der beweisführenden Partei ausserhalb der mündlichen Verhand- 
lung gestellt wird, die beweisführende Partei einzuvernehmen. 

Wenn das Protokoll über die Beweisaufnahme nach dem für 
die Fortsetzung der Verhandlung festgesetzten Termine einlangt^ 
kann es bei der Verhandlung und Entscheidung der Angelegen- 
heit nur dann in Betracht gezogen werden, wenn aus diesem 
Grunde der Abschluss des Verfahrens keine Verzögerung erleidet. 

§ 292. 

Das Gericht ist an seinen Beweisbeschluss nicht gebunden. 

Das Gericht kann die Wiederholung oder Ergänzung der 
Beweisaufnahme anordnen. Ferner kann es verfügen, dass die 
durch den beauftragten oder ersuchten Richter erfolgte Beweis- 
aufnahme im Laufe der Verhandlung wiederholt oder ergänzt 
werde. 

§ 293. 

Wenn das Gericht mit der Beweisaufnahme einen beauftrag- 
ten Richter betraut, ernennt es in dem Beweisbeschlusse den 
beauftragten Richter und beraumt den Termin zur Beweisaufnahme 
an, es sei denn, dass es sich zweckmässiger erweist, die Anbe- 
raumung des Termines dem beauftragten Richter zu überlassen. 

Den zur Beweisaufnahme etwa erforderlichen neuen Termin 
beraumt der beauftragte Richter an. 

Ist der beauftragte Richter an der Vollziehung des Auftrages 
verhindert, so ernennt den an seine Stelle zu entsendenden Rich- 
ter der Vorsitzende. 

§ 294. 

Soll die Beweisaufnahme von einem anderen Gerichte be- 
werkstelligt werden, so ersucht dieses Gericht der Vorsitzende. 

Wird im Laufe des Beweisverfahrens die Requisition eines 
anderen inländischen Gerichtes erforderlich, so wird es um die 
Beweisaufnahme durch den beauftragten oder ersuchten Richter 
angegangen, welcher hievon auch die Parteien verständigt. 
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§ 295. 

Die Parteien können bei der Beweisaufnahme auch in dem 
Falle anwesend sein, wenn dieselbe nicht vor dem Processgerichte 
erfolgt. Zu diesem Zwecke hat der beauftragte oder ersuchte 
Richter die Parteien von dem durch ihn anberaumten Termine 
von amtswegen zu verständigen. 

^ 296. 

Die Beweisaufnahme ist auch in Abwesenheit der ordnungs- 
mässig verständigten Parteien nach Möglichkeit durchzuführen. 

Eine Partei, die bei der Beweisaufnahme nicht anwesend 
war, kann wegen Versäumung des Termines eine Wiedereinsetzung 
nicht verlangen, doch hat das Processgericht auf ihren Antrag 
und auf ihre Kosten die Neuaufnahme oder Ergänzung des Bewei- 
ses anzuordnen, wenn die Partei glaubhaft macht, dass sie verhin- 
dert war, der Beweisaufnahme beizuwohnen und dass die Beweis- 
aufnahme deswegen eine lückenhafte ist. 

§ 297. 

Wird zur Beweisaufnahme oder deren Fortsetzung die An- 
beraumung eines neuen Termines nothwendig, so ist der Termin 
auch in dem Falle von amtswegen festzusetzen, wenn an dem 
früheren Termine die beweisführende Partei nicht erschienen ist, 
oder wenn keine der Parteien erschienen ist. 

§ 298. 

Wenn gelegentlich der Beweisaufnahme vor dem beauftragten 
oder ersuchten Richter solche strittige Fragen auftauchen, von wel- 
chen die Fortsetzung der Beweisaufnahme abhängt, so entscheidet 
das Processgericht, es sei denn, dass das Gesetz die Erledigung 
dieser Fragen dem Wirkungskreise des beauftragten oder ersuchten 
Richters zuweist. Zur Verhandlung dieser Incidenzfragen beraumt 
das Processgericht von amtswegen einen Termin an. 

Ist das Ersuchen von einem ausländischen Gerichte ausge- 
gangen, so entscheidet der ersuchte Richter auch über jene Fragen, 
welche anderenfalls dem Processgerichte zugewiesen sind. 
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§ 299. 

Ist die Beweisaufnahme im Auslande zu bewerkstelligen, so 
wird das Ersuchen durch den Vorsitzenden entsprechend den dem 
betreffenden Staate gegenüber geltenden Vorschriften veranlasst. 
Insoferne die Parteien nicht erklären, dass sie bei der Beweisauf- 
nahme nicht anwesend sein wollen, ist die betreffende Behörde 
auch darum zu ersuchen, dass sie die Zeit und den Ort der Beweis- 
aufnahme rechtzeitig mittheile. 

Das Gericht kann auf Antrag einer der Parteien anordnen, 
dass das Ersuchen behufs Betreibung der Durchführung der beweis- 
führenden Partei übergeben werde, oder es kann mit Umgehung 
der Requisition die beweisführende Partei anweisen, dass sie über 
die Beweisaufnahme eine den Gesetzen des betreffenden Staates 
entsprechende öflfentKche Urkunde beibringe. In diesem Falle ist 
der Partei zur Vorlage der Acten über die Beweisaufnahme eine 
Frist zu geben, nach deren fruchtlosen Verlaufe jede der Parteien 
verlangen kann, dass zur Fortsetzung der Verhandlung ein Termin 
anberaumt werde. Die Acten über die Beweisaufnahme können in 
einem solchen Falle nur insoferne berücksichtigt werden, als hie- 
durch der Schluss des Verfahrens keine Verzögerung erleidet. 

Die beweisführende Partei ist verpflichtet, im Falle des vori- 
gen Absatzes die Gegenpartei von der Zeit und dem Orte der 
Beweisaufnahme nach Möglichkeit rechtzeitig zu verständigen. Ver- 
säumt die Partei die gehörige Verständigung, so hat das Gericht 
festzustellen, inwieweit die Beweisaufnahme in dem Processe be- 
nützt werden könne. 

Das Gericht kann auf Antrag der Gegenpartei von der 
Anordnung einer im Auslande zu bewirkenden Beweisaufnahme 
absehen, wenn es sich nach Einvernehmung der Parteien als wahr- 
scheinlich erweist, dass die Anordnung der Beweisaufnahme zu 
keinem Ergebnisse führen werde. 

Steht aber zu befürchten, dass die im Auslande zu bewir- 
kende Beweisaufnahme die Beendigung des Processes ausser- 
ordentlich verzögern würde, so kann das Gericht im Sinne des 
vorletzten Absatzes des § 291 vorgehen. 

Die Vorschriften des 2., 3., 4. und 5. Abs. dieses § sind 
unanwendbar, wenn die Beweisaufnahme in dem anderen Staate 
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der oesterr.-ung. Monarchie oder in Bosnien und der Herzegowina 
zu bewirken ist. 

§ 300. 

Entspricht die ausserhalb des Geltungsgebietes dieses Gesetzes 
bewirkte Beweisaufnahme diesem Gesetze, so kann das Gericht 
dieselbe auch dann berücksichtigen, wenn ihre Giltigkeit auf Grund 
der Gesetze des Aufnahmsortes angefochten werden kann. 

§ 301. 

Die Parteien können ihre Bemerkungen zur Beweisaufnahme 
und deren Ergebnis zugleich mit der fortsetzungsweisen Verhand- 
lung des Meritums der Angelegenheit vorbringen. 

Erfolgt die Beweisaufnahme nicht vor dem erkennenden Rich- 
ter, so tragen die Parteien deren Ergebnis bei der Verhandlung 
vor. Wenn das Vorbringen der Parteien, bezw. der erschienenen 
Partei, mit dem Inhalte der Acten nicht übereinstimmt, sorgt der 
Vorsitzende für die Richtigstellung des Vorbringens und lässt 
nöthigenfalls die Acten durch ein Mitglied des Gerichtes, oder den 
Schriftführer vorlesen. Diese Vorschriften sind auch in dem Falle 
entsprechend anzuwenden, wenn das Vorbringen des Ergebnisses 
der vor dem Processgerichte im Laufe der Verhandlung erfolgten 
Beweisaufnahme infolge einer in der Zusammensetzung des Gerich- 
tes erfolgten Änderung oder aus einem anderen Grunde erforder- 
lich wird. 

Das Gericht kann eine früher durchgeführte Beweisaufnahme 
auch im Falle eines Wechsels seiner Mitglieder benützen. 



Neunter Abschnitt. 
Zeugen. 

§ 302. 

Die Partei, welche einen Beweis durch Zeugen führen will, 
hat die durch den Zeugen zu erweisenden Thatsachen zu bezeich- 
nen und den Zeugen so namhaft zu machen, dass er vorgeladen 
werden kann. 
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Wer sich auf nicht existirende Zeugen oder auf solche Zeu- 
gen beruft, welche von den obwaltenden Verhältnissen keine Kennt- 
niss haben konnten, oder wer den Wohnort eines Zeugen wissent- 
lich falsch angibt, ist, wenn sich im Laufe des Processes ergibt^ 
dass er damit eine Verzögerung des Processes beabsichtigte, mit 
einer Geldbusse bis zu 600 Kronen zu belegen. Wird die Partei 
durch einen Advocaten vertreten, so trifft die Haftung für diese 
Busse in erster Linie den Advocaten, welchem ein Regressrecht 
gegen seinen Klienten nur dann zusteht, wenn er sich infolge 
schriftlicher Weisung der Partei auf den Zeugen berufen hat. 

§ 303. 
Die Partei kann zur mündlichen Verhandlung den Zeugen 
auch mitbringen. In diesem Falle vernimmt das Gericht den Zeugen^ 
insoferne sich dessen Vernehmung nothwendig erweist, im Laufe 
der Verhandlung. 

§ 304. 

Das Gericht kann behufs Aufklärung des Thatbestandes oder 
behufs Nachweises von Thatumständen, welche zwischen den Par- 
teien strittig sind, auch von amtswegen eine Zeugeneinvernahme 
anordnen, falls aus den — wenn auch nur in den vorbereitenden 
Schriftsätzen enthaltenen — Angaben der Parteien, aus dem Er- 
gebnisse einer anderen Beweisaufnahme oder aus anderen Daten 
des Processes hervorgeht, dass der Beweis des Thatbestandes oder 
der Nachweis der Thatumstände durch Zeugen bewirkt werden kann. 

Das Gericht kann behufs Einvernehmung eines Zeugen jede 
Partei zur Namhaftmachung eines Zeugen auffordern und beurtheilt 
nach seinem Ermessen den Einfluss des Umstandes auf die Ent- 
scheidung der Frage, dass die Partei die Namhaftmachung des 
Zeugen ohne genügenden Grund unterlässt. 

§ 305. 
Die Vernehmung des im Processe fungirenden Richters kann^ 
wenn seine Einvernahme als Zeuge verlangt wird, dann unter- 
bleiben, wenn er von der durch ihn zu beweisenden Thatsache 
amtliche Kenntniss hat oder wenn er seine Einvernahme für die 
Entscheidung der Sache nicht für nothwendig hält. 
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§ 300. 

Das Gericht kann mit der Zeugenvernehmung einen beauf- 
tragten oder ersuchten Richter betrauen : 

1. Wenn sich zum Zwecke der Ermittlung der Wahrheit die 
Einvernahme des Zeugen an Ort und Stelle als zweckmässig erweist; 

2. wenn der Zeuge verhindert ist, vor dem Processgerichte zu 
erscheinen ; 

3. wenn die Einvernahme des Zeugen vor dem Processgerichte 
unverhältnissmässig grosse Kosten verursachen würde, es sei denn^ 
dass sich eine der Parteien bereit erklärt, die hieraus erwachsen- 
den Mehrkosten ohne Anspruch auf Rückvergütung zu tragen und 
— soferne sie hiezu durch das Gericht verhalten wird — zur 
Deckung der Mehrkosten innerhalb der bestimmten Frist den fest- 
gesetzten Betrag bei dem Processgerichte hinterlegt; 

4. wenn die Einvernahme des Zeugen vor dem Processgerichte 
auf bedeutende Schwierigkeiten stösst. 

Ist die Zeugenvernehmung in einem Militär- oder von MiUtär 
besetzten Gebäude (Schiffe) vorzunehmen, so kann dieselbe nur 
nach Verständigung des Gebäude- (Schiffs-) Commandanten und in 
Anwesenheit der von ihm entsanden Militärperson bewerkstelligt 
werden. Wenn der Cömmandant zu diesem Behufe eine Militär- 
person nicht entsendet, oder wenn die entsandte Person nicht er- 
scheint, so hindert dies die Zeugeneinvernahme nicht. 



§ 307. 

In ihrer Wohnung sind zu verhören : 

1. Mitglieder des Herrscherhauses ; 

2. jene Personen, welche infolge hohen Alters, Krankheit 
oder anderer körperlicher Gebrechen über Vorladung nicht erschei- 
nen können. 

Die Mitglieder des Herrscherhauses hat in Budapest der Prä- 
sident der kgl. Curie, in der Provinz am Sitze der kgl. Tafel der 
Präsident der kgl. Tafel, an einem anderen Orte des ungarischen 
Staates dagegen der Präsident jenes Gerichtshofes einzuvernehmen, 
auf dessen Gebiete der Wohn-, bezw. Aufenthalts-Ort des zu ver- 
nehmenden Mitgliedes des Herrscherhauses sich befindet. 
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§ 308. 
Die Minister können nur in Budapest oder wenn sie sich 
anderswo aufhalten, an ihrem Aufenthaltsorte, die Mitglieder des 
Magnatenhauses und des Abgeordnetenhauses während der Sitzungs- 
periode des Reichstages aber, soferne sie sich in Budapest auf- 
halten, nur in Budapest, als Zeugen einvernommenen werden, es 
sei denn, dass sie zu einer an einem anderen Orte vorzunehmen- 
den Einvernahme ihre Zustimmung ertheilen. 

§ 309. 

Der Zeuge wird, wenn sich seine Vorladung nothwendig er- 
weist, durch den Vorsitzenden, wenn aber die Einvernahme im 
Wege eines beauftragten oder ersuchten Richters erfolgt, durch 
den beauftragten oder ersuchten Richter vorgeladen. 

Die Vorladung hat unter Bezugnahme auf den die Zeugen- 
einvernahme anordnenden Bescheid, die Benennung der Parteien, 
die Aufforderung an den Zeugen, dass er zur angegebenen Zeit 
und an dem angegebenen Orte bei Vermeidung der gesetzlichen 
Folgen zu erscheinen habe und nach Bedarf die orientirende An- 
gabe der Thatumstände, über welche der Zeuge einzuvernehmen 
sein wird, zu enthalten. 

§ 310. 
Übernimmt es die Partei, den Zeugen vor Gericht zu stellen, 
so ist die Vorladung des Zeugen nicht erforderlich. Stellt die Partei 
den Zeugen zu dem für die Einvernahme anberaumten Termine 
nicht, so kann das Gericht von dessen Einvernahme absehen. 

§ 311. 
Ist die Vorladung des Zeugen vergebhch versucht worden, 
und steht zu befürchten, dass die Wiederholung des Versuches 
die Beendigung des Processes verzögern werde, so kann § 291, 
Abs. 3 angewendet werden. 

§ 312. 

Steht die als Zeuge vorgeladene Person in einem derartigen 

öffentlichen Dienste oder ist sie bei einem derartigen Privatunter- 

nehmen angestellt, bei welchen für den Fall ihrer Entfernung eine 

Substitution vom Standpunkte des öffentlichen Interesses erforder- 
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lieh ist, so ist von der Vorladung gleichzeitig auch ihr Vorgesetzter 
zu verständigen. 

Über die Vorladung von Mitgliedern der bewaffneten Macht 
oder vom im activen Dienste stehenden Mitgliedern der Gensdar- 
inerie oder Finanzwache verfügt § 166. 

§ 313. 

Das Procossgericht kann die Vorladung d(.'S Zeugen, oder 
wenn die Einvernahme des Zeugen durch ein anderes Gericht vor- 
genomm<'n werden soll, das an dieses Gericht zu stellende Ersuchen 
davon abhängig machen, dass die beweisführende Partei zur De- 
ckung der Zeugengebühren (§ 331), der sich aus der Zeugenein- 
vernahme eventuell ergebenden Dolmetschkosten und Gebühren, 
sowie der Gerichtskosten, binnen der im Bescheide festgesetzten 
Frist eine gewisse Summe beim Processgerichte hinterlege. 

Der Erlag ist jener Partei aufzutragen, die sich auf den 
Zeugen berufen hat; wenn aber das Gericht die Zeugeneinvernahme 
von amtswegen verfügt hat, jener Partei, in deren Interesse die 
Klarstellung des Thatbestandes, bezw. die Beweisführung liegt. 

Vollzieht die Partei binnen der gestellten Frist den Erlag 
nicht, so hat die Vorladung des Zeugen, bezw. wenn die Zeugen- 
einvernahme durch ein anderes Gericht zu erfolgen hat, das Er- 
suchen an dasselbe zu unterbleiben, es sei denn, dass die Partei 
den Erlag noch während einer solchen Zeit nachholt, dass die 
Zeugeneinvernahme ohne Verzögerung des Verfahrens erfolgen kann. 

§ 314. 

Der vorgeladene Zeuge, welcher an dem zur Einvernahme 
anberaumten Termine nicht erscheint, ist in die durch sein Ausbleiben 
verursachten Kosten, sowie in eine Geldstrafe bis zu 600 Kronen 
von amtswegen zu verfallen und gleichzeitig nochmals vorzuladen. 

Erscheint der ordnungsmässig vorgeladene Zeuge wieder nicht, 
so ist er neuerlich in die Kosten und die Geldstrafe zu verfallen 
und vorzuführen. 

Gegen den in die Kosten und die Geldstrafe verfällenden 
Bescheid ist Beschwerde statthaft. 

Behufs Bestrafung und Vorführung einer Militärperson ist 
deren Vorgesetzter anzugehen. 
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§ 3ir). 

Entschuldigt der Zeuge sein Ausbleiben genügend, so kann er 
in die Kosten und die Geldstrafe nicht verlällt werden, sollte er 
aber schon verfällt sein, so ist der Verfällungsbescheid ausser 
Kraft zu setzen. 

Das Processgericht kann unter Berücksichtigung der von 
dem Zeugen angeführten Verhältnisse die bemessene Geldstrafe 
herabsetzen. 

Der Zeuge kann seine diesbezügliche Anzeige und sein An- 
suchen schriftlich einreichen oder bei dem Gerichtsschreiber zu 
Protokoll geben, spätestens aber hat er dieselben an dem für die 
Einvernahme anberaumten nächsten Termine, an welchem der 
Zeuge erschienen ist, mündlich vorzubringen. 

Das Gericht kann über das Ansuchen des Zeugen ohne An- 
hörung der Parteien entscheiden. 

Gegen den das Ansuchen ablehnenden Bescheid ist Beschwerde 
statthaft. Das Ansuchen, sowie die gegen den ablehnenden -Bescheid 
ergriffene Beschwerde sind bezüglich der Anordnung und Fortsetzung 
der Execution von aufschiebender Wirkung. 

§ 316. 
Als Zeuge kann nicht einvernommen werden : 

1. ein Geistlicher darüber, was ihm in der Beichte oder 
unter dem Siegel geisthcher Verschwiegenheit mitgetheilt wurde; 

2. eine im öffentHchen Dienste stehende oder aus demselben 
geschiedene Person über solche Fragen, hinsichtlich welcher durch 
die Zeugenaussage die Pflicht zur Wahrung des Amts- oder Dienst- 
geheimnisses verletzt würde, wenn sie dieser Pflicht seitens der 
zuständigen vorgesetzten Behörde nicht enthoben wurde. 

Bezüglich der Minister, des Banus von Croatien, Slavonien und 
Dalmatien, der Präsidenten des Staatsverrechnungshofes und des 
gemeinsamen Bechnungshofes hat diese Enthebung durch den 
König zu erfolgen. 

Um die nach Punkt 2 erforderliche Enthebung ersucht das Pro- 
cessgericht vonamtswegen die zuständigen vorgesetzten Behörden, 
dagegen wendet es sich im Falle des 2. Absatzes an den Justizmüiister. 

Die Enthebung kann nur in dem Falle verweigert werden, 
w(^nn deren Gewährung gegen das ölTentliche Interesse verstösst. 
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§ 317. 
Die Zeugenaussage kann verweigert werden: 

1. wenn der Zeuge in auf- oder absteigender Linie mit einer 
der Parteien verwandt, wenn er deren Ehegatte oder Verlobter ist; 

2. wenn die Beantwortung der Frage als Grundlage für ein 
strafgerichtliches Verfahren gegen den Zeugen oder gegen einen 
mit ihm in auf- oder absteigender Linie verwandten oder ver- 
schwägerten, gegen ein Geschwisterkind oder einen näheren Seiten- 
verwandten, gegen seinen Ehegatten oder Verlobten, gegen eines 
der Geschwister seines Ehegatten oder den Ehegatten eines seiner 
Geschwister, gegen einen seiner Adoptiv- oder Pflegeeltern, gegen 
seinen Vormund, Curator, Mündel oder Curanden dienen könnte 
und zwar bezüglich der im Ehe- oder Schwägerschaftsverhältnisse 
Stehenden ohne Rücksicht darauf, ob die die Grundlage dieses 
Verhältnisses bildende Ehe noch besteht oder nicht; 

3. wenn durch die Beantwortung der Frage der Zeuge oder eine 
der im Punkt 1, dieses § en\^ähnte Personen an ihrer Ehre oder der 
Zeuge an seinem Vermögen erheblichen Schaden erleiden würden ; 

4. bezüglich solcher Umstände, über welche sich der Zeuge 
nicht äussern kann, ohne die mit seinem Berufe verbundene Pflicht 
zur Verschwiegenheit, insbesondere als Advocat, Notar, Arzt, Apo- 
theker, Hebamme oder deren Gehilfe, insoferne er nicht der Ver- 
schwiegenheitspflicht enthoben w^urde, zu verletzen; 

5. wenn der Zeuge durch Beantwortung der Frage irgend 
ein Kunst- oder gewerbliches Geheimnis verraten würde. 

Steht der Zeuge nur zu einem oder zu einzelnen mehrerer 
Streitgenossen in dem sub Punkt 1 bezeichneten Verhältnisse, so 
kann er sich der Zeugenaussage bezüglich der anderen nur dann 
entschlagen, wenn seine Aussage nicht getrennt werden kann. 

Der Zeuge ist in dem Falle dieses § vor der Einvernahme oder 
w^enn das fragliche Verhältniss ersichtlich wird, darauf aufmerksam zu 
machen, dass er zur Verw^eigerung der Zeugenaussage berechtigt ist. 

§ 318. 

Die Zeugenaussage kann auf Grund der Punkte 1 und 3 des 
vorherigen § nicht verweigert werden : 

1. wenn sich die Frage auf ein Rechtsgeschäft bezieht, bei 
welchem der Einzuvernehmende als Zeuge fungirt hat; 
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2. wenn sich die Frage auf Handlungen bezieht, welche der 
Zeuge in Ansehung des strittigen Rechtsverhältnisses als Vertreter 
oder Bevollmächtigter einer der Parteien vorgenommen hat, oder 
bezügUch welcher er der Partei einen Auftrag ertheilt hat, oder 
wenn der Zeuge in Ansehung des strittigen Rechtsverhältnisses 
als Bürge oder Rechtsvorgänger auftritt ; 

3. wenn Thatumstände zu beweisen sind, welche sich auf 
die Geburt, Verehelichung, auf das am Lebenbefinden oder das 
Ableben eines Familienmitgliedes des Zeugen beziehen ; 

4. wenn sich die Frage auf eine auf Familienverhältnissen 
beruhende vermögensrechtliche Angelegenheit bezieht. 

§ 319. 

Wenn der Zeuge die Zeugenaussage im Sinne der §§ 317 
und 318 verweigert, kann er die Gründe seiner Weigerung vor 
dem für die Einvernahme anberaumten Termine schrifthch erklä- 
ren oder zu Protokoll geben, spätestens aber hat er dieselben 
gelegentüch der Einvernahme vorzubringen. Dieses Recht steht 
auch demjenigen zu, der als Zeuge vorgeladen wurde, obzwar er 
im Sinne des § 316 als Zeuge nicht vernommen werden kann. 

Der Grund ist nöthigenfalls glaubhaft zu machen. Zu diesem 
Zwecke kann das Gericht den Zeugen auch über die Gründe sei- 
ner Weigerung einvernehmen und ihn über seine Aussage beeiden. 

Von der Erklärung des Zeugen sind die Parteien nach Möglichkeit 
vor dem für die Einvernahme anberaumten Termine zu verständigen. 

§ 320. 

Ueber die Berechtigung der Verweigerung einer Zeugenaus- 
sage entscheidet das Processgericht nach Anhörung der Parteien 
mit Bescheid. 

War zum Zeugenverhöre vor dem Processgerichte ein Termin 
anberaumt, so entscheidet das Processgericht an diesem Termine 
ohne neuerliche Vorladung der Parteien und des Zeugen über die 
Berechtigung der Weigerung. 

Wenn aber die Einvernahme durch einen beauftragten oder 
ersuchten Richter zu bewerkstelligen ist, so beraumt das Process- 
gericht zur Verhandlung über' die Berechtigung der Weigerung und 
event. zur Fortsetzung der Verhandlung der Angelegenheit von 
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amtswegen einen Termin an und ladet zu demselben die Parteien 
und den Zeugen vor. 

Die Anzeige des Zeugen ist bei der Verhandlung auch dann 
zu berücksichtigen, wenn der Zeuge zur Verhandlung nicht erscheint. 
Der Zeuge bedarf bei der Verhandlung der Vertretung durch einen 
Advocaten nicht. 

Gegen den Bescheid, welcher den Zeugen zur Aussage ver- 
hält, ist Beschwerde mit aufschiebender Wirkung statthaft. 

§ 321. 

Verweigert der erschienene Zeuge ohne Angabe eines Grundes 
oder nach rechtskräftiger Verwerfung des vorgebrachten Grundes 
die Zeugenaussage, die Eidesabiegung inbegriffen, trotzdem er auf 
die Folgen aufmerksam gemacht wurde, so ist er in die durch die 
Weigerung verursachten Kosten und in eine Geldstrafe bis zu 
tausend Kronen zu verfallen. 

Bleibt die angeordnete Strafe ohne Erfolg, so kann der 
Zeuge verhaftet und 6 Wochen in Haft behalten werden. Diese 
Haft ist sofort aufzuheben, wenn der Zeuge seiner Verpflichtung 
nachkommt oder auch wenn sich seine Aussage als überflüssig 
erweist, oder wenn der Process in der betreffenden Instanz 
beendigt ist. 

Gegen den in die Kosten und eine Geldstrafe verfällenden, 
sowie gegen den die Verhaftung anordnenden Bescheid ist Be- 
schwerde statthaft. 

Gegen eine Militärperson kann das Gericht die in diesem § 
erwähnte Geldstrafe und Haft nicht anwenden, sondern hat sich 
behufs Anwendung der betreffenden Zwangsmassregeln an den 
Vorgesetzten des Zeugen zu wenden, welcher den sich Weigernden 
zur Einhaltung des Gesetzes verhält. 

§ 322. 
Die Zeugen sind einzeln zu vernehmen und zwar in Abwe- 
senheit der in derselben Sache zu vernehmenden übrigen Zeugen. 
Die Reihenfolge der Einvernahme bestimmt der Vorsitzende. 

Der Zeuge darf sich vor Schluss der Verhandlung bei Ver- 
meidung der im § 314 enthaltenen Folgen nur mit Erlaubnis des 
Vorsitzenden entfernen. 

8 
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Zeugen, deren Aussagen sieh wiedersprechen, können einander 
gegenüber gestellt werden. 

§ 323. 

Vor dem Verhöre ist der Zeuge darauf aufmerksam zu 
machen, dass er verpflichtet ist, nach bestem Wissen und Gewissen 
die reine und volle Wahrheit auszusagen und dass er seine Aus- 
sage eidlich zu erhärten hat. Gleichzeitig ist der Zeuge unter Be- 
rücksichtigung seines Bildungsgrades auch über die Bedeutung de3 
Eides und die Folgen einer falschen Zeugenaussage zu belehren. 

Diese Belehrung kann nach Nothwendigkeit im Laufe der 
Einvernahme und vor der Beeidigung wiederholt werden. 

§ 324. 

Zu Beginn der Einvernahme ist der Zeuge über seinen Namen, 
Alter, Religion, Geburts- und Wohnort, Familienstand und Beschäf- 
tigung zu befragen. Erforderlichenfalls ist der Zeuge ferner auch 
über sein Verhältnis zu den Parteien und über andere Umstände 
zu befragen, welche seine Glaubwürdigkeit beeinflussen können. 

Danach ist dem Zeugen Gelegenheit dazu zu geben, alles 
was er über den Gegenstand der Einvernehmung weiss, zusammen- 
hängend anzugeben. An den Zeugen sind behufs Aufklärung und 
Ergänzung seiner Aussage, insbesondere behufs Klarstellung des 
Grundes seines Wissens die erforderlichen Fragen zu richten. 

§ 325. 

Der Zeuge wird von dem Vorsitzenden vernommen. 

Auch die übrigen Mitglieder des Gerichtes sind berechtigt, 
an den Zeugen Fragen ru richten. 

Auch seitens der Parteien können Fragen beantragt werden. 
Der Vorsitzende kann den Parteien auf deren Begehren auch die 
unmittelbare Fragestellung an den Zeugen erlauben. 

Die Parteien können die beantragten Fragen auch schriftlich 
überreichen. 

Über die Zulässigkeit der von den Parteien beantragten oder 
von ihnen an den Zeugen unmittelbar gestellten Fragen entschei- 
det das Gericht. 
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§ 326. 

Das Processgericht kann anordnen, dass der Zeuge gelegent- 
lich der Einvernahme die in seinem Besitze befindlichen Urkun- 
den, welche sich auf die Angelegenheit beziehen, vorlege und 
dass die vorgelegten Urkunden den Acten in Abschrift beige- 
schlossen werden, oder bei Gericht hinterlegt zu bleiben haben. 
Wenn sich nur ein Theil der vorgelegten Urkunden auf die Ange- 
legenheit bezieht, so darf das Original derselben in seiner' Gänze 
ohne Einwilligung des Zeugen nur durch das Gericht, bezw. die 
gerichtlichen Sachverständigen eingesehen werden, den Parteien 
aber dürfen nur der Eingang, das Datum und die Unterschriften 
der Urkunden, sowie der auf die Angelegenheit bezügliche Theil 
derselben kundgethan und es darf nur der, diese Daten enthal- 
tende, durch das Gericht angefertigte Auszug den Acten beige- 
schlossen werden, während das Original im Bedarfsfalle bei Gericht 
unter Siegel zu verwahren ist. 

Gegen einen Zeugen, der die Vorlage einer Urkunde, welche 
sich nach seiner Aussage in seinem Besitze befindet und sich auf 
die Angelegenheit bezieht, ohne Grund verweigert, sind die Folgen 
der Verweigerug der Zeugenaussage (§ 321) anzuwenden. 

Ausser in den Fällen, in welcher die Zeugenaussage ver- 
weigert werden kann, darf der Zeuge die Vorlage einer Urkunde 
auch dann verweigern, wenn er sich im Besitze dieser Urkunde 
namens einer dritten, ausserhalb des Processes stehenden Person 
befindet. HinsichtUch der Anzeige der Verweigerung, sowie bezüg- 
Uch der Verhandlung und Beschlussfassung über die Berechtigung 
derselben, sind die §§ 319 und 320 anzuwenden. 

Das Recht der Partei, von dem Zeugen die Herausgabe oder 
Vorlage einer Urkunde, sowie den Ersatz des aus der Unterlassung 
der Vorlage entstehenden Schadens in besonderem Processe zu 
fordern, wird von den Bestimmungen dieses § nicht berührt. 

§ 327, 

Die Zeugen sind nach der Einvernahme einzeln zu beeiden. 

Der Eid ist darüber abzulegen, dass der Zeuge nach seinem 
besten Wissen und Gewissen die Wahrheit und nur die Walirheit 
ausgesagt und von derselben nichts verschwiegen habe. 

Der Eid beginnt mit folgenden Worten: 
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„Ich schwöre bei dem allwissenden und allmächtigen Gotte^' 
und endigt mit den Worten „so wahr mir Gott helfe *^. 

Behauptet jemand, dass der Eid seiner religiösen Überzeu- 
gung wiederstreite, so hat er seine Aussage an Eidesstatt durch 
feierliche Versicherung zu bekräftigen. Dieses Gelöbnis beginnt 
mit folgenden Worten: 

„Bei meiner Ehre und meinem Gewissen gelobe ich". 

Der Richter kann einen Zeugen, welcher im Process wieder- 
holt oder ergänzungsweise vernommen worden ist, die spätere 
Aussage anstatt durch wiederholte Beeidigung durch Berufung auf 
den früher geleisteten Eid bekräftigen lassen. Diese Bekräftigung 
hat die Wirkung eines Eides. 

§ 328. 

In der Regel gibt der Zeuge seinen Eid mündlich durch 
Nachsprechung der vorgelesenen Eidesformel ab und hält dabei 
die rechte Hand auf dem Herzen. 

Bei Stummen oder Taubstummen, welche des Schreibens 
und Lesens kundig sind, erfolgt die Eidesabiegung durch ünter- 
fertigung des Eidestextes, dagegen haben taube Zeugen den ihnen 
bekannt gegebenen Eidestext vorzulesen. Sind aber die Tauben, 
Stummen und Taubstummen des Schreibens und Lesens nicht 
kundig, so schwören sie unter Mitwirkung eines vorher beeidigten 
Dolmetsches in Zeichensprache. 

§ 329. 

Die Beeidigung des Zeugen hat zu unterbleiben: 

1. wenn er bei seiner Zeugenaussage das vierzehnte Lebens- 
jahr noch nicht vollendet hat, oder wenn er infolge unentwickel- 
ten oder schwachen Verstandes von der Bedeutung des Eides 
nicht die erforderliche Vorstellung hat; 

2. wenn er infolge geistigen oder körperlichen Gebrechens 
die Wahrheit nicht erfahren konnte oder sie mitzutheilen nicht 
imstande ist; 

3. wenn der Zeuge wegen falscher Zeugenaussage oder 
Meineides rechtskräftig verurtheilt worden ist, auch wenn er seine 
Strafe abgebüsst hat; 
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4. wenn die betheiligten Parteien auf die Beeidigung des 
Zeugen einverständlich verzichten. 

Von der Beeidigung ist auch dann abzusehen, wenn der 
Einvernommene lediglich Dispositiv- Erklärungen abgibt, deren Wir- 
kung von der Bekräftigung durch Eid nicht abhängt. 

Die Beeidigung des Zeugen kann unterlassen werden und 
zwar soferne die Parteien anwesend sind, nach deren Anhörung, 
wenn die Aussage des Zeugen auch im Falle einer Bekräftigung 
durch Eid unglaubwürdig bleiben würde. Wenn der beauftragte 
oder ersuchte Richter die Beeidigung des Zeugen aus diesem letzt- 
erwähnten Grunde unterlassen hat, so kann das Processgericht 
die nachträgliche Beeidigung des Zeugen anordnen. 

§ 330. 

Dem beauftragten oder ersuchten Richter sind behufs Ein- 
vernahme des Zeugen der durch den Zeugen zu erweisende That- 
umstand mit den bei der Einvernahme erforderlichen Schriftstücken, 
sowie die an den Zeugen zu richtenden Fragen mitzutheilen. 

Der beauftragte oder ersuchte Richter kann an den Zeugen 
ausser den mitgetheilten und den seitens der Parteien im Sinne 
des § 325 beantragten Fragen auch andere, während der Einver- 
nahme sich als notwendig herausstellende Fragen richten, dagegen 
kann er den Zeugen zur Vorweisung von Urkunden (§ 326) nur 
dann verhalten, wenn das Processgericht dies angeordnet hat. Er 
entscheidet weiters über die Zulässigkeit einzelner Fragen, sowie 
über die Beeidigung des Zeugen. Er trifft im Falle des Nicht- 
erscheinens des Zeugen die gesetzlichen Anordnungen und hebt 
sie auf. Gegen einen Zeugen, welcher ohne Angabe eines Grundes 
oder nach rechtskräftiger Verwerfung des vorgebrachten Grundes 
die Zeugenaussage verw^eigert, verhängt er die im § 321 fest- 
gesetzten Folgen. 

§ 331. 

Der Zeuge kann die Vergütung der mit seinem Erscheinen 
verbundenen nothwendigen Reisekosten und event. der erforder- 
lichen Verpflegskosten verlangen. 

Eine Vergütung für Zeitversäumniss kan der Zeuge nur dann 
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beanspruchen, wenn er durch sein Erscheinen in seinem Erwerbe 
geschädigt wurde. 

Jeder Zeuge ist darüber zu befragen, ob er seine Gebühren 
anspricht. 

Der Zeuge hat seine Ansprüche sofort anzumelden und auf- 
zurechnen. Einer nachträglichen Anmeldung oder Verrechnung 
kann nicht stattgegeben werden. 



Zehnter Abschnitt. 

Urkunden. 

§ 332. 

Urkunden, die von einer öffentlichen Behörde in deren amt- 
lichem Wirkungskreise oder von einer mit öffentlichem Glauben 
versehenen Person in deren Geschäftskreise in vorgeschriebener 
Form ausgestellt sind, begründen als öffentliche Urkunden vollen 
Beweis über die darin enthaltenen Verfügungen, Beschlüsse, Erklä- 
rungen oder Bezeugungen und begründen vollen Beweis darüber, 
dass die darin von der öffentlichen Behörde oder von der mit 
öffentlichem Glauben versehenen Person bezeugten Erklärungen 
und sonstigen Thatsachen wahrheitsgemäss bezeugt sind. 

Gleiche Beweiskraft haben auch jene Urkunden, welche 
durch ein besonderes Gesetz zu öffentlichen Urkunden erklärt 
werden. 

Die ausserhalb des Geltungsgebietes dieses Gesetzes ausge- 
stellten Urkunden, welche nach dem Rechte ihres Ausstellungs- 
ortes als öffentliche Urkunden gelten, gemessen dieselbe Beweis- 
kraft wie die im Geltungsgebiete dieses Gesetzes ausgestellten 
öffentlichen Urkunden. 

§ 333. 
Der Gegenbeweis ist auch öffentlichen Urkunden gegenüber 
zulässig. 

§ 334. 

Privaturkunden, deren Echtheit nicht bezweifelt oder deren 
Echtheit erwiesen ist, begründen bis zum Gegenbeweise vollen 
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Beweis dafür, dass die darin enthaltenen Erklärungen von ihrem 
Aussteller herrühren: 

1. wenn der Aussteller die eigenhändig geschriebene Urkunde 
unterfertigt hat; 

2. wenn er die von fremder Hand geschriebene Urkunde in 
Gegenwart zweier Identitätszeugen unterfertigt oder vor ihnen die 
Unterschrift als seine eigenhändige Fertigung anerkannt hat; 

3. wenn die Unterschrift des Ausstellers, oder, wenn er des 
Schreibens unkundig ist, sein Handzeichen auf der Urkunde 
gerichtlich oder notariell beglaubigt ist. 

Ist der Aussteller des Lesens unkundig oder der Sprache, 
in der die Urkunde ausgestellt ist, nicht mächtig, so müssen die 
anwesenden Zeugen, beziehungsweise die Person, welche die 
Beglaubigung vornimmt, den Inhalt der Urkunde dem Aussteller 
in der von ihm beherrschten Sprache erklären und die erfolgte 
Erklärung auf der Urkunde, beziehungsweise in der Beglaubigungs- 
clausel bezeugen. 

§ 335. 
Die mit fremder Hand geschriebene Privaturkunde besitzt die 
im vorhergehenden § bezeichnete Beweiskraft auch dann, wenn 
sie mit der Firmazeichnung eines protokoUirungspflichtigen Kauf- 
mannes gefertigt ist. 

§ 336. 
Das Gericht beurtheilt die Beweiskraft der in einer andern, 
als der in den §§ 334 und 335 vorgeschriebenen Form ausgestellten 
Privaturkunden nach freiem Ermessen. 

§ 337. 

Die besonderen gesetzhchen Vorschriften, welche sich auf 
die formelle Giltigkeit von Privaturkunden beziehen, werden durch 
dieses Gesetz nicht berührt, doch sind diese die formelle Giltigkeit 
betreffenden Vorschriften für die Beurtheilung der Beweiskraft nicht 
maassgebend. 

Auch werden durch dieses Gesetz die gesetzlichen Vorschriften, 
nach welchen der Urkundenbeweis nur durch notarielle Urkunden 
erfolgen kann, nicht berührt. 
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§ 338. 
Inwiefern die Beweiskraft einer Urkunde durch darauf be- 
findliche Streichungen, Radirungen oder andere äussere Mängel 
oder Ordnungswidrigkeiten vermindert oder aufgehoben wird, be- 
urtheilt das Gericht nach den Urnständen des Falles. 

§ 339. 

Die Beweiskraft von ausserhalb des Geltungsgebietes dieses 
Gesetzes ausgestellten Privaturkunden beurtheilt das Gericht nach 
den Vorschriften dieses Gesetzes. Jene Privaturkunden aber, welche 
vom Aussteller zum Beweise eines Rechtsgeschäftes ausgestellt 
wurden, behalten die nach dem Rechte des Austeilungsortes ihnen 
zukommende Beweiskraft auch dann, wenn sie den durch dieses 
Gesetz für Privaturkunden mit voller Beweiskraft vorgeschriebenen 
Förmlichkeiten nicht entsprechen. 

Die Vorschriften, welche sich auf die Beurtheilung der Giltig- 
keit der im Auslande zustandegekommenen Rechtsgeschäfte beziehen, 
werden durch dieses Gesetz nicht berührt. 

§ 340. 

Die §§ 31-36 und 541—543 des Gesetz-Artikels XXXVII: 
1875 über den Beweis durch Handelsbücher, sowie durch die 
Tagebücher und Schlussbriefe der Mäkler werden durch dieses 
Gesetz nicht berührt. Dagegen sind auf die und Beweiskraft des 
in den §§ 31 und 541 des Gesetz- Artikels XXXVII : 1875 erwähnten 
Eides die §§ 393 und 394 dieses Gesetzes anzuwenden. 

Soferne die bestehenden Staatsverträge keine andere Verfü- 
gung treffen, beurtheilt das Gericht die Beweiskraft der im Aus- 
lande geführten Handelsbücher, sowie der Tagebücher und Schluss- 
briefe ausländischer Mäkler im Sinne des § 285 nach freiem 
Ermessen. 

§ 341. 

Die Urkunde, mit welcher die Partei Beweis führen will, ist 
bei der Verhandlung vorzulegen. 

Auf Begehren der Gegenpartei oder auf Anordnung des Ge- 
richtes ist die Urkunde, mit welcher die Partei Beweis führen will, 
bei der Verhandlung sofort in Urschrift vorzulegen. Ausser diesem 
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Falle kann die Partei die Urkunde in Abschrift und — wenn' nur 
einzelne Theile der Urkunde von Belang sind — auch nur im 
Auszug (§ 134) vorlegen. 

Erliegt schon eine Abschrift oder ein Auszug, beziehungs- 
weise die Urschrift der Urkunde bei den gerichtlichen Processacten, 
so genügt statt der Vorlage die Berufung auf dieselben. 

§ 342. 
Wenn die Partei nur mit einzelnen Posten eines Handels- 
buches Beweis führen will, braucht sie bei der Verhandlung nur 
einen gerichtlich oder notariell beglaubigten Buchauszug vorzu- 
legen. Doch kann das Gericht auf Begehren der Gegenpartei oder 
von amtswegen auch anordnen, dass das Buch, sei es bei der 
Verhandlung, sei es vor einem im Sinne des § 349 beauftragten 
oder ersuchten Richter in Urschrift vorgelegt, beziehungsweise 
eingesehen werde. 

§ 343. 

Auf Begehren der beweisführenden Partei hat die Gegenpartei 
die in ihrem Besitze befindlichen Urkunden vorzulegen, wenn sie 
nach den Vorschriften des Privatrechtes auch sonst zu deren 
Ausfolgung oder Vorlage verpflichtet wäre. In strittigen Fällen 
entscheidet das Gericht über die Vorlagepflicht der Gegenpartei 
mit Bescheid. 

Gegen diesen Bescheid ist ein Rechtsmittel nicht statthaft. 

§ 344. 
Behufs Aufklärung des Sachverhalts oder behufs Beweises 
eines zwischen den Parteien streitigen Thatumstandes kann das 
Gericht auch von amtswegen anordnen, dass die Partei eine Ur- 
kunde, welche sich nach den Daten des Processes, insbesondere 
nach den — wenn auch nur in den vorbereitenden Schriftsätzen 
enthaltenen — Angaben der Parteien oder nach dem Ergebnisse 
einer Beweisaufnahme in ihrem Besitze befindet, vorlege. 

§ 345. 
Leugnet eine im Sinne der §§ 343 und 344 zur Vorlage 
einer Urkunde verpflichtete Partei, dass sie sich im Besitze der 
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Urkunde befinde, so kann das Gericht zur Aufklärung des Umstan- 
des, ob die Leugnung den Thatsachen entspricht, wo sich die 
Urkunde befindet und ob die Urkunde nicht absichtlich vernichtet 
oder unbrauchbar gemacht worden sei, die Partei unter Eid ein- 
vernehmen (§ 391). 

Weigert sich die Partei, die zugestandenermassen oder nach 
dem Ergebnisse einer Beweisaufnahme in ihrem Besitze befind- 
liche Urkunde vorzulegen, oder verweigert sie die eidliche Aussage, 
oder ergibt sich aus ihrer Aussage, oder auch anderweitig, dass 
sie die Urkunde absichtlich vernichtet oder unbrauchbar gemacht 
hat, so beurtheilt das Gericht den Einfluss dieses Umstandes auf 
die Entscheidung des Processes, sowie die Glaubwürdigkeit der 
Angaben über den Inhalt einer von der Partei oder Gegenpartei 
vorgelegten Abschrift der Urkunde im Sinne des § 285. 

Erforderlichenfalls kann das Gericht die Parteien über den 
Inhalt der Urkunde unter Eid einvernehmen (§ 391). 

§ 346. 

Befindet sich die Urkunde in gerichtlicher, behördlicher, amt- 
licher oder notarieller Verwahrung und kann die Partei dieselbe 
in Urschrift nicht beschaffen, so ist sie nur zur Vorlage einer 
beglaubigten Abschrift oder eines beglaubigten Auszugs bei der 
Verhandlung verpflichtet. Kann die beweisführende Partei die be- 
glaubigte Abschrift oder den beglaubigten Auszug der Urkunde 
nicht beschaffen und findet das Gericht überdies, dass die Einsicht- 
nahme in die Urschrift der Urkunde erforderlich sei, so trifft es 
zu deren Beschaffung von amtswegen die nöthigen Verfügungen. 

§ 347. 

Das Gericht kann zur Aufklärung des Thatbestandes oder 
zum Beweise der zwischen den Parteien streitigen Thatumstände 
eine Urkunde, welche sich bei Gericht, bei einer öffentlichen Be- 
hörde, einem öffenthchen Beamten oder Notar befindet, auch von 
amtswegen beschaffen. 

Die Herausgabe, beziehungsweise Vorlage einer Urkunde 
(§ 349) kann nur dann verweigert werden, wenn deren Inhalt ein 
Amts- oder Dienstgeheimnis bildet, oder wenn die zuständige 
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Behörde den Inhalt der Urkunde in beglaubigter Weise und Form 
veröffenthcht hat. 

Auf die Entbindung von der Verschwiegenheitspflicht sind die 
Vorschriften des § 316 anzuwenden. 

§ 348. 
Das Gericht kann in Ansehung eines Umstandes, den die 
Partei durch beschaffbare Urkunden beweisen kann, von anderen 
Beweisen absehen. 

§ 349. 

Das Gericht kann anordnen, dass die Vorlage der Urschrift 
der Urkunde vor einem beauftragten oder ersuchten Richter er- 
folge, beziehungsweise, dass die Urkunde an Ort und Stelle ein- 
gesehen werde, wenn die Vorlage der Urkunde bei der Verhand- 
lung unmöglich ist oder sich wegen der Wichtigkeit der Urkunde 
und der Gefahr eines Verlustes oder einer Beschädigung als be- 
denklich erweist oder sonst mit bedeutenden Schwierigkeiten ver- 
bunden wäre. 

In diesem Falle bestimmt das Gericht, welche Umstände in 
den vom beauftragten oder ersuchten Richter aufzunehmenden 
Protokolle festzustellen sind. Das Gericht kann ferner anordnen, 
dass dem Protokolle eine beglaubigte Abschrift oder ein beglau- 
bigter Auszug der Urkunde beigeschlossen werde. 

Legt die Partei die Urkunde dem beauftragten oder ersuch- 
ten Richter beim anberaumten Termine nicht vor, so kann die 
Fortsetzung des Processes nicht aus Rücksicht auf die Urkunde 
verschoben werden. 

§ 350. 

Das Gericht kann anordnen, dass die Partei Urkunden, die 
nicht in der Amtssprache des Staates ausgestellt sind, in beglau- 
bigter Uebersetzung vorlege. 

§ 351. 
Die vorgelegte Urkunde kann sowohl vom Gerichte, als von 
der Gegenpartei in ihrem ganzen Umfange eingesehen werden. 
Bezieht sich jedoch nur ein Theil der Urkunde auf die Angelegen- 
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heit, so kann das Gericht auf Antrag anordnen, dass die Gegen-, 
partei die Urkunde nur insoweit einsehen dürfe, als sie für die 
Angelegenheit von Belang ist. 

§ 352. 
Ob der beglaubigten oder einfachen Abschrift einer Urkunde 
überhaupt eine Beweiskraft und welche ihr zukommt, wenn die Ur- 
schrift auf Begehren der Gegenpartei oder Anordnung des Ge- 
richtes nicht vorgelegt wird oder wenn die Urschrift der Urkunde 
nicht beschafft werden kann, beurtheilt das Gericht nach den 
Umständen des Falles im Sinne des § 285. 

§ 353. 

Eine öffentliche Urkunde ist, wenn sie nach ihrem Inhalt 
und ihrer Form als solche erscheint, bis zum Gegenbeweise als 
echt anzusehen. 

Das Gericht kann jedoch, wenn es die Echtheit bezweifelt, 
die Behörde oder Person, der die Ausstellung der Urkunde zuge- 
schrieben wird, auch von amtswegen auffordern, sich über deren 
Echtheit zu äussern. 

Inwiefern die Vermuthung für die Echtheit ausländischer 
öffentlicher Urkunden streitet, beurtheilt das Gericht nach den 
Umständen des Falles. Die Beglaubigung durch einen Gesandten 
oder Consul der österreichisch-ungarischen Monarchie genügt zum 
Beweise der Echtheit. 

§ 354. 

Die Echtheit einer Privaturkunde hat jene Partei zu beweisen, 
welche mit der Urkunde Beweis führen will. 

Die Echtheit einer Privaturkunde bedarf keines Beweises 
wenn die Gegenpartei dieselbe im Laufe der mündlichen Verhand- 
lung nicht bestreitet. 

Auf die Beurtheilung .einer diesbezüghchen Erklärung sind 
die Vorschriften des § 281 anzuwenden. 

Stellt sich heraus, dass entweder der Aussteller selbst oder 
dessen Vertreter gegen sein besseres Wissen seine eigene, bezw. 
die Echtheit der Schrift oder Unterschrift seiner Partei bestreitet, 
so ist der Bestreitende mit einer Geldbusse bis zu 600 Kronen zu 
bestrafen. 
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§ 355. 

Wird die Unterschrift einer Urkunde nicht bestritten oder 
wird sie erwiesen, so ist der vor der Unterschrift stehende Text 
bis zum Gegenßeweise für unverfälscht anzunehmen, es sei denn, 
dass äussere Mängel oder Ordnungswidrigkeiten der Urkunde diese 
Vermuthung entkräften. 

§ 356. 

Der Beweis, dass eine Schrift oder Unterschrift echt oder 
falsch sei, kann auch durch Vergleichung mit einer Schrift, deren 
Echtheit nicht bestritten wird oder erwiesen ist, erfolgen. 

Das Gericht kann zur Durchführung der Vergleichung anord- 
nen, dass die Partei, deren Schrift oder Unterschrift angezweifelt 
wird, vor dem Gerichte, beziehungsweise vor dem beauftragten 
oder ersuchten Richter die vom Gerichte zu bezeichnenden Worte 
niederschreibe. Kommt die Partei diesem Auftrage nicht nach, so 
heurtheüt das Gericht den Einfluss dieses Umstandes auf die Ent- 
scheidung der Angelegenheit im Sinne des § 285. 

Das Gericht kann die Beweiskraft der Vergleichung auch 
ohne Einvernahme von Sachverständigen beurtheilen, kann aber 
erforderlichenfalls auch Sachverständige einvernehmen. 

§ 357. 

Die vorgelegten Urkunden sind entweder in Urschrift oder in 
Abschrift, beziehungsweise im Auszuge dem Verhandiungsprotokolle 
beizuschliessen, wenn sie nicht schon den Gerichtsacten beige- 
schlossen sind. 

Bestreitet die Gegenpartei die Echtheit der Urkunde oder 
behauptet sie deren Fälschung, so ist die Urschrift der Urkunde 
bis zur rechtskräftigen Entscheidung des Processes bei Gericht zu 
verwahren. 

Das Gericht kann auch ausser diesen Fällen anordnen, dass 
die Urschrift einer von den Parteien vorgelegten oder vom Gerichte 
beschafften Urkunde eine gewisse Zeit hindurch den Acten beige- 
schlossen oder bei Gericht hinterlegt bleibe. 

Das Gericht kann anordnen, dass die Urschrift der Urkunde 
unter Siegel verwahrt werde. 
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Eilfter Abschnitt. 

Augenschein. 

§ 358. 
Das Gericht kann behufs Aufklärung des Sachverhaltes oder 
behufs Beweises der zwischen den Parteien strittigen Thatumstände 
auch von amtswegen den Augenschein anordnen, wenn aus den 
— wenn auch nur in den vorbereitenden Schriftsätzen enthaltenen — 
Darstellungen der Parteien, aus den Ergebnissen einer anderen 
Beweisaufnahme oder aus sonstigen Daten des Processes hervor- 
geht, dass die Aufklärung des Sachverhaltes, bezw. der Beweis, 
durch Augenschein bewerkstelligt werden kann. 

§ 359. 

Kann der zu besichtigende Gegenstand nicht vor das Process- 
gericht gebracht werden oder stösst die unmittelbare Durchführung 
des Augenscheines auch sonst auf bedeutende Schwierigkeiten, so 
ist mit der Vornahme des Augenscheines ein beauftragter oder 
ersuchter Richter zu betrauen. 

Ist der Augenschein in einem Militär- oder von Militär be- 
setzten Gebäude (Schiffe) vorzunehmen, so kann derselbe nur nach 
Verständigung des Gebäude-Commandanten und in Anwesenheit 
der von ihm entsendeten Militärperson bewerkstelligt werden. Der 
Umstand, dass der Gommandant zu diesem Zwecke eine Militär- 
person nicht entsendet oder dass die entsandte Militärperson nicht 
erscheint, verhindert die Durchführung des Augenscheines nicht. 

§ 360. 

Das Gericht beurtheilt den Einfluss des ümstandes auf die 
Entscheidung der Sache, dass eine Partei den Augenscheinsgegen- 
stand am Termine des Augenscheines nicht vorweist oder dass 
sie den Augenschein anderweitig verhindert, im Sinne des § 285. 

Bestreitet eine Partei, dass sie sich im Besitze des zu besich- 
tigenden Gegenstandes befindet, so kann sie das Gericht behufs 
Aufklärung dessen, ob die Bestreitung der Wahrheit entspricht, sowie 
dessen, wo sich der Gegenstand befindet und des ümstandes, ob 
sie den zu besichtigenden Gegenstand nicht absichtlich vernichtet 
oder unbrauchbar gemacht habe, eidlich vernehmen. (§ 391.) 
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§ 361. 

Befindet sich der zu besichtigende Gegenstand in Verwahrung 
eines Gerichtes, einer öffentUchen Behörde, eines öffentlichen 
Beamten, Notars oder auf Grund behördlicher Verfügung bei einer 
Privatperson, so trifft das den Augenschein vornehmende Gericht, 
bezw. der Richter, von amtswegen Verfügungen wegen Besichti- 
gung des Gegenstandes. 

Die Besichtigung des Gegenstandes kann nur dann verweigert 
werden, wenn dieselbe mit einer Verletzung der Pflicht zur 
Wahrimg eines Amts- oder eines öffentlich-dienstlichen Geheimnisses 
verbunden wäre. 

Bezüglich der Enthebung von der Pflicht der Geheimhaltung 
sind die Bestimmungen des § 316 anzuwenden. 

§ 362. 

Befindet sich der Augenscheinsgegenstand im Besitze einer 
dritten, nicht im Processe stehenden Person, so ist dieselbe zu 
dem Termine des Augenscheines mit dem Beifügen vorzuladen, 
dass der Augenschein auch in ihrer Abwesenheit vorgenommen 
werden wird. 

Die dritte Person kann gegen die Abhaltung des Augenschei- 
nes Einspruch erheben, wenn ihr aus derselben ein Schaden oder 
einer dritten Person, in deren Namen sie den Gegenstand besitzt, 
Schaden oder ein bedeutender Nachtheil erwachsen würde. Der 
Einspruch kann bei dem, den Augenschein vornehmenden Gerichte 
vor dem zum Augenschein anberaumten Termine schrifthch ange- 
meldet oder zu Protokoll gegeben werden, ist aber spätestens 
gelegentlich des Augenscheines vorzubringen. Der Grund des Ein- 
spruches ist glaubhaft zu machen. 

üeber die Berechtigung des Einspruches entscheidet das 
Processgericht. 

Hinsichtlich der Anhörung der Parteien, sowie der dritten 
Person und hinsichtlich der gegen den Bescheid zulässigen Be- 
schwerde sind die Vorschriften des § 320 anzuwenden. 

Ist der Einspruch rechtskräftig abgewiesen worden, oder ver- 
hindert die dritte Person ohne Angabe eines Grundes den Augen- 
schein, so ist derselbe nöthigenfalls mit Brachialgewalt zu bewirken, 
eine Hausdurchsuchung jedoch kann nicht vorgenommen werden. 
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§ 363. 

Kann der Augenschein bei einer dritten Person ohne deren 
Mitwirkung nicht bewerkstelligt werden, so kann das Processi 
gericht gelegentlich der Anordnung des Augenscheines oder nach 
vergeblichem Versuche der Bewerkstelligung desselben anordnen,, 
dass der Dritte als Zeuge vernommen werde. Das Processgericht 
kann ferner auch anordnen, dass die als Zeuge vorgeladene Per- 
son einen zu besichtigenden Gegenstand geringeren ümfanges, 
welcher ohne Kosten vor das Gericht gebracht werden kann, mit 
sich bringe. 

Gegen den als Zeugen vernommenen Dritten, der die Vor- 
weisung des Augenscheinsgegenstandes, welcher sich seiner Aus- 
sage gemäss in seinem Besitze befindet, ohne Grund verweigert,, 
sind die Folgen der Verweigerung der Zeugenaussage (§ 321) an- 
zuwenden. 

Ausser in jenen Fällen, in welchen die Zeugenaussage ver- 
weigert werden darf, darf die Vorweisung des Augenscheinsgegen- 
standes auch noch dann verweigert werden, wenn der Dritte den 
Gegenstand nicht in eigenem Namen besitzt. Bezüglich der Anmel- 
dung der Weigerung, sowie bezüglich der Verhandlung über deren 
Berechtigung und bezüglich der Beschlussfassung sind die §§ 319 
und 320 anzuwenden. 

Das Recht der Partei, von dem Dritten die Herausgabe oder 
Vorweisung des Augenscheinsgegenstandes und den Ersatz des 
aus der Unterlassung der Vorv\^eisung entstandenen Schadens im 
Wege eines besonderen Processes geltend zu machen, wird durch 
die Vorschriften dieses § nicht berührt. 

§ 364. 

Die dritte Person, welche zur Besichtigung des in ihrem Be- 
sitze befindlichen Gegenstandes erschienen ist, kann die für die 
Zeugen festsetzbaren Gebühren fordern, auch wenn sie nicht als 
Zeuge vorgeladen war. 

Bezüglich der Feststellung und Vorstreckung der Gebühren 
ist der § 331 entsprechend anzuwenden. 

Erleidet dagegen der Dritte aus Anlass der Durchführung 
des Augenscheines einen unmittelbaren Schaden, so kann er des- 
sen Ersatz auch in dem Falle fordern, wenn er gegen die Abhal- 
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tung des Augenscheines einen Einspruch nicht erhoben hat. Das 
Gericht hat den Dritten auf dieses sein Recht aufmerksam zu 
machen. 

Der Betrag des Schadens wird durch das den Augenschein 
vornehmende Gericht, bezw. Richter, festgesetzt und ist die Be- 
zahlung desselben derjenigen Partei bei sonstiger Execution auf- 
zutragen, welche zur Deckung der Kosten des Augenscheines ver- 
pflichtet ist. Gegen den Bescheid ist Beschwerde statthaft. 

§ 365. 
Die Parteien können in Ansehung der Richtung und Art des 
Augenscheines Anträge stellen. 

§ 366. 

Der den Augenschein vornehmende Richter kann auch ohne 
Weisung des Processgerichtes anordnen, dass eine, nöthigenfalls 
von einem Sachverständigen angefertigte Zeichnung oder Photo- 
graphie des zu besichtigenden Gegenstandes dem Protokolle bei- 
geschlossen werde. 

§ 367. 

Die Kosten des Augenscheines hat vorläufig jene Partei zu 
decken, in deren Interesse das Gericht den Augenschein angeord- 
net hat, und das Gericht entscheidet hierüber in seinem, den Augen- 
schein anordnenden Bescheide. 

Ist der Augenschein voraussichtlich mit Kosten verbunden, 
so setzt das Gericht in dem den Augenschein anordnenden Be- 
scheide zugleich jene Summe fest, welche behufs Deckung der 
Kosten des Augenscheines binnen einer bestimmten Frist bei dem 
Gerichte zu hinterlegen ist. 

Wenn die Partei innerhalb der bestimmten Frist den Erlag 
nicht bewerkstelligt, so ist von dem Augenscheine abzusehen, es 
sei denn, dass die Partei den Erlag noch zu einer solchen Zeit 
nachholt, dass der Augenschein ohne Verzögerung des Verfahrens 
vorgenommen werden kann. 

War ein Erlag nicht angeordnet, oder genügt der erlegte 
Betrag nicht, so trägt der den Augenschein vornehmende Richter 

9 
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der zum Erläge verpflichteten Partei die Zahlung, bezw. Ergänzung, 
bei sonstiger Execution auf. Gegen diesen Bescheid ist Beschwerde 
statthaft. 

Die Eintreibung erfolgt von amtswegen. 

Zwölfter Abschnitt. 
Sachverständige. 

§ 368. 

Wenn zur Beurtheilung einer im Processe erheblichen That- 
frage oder zur Durchführung eines Augenscheines eine besondere 
Fachkenntnis erforderlich ist, so bestellt der Richter einen oder 
mehrere Sachverständige. 

Bei der Feststellung der Zahl der Sachverständigen soll das 
Gericht auch auf den Wert des Streitgegenstandes Bedacht nehmen. 

Vor Bestellung der Sachverständigen hört das Gericht die 
Parteien bezüglich der Zahl und der Person der Sachverständigen 
an. Einigen sich die Parteien über die Person eines oder mehrerer 
Sachverständigen, so bestellt das Gericht die Sachverständigen 
gemäss dem Vorschlage der Parteien. Das Gericht kann jedoch die 
Zahl der Sachverständigen, welche seitens der Parteien in Vor- 
schlag gebracht werden können, beschränken. 

Sind für die bezüglichen Fachfragen ständig verwendete Sach- 
verständige vorhanden, so soll das Gericht andere Sachverständige 
nur dann bestellen, wenn dies seitens der Parteien einverständlich 
gewünscht wird oder durch besondere Umstände erforderlich 
erscheint. 

Das Gericht kann neben den bestellten Sachverständigen oder 
an deren Stelle andere bestellen. Hat es jedoch die Sachverstän- 
digen über einverständlichen Antrag der Parteien bestellt, so steht 
ihm dieses Recht vor der Vernehmung der Sachverständigen nur 
dann zu, wenn der bestellte Sachverständige nicht fungiren kann 
oder wenn er mit der Abgabe seines Gutachtens im Verzuge ist. 

§ 369. 
Dass Processgericht kann mit der Einvernahme der Sachver- 
ständigen einen beauftragten oder ersuchten Richter betrauen, 
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wenn die Einvernahme mit einem an Ort und Stelle vorzuneh- 
menden Augenscheine verbunden ist oder wenn die unmittelbare 
Einvernahme der Sachverständigen auch sonst auf bedeutende 
Schwierigkeiten stösst. 

Das Processgericht kann in diesen Fällen auch mit der Be- 
stellung der Sachverständigen — mit oder ohne Bestimmung ihrer 
Zahl — einen beauftragten oder ersuchten Richter betrauen, wel- 
cher bei der Bestellung im Sinne des § 368 vorgeht. 

§ 370. 

Als Sachverständiger kann derjenige nicht bestellt werden, 
der in der Sache im Sinne der §§ 60 und 62 als Richter nicht 
fungiren könnte oder über Ablehnung der Partei auszuschliessen 
wäre. Der Umstand jedoch, dass der Sachverständige in der An- 
gelegenheit als Zeuge oder Sachverständiger vernommen wurde, 
kann nicht als Grund für seine Ausschhessung dienen. 

Inwieweit das gemeinsame Einverständnis der Parteien den 
Grund der Ausschliessung des Sachverständigen aufhebt, beurtheilt 
das Gericht nach den Umständen des Falles. 

§ 371. 

Die Ausschhessung des gegen die Bestimmungen des vorigen 
§ bestellten Sachverständigen können auch die Parteien verlangen. 

Das Ausschliessungsbegehren ist vor der Erstattung des Gut- 
achtens bei jenem Gerichte, bezw. Richter, welche den Sachver- 
ständigen bestellt haben, spätestens bis zum Beginne der Erstattung 
des Gutachtens bzw. bis zum Einreichen des schriftlichen Gutach- 
tens, mündlich oder schriftlich vorzubringen. Der Grund des Be- 
gehrens ist glaubhaft zu machen. 

Das Gericht, bzw. der Richter, kann über das AusschUessungs- 
Begehren ohne Anhörung der Gegenpartei entscheiden. Gegen den 
Bescheid ist ein abgesondertes Rechtsmittel nicht statthaft. 

Nach Unterbreitung des Gutachtens des Sachverständigen 
können die Parteien ihre Einwendungen gegen den Sachverstän- 
digen nur im Laufe der Verhandlung vor dem Processgerichte vor- 
bringen, welches bezügüch derselben, bzw. bezüghch der Bestellung 
eines neuen Sachverständigen unter Berücksichtigung des Gutach- 
tens der Sachverständigen entscheidet. 
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§ 372. 
Der seitens des Gerichtes bestellte Sachverständige hat in: 
dieser seiner Eigenschaft vorzugehen, wenn er in dem betreffen- 
den Fache zur Abgabe von Gutachten ständig bestellt ist oder 
wenn er das Fach, dessen Kenntnis zur gewünschten Abgabe des 
Gutachtens erforderiich ist, als Erwerb ausübt. 

§ 373. 

Die im § 60 aufgezählten, sowie jene Gründe, aus welchen 
der Zeuge die Zeugenschaft verweigern kann, berechtigen den 
Sachverständigen zur Verweigerung des Gutachtens. 

Das Gericht kann den Sachverständigen auch aus anderen Grün- 
den von der Verpflichtung zur Erstattung des Gutachtens entheben. 

Der Sachverständige, welcher sich vor dem Gerichte zur Er- 
stattung des Gutachtens bereit erklärt hat, ohne dass er sonst dazu 
verpflichtet wäre, kann die Erstattung des Gutachtens nur aus einem 
solchen Grunde verweigern, welcher nach Übernahme der Begut- 
achtung entstanden ist. 

Eine im öffentlichen Dienste stehende Person kann als Sach- 
verständiger nicht verwendet werden, wenn ihre vorgesetzte Behörde 
dies für gegen die Interessen des öffentlichen Dienstes verstossend 
erklärt. 

§ 374. 

Wenn den Sachverständigen ein beauftragter oder ersuchter 
Richter bestellt hat, so kann ihm dieser auch die Befreiung von 
der Verpflichtung zur Begutachtung ertheilen. 

Wenn jedoch der beauftragte oder ersuchte Richter die Ver- 
weigerung der Begutachtung nicht für berechtigt findet, sowie wenn 
den Sachverständigen das Processgericht bestellt hat, so entschei- 
det über die Befreiung das letztere. Gegen den die Befreiung ver- 
weigernden Bescheid ist Beschwerde mit aufschiebender Wirkung 
statthaft. 

§ 375. 
Der zur Erstattung des Gutachtens verpflichtete Sachverständige, 
welcher über ördnungsmässige Vorladung nicht erseheint, oder 
die Ablegung des Eides, oder die Abgabe des Gutachtens ohne 
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Anführung eines hinreichenden Grundes oder nach rechtskräftiger 
Verwerfung des vorgebrachten Grundes verweigert, sowie der, 
welcher das Gutachten nach Ermahnung zur gehörigen Zeit nicht 
unterbreitet, ist durch das, die Einvernahme vornehmende Gericht, 
bezw. Richter, von amtswegen mit einer Geldbusse bis zu 200 
Kronen, im Wiederholungsfalle aber bis zu 600 Kronen zu bestra- 
fen und ausserdem in die verursachten Kosten zu verfallen. 

Gegen diesen Bescheid ist Beschwerde statthaft. 

Um Bestrafung von Militärpersonen ist die vorgesetzte Behörde 
anzugehen. 

§ 376. 

Der Sachverständige ist vor seiner Einvernahme in Berück- 
sichtigung seines Bildungsgrades auf die Bedeutung des Eides und 
die Folgen des Meineides aufmerksam zu machen und dann dahin 
zu beeiden, dass er sein Gutachten unparteüsch nach bestem 
Wissen und Gewissen abgeben werde. 

Bezüghch des Wortlautes des Eides und der an eidesstatt 
zulässigen Versicherung sind die Bestimmungen des § 327 anzu- 
wenden. 

Die Beeidigung des Sachverständigen ist zu unterlassen, wenn 
die betheiligten Parteien von seiner Beeidigung in gemeinsamem 
Einvernehmen Abstand nehmen. 

Ist der Sachverständige für die Erstattung von Gutachten 
angestellt und in dieser Eigenschaft im Allgemeinen beeidet, so 
ist er statt der Beeidigung an seinen Amtseid zu erinnern. 

§ 377. 

Dem Sachverständigen müssen jene Acten und Hilfsmittel 
mitgetheilt werden, welche er zur Erstattung seines Gutachtens 
benöthigt. 

Der Sachverständige kann zum Zwecke der Vorbereitung 
seines Gutachtens die Anhörung der Parteien, die Einvernahme 
von Zeugen, die Vorweisung, beziehungsweise Herbeischaflfung von 
Urkunden und zu besichtigender Gegenstände bei dem Gerichte 
beantragen. Der Sachverständige kann ferner mit Erlaubnis des 
Gerichtes an die Parteien oder Zeugen auch unmittelbar Fragen 
stellen. 
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§ 378. 
Ist der Augenschein durch Sachverständige vorzunehmen, so 
kann das Gericht oder der Richter, welche den Sachverständigen 
einvernehmen, nach Einleitung des Verfahrens nach Umständen 
anordnen, dass der Sachverständige den Augenscheinsgegenstand 
in ihrer Abwesenheit prüfe, und anordnen, dass die Parteien bei 
der Prüfung nicht anwesend sein dürfen. 

§ 379. 

Kann der Sachverständige ein gründhches und erschöpfendes 
Gutachten nicht sofort erstatten, so beraumt das die Einvernahme 
vollziehende Gericht oder der Richter behufs mündlicher Erstattung: 
des Gutachtens einen neuen Termin an oder ordnet an, dass das 
Gutachten innerhalb einer gleichzeitig anberaumten Frist schriftlich 
erstattet werde. 

Vom Einlangen des schriftlichen Gutachtens sind die Parteien 
von amtswegen zu verständigen. 

Behufs Erläuterung des schriftlichen Gutachtens kann sowohl 
das Processgericht als auch der beauftragte oder ersuchte Richter 
den Sachverständigen vorladen. 



§ 380. 
Mehrere Sachverständige können gemeinsam einvernommen 
werden und ein gemeinsames Gutachten abgeben. 

§ 381. 
Erachtet das Processgericht das Gutachten für ungenügend, so 
kann es die Einvernahme der Sachverständigen wiederholen oder 
auch andere Sachverständige vernehmen. 

§ 382. 

Die Kosten der Sachverständigenvernehmung ist jene Partei 
zu bestreiten verpflichtet, in deren Interesse das Gericht die Sach- 
verständigenvernehmung angeordnet hat. In dieser Frage entschei- 
det das Processgericht in seinem die Vernehmung anordnenden 
Bescheid und setzt zugleich die Summe fest, welche bei Gericht 
zur Deckung der Vernehmungskosten zu hinterlegen ist. 

Der Sachverständige kann ausser der Vergütung seiner Bar- 
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auslagen und seines Zeitverlustes auch ein entsprechendes Honorar 
beanspruchen. Zur Deckung seiner Auslagen kann der Sachver- 
ständige auch einen Vorschuss verlangen. 

Der betreffs Feststellung der Sachverständigengebühren 
erlassene Bescheid ist sowohl dem Sachverständigen, wie den Par- 
teien zuzustellen. Gegen den Bescheid ist Beschwerde statthaft. 

§ 383. 
Insoweit aus diesem Capitel nichts anderes hervorgeht, sind 
die auf die Zeugen bezügUchen Vorschriften auch auf die Sach- 
verständigen entsprechend anzuwenden. 

§ 3&4. 
Insofern sachverständige Personen über solche Vorgänge, 
Thatbestände oder Zustände Zeugnis ablegen, zu deren Beobach- 
tung Fachkenntnis erforderlich war, sind sie als Zeugen anzusehen 
und als solche zu vernehmen. 

§ 385. 
Das Gericht kann behufs Erstattung eines Gutachtens oder 
Prüfung eines Sachverständigengutachtens die hiezu berufene 
Behörde oder Körperschaft von amtswegen angehen. 



Dreizehnter Abschnitt. 

Eidliche Vernehmung der Partei und Parteieneid. 

§ 386. 
Das Gericht kann auf Antrag oder von amtswegen die eid- 
liche Einvernehmung der Partei anordnen, wenn bezüglich eines 
entscheidenden Thatumstandes sich die Ergänzung des Beweises 
als nothwendig erweist, oder wenn andere Beweise überhaupt 
nicht zu Gebote stehen. 

§ 387. 
Erweist sich bezüglich eines entscheidenden Thatumstandes 
die Ergänzung des Beweises als nothwendig, so beurthellt das 
Gericht den Umständen des Processes gemäss nach seinem Er- 
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messen, ob es die beweisführende Partei oder deren Gegner unter 
Eid einvernehmen solle. 

Steht dagegen über den entscheidenden Thatumstand ein 
anderer Beweis nicht zu Gebote, so vernimmt das Gericht in erster 
Linie den Gegner der beweisführenden Partei unter Eid, es wäre 
denn, dass dieser selbst die eidliche Einvernehmung der beweis- 
führenden Partei verlangt oder die Ablegung einer Aussage ver- 
weigert. 

§ 388. 

Hat das Gericht die Einvernehmung einer Partei angeordnet, 
so kann es vor deren Beeidigung auch von amtswegen die Ein- 
vernehmung der andern Partei anordnen. 

Bringt die andere Partei ihr diesbezügliches Begehren vor 
Ablegung des Eides vor, so kann von ihrer Einvernehmung nur 
dann abgesehen werden, wenn deswegen die Verhandlung vertagt 
werden müsste. 

§ 389. 

Vernimmt das Gericht beide Parteien, so entscheidet es 
nach ihrer Einvernehmung, welche Partei zur eidlichen Bekräfti- 
gung ihrer Aussage zuzulassen sei. Steht ihm jedoch über den 
entscheidenden Thatumstand ein anderer Beweis nicht zu Gebote, 
so hat das Gericht, auch im Falle der Einvernehmung beider Par- 
teien, die beweisführende Partei nur dann zum Eide zuzulassen, 
wenn es nach der im Sinne des § 285 vorzunehmenden Erwä- 
gung der Umstände findet, dass sich von den gegensätzUchen 
Aussagen die der beweisführenden Partei als wahrscheinlicher 
erweist, oder wenn die Gegenpartei die Ablegung des Eides ver- 
weigert. 

Besitzt von dem entscheidenden Thatumstande nur die be- 
weisführende Partei unmittelbare Kenntnis oder kann zum Eide 
nur die beweislührende Partei zugelassen werden (§ 393), so kann 
das Gericht diese Partei ausser dem Falle des Einverständnisses 
der Gegenpartei nur dann zum Eide zulassen, wenn im Sinne des 
§ 285 zu beurtheilende solche Umstände vorUegen, welche die 
Wahrscheinlichkeit der Aussage der beweisführenden Partei unter- 
stützen. 
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§ 390. 
Zur Ermöglichung der Feststellung eines Sehadens oder ent- 
gangenen Gewinnes (§ 286) kann die beweisführende Partei — 
und zwar ohne Rücksicht auf die in den §§ 387 — 389 enthalte- 
nen Beschränkungen — auch darüber eidUch einvernommen wer- 
den, wie hoch sie ihren Schaden, beziehungsweise entgangenen 
Gewinn veranschlagt. 

§ 391. 

Eine Partei, die ein Vermögen, einzelne Bestandtheile des- 
selben, Schulden oder Beweismittel zu offenbaren verpflichtet ist, 
kann darüber auf Verlangen der Gegenpartei im Laufe der münd- 
lichen Verhandlung eidlich einvernommen werden. 

§ 392. 

Das Gericht beurtheilt den Umständen des Processes gemäss 
nach seinem Ermessen, ob es von mehreren Streitgenossen, von 
mehreren Mitgliedern einer offenen Handels- oder Commandit- 
gesellschaft oder von mehreren Vertretern einer juristischen Per- 
son einen oder mehrere oder sämmtUche, femer ob es im Pro- 
cess eines Minderjährigen oder Pflegebefohlenen die Partei oder 
deren gesetzUchen Vertreter, beziehungsweise beide, im Processe 
einer Concursmasse aber den Gemeinschuldner oder den Masse- 
verwalter, beziehungsweise beide eidlich zu vernehmen habe. 

§ 393. 

Auf die Befragung der Parteien sind die in den §§ 324 und 
325 enthaltenen, auf die vorherige Ermahnung aber und die Be- 
eidigung die in den §§ 327 und 328 für Zeugen vorgeschriebenen 
Normen anzuwenden. 

In den Fällen des § 329, Punkt 1 — 4 ist auch die Beeidi- 
gung der Partei zu unterlassen. Die Beeidigung ist auch dann zu 
unterlassen, wenn die Aussage der Partei auch im Falle ihrer 
eidlichen Bekräftigung keinen Glauben verdienen würde oder wenn 
das Gericht dieselbe aus anderen Gründen für überflüssig erachtet. 

Die Einvernehmung der Partei kann aus wichtigen Gründen 
im Requisitionswege oder durch einen beauftragten Richter ver- 
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anlasst werden, wenn das Erscheinen der Partei vor dem Process- 
gerichte auf unabwendbare Hindernisse stösst oder mit dem Streit- 
gegenstande in keinem Verhältnis stehende Kosten verursachen 
würde. In einem solchen Falle entscheidet das Pressgericht nach 
Einlangen der Aussage, ob die einvernommene Partei zum Eide 
zuzulassen sei. Das Processgericht kann jedoch dem beauftragten, 
beziehungsweise ersuchten Richter in seinem Auftrage auch auf die 
Beeidigung der Partei bezügUche Weisungen ertheilen, wenn die 
Gegenpartei voraussichtUch nicht zu vernehmen sein wird. 

Der § 307 ist auch im Falle der eidhchen Einvernehmung 
anzuwenden. 

§ 394. 

Das Gericht beurtheilt nach den Vorschriften des § 285 die 
Beweiskraft der Aussage der Partei, sowie den Einfluss der Umstände 
auf die Wahrheit oder Unwahrheit der behaupteten Thatsachen, 
dass die zur Einvernehmung vorgeladene Partei nicht erschienen 
ist oder die Aussage ganz oder theilweise, sowie die Ablegung des 
Eides verweigert hat. 

Wegen Versäumung des Termines zur Einvernehmung ist 
Wiedereinsetzung nicht statthaft. Das Gericht kann jedoch unter 
Berücksichtigung der Umstände die Einvernehmung neueriich 
anordnen. 

§ 395. 

Die Parteien können übereinkommen, dass die Wahrheit oder 
Unwarheit eines entscheidenden Thatumstandes von dem bezüghch 
dieses Thatumstandes abzulegenden Eide einer Partei oder einer 
dritten Person abhängig gemacht werde. 

Den Eid können die Parteien entweder derart formuliren, 
dass der Thatumstand nach dem unmittelbaren Wissen des Schwur- 
Pflichtigen wahr oder unwahr sei, oder auf die Weise, dass der 
Schwurpflichtige auf Grund gewissenhafter Prüfung und Erkundi- 
gung die Ueberzeugung erlangt habe, dass d^r Thatumstand wahr 
oder unwahr sei, oder schliesslich auf die Weise, dass der Schwur- 
pflichtige auf Grund gewissenhafter Prüfung und Erkundigung die 
Ueberzeugung nicht erlangt habe, dass der Thatumstand wahr sei. 
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Im Falle der Punkte 1 und 2 des § 320 kann die Partei oder 
die dritte Person zum Eide nicht zugelassen werden. 

§ 396. 

Das Gericht ordnet im Falle des vorhergehenden § die Ab- 
legung des Eides im Laufe der Verhandlung mit Bescheid an und 
nimmt die Beeidigung wenn möghch sofort vor oder ordnet unter 
Einem in dem anordnenden Beseheide den Termin zur Eidesable- 
gung an. Wegen Versäumung dieses Termines ist Wiedereinsetzung 
nicht statthaft. * 

Die Ablegung des Eides kann aus wichtigen Gründen auch 
vor einem beauftragten oder ersuchten Richter stattfinden. 

Bevor das Gericht die Partei, beziehungsweise die dritte 
Person zur Eidesabiegung zulässt, muss es sich die Ueberzeugung 
verschaffen, dass dieselben den Sinn der Eidesformel vollständig 
begriffen haben. Zu diesem Zwecke veriiest ihnen das Gericht die 
Worte des Eides und erklärt dieselben nöthigenfalles. 

Vor der Eidesabiegung ist der Schwurpflichtige auf die Be- 
deutung des Eides und auf die Folgen des Meineides im Sinne 
des § 323 aufmerksam zu machen. In Bezug auf die Anfangs- und 
Endworte des Eides ist § 327 anzuwenden. 

§ 397. 
Wenn die Person, die den Eid ablegen müsste, vor der Eides- 
ablegung gestorben ist oder ihre Eidesfähigkeit verloren hat, so 
verliert das auf den Eid bezügliche Uebereinkommen seine Kraft. 

§ 398. 

Die §§ 395—397 sind auch in dem Falle entsprechend an- 
zuwenden, wenn die Parteien die Wahrheit oder Unwahrheit eines 
entscheidenden Thatumstandes von einem Gelöbnisse abhängig 
machen, welches von der Partei oder einer dritten Person an 
eidesstatt auf ihr Gewissen und Ehre abgelegt wird. 

Die entsprechende Anwendung dieses § findet weiters auch 
dann statt, wenn der Vergleich von dem Eide, beziehungsweise 
von dem im vorhergehenden Absatz erwähnten Gelöbnisse abhän- 
gig gemacht ist. 
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Vierzehnter Abschnitt. 
Sicherung von Beweisen. 

§ 399. 

Auf Verlangen der betheihgten Partei ist zur Sicherung des 
Beweises in jedem Stadium des Processes, ja sogar vor Einlei- 
tung des Processes die Einvernehmung von Zeugen oder Vornahme 
des Augenscheins zulässig, wenn es wahrscheinUch erscheint, dass 
die Beweisaufnahme im Laufe des Verfahrens nicht mehr mit 
Erfolg durchgeführt werden kann oder erschwert sein wird, sowie 
auch in dem Falle, wenn die Gegenpartei in die vorgängige 
Beweisaufnahme wiUigt. 

Die Partei kann ferner die vorgängige Beweisaufnahme auch 
ohne die im ersten Absatz bezeichneten Voraussetzungen beantragen, 
wenn Mängel einer Sache oder eines Werkes festzustellen sind, 
wegen deren der Gegner Gewähr leisten soll. Hat der Käufer den 
Verkäufer von diesem Mangel verständigt oder wegen dieses 
Mangels die Uebernahme der Sache verweigert, so kann auch der 
Verkäufer die vorgängige Beweisaufnahme beantragen. In gleicher 
Weise kann dies auch der Unternehmer beantragen, wenn der 
Besteller ihn von dem Mangel des Werkes verständigt oder die 
Uebernahme des Werkes wegen dieses Mangels verweigert hat. 

Zum vorgängigen Augenschein können auch Sachverständige 
zugezogen werden. 

§ 400. 
Der Antrag ist beim Processgerichte, wenn aber der Process 
noch nicht im Zuge ist, bei jenem Bezirksgerichte zu stellen, in 
dessen sich die Zeugen aufhalten, beziehungsweise sich der Augen- 
seheinsgegenstand befindet. In dringenden Fällen kann der Antrag 
auch im Laufe des Rechtsstreits bei dem eben erwähnten Bezirks- 
gericht gestellt werden. 

§ 401. 

Der Antrag, welcher beim Bezirksgerichte auch zu Protokoll 
gegeben werden kann, hat zu enthalten: 

1. Die Bezeichnung der Gegenpartei oder den Grund der 
Unmöglichkeit der Bezeichnung, welcher glaubhaft zu machen, ist ; 
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2. die Bezeichnung der zu beweisenden Thatsachen; 

3. die Bezeichnung der Zeugen, beziehungsweise des Augen- 
scheinsgegenstandes und eventuell den Antrag auf Vernehmung 
von Sachverständigen; 

4. wenn die Einwilligung der Gegenpartei nicht nachgewiesen 
ist, die Bezeichnung der Thatsachen, welche die vorgängige Be- 
weisaufnahme begründen. Diese Thatsachen sind nöhtigenfalls glaub- 
haft zu machen. 

§ 402. 

Das Gericht kann über den Antrag ohne Anordnung einer 
mündlichen Verhandlung, in dringenden Fällen aber, sowie wenn 
die Gegenpartei unbekannt oder deren Zustimmung gehörig nach- 
gewiesen ist, auch ohne Anhörung der Gegenpartei Beschluss 
fassen. Von der Anordnung der Beweisaufnahme aber, sowie vom 
Termin ist die bekannte Gegenpartei auch im letzteren Falle unter 
Mittheilung des schriftlichen Antrags, beziehungsweise des über 
den mündlichen Antrag aufgenommenen Protokolls nach Möglich- 
keit zu verständigen. 

Wenn die Gegenpartei unbekannt ist oder nicht rechtzeitig 
verständigt werden kann und nach den Umständen vorauszusetzen 
ist, dass ihre Interessen bei der Beweisaufnahme eine Vertretung 
erheischen, so bestellt das Gericht für sie auf Kosten der ein- 
schreitenden Partei einen Curator. 

Gegen den die Beweisaufnahme anordnenden Bescheid ist 
keine Beschwerde statthaft. Der Bescheid, wodurch der Antrag 
abgewiesen wird, ist durch Beschwerde anfechtbar. 

§ 403. 
Insofern aus diesem Abschnitt nichts anderes hervorgeht, sind 
bezüglich der vorgängigen Beweisaufnahme die allgemeinen Vor- 
schriften über Beweisaufnahme, sowie die auf die Zeugen, den 
Augenschein und die Sachverständigen bezüglichen besonderen 
Bestimmungen anzuwenden. 

§ 404. 
Die Ergebnisse der vorgängigen Beweisaufnahme können von 
jeder Partei im Processe benützt werden. 
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Bei Würdigung der Ergebnisse der vorgängigen Beweisauf- 
nahme beurtheilt das Processgericht nach § 285 den Einfluss des 
Umstandes, dass die Gegenpartei von der Beweisaufnahme nicht 
rechtzeitig verständigt worden war. 

Das Processgericht kann auch von amtswegen die Wieder- 
holung oder Ergänzung des vorgängig aufgenommenen Beweises 
anordnen. 

Die Kosten der vorgängigen Beweisaufnahme sind in die Pro- 
cesskosten einzurechnen. 



Fünfzehnter Abschnitt. 
Gerichtliche Entscheidungen. 

§ 405. 

Ist der Rechtsstreit zur Endentscheidung reif, so entscheidet 
das Gericht durch Endurtheil. 

Das Gericht entscheidet durch abgesondertes Endurtheil auch 
dann, wenn unter mehreren Processen, welche auf Anordnung des 
Gerichtes zu gemeinsamer Verhandlung verbunden wurden, nur 
der Eine zur Endentscheidung reif ist und in Bezug auf die ande- 
ren Processe die Verhandlung vertagt werden muss. Wenn jedoch 
die zu gemeinsamer Verhandlung verbundenen Klagen mit einan- 
der zusammenhängen, oder wenn die eine Klage gegenüber der 
andern als Vertheidigungsmittel geltend gemacht worden ist, kann 
das Gericht von der Erlassung eines abgesonderten Endurtheils 
absehen. 

§ 406. 
Ist von mehreren in einer Klage geltendgemachten Ansprü- 
chen nur der Eine oder ist nur ein Theil eines Klagsanspruches 
— die durch Anordnung des Gerichtes verbundenen Klagen mit- 
inbegriflfen — zur Endentscheidung reif, so kann das Gericht ein 
Theilurtheil erlassen. 

§ 407. 
Macht der Beklagte mittelst Einrede der Compensation eine 
Gegenforderung geltend, welche mit der Klagsforderung in kei- 
nem Zusammenhang steht, so kann das Gericht, soferne die 
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Entscheidung über die Gegenforderung die Vertagung der Verhand- 
lung erforderiich machen würde, über die Klagsforderung ein Theil- 
urtheil erlassen. In diesem Falle setzt es die Verhandlung über 
die Frage der Compensation fort und hält je nach deren Ergeb- 
niss das Theilurtheil entweder aufrecht oder schränkt es ein oder 
setzt es ausser Kraft. 

Der Beklagte kann den Ersatz des ihm aus der Vollstreckung 
oder Durchführung des Theilurtheils entstandenen Schadens in dem 
im Zuge befindlichen Processe auch vor dem Berufungsgerichte 
geltendmachen. 

§ 408. 
Wenn der Beklagte die Klagsforderung ganz oder theilweise 
anerkennt oder wenn der Kläger auf seine Forderung ganz oder 
theilweise verzichtet, so muss das Gericht auf Antrag des Gegners 
im Sinne der Anerkennung oder des Verzichtes das End- bezw. 
das TheilurtheU erlassen. 

§ 409. 
Bei Rechtsstreiten, welche nach Grund und Betrag des An- 
spruches gesondert werden können, kann das Gericht über den 
Bestand des Grundes durch Zwischenurtheil vorab entscheiden. 
Im Falle der Feststellung des Grundes des Anspruches kann die 
Verhandlung in Bezug auf den Betrag nur nach Rechtskraft des 
Urtheiles fortgesetzt werden. (§ 528.) 

§ 410. 
An der Erlassung des Urtheiles, sowie anderer auf Grund 
der mündlichen Verhandlung erlassenen Bescheide kann nur jener 
Richter theilnehmen, welcher der dem Urtheile zur Grundlage 
dienenden mündlichen Verhandlung beigewohnt hat. 

§ 411. 
Wenn das Gericht vor der Entscheidung aus anderen Mit- 
gliedern gebildet wird, ist die Verhandlung neuerlich zu eröffnen. 
In Bezug auf den Vortrag der Ergebnisse der früheren Verhandlung 
und der Beweisaufnahme sind in diesem Falle die Vorschriften 
der §§ 253 und 301 anzuwenden. 
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§ 412. 
Die Berathung und Abstimmung sind nicht öffentlich. 

§413. 

Die Verurtheilung kann nicht über das Begehren hinaus 
erfolgen, was insbesondere auch von Früchten, Zinsen und anderen 
Nebenforderungen gilt. 

Ueber die Verpflichtung, die Processkosten zu tragen, erkennt 
das Gericht auch ohne Antrag. 

§ 414. 
Im Falle, wenn eine Partei im Sinne des § 72 in dem Pro- 
cesse die Processfähigkeit nur aus dem Grunde besass, dass sie 
über den in Rede stehenden Gegenstand ausserhalb desProcesses 
.rechtsgiltig verfügen kann, ist in dem Urtheile auszusprechen, dass 
die Execution gegen diese Partei nur bezüglich des Vermögens 
angeordnet werden darf über welches die Partei rechtsgiltig 
verfügen kann. 

§ 415. 
Der Umstand, dass die Forderung erst im Laufe des Processes 
fällig wird, hindert die Verurtheilung nicht. Wenn die Forderung 
erst nach Schlüss der mündlichen Verhandlung fällig wird, so sind 
vor der Urtheilsschöpfung nöthigenfalls die Parteien neuerlich 
anzuhören. 

§ 416. 

Zur Erfüllung der im Urtheile festgesetzten Verpflichtungen 
ist eine Frist von 15 Tagen zu bemessen. Nöthigenfalls kann das 
Gericht diese Frist auf Antrag abkürzen. 

In Urtheilen, welche zur Leistung einer Arbeit oder zu einer 
anderen, nach der Natur der Sache längere Zeit erfordernden 
Leistung verhalten, bemisst das Gericht eine den Umständen an- 
gemessene ErfüUungsfrist. 

Wenn auf Grund des Urtheils die Vollstreckung durch Geld- 
bussen erfolgen kann, so kann das Gericht über Begehren der 
Partei die Geldbussen für den Fall der Nichterfüllung schon im 
Urtheüe aussprechen. 
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Die Erfüllungsfrist beginnt an dem der Verkündigung des 
ürtheiles und wenn das Urtheil zugestellt wurde, an dem der Zu- 
stellung folgenden Tage. 

§ 417. 

Das Urtheil ist beim Verhandlungstermine, event. an einem 
sofort anzuberaumenden anderen Termine zu verkünden. Die Ver- 
kündung kann nicht länger als acht Tage hinausgeschoben werden- 

Die Verkündung des verfügenden Theiles des ürtheiles erfolgt 
durch Verlesung der ürtheilsformel. Wenn das Urtheil zur Zeit 
der Verkündung noch nicht ganz schriftlich abgefasst ist, so muss 
der wesentliche Inhalt der Gründe mündlich mitgetheilt werden. 

Die Verkündung ist auch im Falle Ausbleibens der Parteien 
wirksam. Wegen Ausbleibens von der Verkündung kann Wieder- 
einsetzung nicht verlangt werden. 

Die Verkündung und der Tag derselben sind unter Erwähnung 
des Umstandes, ob die Parteien bei der Verkündung anwesend 
waren, auf dem Urtheile anzumerken und ist dieses von dem Präsi- 
denten und dem Schriftführer zu unterschreiben. 

§418. 

Im Gerichtshofsverfahren ist das verkündete Urtheil — mit 
Ausnahme des in Sachen der processhindernden Einreden gefällten 
Ürtheiles — den Parteien im Wege der Zustellung seiner voll- 
ständigen Ausfertigung bekannt zu geben. 

Im bezirksgerichthchen Verfahren erfolgt die Mittheilung des 
Ürtheiles an die Parteien im Wege der Verkündung ; derjenigen 
Partei aber, welche bei der mündlichen Verhandlung, die der 
Fällung der Entscheidung vorgegangen war, nicht erschienen ist, 
ist das Urtheil nach der Verkündung und der vollständigen 
schriftUchen Abfassung im Wege der Zustellung einer die Begrün- 
dung nicht enthaltenden Ausfertigung mitzutheilen, ausgenommen, 
wenn das Gericht nach Schluss der Verhandlung zur Verkündung 
des Ürtheiles einen Termin festsetzt und zu demselben die nicht 
erschienene Partei vorladet. 

Im Sinne des Abs. 2 dieses § ist im Gerichtshofsverfahren 
auch das in Sachen der processhindernden Einreden gefällte Urtheil 
mitzutheilen. 

10 
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§ 419. 

Wenn das Gericht die Verkündung des ürtheiles aufschiebt, 
muss das ürtheil vor der Verkündung vollständig schriftlich abge- 
fasst sein. 

ürtheile, welche bei der mündlichen Verhandlung verkündet 
werden, müssen binnen drei Tagen nach erfolgter Verkündung 
vollständig schriftlich abgefasst werden. 

§ 420. 
Das vollständig schriftlich abgefasste ürtheU muss enthalten: 

1. Den Ausspruch, dass das ürtheil im Namen Sr. Majestät 
des Königs gefällt wurde ; 

2. Die Bezeichnung des Gerichtes — eventuell mit Anführung 
dessen, dass das Gericht als Handelsgericht geurtheilt hat — und 
die Namen der Richter, welche bei der Fällung der Entscheidung 
mitgewirkt haben ; 

3. die Namen der Parteien und deren Vertreter, deren Lebens- 
stellung, bezw. Beschäftigung, Wohnort und Parteienstellung, sowie 
die Bezeichnung des Gegenstandes des Rechtsstreites ; 

4. den Tag des Schlusses der mündlichen Verhandlung und 
der Urtheilschöpfung ; 

5. den von den Entscheidungsgründen zu sondernden ver- 
fügenden Theil des ürtheiles; 

6. die Begründung, in welcher auch der Thatbestand kurz 
anzugeben ist. 

Der Thatbestand hat namentlich auf Grund der mündUchen 
Verhandlung zu enthalten: das Klagebegehren und das Gegen- 
begehren, sowie die sonstigen Anträge und Erklärungen, welche 
auf die Entscheidung der Angelegenheit und auf den Gang des 
Verfahrens von Einfluss sind, die thatsächlichen Behauptungen und 
die auf dieselben bezüglichen Erklärungen, sowie das Ergebnis 
einer etwaigen Beweisaufnahme. In den Thatbestand sind ferner 
aufzunehmen die seitens der Parteien in der mündlichen Verhand- 
lung angebotenen und durch das Gericht abgelehnten Beweise, 
sowie jene Anträge, welchen das Gericht nicht stattgegeben hat. 
Das Gericht hat die auf Grund der mündlichen Verhandlung und 
der Beweisaufnahme festgestellten Thatsachen besonders hervor- 
zuheben. 
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Die Darstellung des Thatbestandes kann- auch unter Bezug- 
nahme auf den Inhalt der vorbereitenden Schriftsätze und der 
Gerichtsacten ergänzt oder ersetzt werden, aber die den Gegen- 
stand des Processes bildenden streitigen Rechtsfragen und die 
thatsächlichen Umstände, welche zum Verständnisse des ürtheiles 
nothwendig sind, sind auch in diesem Falle in dem ürtheile, bzw. 
in seiner Begründung darzustellen. 

Ist gegen das ürtheil Berufung nicht statthaft, so ist das 
Gericht in Fällen, in denen es irgend ein nachträghches Vorbringen 
oder einen nachträglich angebotenen Beweis der Partei im Sinne 
des § 231, oder ein Beweismittel wegen erfolglosen Ablaufes der 
zur Beweisaufnahme anberaumten Frist ablehnt, verpflichtet, in 
seinem ürtheile auf Grund der ausdrücklich zu bezeichnenden Vor- 
bringen und Beweismittel der Partei die Wiederaufnahme des 
Verfahrens vorzubehalten. 

Im bezirksgerichtlichen Verfahren ist im Falle der Verwerfung 
der processhindernden Einreden der darauf bezüghche Thatbestand 
in die Begründung des über das Meritum der Sache gefällten ür-* 
theiles aufzunehmen. 

§ 421. 
Der im ürtheile enthaltene Thatbestand bildet bezüghch des 
mündhchen Vorbringens der Parteien vollen Beweis. Dieser Beweis 
kann nur durch das Verhandlungsprotokoll oder dessen Beilagen 
•entkräftet werden. 

§ 422. 
Das ürtheil ist von den Richtern, welche an dessen Fällung 
mitgewirkt haben, zu unterschreiben. Ist ein Mitghed des Senates 
an der ünterfertigung verhindert, so wird dieser umstand durch 
den Vorsitzenden und in dessen Verhinderung durch den rang- 
ältesten Richter auf dem ürtheüe vermerkt. 

§ 423. 
Über die fertiggestellten ürtheile legt der Gerichtsschreiber 
ein Verzeichnis an, welches an vo ndem Präsidenten im vorhinein 
festgesetzten Wochentagen mindestens auf die Dauer einer Woche 
angeschlagen wird. Den Tag des Anschlags merkt der Gerichts- 
schreiber auf dem ürtheile an. 

10* 
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§ 424. 

Nach Verkündung und vollständiger schriftlicher Abfassung 
des Urtheiles kann jede Partei dasselbe einsehen und von dem- 
selben eine einfache oder beglaubigte Abschrift nehmen. Die Partei, 
welcher das Urtheil nicht zuzustellen ist, kann eine vollständige 
oder eine die Begründung nicht enthaltende Ausfertigung desselben 
verlangen. 

Die vollständigen oder auszugsweisen Ausfertigungen sind 
mit der Unterschrift des Vorsitzenden und des Schriftführers und 
mit dem Gerichtssiegel zu versehen. 

§ 425. 
Das Gericht ist an die Entscheidung, welche in dem Urtheile 
enthalten ist, in jenem Processe, in welchem sie gefällt wnrde, 
gebunden. 

§ 426. 

Namensfehler, Rechnungsfehler und ähnliche offenbare Un- 
richtigkeiten, welche in dem Urtheil vorkommen, berichtigt 
das Gericht, bei welchem dieselben vorgefallen sind, jederzeit 
auch von amtswegen. Dasselbe geschieht auch dann, wenn die 
Ausfertigung des Urtheiles von dem Originaltexte abweicht. 

Über die Berichtigung kann das Gericht auch ohne mündliche 
Verhandlung entscheiden. 

Der berichtigende Beschluss, welcher den Parteien zu ver- 
künden oder zuzustellen ist, ist auf der Urschrift des Urtheiles 
und nach Thunlichkeit auch auf dessen Ausfertigungen zu ver- 
merken. 

Gegen den die Berichtigung verweigernden Beschluss ist 
Beschwerde nicht statthaft. 

Die Berichtigung kann auch vom Gerichte höherer Instanz von 
amtswegen angeordnet werden. 

§ 427. 
Enthält der Thatbestand des Urtheiles Unrichtigkeiten, welche 
nicht unter die Bestimmung des vorstehenden § fallen, ferner Aus- 
lassungen, Widersprüche oder Unklarheiten, so kann jede Partei 
deren Berichtigung binnen einer achttägigen Frist verlangen. Diese 
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Frist beginnt mit der Verkündung des ürtheiles und wenn das 
ürtheil bei der Verkündung noch nicht ganz schriftUch abge- 
fasst war, von dem Anschlage des Verzeichnisses der Urtheile, 
für jene Partei aber, der das Urtheil zugestellt wurde, von der 
Zustellung an. 

Der Schriftsatz wegen Berichtigung muss einen bestimmten 
Antrag auf Berichtigung enthalten. 

Das Gericht entscheidet über den Antrag nach mündlicher 
Verhandlung ohne Beweisverfahren. Das Ausbleiben der gehörig 
verständigten Parteien oder einer derselben, hindert die Erledigung 
des Antrages nicht. 

Die Berichtigung darf sich nur auf das bei der mündlichen 
Verhandlung vorgebrachte beschränken. 

Die Anordnung der Berichtigung berührt die übrigen Theile 
des ürtheiles nicht. Der Beschluss, welcher eine Berichtigung 
anordnet, ist auf der Urschrift des ürtheiles und nach ThunUch- 
keit auch auf dessen Ausfertigungen zu vermerken. 

Wenn der Antrag auf Berichtigung abgewiesen wird, ist jene 
Partei, welche die Berichtigung beantragt hat, in die verursachten 
Kosten zu verfallen, sonst aber sind in Bezug auf die Tragung 
der Kosten die allgemeinen Vorschriften anzuwenden. 

Gegen den Bescheid über den Antrag auf Berichtigung ist 
keine Beschwerde statthaft. 

Wegen Versäumung des Berichtigungsantrages und der Ver- 
handlung darüber ist Wiedereinsetzung nicht statthaft. 

Der Schriftsatz wegen Berichtigung ist auf die Rechtsmittel 
gegen das gefällte ürtheil und auf die Vollstreckung des ürtheiles 
nicht von aufschiebender Wirkung. 

§ 428. 
Wenn das Gericht im ürtheile über einen TheU der Klags- 
anträge oder der Gegenanträge in Ansehung der Haupt- oder 
Nebenverpflichtung oder über die Tragung der Processkosten keine 
Verfügung getroffen hat, sowie, wenn das Gericht in Bezug auf 
die Vollstreckbarkeit des ürtheiles über die in den §§ 435 und 
437 erwähnten Begehren keinen Beschluss gefasst oder die Voll- 
streckbarkeit des ürtheiles im Sinne des § 434 nicht ausgespro- 
chen hat, kann jede Partei die Ergänzung des ürtheiles verlangen. 
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Der Antrag auf Ergänzung muss binnen 8 Tagen, welche im 
Gerichtshofsverfahren von der Zustellung des Urtheiles, im bezirks- 
gerichthchen Verfahren aber von der Verkündung des Urtheiles^ 
bezw. in Ansehung jener Partei, welcher das Urtheil zuzustellen 
ist, von der Zustellung an zu rechnen sind, gestellt werden. 

In dem Schriftsatze ist in Bezug auf die Ergänzung ein 
bestimmtes Begehren vorzubringen. 

Das Gericht entscheidet über den Antrag nach mündlicher 
Verhandlung, welche sich bloss auf die Frage der Ergänzung und 
auf den noch unerledigten Theil des Rechtsstreites zu beschränken 
hat. Das Ausbleiben der Parteien oder einer derselben hindert die 
Beschlussfassung nicht. Wenn das Gericht dem Antrage stattgibt^ 
entscheidet es mit Ergänzungsurtheil, welches dem ursprüngüchen 
ürtheile beizuschhessen ist ; im entgegengesetzten Falle aber weist 
es den Antrag mit Bescheid zurück. Gegen den Bescheid, mit 
welchem der Antrag auf Berichtigung abgewiesen wird, ist — es 
sei denn, dass das Urtheil nicht durch Rechtsmittel anfechtbar ist — 
Beschwerde zulässig. 

Hinsichtlich der Kosten sind die Vorschriften des § 427 
anzuwenden. 

Das Ergänzungsverfahren hat auf die Rechtsmittel gegen das 
geschöpfte Urtheil und in Bezug aut die Vollstreckbarkeit des 
Urtheiles keine aufschiebende Wirkung. 

§ 429. 

Die Ürtheile, insoferne sie durch Rechtsmittel oder Einspruch 
angefochten werden können, erwachsen erst am Tage nach Ablauf 
der gesetzhchen Frist der letzteren in Rechtskraft. Das rechtzeitig 
überreichte Rechtsmittel oder der Einspruch sind auf den Eintritt 
der Rechtskraft von aufschiebender Wirkung. 

Der vor Verkündung oder Zustellung des Urtheiles erfolgte 
Verzicht auf ein Rechtsmittel hat keine Wirkung. Der nach Ver- 
kündung oder Zustellung des Urtheiles erfolgte Verzicht kann 
bezüglich der Feststellung der Rechtskraft des Urtheiles nur inso- 
ferne in Betracht gezogen werden, als er bei der Verkündung 
mündUch erklärt und in das Protokoll aufgenommen oder dem 
Gerichte schriftHch angemeldet wurde. Das Gericht theilt diese 
Anmeldung dem Gegner mit. 
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* § 430. 
Die über das Meritum der Angelegenheit geschöpften ürtheile 
sind nur insoferne der Rechtskraft fähig, als sie über das durch 
Klage geltend gemachte Recht entscheiden. Diese Bestimmung 
schUesst nicht aus, dass die nothwendigen Folgen der Entschei- 
dung in Rechtskraft erwachsen. 

§ 431. 
Gegenforderungen, welche im ürtheile aufgerechnet sind, 
können bis zur Höhe der Aufrechnung neuerlich nicht mehr geltend 
gemacht werden. 

§ 432. 

Wenn die Partei auf Grund des § 132 mittelst rechtskräfti- 
gen Urtheiles zur Erfüllung von Leistungen verpflichtet wurde, 
welche nach der ürtheilsschöpfung fällig werden und sich die 
Umstände, auf Grund welcher das Gericht die Quantität und Dauer 
der Leistung festgestellt hat, wesenthch geändert haben, so kann 
jede Partei behufs Abänderung der festgestellten Quantität oder 
Dauer der Leistung Klage einbringen. 

Die Aenderung der Umstände kann nur insoferne in Betracht 
gezogen werden, als sie zu einer Zeit eingetreten war, wo die 
klageführende Partei dieselbe in dem vorhergehenden Processe 
nicht mehr geltend machen konnte. 

Das frühere Urtheil kann nur mit vom Zeitpunkte der Ein- 
leitung des neuen Processes beginnender Wirkung abgeändert 
werden. 

§ 433. 
Dem Ürtheile eines ausländischen Gerichtes ist die Giltigkeit 
zu versagen : 

1. wenn nach den vaterländischen Gesetzen kein Gericht des 
Staates, auf dessen Gebiete das Urtheil geschöpft wurde, zustän- 
dig war; 

2. wenn die verurtheilte Partei ungarischer Staatsbürger ist 
und sich in den Process infolge Nichterscheinens nicht eingelassen 
hat, ausgenommen, wenn ihr die Ladung zu eigenen Händen oder 
infolge Requisition im Wege eines inländischen Gerichtes ord- 
nungsmässig zugestellt worden ist; 
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3. wenn die Partei ungarischer Staatsbürger ist und von der 
Theilnahme am Processe infolge Unregelmässigkeiten des Verfah- 
rens ausgeschlossen war ; 

4. in Processen, welche den persönlichen Stand, eines unga- 
rischen Staatsbürgers betreffen; 

5. wenn die Anerkennung der Giltigkeit des ürtheiles der 
öffentlichen SittUchkeit oder dem Zwecke eines vaterländischen 
Gesetzes wiederstreitet ; 

6. wenn mit dem Staate, dessen Gericht das ürtheil geschöpft 
hat, in dieser Beziehung keine Gegenseitigkeit besteht, ausgenom- 
men, wenn das ürtheil nicht in einem vermögensrechtlichen Pro- 
cesse geschöpft wurde und für den Process kein inländisches Ge- 
richt zuständig ist. 

§ 434. 

Ohne Rücksicht auf ein Rechtsmittel sind als vollstreckbar 
zu erklären : 

1. die auf Grund der Anerkennung verfällenden ürtheile 
(§ 408), bezw. der auf Grund der Anerkennung verfällende Theil 
des ürtheiles ; 

2. die auf Grund der Versäumung des zur Processaufnahme 
anberaumten Termines verfällenden ürtheile, wenn sie durch Ein- 
spruch nicht angefochten werden können; 

3. die zur Zahlung eines Geldbetrages oder zur Leistung ver- 
tretbarer Sachen und Werthpapiere verhaltenden ürtheile, wenn 
sich der Schuldner zur Leistung in öffentlicher Urkunde oder in 
einer nach §§ 334 und 335 ausgestellten Privaturkunde verpflich- 
tet hat und auch die zur Begründung des Klagsanspruches noth- 
wendigen sämmtlichen Thatumstände mit einer solchen Urkunde 
bewiesen wurden ; 

4. die zur Leistung von Unterhalt und AUmenten verhalten- 
den ürtheile bezüghch solcher Forderungen, welche vor Einreichung 
der Klageschrift durch ein halbes Jahr rückständig gewesen und im 
Laufe des Processes fähig geworden sind; 

5. die ürtheüe, in welchen der Betrag der Verurtheilung ohne 
Nebengebühren 200 Kronen in Baargeld nicht übersteigt, oder wenn 
sich die obsiegende Partei im Processe anstatt des Gegenstandes 
der Verurtheilung ohne die Kosten 200 Kronen anzunehmen bereit 
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erklärt hat, ferner ürtheile des Bezirksgerichtes, welche durch Be- 
rufung nicht anfechtbar sind ; 

6. verfällende ürtheile, welche die üebergabe oder Rück- 
stellung der gemietheten Localität, die Herausgabe von Mobihen, 
welche durch den Miether auf das gemiethete Object gebracht wur- 
den, oder im Falle des § 1, Punkt 2 l) die Rückstellung von zur 
Benützung überlassenen Wohnungen, Gebäuden oder Gebäudethei- 
len anordnen, sowie welche im Falle des § 1, Punkt 2 m) ge- 
schöpft sind. 

In diesen Fällen ist in dem verfügenden Theile des verfällen- 
den Urtheiles auszusprechen, dass das ürtheU im ganzen oder in 
dem zu bezeichnenden Theile nach Verlauf der zur Erfüllung der 
Verpflichtung angesetzten Frist ohne Rücksicht auf Rechtsmittel 
vollstreckbar ist. 

§ 435. 

Das Gericht hat sein ürtheil ausser den im vorigen § erwähn- 
ten Fällen auf Antrag gegen eine vom Gläubiger zu leistende 
Sicherstellung für vollstreckbar zu erklären, wenn die Verurtheilung 
sich weder auf eine Geldsumme, noch auch auf ein durch grund- 
bücherliche Vormerkung sicherstellbares Recht erstreckt und wenn 
der obsiegende Theil glaubhaft macht, dass ihm durch den Auf- 
schub der Vollstreckung ein schwer zu ersetzender oder schwer 
zu ermittelnder Schaden erwachsen würde. 

§ 436. 

Die Vollstreckbarkeit darf in Ansehung von Processkosten 
allein nicht angeordnet werden. 

§ 437. 

Wenn der Schuldner glaubhaft macht, dass ihm durch die 
Vollstreckung ein nicht zu ersetzender Schaden erwachsen würde, 
so unterbleibt auf sein Begehren der Ausspruch der Vollstreckbar- 
keit. Wenn aber der Schuldner glaubhaft macht, dass sein even- 
tueller Regressvollstreckungs-Anspruch gefährdet ist, kann das Ge- 
richt die Vollstreckbarkeit von der Leistung einer Sicherstellung 
abhängig machen. 
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§ 438. 

Die in den §§ 435 und 437 erwähnten Anträge sind vor 
Schluss der dem ürtheile vorangehenden mündlichen Verhandlung 
vorzubringen. 

§439. 

Mit Ausnahme jener Fälle, in welchen nach dem Gesetze 
durch ürtheil entschieden werden muss, entscheidet das Gericht 
mittelst Bescheides. 

Zur Erfüllung der im Bescheide festgesetzten Verpflichtung 
ist, wenn das Gesetz nicht anders verfügt, eine Frist von läng- 
stens 8 Tagen zu bemessen. Die Frist beginnt mit dem auf die 
Verkündung des Bescheides folgenden, wenn aber der Bescheid 
zugestellt worden ist, mit dem auf die Zustellung folgenden Tage. 

Das Gericht ist, insoferne das Gesetz keine Ausnahme trifft, 
im weiteren Verlaufe des Verfahrens an seine Bescheide gebunden. 

An seine über einseiligen Antrag erlassenen abweisenden 
Bescheide und an seine die Processleitung betreffenden Bescheide 
ist das Gericht nicht gebunden. Geldbussen und Geldstrafen, sowie 
die Verhaftung anordnende Bescheide kann das Gericht aus wich- 
tigen Gründen von amtswegen zurücknehmen. 

§ 440. 

Die auf Grund mündUcher Verhandlung ergehenden Bescheide 
sind den Parteien im Wege der Verkündung mitzutheilen. 

Jene Bescheide, gegen welche eine abgesonderte Beschwerde 
zulässig ist, oder durch welche ein neuerUcher Termin anberaumt 
wird, sind jener Partei, welche bei der dem ergangenen Bescheide 
vorangegangenen mündlichen Verhandlung nicht anwesend war, 
im Wege der Zustellung mitzutheilen. 

Die nicht verkündeten Bescheide des Gerichtes, sowie des 
Vorsitzenden und des ersuchten oder beauftragten Richters sind 
den Betheiligten zuzustellen. 

Auf die Verkündung und schriftliche Abfassung der Be- 
scheide sind die §§ 417 und 419 mit der Abweichung anzuwen- 
den, dass die schriftliche Abfassung des Bescheides vor der Ver- 
kündung desselben nicht nothwendig ist. 
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§ 441. 

Abweisliche und solche Bescheide, welche über einen stritti- 
gen Antrag entscheiden, sind zu begründen. 

§ 442. 

Die Bescheide des Gerichtes, soferne sie dem Verhandlungs- 
protokolle beigeschlossen wurden, sind von dem Vorsitzenden, bezw. 
bei Bezirksgerichten von dem amtirenden Richter und eventuell 
dem Schriftführer, die Bescheide des Gerichtes, welche ausser- 
halb der Verhandlung erlassen worden sind, von den Richtern, 
welche an der Fällung des Bescheides theilgenommen haben — 
die Bescheide des Vorsitzenden, ferner des beauftragten und des 
ersuchten Richters aber von diesen zu unterschreiben. 

In Bezug auf die Ausfertigung der Bescheide ist der § 424, 
in Bezug auf die Berichtigung der Bescheide und ihrer Ausferti- 
gung der § 426 entsprechend anzuwenden. 

Verfügt das Gericht in dem Bescheide, welcher das Verfah- 
ren vor ihm abschhesst, über die Tragung der Processkosten nicht, 
so sind die Vorschriften des § 428 mit der Abänderung anzu- 
wenden, dass das Gericht über den Ergänzungsantrag ohne An- 
hörung der Parteien und auch in dem Falle mittelst Bescheides 
entscheidet, wenn es dem Ergänzungsantrage stattgibt. 

§ 443. 

Den gerichtlichen Vergleich nimmt das Gericht, soferne kein 
Hindernis obwaltet, mittelst Bescheides zur Kenntnis und bestimmt 
auf Antrag der Parteien die Kosten. 

Den gerichtlichen Vergleich kann jede Partei zu jeder Zeit 
einsehen und von demselben eine einfache oder beglaubigte Ab- 
schrift nehmen. 

Der gerichtliche Vergleich, von welchem das Gericht mittelst 
rechtskräftigen Bescheides Kenntnis genommen hat, besitzt die 
Wirkung eines rechtskräftigen Urtheiles. 
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Sechzehnter Abschnitt. 
Processkosten. 

§ 444. 

Das Gericht hat in Endurtheilen, sowie in solchen ürtheilen, 
welche das Verfahren vor ihm abschliessen, in Ansehung des Er- 
satzes der Processkosten von amtswegen Verfügung zu treffen. 

In anderen Entscheidungen findet eine solche Verfügung nur 
dann statt, wenn die Verpflichtung zum Ersätze von der End- 
entscheidung der Angelegenheit unabhängig oder nach der ürtheils- 
fällung entstanden ist. 

Die Summe der Kosten ist in der verfällenden Entscheidung 
von den etwaigen, zu bemessenden Gebühren abgesehen, ziffer- 
mässig festzusetzen. Insoferne die Partei ihre Kosten im Laufe des 
Verfahrens nicht aufgerechnet oder nicht nachgewiesen hat, berück- 
sichtigt das Gericht bei der Feststellung der Summe nur die aus 
dem abgeschlossenen Verfahren bekannten Angaben. Eine nach- 
trägliche Aufrechnung ist unstatthaft und die vor der unteren 
Instanz versäumte Aufrechnung kann auch vor dem Rechtsmittel- 
gerichte nicht nachgetragen werden. 

§ 445. 

Die unterliegende Partei ist in den Ersatz der Kosten der 
obsiegenden Partei zu verfallen, soweit das Gericht die Kosten 
als zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung oder Rechtsver- 
theidigung nothwendig erachtet. 

Zu den zu erstattenden Kosten sind auch die Gebühren und 
Auslagen des Advocaten zu rechnen. Wenn mit der Vertretung 
ein ausserhalb des Sitzes des Gerichtes wohnhafter Advocat be- 
traut war, so sind die hiedurch entstandenen Mehrkosten nur dann 
zu erstatten, wenn das Gericht die Bevollmächtigung des ausser- 
halb des Sitzes des Gerichtes wohnhaften Advocaten zur zweck- 
entsprechenden Rechtsverfolgung nothwendig befindet. 

Zu den zu erstattenden Kosten sind ferner auch die Reise- 
und etwaige Verpflegskosten der durch einen Advocaten nicht ver- 
tretenen, sowie der persönlich einvernommenen Partei (§ 236 und 
386) und auch der Ersatz ihres Zeitversäumnisses zu rechnen. 
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bezüglich deren Feststellung die Vorschriften des § 331 anzu- 
wenden sind. 

Für die im zweiten Absatz des § 96 zur Vertretung berech- 
tigten Person kann kein Honorar bestimmt werden. 

§ 446. 
Wenn die Partei theils obsiegt, theils unterliegt, so sind die 
Kosten gegeneinander aufzuheben. Das Gericht kann aber auch 
nach der Beschaffenheit des Falles der einen Partei die Erstattung 
der ganzen Kosten der Gegenpartei oder eines Theiles derselben 
auferlegen. Insbesondere kann das Gericht die Partei auch in die 
ganzen Processkosten verfallen, wenn die Mehrforderung der Ge- 
genpartei eine verhältnissmässig geringfügige war oder daher ent- 
stand, weil der Betrag der Forderung von richterlicher Feststellung 
oder von einer gegenseitigen Verrechnung abhängig war. 

§ 447. 
Hat der Beklagte zu dem Processe keinen Anlass gegeben 
und die Forderung bei der ersten Verhandlung sofort anerkannt 
so hat die Kosten der Kläger zu tragen. 

§ 448. 
Die mit dem Beweise des Forderungsüberganges verbundenen 
Kosten fallen dem Kläger zur Last, insoferne das Gericht den 
Beweis des üeberganges zu dem Zwecke für nothwendig erachtet, 
dass der Beklagte mit Beruhigung leisten könne. 

§ 449. 

Streitgenossen erstatten in der Regel die Kosten des Ver- 
fahrens nach Kopftheilen. 

Bei einer erheblichen Verschiedenheit der Betheiligung am 
Rechtsstreite kann das Gericht die Kosten im Verhältnisse der 
Betheiligung auftheilen. 

Streitgenossen, für welche der Gegenstand des Processes 
untheilbar ist oder welche solidarisch berechtigt oder verpflichtet 
sind, sind in den Ersatz der Processkosten solidarisch zu verfallen. 

Die sich aus einem besonderen Angriffs- oder Vertheidigungsmit- 
tel eines Streitgenossen ergebenden Kosten belasten die übrigen nicht. 
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§ 450. 
Eine Partei, welche einzelne AngrifTs- oder Vertheidigungs- 
mittel erfolglos anwendet, kann zur Tragung der hiedureh verur- 
sachten Kosten verhalten werden, auch wenn sie in der Sache 
obgesiegt hat. 

§ 451. 

Die Partei, welche einen Termin oder eine Frist versäumt 
oder welche eine Vertagung oder Verlegung des Termins durch 
ihr Verschulden veranlasst hat, muss die hieraus entstandenen Kosten 
jedenfalls erstatten. Die versäumende Partei trägt auch die Kosten 
des Einspruches, sowie der Wiedereinsetzung. 

Wird die Partei durch einen Advocaten vertreten, so trifft 
die Verantwortung für diese Kosten in erster Linie den Advocaten, 
dem ein Regressrecht gegen seine Partei nur in dem Falle zusteht, 
wenn er nachweist, dass die Versäumung oder der Fehler nicht 
ihm, sondern seiner Partei zur Last falle. 

§ 452. 

Die Kosten eines Vergleiches sind mangels anderer Verein- 
barung als gegeneinander aufgehoben anzusehen. Dasselbe gilt 
von den Kosten des durch Vergleich erledigten Rechtsstreites, 
insoweit darüber eine rechtskräftige Entscheidung noch nicht ge- 
troffen wurde. 

Die Kosten der vor dem Gerichte erfolglos geführten Ver- 
gleichsversuche bilden einen Theil der Processkosten. 

§ 453. 

Die Destimmungen der §§ 445 — 452 finden auch auf die 
durch eine Nebenintervention verursachten Kosten Anwendung. 
Fungirt der Nebenintervenient als Streitgenosse (§ 89), so sind 
die Vorschriften des § 449 massgebend. 

Die im Sinne der §§ 444 — 451 in die Processkosten verfällte 
Partei ist auch in die Kosten, welche sich aus der zu Gunsten 
der Gegenpartei erfolgten Nebenintervention ergeben, zu Gunsten 
des Intervenienten zu verfallen. Mit Ausnahme dieses Falles fallen 
-die Kosten der Nebenintervention dem Intervenienten zur Last. 
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§ 454. 

Gerichtsbeamte, sowie mit Zustellungen betraute Organe, 
ferner Advocaten, gesetzliche und andere Vertreter können durch 
das Processgericht, die Richter aber durch das Rechtsmittelgericht 
auch von amtswegen zur Tragung derjenigen Kosten verurtheilt 
werden, welche sie durch offenbares Verschulden den Parteien 
verursacht haben. 

Die Entscheidung ist nach vorhergehender mündlicher oder 
schriftlicher Vernehmung des Betreffenden, abgesondert von dem 
im Zuge befindlichen Processe zu fällen. 

Gegen die Entscheidung ist eininstanzliche Beschwerde statthaft. 

§ 455. 

Der Advocat kann beim Processgerichte im Laufe des Pro- 
cesses oder nach dessen Beendigung ansuchen, dass seine im 
Processe erwachsenen Gebühren und Kosten gegenüber seiner 
Partei festgestellt werden. Mit dem Ansuchen ist ein Kostenver- 
^eichnis vorzulegen. 

Das Gericht kann über das Ansuchen ohne mündUche Ver- 
handlung entscheiden. Gegen den Bescheid ist Beschwerde statthaft. 

Auch die Partei kann beim Processgerichte ansuchen, dass 
die im Processe entstandenen Gebühren und Kosten des Advocaten 
ihr gegenüber festgestellt werden. Schhesst die Partei das Kosten- 
verzeichniss des Advocaten nicht bei, so setzt das Gericht infolge 
des Ansuchens dem Advocaten behufs Vorlage des Kostenver- 
zeichnisses eine Frist. Legt der Advocat binnen der Frist das 
Kostenverzeichnis nicht vor, so berücksichtigt das Gericht bei 
Feststellung des Betrages nur die Daten, welche ihm aus dem vor 
ihm abgehaltenen Verfahren bekannt sind. Legt die Partei oder 
der Advocat das Kostenverzeichnis vor, so ist der vorherige Ab- 
satz anzuwenden. 

Die Partei kann bei diesem Verfahren auch dann persönhch 
einschreiten oder sich durch einen in den Punkten 1 und 2 des 
§ 95 bestimmten Bevollmächtigten vertreten lassen, wenn in der 
Sache die Advocatenvertretung obligatorisch wäre. 
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Siebzehnter Abschnitt. 
Versäumnis. 

§ 456. 

Die Versäumung einer Processhandlung hat im allgemeinen 
zur Folge, dass die versäumte Handlung nicht mehr mit Wirksam- 
keit vorgenommen werden kann. 

Die besonderen Folgen, welche überdies mit einer Versäumung 
verbunden sind, setzt das Gesetz fest. 

§457. 

Die Folgen des Versäumnisses treten, insoferne das Gesetz 
keine Ausnahme macht, auch ohne vorgängige Androhung und 
von selbst ein. 

Treten die Folgen des Versäumnisses nur auf Antrag ein, 
so kann die versäumte Handhmg bis zur Vorbringung des Antrages 
und wenn der Antrag gelegentlich mündlicher Verhandlung vorge- 
bracht wurde, bis zum Schlüsse der über den Antrag stattgefun- 
denen mündlichen Verhandlung nachgeholt werden. 

§ 458. 
Ein Termin ist versäumt, wenn die Partei beim Termine vom 
Aufrufe der Sache bis zum Schlüsse der mündüchen Verhandlung 
nicht erscheint oder nicht einschreitet. 

§ 459. 

Wenn der Kläger den Termin zur Processaufnahme versäumt^ 
so ist auf Antrag des Beklagten die Ladung mit Bescheid aufzu- 
heben und der Kläger in die entstandenen Kosten zu verfallen, 
insoferne diesbezüglich noch keine rechtskräftige Entscheidung ge- 
fällt wurde. 

In diesem Falle kann der Kläger wegen Versäumung des 
Termines keine Wiedereinsetzung verlangen, die Wirkungen der 
Überreichung der Klageschrift und der Processeinleitung bleiben 
aber aufrecht, wenn der Kläger binnen 15 Tagen nach dem ver- 
säumten Termine um die Wiederholung der Ladung ansucht. 

Wenn der Kläger die Wiederholung der Ladung verlangt oder 
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den Process neuerlich einleitet, so kann der Beklagte die Einlas- 
sung in den Process insolange verweigern, bis die bestimmten Kos- 
ten nicht ersetzt werden. 

Der gegenwärtige § schliesst nicht aus, dass der Beklagte 
beim Termine zur Processaufnahme behufs gerichtlicher Feststellung 
des Nichtbestandes des vom Kläger in seiner Klage geltend ge- 
machten Rechtes die Klage einbringe. (§ 196.) 

§ 460. 

Wenn der Beklagte den Termin zur Processaufnahme ver- 
säumt, ist er auf Antrag des Klägers durch ürtheil entsprechend 
der rechtlichen Behauptung und dem Antrage der Klage zu ver- 
urtheilen. Dieses ürtheil ist den Beklagten im Sinne des § 165 
zuzustellen. 

Wenn der Beklagte auf die Klage nur theilweise nicht ant- 
wortet oder von mehreren Forderungen, welche in einer Klage 
geltend gemacht werden, sich nicht über alle äussert, können die 
Folgen des Versäumnisses auf Antrag des Klägers durch Theil- 
urtheil ausgesprochen werden. 

§ 461. 

Als Termin zur Processaufnahme ist auch jener Termin an- 
zusehen, auf welchen das Gericht die Verhandlung vor der Process- 
einlassung des Beklagten vertagt hat. 

Als Termin zur Processaufnahme ist auch jener Termin an- 
zusehen, welcher ausser zur Processaufnahme zur meritorischen 
Verhandlung anberaumt wurde. 

Wenn eine Partei den Termin, welcher zur Fortsetzung der 
Verhandlung über seitens des Beklagten vorgebrachte processhin- 
dernde Einreden anberaumt wurde, versäumt, so sind behufs Ver- 
handlung und Erledigung der processhindernden Einreden die Be- 
stimmungen des § 464 mit der Abweichung anzuwenden, dass der 
nicht erschienenen Partei gegenüber hinsichtlich der vorher nicht 
mitgetheilten thatsächlichen Behauptungen die Folgen des Ver- 
säumnisses auch im Gerichtshofverfahren eintreten. 

§ 462. 
Das Gericht verweigert in den Fällen der §§ 459 und 460 
den Ausspruch der Folgen des Versäumnisses mit Bescheid: 

11 
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1. Wenn die erschienene Partei in Ansehung eines von amts- 
wegen zu berücksichtigenden ümstandes die erforderlichen Nach- 
weise nicht beschafft und es deswegen zweifelhaft bleibt, ob 
jener Umstand obwaltet oder nicht ; 

2. wenn die nicht erschienene Partei von dem Verhandlungs- 
termine nicht gesetzlich verständigt war ; 

3. wenn das Gericht findet, dass die Zeit zwischen der Zu- 
stellung der Ladung und dem Termine zum Erscheinen nicht ge- 
nügend war, oder die versäumende Partei am Erscheinen durch 
ein offenkundiges Naturerreignis oder durch ein anderes unabwend- 
bares Hindernis verhindert wurde ; 

4. wenn die beim Termine zur Processaufnahme vorgebrachte 
Klage dem nicht erschienenen Beklagten noch nicht mitgetheilt 
war oder wenn das Klagebegehren mit dem Inhalte der mitgetheil- 
ten Klage unvereinbar ist. 

Im Falle des Punktes 1 ruht das Verfahren und ist hievon 
auch die nicht erschienene Partei zu verständigen. In diesem 
Falle kann jede Partei die neuerliche Aufnahme des Verfahrens 
vor Ablauf der im 4. Abs. des § 465 bezeichneten 3 Jahre verlangen. 

Das Gericht beraumt im Falle der Punkte 2 und 3 von amts- 
wegen, im Falle des Punkt 4 aber auf Antrag des Klägers, wel- 
chem Antrag auch die dem Beklagten mitzutheilende Abschrift 
der angebrachten, bzw. verbesserten Klage beizuschhessen ist, 
einen neuerlichen Termin an. In bezirksgerichtlichen Verfahren 
kann im Falle des Punkt 4 die angebrachte, bzw. verbesserte Klage 
auch zu Protokoll genommen werden und ist in diesem Falle 
eine Abschrift des Protokolls dem Beklagten mitzutheilen. 

Gegen den den Ausspruch der Folgen des Versäumnisses 
verweigernden Beschluss ist Beschwerde zulässig, welcher auf die 
Abhaltung einer neueren Verhandlung von aufschiebender Wirkung 
ist. Wenn der Beschwerde Folge gegeben wird, so beschUesst das 
Gericht bei dem von amtswegen anzuberaumenden neuerlichen 
Termine über die Folgen des Versäumnisses ohne Anhörung der 
versäumenden Partei. 

§ 463. 
Wenn der Zustellschein bis zum Termine nicht eingelangt ist, so 
beschliesst das Gericht über das Nichterscheinen und dessen Folgen 
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insofern es nach den Punkten 1, 3 und 4 des § 462 nicht sofort 
beschhessen kann, nach Einlangen der auf die Zustellung bezüg- 
lichen Verständigung. 

Der gefasste Beschluss ist in diesem Falle auch im bezirks- 
gerichtlichen Verfahren beiden Parteien zuzustellen. 

§ 464. 

Wenn eine Partei den zur meritorischen Verhandlung oder 
zur Fortsetzung derselben angeordneten Termin versäumt, wird 
die Verhandlung vom Gerichte mit der Gegenpartei über deren 
Antrag abgehalten, bezw. fortgesetzt. 

In diesem Falle treten gegenüber der versäumenden Partei 
ausser den allgemeinen Folgen der Versäumung auch jene Folgen 
ein, welcher in diesem Gesetze in Ansehung der Versäumung der 
einzelnen Handlungen festgestellt sind. 

Eine Äusserung, welche eine in Abwesenheit der versäumen- 
den Partei vorgebrachte thatsächliche Behauptung oder ein Be- 
weismittel betrifft, kann als versäumt nur dann angesehen werden, 
wenn das Vorbringen der abwesenden Partei gehörig mitgetheilt 
wurde. 

Im Falle der Versäumung der Fortsetzung der meritorischen 
Verhandlung muss das Resultat der früheren Verhandlungen, inso- 
fern es im ProtocoU oder in seinen Beilagen festgestellt ist oder 
das Gericht es sonst feststellen kann, sowie das Resultat des 
Beweisverfahrens bei der Entscheidung berücksichtigt werden. 

Wenn die erschienene Partei bei der Verhandlung neue that- 
sächliche Behauptungen, Beweise oder Anträge vorbringen will, 
welche der Gegenpartei in der Klageschrift, in den vorbereitenden 
Schriftsätzen oder bei der früheren Verhandlung nicht mitgetheilt 
wurden, oder das bei der früheren Verhandlung Vorgebrachte zum 
Nachtheiie der nicht erschienenen Partei abändern will, hat das 
Gericht unter Vertagung der Verhandlung die Mittheilung dieses 
Vorbringens durch vorbereitenden Schriftsatz anzuordnen. 

Über die gegen die nicht erschienene Partei im Laufe der 
Verhandlung eingebrachte Klage verfügt der § 196. 

Im Übrigen sind die §§ 462 und 463 auch im Falle dieses § 
anzuwenden, mit der Abweichung, dass das Gericht im Falle Nicht- 
einlangens des Zustellscheines die Verhandlung vertagen kann. 

11* 
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Wenn die nichterschienene Partei von dem versäumten Termine 
gehörig verständigt war, so entscheidet das Gericht bei dem neuer- 
lichen Termine ohne ihre Anhörung über die Folgen des Versäumnisses 
Im bezirksgerichtUchen Verfahren sind die Vorschriften dieses § 
mit der Abweichung anzuwenden, dass gegenüber der nichterschie- 
nenen Partei die Folgen des Versäumnisses auch bezügUch der 
früher nicht mitgetheilten thatsächlichen Behauptungen und Be- 
weismittel eintreten, und dass die Abänderung der Anträge und des 
bei der früheren Verhandlung Vorgebrachten, sowie die bei der 
mündlichen Verhandlung angebrachte Klage auf Antrag der 
erschienenen Partei zu Protokoll zu nehmen sind, und dass die 
nichterschienene Partei zur Verhandlung der Sache unter Mittheilung 
einer hierauf bezüglichen Abschrift des ProtokoUes vorzuladen ist. 

§ 465. 

Wenn bei dem Termine zur Processaufnahme oder zur Ver- 
handlung keine der Parteien erschienen ist oder die erschienene 
Partei die Verhandlung der Angelegenheit nicht verlangt, so ruht 
der Process solange, bis eine Partei um die Anberaumung eines 
neuerUchen Termines ansucht. 

Die Anberaumung eines neuerlichen Termines kann mit Aus- 
nahme des Falles der Wiedereinsetzung vor Ablauf dreier Monate 
vom Termine der Processaufnahme oder der Verhandlung an nicht 
verlangt werden. 

Wenn noch im Laufe der Sitzung beide Parteien erscheinen, 
kann das Gericht auf Antrag einer jeden Partei die Verhandlung 
nach Beendigung der Verhandlungen, welche mit den beim Aufruf 
erschienenen Parteien abgehalten wurden, abhalten oder zur Abhal- 
tung der Verhandlung sofort einen neuerlichen Termin anberaumen. 

Nach Ablauf dreier Jahre vom versäumten Termine zur Pro- 
cessaufnahme oder Verhandlung ist der Process als beendet 
anzusehen. Diese Verfügung ist auch im Falle der Punkte 1 und -i 
des § 462 entsprechend anzuwenden. 

§ 466. 
Infolge bei dem Gerichte angezeigten gegenseitigen Überein- 
kommens der Parteien ruht das Verfahren solange, bis eine Partei 
nicht dessen Fortsetzung betreibt. 
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Wenn die Parteien die Dauer des Ruhens des Verfahrens 
festgesetzt haben, so kann die Fortsetzung des Verfahrens vor 
Ablauf der vereinbarten Zeit ohne EinwiUigung der Gegenpartei 
nicht betrieben werden. 

Das Ruhen des Verfahrens im Sinne dieses § hat auf den 
Lauf der gesetzUchen Fristen und die Wirksamkeit der in diesen 
Fristen vorzunehmenden Handlugen keinen Einfluss. 

In diesem Falle ist der 3. und 4. Abs. des § 465 entsprechend 
anzuwenden. Die dreimonatliche, bezw. dreijährige Frist ist von 
der Anzeige des auf das Ruhen bezüghchen Übereinkommens an 
zu rechnen. 

§ 467. 
Eine Frist ist versäumt, wenn die Partei innerhalb derselben 
nicht handelt. 

§ 468. 
Der Lauf der vom Gerichte anberaumten Fristen beginnt, 
insofern das Gericht bei Anberaumung derselben nicht anders 
verfügt, mit der Verkündung des die Frist anordnenden Beschlusses, 
Avenn jedoch der Beschluss der Zustellung bedarf, mit der Zustel- 
lung desselben. 

§ 469. 

Bei solchen Fristen, welche in Tagen festgesetzt sind, wird 
der Tag, an welchem die Frist beginnt, in die Frist nicht einge- 
rechnet. 

Fristen, welche in Wochen oder Monaten festgesetzt sind, 
laufen mit dem Tage ab, welcher naöh seiner Benennung oder 
Zahl dem Anfangstage entspricht; wenn aber dieser Tag im 
Monate des Ablaufes fehlt, endet die Frist am letzten Tage des 
Monates. Jahre und Jahrestheile sind in Monate umzurechnen. 

Wenn der letzte Tag der Frist auf einen Sonntag, einen 
allgemeinen Feiertag des gregorianischen Kalenders oder einen 
Nationalfeiertag fällt, endet die Frist am nächsten W^erktage. 

§ 470. 
Das Gericht kann auf Antrag der Partei aus glaubhaft 
gemachten wichtigen Gründen die gerichtlichen, und wo es das 
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Gesetz gestattet, auch die gesetzlichen Fristen verlängern oder 
abkürzen. 

Die Verlängerung muss vor Ablauf der Frist beantragt werden. 

Das Gericht kann den Antrag ohne Anhören der Gegen- 
partei erledigen, die Abkürzung oder wiederholte Verlängerung der 
Frist aber nur nach Anhörung der Gegenpartei verfügen. 

Der dem Antrage auf Verlängerung stattgebende, sowie der 
den Antrag auf Abkürzung abw^eisende Beschluss können mit 
einem Rechtsmittel überhaupt nicht angefochten werden, der den 
Antrag auf Verlängerung abweisende, sowie der dem Antrag 
auf Abkürzung stattgebende Bescheid aber können durch abge- 
sonderte Rechtsmittel nicht angefochten werden. 

Die nach diesem § dem Gerichte zustehenden Rechte kann 
der Vorsitzende, sowie auch der beauftragte und ersuchte Richter 
in Ansehung der von ihnen anberaumten Fristen ausüben. 

§ 471. 
Im Falle der Verlängerung der Frist ist die neuerliche Frist 
in Ermanglung sonstiger Verfügung vom Ablaufe der früheren 
Frist an zu rechnen. 



Achtzehnter Abschnitt. 
Wiedereinsetzung und Einspruch. 

§ 472. 

Wenn die Partei bei einem Termine ohne ihr Verschulden 
nicht erscheinen konnte, oder eine Präclusivfrist ohne ihr Ver- 
schulden versäumt hat, so kann sie die Folgen ihres Versäum- 
nisses im Wege der Wiedereinsetzung abwenden. 

Als Präclusivfrist ist nur die im Gesetze als solche bezeich- 
nete Frist anzusehen. 

In jenen Fällen, in welchen das Gesetz die Wiederein- 
setzung ausschliesst, oder für den Fall des Nichterscheinens den 
Einspruch nicht gestattet, sowie wenn die Versäumung des Ter- 
mines mit einem durch gerichthchen Bescheid auszusprechenden 
Nachtheil nicht verbunden ist, findet eine Wiedereinsetzung 
nicht statt. 
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Die durch Verschulden des Vertreters erfolgte Versäumnis 
kann nicht als unverschuldete Versäumnis angesehen werden. 

§ 473. 

Das Gesuch um Wiedereinsetzung ist bei jenem Gerichte zu 
überreichen, bei welchem der Termin versäumt wurde, bezw. bei 
welchem die versäumte Handlung zu vollziehen gewesen wäre. 

Die Frist zur Überreichung des Gesuches beträgt 15 Tage. 
Diese Frist wird von dem versäumten Termine an gerechnet, bei 
Fristen jedoch vom letzten Tage der Frist, wenn aber die Ver- 
säumnis der Partei oder ihrem Vertreter erst später zur Kennt- 
nis gelangt, oder das Hindernis erst später entfallen ist, von 
der Kenntnisnahme des Versäumnises, bezw. vom Wegfall des 
Hindernises. 

Nach Ablauf eines Jahres vom Tage des Versäumnises an 
gerechnet, kann keine Wiedereinsetzung mehr verlangt werden. 

§ 474. 

In dem Wiedereinsetzungsgesuche sind die zur Begründung 
des Wiedereinsetzungsbegehrens dienenden Thatsachen, sowie die 
Mittel für deren Glaubhaftmachung anzugeben. 

Im Falle der Versäumung eines Termine« ist die Wiedereinset- 
zung mit dem Begehren auf Anberaumung eines neuerhchen, anstatt 
des versäumten Termines anzuberaumenden Termines, im Falle 
der Versäumung einer Frist aber mit der Nachholung der versäum- 
ten Processhandlung zu verbinden. 

§ 475. 

Über das Wiedereinsetzungsbegehren entscheidet jenes Gericht, 
welches über die nachgeholte Processhandlung zu entscheiden 
berufen ist, bezw. bei welchem der Termin versäumt wurde. 

§ 476. 

Das Gericht weist ein Wiedereinsetzungsbegehren, welches 
nach der im § 473 festgesetzten einjährigen Frist, oder im Falle 
Versäumnisses einer Frist oder eines Termines, bei welchen 
die Wiedereinsetzung nach dem Gesetze ausgeschlossen ist, ein- 
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gebracht wurde, ohne Anberaumung einer Verhandlung von amts- 
wegen ab. 

Zu diesem Zwecke unterbreitet der Vorsitzende im Gerichts- 
hofverfahren das Wiedereinsetzungsgesuch dem Senate, welcher in 
der Frage ohne Anhörung der Parteien entscheidet. Der Bescheid 
des Senates, welcher das Wiedereinsetzungsbegehren nicht abweist, 
wird den Parteien nicht mitgetheilt. 

§ 477. 

Das Wiedereinsetzungsgesuch ist nach jenem Verfahren zu 
erledigen, welches in Ansehung der nachgeholten Processhandlung, 
bezw. des neuerlichen Termines massgebend ist. 

Wenn hienach über die Frage der Wiedereinsetzung münd- 
lich verhandelt werden muss, ist über die Frage der Wiederein- 
setzung vorgängig zu verhandeln und zu entscheiden. 

Die Wiedereinsetzung kann nicht verweigert werden, wenn 
die Partei die zur Begründung des Wiedereinsetzungsbegehrens 
dienenden Thatumstände glaubhaft macht. 

Wird dem Wiedereinsetzungsbegehren stattgegeben, so hält 
das Gericht die Verhandlung über die nachgeholte Processhand- 
lung, bezw. über die Frage, welche bei dem versäumten Termine 
zu verhandeln war, sofort ab. 

§ 478. 

Gegen den die Wiedereinsetzung abweisenden Bescheid ist 
Beschwerde zulässig. 

Gegen den der Wiedereinsetzung stattgebenden Bescheid ist 
keine Beschwerde statthaft und die Stattgebung der Wiederein- 
setzung kann durch Rechtsmittel nur insoferne angefochten werden, 
als das Wiedereinsetzungsbegehren nach Ablauf der im § 473 fest- 
gesetzten einjährigen Präclusivfrist überreicht, oder der Wieder- 
einsetzung im Falle der Versäumung eines Termines oder einer 
Frist stattgegeben wurde, in welchen dieselbe durch das Gesetz 
ausgeschlossen ist. 

§ 479. 
Eine Partei, welche um Wiedereinsetzung ansucht, kann we- 
gen Versäumung des über ihr Wiedereinsetzungsbegehren anberaum- 
ten Termines um eine neuerhche Wiedereinsetzung nicht ansuchen. 
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§ 480. 

Das Wiedereinsetzungsgesuch ist weder auf die Vollstreckung, 
noch auf die weitere Fortsetzung des Verfahrens von aufschieben- 
der Wirkung. Das Gericht kann aber auf Antrag der Partei auch 
ohne Anhörung der Gegenpartei die zeitweilige Aussetzung des 
Verfahrens oder der Vollstreckung anordnen, wenn sich aus den vor- 
gebrachten Angaben der Erfolg des Ansuchens als wahrscheinlich 
erweist. Das Gericht kann seinein Sachen der Aussetzung gefällte 
Entscheidung auf Antrag zurückziehen. 

Gegen den Bescheid, welcher in Sachen der Aussetzung der 
Vollstreckung oder der Zurückziehung der Aussetzung gefällt wurde, 
ist ein abgesondertes Rechtsmittel nicht statthaft. 

§ 481. 

Wenn der Beklagte beim Termine zur Processaufnahme nicht 
erschienen ist, kann er gegen das ürtheil (§ 460) Einspruch 
erheben. 

Der Einspruch ist nicht statthaft, wenn der Beklagte an 
einem der früheren Termine zur Processaufnahme erschienen ist 
oder wenn der frühere Termin zur Processaufnahme auf sein An- 
suchen vertagt wurde, oder wenn er in der' Sache einen Einspruch 
schon erhoben hat. 

§ 482. 

Der Einspruch ist binnen 15 Tagen beim Processgerichte zu 
erheben. Diese Frist ist präclusiv und beginnt mit der Zustellung 
des Urtheiles. 

. Wenn die Zustellung im Auslande oder durch Edict zu be- 
wirken ist, setzt das Gericht die Frist zum Einsprüche in seinem 
ürtheile oder auf Antrag des Klägers später mit Bescheid fest. 

§ 483. 

Eine seitens des Beklagten, unter welcher Bezeichnung immer 
vorgebrachte Anfechtung des ürtheüs ist als Einspruch anzusehen. 

Der Einspruch hat zugleich zur Vorbereitung der Verhandlung 
zur Processaufnahme, sowie der meritorischen Verhandlung zu 
dienen. 
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§ 484. 

Das Gericht prüft beim Termine von amtswegen, ob der 
Einspruch überhaupt statthaft und ob derselbe in gesetzlicher Frist 
überreicht worden ist. In Ermangelung einer dieser Erfordernisse 
wird der Einspruch mit Bescheid von amtswegen zurückgewiesen. 

Im Gerichtshofverfahren ist der 2. Abs. des § 476 entspre- 
chend anzuwenden. 

§ 485. 

Der gesetzmässige Einspruch setzt das auf Grund des Nicht- 
erscheinens gefällte Urtheil ausser Kraft. 

Nach der Processeinlassung des Beklagten ist die meritorische 
Verhandlung fortsetzungsweise abzuhalten. 



Neunzehnter Abschnitt. 
Unterbrechung und Aussetzung des Verfahrens. 

§ 486. 

Im Falle des Todes einer Partei tritt eine Unterbrechung des 
Verfahrens ein. (§ 491.) 

Die Aufnahme des unterbrochenen Verfahrens kann sowohl 
der Rechtsnachfolger, als der Gegner verlangen. 

Die Aufnahme erfolgt durch Ladungsantrag, mit welchem 
auch die Ladung zur Verhandlung der Hauptsache verlangt wer- 
den kann. 

Wird die Aufnahme von dem Gegner des Rechtsnachfolgers 
verlangt, so ist die Ladung dem Rechtsnachfolger nach jenen Vor- 
schriften zuzustellen, wie dem Beklagten der über die Klage ergan- 
gene Vorladungsbescheid. 

Das Gericht entscheidet über die Berechtigung oder Verpflich- 
tung zur Aufnahme durch Zwischenurtheil, wenn aber die Ladung 
auch zur Verhandlung der Hauptsache erfolgt ist, so stellt es die 
Rechtsnachfolge im Endurtheile fest. 

Das Gericht kann die Berechtigung oder Verpflichtung zur 
Aufnahme nur in dem Falle feststellen, wenn dieselben glaubhaft 
gemacht werden. 
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Entscheidet das Gericht durch Zwischenurtheil, so kann das 
Verfahren vor Rechtskraft des ürtheiles nicht fortgesetzt werden. 

Dieser § ist auch in dem Falle entsprechend anzuwenden, 
wenn der Rechtsnachfolger die Aufnahme bei der mündUchen 
Verhandlung der anwesenden Gegenpartei anzeigt. 

§ 487. 

Wenn eine Partei die Processfähigkeit verliert, sowie wenn 
der gesetzliche Vertreter einer Partei stirbt oder die Vertretungs- 
befugnis desselben aufhört, ohne dass die vertretene Partei ihre 
Processfähigkeit wieder erlangt hat, so wird das Verfahren solange 
unterbrochen, bis der gesetzUche Vertreter, bezw. der neue gesetz- 
liche Vertreter die Gegenpartei oder die Gegenpartei den Vertreter 
verständigt, dass sie das Verfahren fortsetzen will. 

Die Anzeige erfolgt durch Schriftsatz, welchen das Gericht 
der Gegenpartei mittheilt. Die bei der mündhchen Verhandlung 
anwesende Partei kann auch mündlich verständigt werden. Mit der 
Anzeige können auch die auf die Hauptsache bezüglichen Process- 
handlungen verbunden werden. 

Dieser § schUesst die Anwendung des § 77 nicht aus. 

Wenn im Falle des Todes einer Partei für die Vertretung 
des Nachlasses ein Curator bestellt ist, so ist dieser § entsprechend 
anzuwenden. 

§488. 

Im Falle der Eröffming des Concurses gegen eine Partei, 
wird das Verfahren in den gegen den Gemeinschuldner, bezw. 
seitens des Gemeinschuldners, gemäss der Concursordnung nicht 
fortsetzbaren Processen unterbrochen. 

Die Unterbrechung dauert, insofern die Concursordnung über 
deren Dauer nicht verfügt, bis zur Aufnahme des Verfahrens 
oder bis zur Beendigung des Concurses. 

In Ansehung der Aufnahme des Verfahrens ist der voran- 
gehende § entsprechend anzuwenden. 

§ 489. 
Stirbt der Advocat einer Partei oder verliert er die Befähigung 
zum Advocaten, so tritt eine Unterbrechung des Verfahrens ein. 
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Im Gerichtshofverfahren hört diese Unterbrechung auf, wenn 
die Gegenpartei von der Bestellung eines anderen Advocaten ver- 
ständigt wird. Der Gegner ist aber berechtigt, die Ladung der 
Partei selbst zu verlangen oder dieselbe zur Anmeldung eines 
neuen Advocaten binnen einer von dem Vorsitzenden zu bestim- 
menden Frist aufzufordern. 

Die Ladung, bezw. die Aufforderung ist der Partei so zuzu- 
stellen, wie die mit der Ladung versehene Klageschrift dem Be- 
klagten, die bei der mündlichen Verhandlung anwesende Gegen- 
partei kann auch mündlich verständigt werden. 

Bleibt die Aufforderung ergebnislos, so hört die Unterbre- 
chung des Verfahrens auf und können die Zustellungen für die 
Partei, wenn sie nicht am Sitze des Gerichtes wohnt, durch Auf- 
gabe zur Post erfolgen. 

Im bezirksgerichtUchen Verfahren hört die Unterbrechung auf, 
wenn die Partei persönlich oder deren Bevollmächtigter erscheint, 
bezw. wenn die Entscheidung auf Begehren einer der Parteien der 
Partei selbst zugestellt wird. Die Zustellung hat gemäss Abs. 3 zu 
erfolgen. 

§ 490. 
Wenn die Thätigkeit des Gerichtes infolge eines Krieges oder 
anderen Ereignisses aufhört, so wird das Verfahren für die Dauer 
dieses Hindernisses unterbrochen. 

§ 49L 

Wenn die Partei, welche gestorben ist oder welche ihre 
Processfähigkeit oder gesetzliche Vertretung verloren hat (§§ 486, 
487), zur Führung des Processes einen Bevollmächtigten besass, 
so wird das Verfahren nicht unterbrochen, das Gericht kann jedoch 
das Verfahren auf Antrag des Bevollmächtigten und im Falle des 
Todes der Partei auf Antrag der Gegenpartei aussetzen. 

Bezüglich der Dauer der Aussetzung und bezüglich der Auf- 
nahme des Verfahrens sind die §§ 486 und 487 entsprechend an- 
zuwenden. Im Falle des Todes der Partei ist die Ladung auch 
dem Bevollmächtigten zuzustellen. 

§ 492. 
Leistet eine Partei zu Kriegszeiten MiUtärdienste oder befindet 
sie sich an einem Orte, mit welchem ein Verkehr vom Sitze des 
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Processgerichtes aus infolge behördlicher Verfügung, eines Krieges 
oder anderen Ereignisses nicht möglich ist, so kann das Gericht 
das Verfahren für die Dauer dieses Hindernisses auch von amts- 
wegen aussetzen. 

§ 493. 

Die Aussetzung des Verfahrens ist bei dem Processgerichte 
zu beantragen. 

Das Gericht kann über den Antrag, wenn er ausserhalb 
der mündUchen Verhandlung vorgebracht wurde, ohne Anhörung 
der Gegenpartei entscheiden. 

§ 494. 

Mit der Unterbrechung oder Aussetzung des Verfahrens wird 
auch der Lauf einer jeden Frist unterbrochen und die Fristen be- 
ginnen ihren Lauf mit dem Aufhören der Unterbrechung oder Aus- 
setzung ganz von neuem. 

Während der Dauer der Unterbrechung oder Aussetzung des 
Verfahrens sind die von einer der Parteien in der Hauptsache vor- 
genommenen Processhandlungen der Gegenpartei gegenüber un- 
wirksam. Ebenso unwirksam sind auch die Verkündungen und 
Zustellungen der Bescheide, welche das Gericht in der Hauptsache 
gefällt hat. 

§ 495. 

Das Gericht kann seinen Beschluss, mit welchem es das Ver- 
fahren aussetzt oder die Aussetzung verweigert, je nachdem es 
in Angelegenheit der Aussetzung auf Antrag oder auch von 
amtswegen entscheiden kann, auf Antrag oder von amtswegen 
zurücknehmen. 

Gegen Beschlüsse, mit welchen die Aussetzung des Verfahrens 
ausgesprochen wird, sowie gegen Beschlüsse, mit welchen das Auf- 
hören der Aussetzung verweigert wird, ist Beschwerde statthaft. 
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VIERTER TITEL. 
RechtsmitteL 

Erster Abschnitt. 
Berufung. 

§ 496. 

Die Berufungsgerichtsbarkeit wird in Processen, in welchen 
bei den königl. Bezirksgerichten Berufung eingelegt wurde, durch 
den vorgesetzten königl. Gerichtshof, in Processen, in welchen die 
Berufung bei einem der königl. Gerichtshöfe eingelegt wurde, da- 
gegen durch die vorgesetzte königl. Tafel ausgeübt. 

Der Berufungsgerichtsbarkeit über königl. Bezirksgerichte, 
welche zum Sprengel der Gerichtshöfe von Budapest und Umge- 
bung gehören, wird, wenn dieselben als Handelsgerichte fungirt 
haben, durch den Budapester königl. Handels- und Wechselgerichts- 
hof ausgeübt. 

§ 497. 

Berufung ist gegen ürtheile der Gerichtshöfe als Gerichte 
erster Instanz und der Bezirksgerichte zulässig, ausgenommen, 
wenn die Berufung durch das Gesetz ausgeschlossen ist. 

Gegen ürtheile der königl. Bezirksgerichte, welche in Proces- 
sen wegen Baargeld, Mobilien, Wertpapiere oder Arbeitsleistung, 
sowie welche in den in den Punkten 2. b) — m) des § 1 erwähnten 
Processen gefällt wurden, ist Berufungnicht statthaft, wenn der Wert 
des Processgegenstandes 100 Kronen nicht übersteigt. Der Beru- 
fungswerber ist nöthigenfalls gehalten, den Wert glaubhaft zu machen 

Im Übrigen sind zur Feststellung des Werthes die §§ 8— -11 
mit der Abweisung anzuwenden, dass im Falle einer Herab- 
setzung der Forderung der nach der Herabsetzung übrigbleibende 
Werth massgebend ist. 

§ 498. 

Gegen ein im Sinne der §§ 460 und 461 wegen Versäumung 
des Termines zur Processaufnahme gefälltes Urtheil ist Berufung 
— insoferne das Urtheil nicht in der Frage der Tragung der 
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Processkosten und deren Höhe angefochten wird — nur aus dem 
Grunde statthaft, dass das ürtheil im Wiederspruch gegen die 
§§ 460 — 462 gefällt wurde oder Versäumnis nicht vorlag. 

Die säumige Partei kann gegen ein ürtheil, welches nach 
dem Gesetze mittelst Einspruches angefochten werden kann, nicht 
berufen. 

§ 499. 
Infolge der Berufung gelangen auch die in dem dem Urtheile 
vorangegangenen Verfahren gefassten Beschlüsse zur Überprüfung, 
ausgenommen, wenn gegen sie ein Rechtsmittel durch das Gesetz 
überhaupt ausgeschlossen ist, oder wenn sie durch abgesonderte 
Rechtsmittel anfechtbar sind. 

§ 500. 

Auf das Berufungs verfahren sind, insoweit sich aus den An- 
ordnungen dieses Abschnittes nichts anderes ergibt, die Vorschriften 
<les Gerichtshofverfahrens entsprechend anzuwenden. 

§ 501. 

Die Berufungsfrist beträgt 15 Tage. 

Diese Frist ist präclusiv und von der im § 418 bezeichneten 
Mittheilung des Urtheiles ab zu rechnen. Die Berufung kann jedoch 
auch im Falle der Zustellung des Urtheiles schon nach Verkün- 
dung des Urtheiles eingereicht, bezw. angemeldet werden. 

§ 502. 

Die Berufung ist bei dem Gerichte erster Instanz schriftHch 
zu überreichen. Gegen das Ürtheil eines Bezirksgerichtes kann die 
Berufung auch mündlich angemeldet werden. 

Die Berufung hat zu enthalten: 

1. Die Bezeichnung des Urtheiles, gegen welches sich die 
Berufung richtet; 

2. die Erklärung, dass Berufung eingelegt wird; 

3. die Erklärung dass der Berufungswerber das Ürtheil in 
seinem ganzen Umfange, oder in welchem seiner Theile er es 
anficht und welche Abänderung desselben er verlangt. 
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Im Falle unrichtiger Benennung ist die Berufung ihrem In- 
halte nach zu beurtheilen. 

Zum Zwecke der Vorbereitung der Berufungsverhandlung hat 
der Beruf ungswerber diejenigen neuen thatsächlichen Behauptun- 
gen, Erklärungen und Beweise, welche er bei der Verhandlung 
vorbringen will und wenn er die Wiederholung oder Ergänzung 
der vor dem Gerichte erster Instanz erfolgten Beweisaufnahmen 
wünscht, auch seinen diesbezügHchen Antrag unter Angabe der 
Gründe mitzutheilen. Hinsichtlich der Mittheilung von Urkunden ist 
der § 134 anzuwenden. 

§ 503. 

Gegen das Urtheil eines Bezirksgerichtes kann die Partei, bezw. 
ihr gesetzlicher Vertreter, die Berufung auch persönlich anmelden 
oder einreichen und können dieselben vor dem Berufungsgerichte 
auch persönlich einschreiten, schreiten sie aber vor dem Berufungs- 
gerichte nicht persönKch ein, dann haben sie sich durch einen 
Advocaten vertreten zu lassen. 

Im Falle mündlicher Anbringung der Berufung versieht das 
Bezirksgericht die Partei, wenn sie nicht durch einen Advocaten 
evrtreten ist, hinsichtlich der Berufung mit den nothwendigen 
Weisungen und richtet an sie dem § 502 entsprechend die erfor- 
derUchen Fragen. 

Hinsichtlich der Form der Berufung, welche die Partei oder 
ihr gesetzlicher Vertreter bei dem Bezirksgerichte persönhch ein- 
gereicht haben, sowie der Eingaben, welche bei dem Berufungs- 
gerichte einzureichen sind, finden die Vorschriften des § 135 An- 
wendung. 

§ 504. 

Ist die Berufungsfrist für sämmtliche Partein abgelaufen, oder 
sind die Berufungen sämmtUcher Parteien eingelangt, so unter- 
breitet das Gericht erster Instanz die Berufungen sammt den auf 
die Angelegenheit bezüglichen Acten ungesäumt dem Berufungs- 
gerichte. Ist das Urtheil ohne Rücksicht auf die Berufung voll- 
streckbar, oder ist die Berufungsfrist bei Einlangen der Berufung 
schon abgelaufen, so ist die Berufung nach ihrem Einlangen dem 
Berufungsgerichte unverzüghch vorzulegen. 
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Die bei einem während der Zeit des Berufungsverfahrens vor 
dem Gerichte erster Instanz eventuell fortzusetzenden Verfahren 
nothwendigen Acten — und wenn diese auch bei dem Berufungs- 
gerichte nicht entbehrt werden könnten, die erforderiichen Abschrif- 
ten, bezw. Auszüge — sind zurückzubehalten. 

Sind die Acten infolge einer früheren Berufung dem Gerichte 
höherer Instanz schon unterbreitet, so ist dieser Umstand in der 
späteren Vorlage zu vermerken. 

/. Verfahren im Falle mündlicher Berufungsverhandlung. 

§ 505. 

Insoferne nicht der Fall der §§ 534 und 535 obwaltet, be- 
raumt der Vorsitzende des Berufungssenates den Termin zur 
mündlichen Berufungsverhandlung an und ladet die Parteien zu 
demselben vor. Der Verhandlungstermin ist derart anzuberaumen, 
dass zwischen der Zustellung der Berufung an die Gegenpartei 
und dem Termine ca. 30 Tage bleiben. In dringenden Fällen kann 
dieser Zeitraum abgekürzt werden. 

Auf den Ladungsbescheid ist der § 144, 1. Abs., entsprechend, 
auf die Berufung gegen das ürtheil eines Bezirksgerichtes aber 
mit der Abweichung anzuwenden, dass die Aufforderung der Par- 
teien zum persönUchen Erscheinen oder zum Erscheinen eines 
bevollmächtigten Advocaten erfolgt. Ausserdem hat der Ladungs- 
bescheid die Aufforderung an den Berufungsgegner zu enthalten, 
dass, falls er thatsächliche Behauptungen, thatsächliche Erklärungen 
oder Beweise, welche bei der mündlichen Verhandlung in dem 
Verfahren vor dem Gerichte erster Instartz nicht vorgebracht wur- 
den, geltend machen wolle, er diese, sowie ihr eventuelles An- 
schUessungsbegehren (§ 513) in der ersten Hälfte der Zeit zwischen 
der Zustellung der Ladung und dem Verhandlungstermine im Sinne 
des § 509 mit vorbereitendem Schriftsatz bekannt gebe. 

§ 506. 
Wenn sich die Berufung als verspätet erweist oder sich gegen 
eine Entscheidung richtet, gegen welche kein Rechtsmittel statthaft 
ist, sowie wenn die Berufung den in den Punkten 1 und 2 des 

12 
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§ 502 aufgezählten Erfordernissen nicht entspricht, so unterbreitet 
der Vorsitzende die Berufung dem Berufungssenate, welcher über 
die Abweisung der Berufung ohne Anhörung der Parteien entschei- 
det. Nimmt der Senat die Berufung an, so erlässt der Vorsitzende 
ohne Bekanntgabe des Senatsbeschlusses die Ladung. 

Der Vorsitzende kann die Berufung dem Senate auch dann 
unterbreiten, wenn die Beschaffenheit des Rechtsmittels zweifel- 
haft ist. 

Bezüglich der Zurückstellung der Berufung behufs ihrer Ver- 
besserung sind die Vorschriften des § 141 anzuwenden. 

§ 507. 

Das erste Exemplar der schriftlich angemeldeten Berufung 
bleibt bei dem Berufungsgerichte. Der Berufungsgegner ist mittelst 
Duplicates der Berufung, bezw. wenn der Berufungswerber meh- 
rere Gegenparteien hat, diese mittelst weiterer Exemplare, der 
Berufungswerber aber mittelst Rubrik vorzuladen. 

Wird die Berufung mündlich angemeldet, so ist der Beru- 
fungsgegner mittelst Abschrift des ProtokoUes vorzuladen. 

Liegt der Fall des § 81 vor, so sind auch die Streitgenossen 
des Berufungswerbers mittelst Rubrik zur Berufungsverhandlung 
vorzuladen. Ebenso ist mittelst Rubrik der Nebenintervenient vor- 
zuladen, welcher am Verfahren vor dem Gerichte erster Instanz 
neben dem Berufungswerber oder dessen Gegenpartei theilgenom- 
men hat. 

§ 508. 

Die Ladung zur Berufungsverhandlung ist für die Gegen- 
partei, sowie für die übrigen Betheiligten, insoferne sie bei dem 
Berufungsgerichte bezüglich der Angelegenheit einen angemeldeten 
Advocaten nicht schon haben, demjenigen Advocaten zuzustellen, 
welcher die Partei vor dem Gerichte erster Instanz vertreten hat. 
Wurde die Partei vor dem Gerichte erster Instanz durch einen 
Advocaten nicht vertreten, oder kann die Zustellung an denselben 
auch sonst nicht erfolgen, so ist die Ladung der Partei zuzu- 
stellen. 
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§ 509. 

Will der Berufungsgegner bei der mündlichen Verhand- 
lung vor dem Gerichte erster Instanz nicht vorgebrachte that- 
sächliche Behauptungen, thatsäcMiche Erklärungen oder Beweis- 
mittel geltend machen, so ist er gehalten, diese, sowie etwa 
seine Anschliessung und seine infolge dessen vorzubringenden 
Anträge in der ersten Hälfte der Ladungsfrist mittelst vorberei- 
tenden Schriftsatzes mitzutheilen. Im Übrigen ist auf die Vor- 
bereitung der ßerufungsverhandlung der 5. Abschnitt des 3. Titels 
anzuwenden. 

Wird eine Partei im Falle ihrer Berufung gegen das Urtheil 
eines Bezirksgerichtes durch einen Advocaten nicht vertreten, so 
sind mit dem ersten Exemplare des vorbereitenden Schriftsatzes 
auch dessen zweites und event. dessen weitere Exemplare bei dem 
Gerichtsschreiber einzureichen, welcher dieselben der Partei per 
Post portofrei recommandirt zusendet. 

§ 510. 
Ergibt sich bei der Berufungsverhandlung, dass die Berufung 
verspätet angemeldet wurde, oder sich gegen eine Entscheidung rich- 
tet, gegen welche kein Rechtsmittel statthaft ist, so ist die Beru- 
fung nach Anhörung der anwesenden Parteien über diesen Umstand 
mit Bescheid auch von amtswegen zurückzuweisen und der Beru- 
fungswerber in die verursachten Kosten zu verfallen. 

§ 511. 

Ist die Berufung gegen ein Theilurtheil gerichtet, oder auch 
Avenn vor dem Gerichte erster Instanz im Sinne des § 428 eine 
Ergänzungsverhandlung im Zuge ist, so ist die Berufungsverhand- 
lung bis zum Eintritte der Rechtskraft des EndurtheUes, bezw. des Er- 
gänzungsurtheiles, oder bis zum Einlangen der gegen dieselben 
eingereichten Berufung auszusetzen. Im letzteren Falle kann die 
Verhandlung über die Berufungen vereinigt werden. 

Ist am Tage der Verhandlung die dem Berufungsgegner 
oder dem im Sinne des § 81 betheiligten Streitgenossen zu- 
stehende Berufungsfrist noch nicht abgelaufen, oder ist die ein- 
gereichte Berufung noch nicht eingelangt, so ist auf Antrag einer 
betheiligten Partei die Verhandlung bis zum Ablaufe der 
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Berufungsfrist, bezw. bis zum Einlangen der Berufung zu ver- 
tagen. 

Wenn sich aber ergibt, dass vor dem Gerichte erster Instanz 
wegen Versäumung des Verhandlungstermines, welcher dem Urtheile 
voranging, Einspruch erhoben, oder dass ein Wiedereinsetzungs- 
begehren gestellt wurde, so ist die Berufungsverhandlung bis zur 
Erledigung des Einspruches oder der Wiedereinsetzung auch von 
amtswegen zu verlegen. 

§ 512. 

Die Berufungsverhandlung nimmt mit der Verlesung des Beru- 
fungsantrags und des Gegenantrags ihren Anfang. 

Im Falle der Berufung gegen ein ürtheil eines Bezirks- 
gerichtes kann der Berufungsantrag und der Gegenantrag auch 
mündlich vorgebracht werden und sind dieselben in diesem Falle 
zu Protokoll zu nehmen. 

§ 513. 

Die Gegenpartei kann sich bis zur Beendigung der münd- 
lichen Verhandlung der Berufung anschliessen. Der AnschUessende 
kann seinen Antrag auch in dem vorbereitenden Schriftsatze vor- 
bringen. Die AnschUessung wird auch durch den Widerruf der 
Berufung nicht verhindert. 

Die AnSchliessung vertiert ihre Wirkung, wenn das Gericht 
die Berufung im Sinne des § 510 zurückweist oder wenn die Partei 
die Berufung vor der Vorbringung des Anschliessungsantrags bei 
der mündlichen Verhandlung zurückzieht. 

§ 514. 

In dem Berufungsantrag oder Gegenantrag kann die Klage 
auch mit EinwiUigung der Gegenpartei nicht geändert werden. 
Die Frage, ob eine Klagsänderung voriiegt, ist gemäss § 194 zu 
beurtheilen. 

Im Berufungsverfahren kann eine neue Klage nicht einge- 
reicht werden. 

§ 515. 
Der Berufungsantrag und Gegenantrag können innerhalb der 
Grenzen des § 514 bis zur Beendigung der der Endentscheidung: 
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vorangehenden mündlichen Verhandlung abgeändert werden. Doch 
sind die infolge der Abänderung etwa erwachsenen Kosten seitens 
der Gegenpartei zu ersetzen. 

§ 516. 

Die Berufung kann bis zur Beendigung der, der Endentschei- 
dung vorangehenden Verhandlung zurückgezogen werden. Hat je- 
doch die Gegenpartei bei der mündlichen Verhandlung ihren An- 
schliessungsantrag vorgebracht, so hat die Zurückziehung der 
Berufung auf die Verhandlung des Antrags des Anschliessenden 
keinen Einfluss. 

Die Zurückziehung erfolgt bei der mündlichen Verhandlung 
mündlich, sonst aber mittelst eines bei dem Berufungsgerichte 
einzureichenden Schriftsatzes, welchen das Gericht der Gegenpartei 
mittheilt. 

Im Falle der Zurückziehung erklärt das Gericht die Wirkung 
der Berufung mit Bescheid für aufgehoben und verfällt den Be- 
rufungswerber in den Ersatz der der Gegenpartei verursachten 
Kosten. 

§ 517. 
Nach Unterbreitung des Antrags tragen die Parteien das 
angefochtene Urtheil und die dem Urtheile vorangegangenen Be- 
schlüsse sammt deren Begründung, sowie das Ergebnis der vor 
dem Gerichte erster Instanz abgehaltenen Verhandlung und der 
Beweisaufnahme vor, insofern sich dies zum Verständnisse des 
Antrags und zur Überprüfung der angefochtenen Entscheidung 
nothwendig erweist. Der Vorsitzende hat die Richtigkeit und Voll- 
ständigkeit des Vorbringens der Parteien zu überwachen und lässt 
nöthigenfalls das Urtheil, sowie die das Ergebnis des erstrichter- 
lichen Verfahrens bezeugenden Acten durch ein Mitglied des Ge- 
richtes oder durch den Gerichtsschreiber verlesen. 

§ 518. 

Der Process ist vor dem Berufungsgerichte innerhalb der 
Grenzen des Berufungsantrags und des Gegenantrags neuerUch zu 
verhandeln. 

Die Parteien können vor dem Berufungsgerichte auch solche 
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thatsächliche Behauptungen und Beweismittel vorbringen, sowie im 
Rahmen des § 514 zu Vertheidigungs- und Angriffzwecken auch 
solche neue Rechte geltend machen, welche sie vor dem Gerichte 
erster Instanz nicht vorgebracht oder geltend gemacht haben. 

In Ansehung von thatsächüchen Behauptungen und Urkunden 
können die vor dem Gerichte erster Instanz verweigerten oder ver- 
säumten Erklärungen gelegentlich der Berufungsverhandlung nach- 
geholt werden. 

Ein vor dem Gerichte erster Instanz abgelegtes Geständnis, 
sowie ein im Sinne der §§ 395—398 abgelegter oder verweigerter 
Eid, behalten auch im Berufungsverfahren ihre Wirksamkeit. Das 
Berufungsgericht beurtheilt nach den Umständen, inwieweit ein 
vor dem Bezirksgerichte abgelegtes gerichtliches Geständnis in 
Betracht gezogen werden kann, wenn es nicht zu Protokoll ge- 
nommen ist. 

§ 519. 

Processhindernde Umstände, welche das Gericht erster Instanz 
in jedem Stadium des Processes von amtswegen wahrzunehmen 
nicht verpflichtet war, können vor dem Berufungsgerichte nur dann 
geltend gemacht werden, wenn die Partei dieselben schon vor dem 
Gerichte erster Instanz zu gehöriger Zeit geltend gemacht hatte. 

Processhindernde Umstände, welche das Gericht erster Instanz 
in jedem Stadium des Processes von amtswegen wahrzunehmen 
verpflichtet war, hat auch das Berufungsgericht von amtswegen 
wahrzunehmen, wenn das Gericht erster Instanz über dieselben 
nicht schon einen mit abgesondertem Rechtsmittel anfechtbaren 
Beschluss gefasst hat. 

Das Berufungsgericht nimmt den Umstand, dass der Process 
nicht in den Wirkungskreis des Handelsgerichtes gehört, von 
amtswegen nicht wahr. 

Die Verhandlung des Meritums der Berufung kann auf Grund 
processhindernder Einreden nicht verweigert werden, das Gericht 
kann aber deren abgesonderte Verhandlung auch von amtswegen 
anordnen. Die Verwerfung der processhindernden Einreden erfolgt 
in diesem Falle mit Bescheid, gegen welchen ein abgesondertes 
Rechtsmittel nicht zulässig ist. 

Gibt das Berufungsgericht der Einrede des Beklagten, dass 
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der Kläger bezüglich der Kosten des Berufungsverfahrens im Sinne 
des § 127 eine Sicherheit nicht geleistet hat, statt, so ist der 
§ 188 mit der Abweichung anzuwenden, dass im Falle der Unter- 
lassung der Sicherstellung der Kläger als von der Berufung ab- 
stehend anzusehen ist. 

§ 520. 

Der Budapester kgl. Handels- und Wechselgerichtshof nimmt 
den Umstand, dass das Bezirksgericht gegen die Bestimmungen 
des § 4, Absatz 2 als Handelsgericht vorgegangen ist, von amts- 
wegen wahr und überweist die Angelegenheit mit Bescheid dem 
zuständigen Berufungsgerichte. Die kgl. Gerichtshöfe für Budapest 
und Umgebung aber überweisen in dem Falle, wenn das Bezirks- 
gericht gegen die Bestimmungen des § 4, Absatz 2 als Handels^ 
gericht vorgegangen ist, die Angelegenheit nur auf Antrag dem 
Budapester kgl. Handels- und Wechselgerichtshof. 

Die Ueberweisung kann vor Anberaumung der mündUchen 
Verhandlung angeordnet werden. 

Der in Sachen der Ueberweisung erlassene Bescheid ist durch 
Rechtsmittel nicht anfechtbar und ist für jenes Gericht, dem die 
Angelegenheit überwiesen wurde, bindend. 

§ 521. 

Die Partei kann Unregelmässigkeiten im erstrichterlichen Ver- 
fahren nicht beanständen, wenn ihr diesbezügliches Recht schon 
im erstrichteriichen Verfahren im Sinne des § 232 erloschen ist. 

§ 522. 

Das Berufungsgericht kann anordnen, dass eine schon im 
erstrichterlichen Verfahren erfolgte Beweisaufnahme, die eidUche 
Parteieinvernehmung inbegriffen, ergänzt oder wiederholt werde. 

Das Berufungsgericht kann auch die Gegenpartei der durch 
das Gericht erster Instanz eidHch einvernommenen Partei einver- 
nehmen und beeiden. 

Ist die Partei vor dem Gerichte erster Instanz zur eidlichen 
Einvernahme nicht erschienen oder hat sie die Aussage ganz oder 
theilweise verweigert, so entscheidet das Berufungsgericht unter 
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Erwägung der Gründe des Nichterscheinens, bezw. der Weigerung, 
ob die Partei zur neuerlichen Einvernahme zugelassen werden 
könne. 

§ 523. 

Das Berufungsgericht hat, wenn es ein nachträgliches Vor- 
bringen oder einen nachträglich angebotenen Beweis der Partei 
im Sinne des § 231 oder ein Beweismittel wegen erfolglosen Ab- 
laufs der zur Beweisaufnahme anberaumten Frist unberücksichtigt 
lässt, in seinem Urtheile auf Grund dieser ausdrücklich zu bezeich- 
nenden Vorbringungen und Beweismittel der Partei die Wieder- 
aufnahme des Verfahrens vorzubehalten. 

Entscheidet das Berufungsgericht in seinem Urtheile in dieser 
Richtung nicht, so kann die Ergänzung des Verfahrens beantragt 
werden. 

§ 524. 

Erweist sich die Vertagung der Berufungsverhandlung als 
nothwendig, so kann das Berufungsgericht die Vollstreckung des 
im Sinne der §§ 434 und 435 vollstreckbaren erstrichterlichen 
Urtheiles gemäss dem Ergebnisse der durchgeführten Verhandlung 
auf Antrag zum Theile oder zur Gänze aussetzen, oder es kann, 
wenn das Gericht erster Instanz sein Urtheil entgegen den §§ 434 
435 nicht für vollstreckbar erklärt hat, dasselbe für vollstreckbar 
erklären. 

Das Berufungsgericht erklärt das erstrichterliche Urtheil in 
jenen Theilen desselben, welche durch die bei der mündlichen 
Verhandlung vorgebrachten Berufungs- und Anschliessungsanträge 
nicht angefochten worden sind, auf Antrag auch im Laufe der 
Berufungsverhandlung für vollstreckbar. 

In der Frage der Vollstreckbarkeit hat das Berufungsgericht 
auf Antrag auch dann zu verhandeln und zu entscheiden, wenn 
im Uebrigen im Sinne des § 511 die Vertagung der Verhandlung 
sich als nothwendig erweist. 

Gegen die auf Grund dieses § erlassenen Bescheide ist Be- 
schwerde nicht statthaft. 
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§ 525. 

Das Berufungsgericht kann das erstrichterliehe ürtheil nur 
insoweit abändern, als die Parteien die Abänderung verlangt 
haben. 

Innerhalb der Grenzen des Berufungsantrags und Gegenantrags 
entscheidet das Berufungsgericht auch in jenen Fragen, welche 
vor dem Gerichte erster Instanz nicht verhandelt oder entschieden 
worden sind. 

§ 526. 

Das Berufungsgericht hat das erstrichterliche ürtheil in sei- 
nem durch den Berufungsantrag und Gegenantrag angefochtenen 
Theile mit Bescheid aufzuheben: 

1. Wenn das Gericht erster Instanz nicht ordnungsmässig 
besetzt war, auch den Fall inbegriffen, wenn vor dem Gerichtshoef 
zur Verhandlung kein Schriftführer zugezogen worden ist; 

2. wenn an der Schöpfung des angefochtenen Urtheiles ein 
von gesetzeswegen ausgeschlossener Richter theilgenommen hat, 
es sei denn, dass sein Ausschluss erfolglos geltend gemacht wurde ; 

3. wenn an der Schöpfung -des angefochtenen ürtheils ein 
Richter theilgenommen hat, der infolge Ablehnung seitens der Partei 
ausgeschlossen war; 

4. wenn die auf die Oeffentlichkeit des Verfahrens bezüglichen 
Vorschriften verletzt worden sind; 

5. wenn die Parteien oder deren Vertreter gegen die auf die 
ProtokoUirung bezüglichen Bestimmungen, Erklärungen ins Protokoll 
geschrieben oder dictirt haben; 

6. wenn das angefochtene ürtheil auf Grund Versäumung des 
Termins zur Processaufnahme entgegen den §§ 460 — 462 gefällt 
worden ist, oder sonst im Sinne des Gesetzes ein Versäumnis 
nicht vorgelegen ist. 

Die in den Punkten 1 — 3 und 5 angeführten Mängel nimmt 
das Berufungsgericht von amtswegen wahr. 

Im Aufhebungsbescheide verweist das Berufungsgericht die 
Angelegenheit unter Bezeichnung der Mängel und mit den erfor- 
derhchen Weisungen an das Gericht erster Instanz zurück. 
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§ 527. 
Das Berufungsgericht hat, ohne Rücksicht auf die Grenzen 
des Berufungsantrags und Gegenantrags von amtswegen den Umstand 
wahrzunehmen : 

1. dass im erstrichterlichen Verfahren einer der Parteien die 
Processfähigkeit mangelte, bezw. dass ihr gesetzlicher Vertreter 
übergangen oder nicht legitimirt war; 

2. dass für eine der Parteien ein Dritter ohne Vollmacht ein- 
geschritten ist; 

3. dass eine der Parteien ihre Gegenpartei unter Verschwei- 
gimg des ihr bekannten Wohnorts derselben als unbekannten Auf- 
enthalts, oder die ihr bekannten Erben als unbekannt zum Process 
laden Hess. 

Die in diesem § erwähnten Mängel können auch durch vor 
dem Berufungsgerichte erfolgte Genehmigung behoben werden. 

§ 528. 

Wenn das angefochtene Urtheil nur die Frage der Rechtsnach- 
folge (§ 486) entschieden hatte, so hat das Berufungsgericht in 
seinem Urtheile die Angelegenheit, wenn deren weitere Verhand- 
lung erforderlich ist, an das Gericht erster Instanz zur Verhandlung 
und Urtheilsfällung zurückzuverweisen. 

Hat das angefochtene Urtheil nur über den Grund der nach 
Grund und Höhe strittigen Forderung entschieden oder hat das 
angefochtene Urtheil bloss die Frage der Wiederaufnahme des Ver- 
fahrens entschieden, so ist das Berufungsgericht berechtigt, auch 
über die vor dem Gerichte erster Instanz nicht erledigte Frage zu 
verhandeln und zu entscheiden, oder aber seine Entscheidung nur 
auf die vom Gerichte erster Instanz erledigte Frage zu beschrän- 
ken und die Angelegenheit, insoweit dies erforderlich, zur weiteren 
Verhandlung und Urtheilsfällung an das Gericht erster Instanz 
zurückzuverweisen. 

Das Gericht erster Instanz beraumt im letzteren Falle zur 
Fortsetzung der Verhandlung von amtswegen einen Termin an. 

§ 529. 
Das Berufungsgericht kann sich in seinem Urtheile bei der Darstel- 
lung des Thatbestandes auch auf das erstrichterliche Urtheil berufen. 
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§ 530. 

Die Kosten der erfolglosen Berufung trägt der Berufungswer- 
ber, wenn aber die Berufung eine Abänderung der erstrichterlichen 
Entscheidung erzielt, so verfügt das Berufungsgericht bezügUch des 
Ersatzes der Kosten sowohl des Berufungs- als auch des erstrich- 
terUchen Verfahrens im Sinne der §§ 444 — 453. 

Eine Partei, welche im Berufungs verfahren auf Grund eines 
solchen neuen Vorbringens obsiegt (§ 518), welches sie nach der Über- 
zeugung des Gerichtes schon vor dem Gerichte erster Instanz geltend 
machen konnte, kann in die gesammten Kosten des Berufungsver- 
fahrens oder in einen bestimmten Theil derselben verfällt werden. 

Im Falle der Aufhebung des erstrichterlichen Urtheiles setzt 
das Berufungsgericht die Höhe der Kosten des Berufungsverfahrens 
fest, während die Frage, wer diese Kosten zu tragen habe, in der 
in Folge der Aufhebung gefällten neuen Entscheidung zu erledigen ist. 

§ 531. 

Das Berufungsgericht erklärt sein ürtheil, insofern es das 
erstrichterliche ürtheil, wenn auch aus andern Gründen bestätigt> 
bezw. den bestätigenden Theil seines ürtheils, sowie sein ürtheil, 
mit welchem es in einen ohne Nebengebühren 1000 Kronen 
nicht übersteigenden Baarbetrag verfällt, ohne Rücksicht auf einen 
Revisionsantrag für vorläufig vollstreckbar. 

Im Übrigen ist § 434 auch auf das ürtheil des Berufungs- 
gerichtes entsprechend anzuwenden. 

§ 532. 

Wenn der Berufungswerber den Verhandlungstermin vor der 
mündlichen Anbringung des Berufungsantrages versäumt, so ist die 
Berufung auf Antrag der Gegenpartei mit Bescheid zurückzu- 
weisen und die säumige Partei in die verursachten Kosten zuverfällen. 

Wenn der Berufungsgegner den Verhandlungstermin versäumt, 
sowie, wenn der Berufungswerber nach der mündlichen Anbrin- 
gung des Berufungsantrages die Verhandlung versäumt, so ist die 
Berufungsverhandlung auf Antrag der erschienenen Partei abzu- 
halten. In diesem Falle bedürfen die der Gegenpartei ordnungs- 
mässig mitgetheUten mündlichen thatsächlichen Behauptungen der 
erschienenen Partei, insofern sie mit dem im ers trieb terhchen 
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Urtheile festgestellten Thatbestand nicht im Wiedersprueh stehen, 
keines Beweises, in Bezug auf den angebotenen und entsprechend 
fnitgetheilten Beweis aber wird, wenn er überhaupt statthaft ist, 
vorausgesetzt, dass er zum angestrebten Ergebnisse geführt habe. 
Will die erschienene Partei bei der Verhandlung neue that- 
sächliche Behauptungen, Beweismittel oder Anträge vorbringen, 
welche der Gegenpartei in der Berufung, im vorbereitenden Schrift- 
satz oder bei einer früheren Verhandlung noch nicht mitgetheilt 
w^urden, oder will sie das bei einer früheren Verhandlung Vorge- 
brachte zu Ungunsten der nicht erschienenen Partei abändern, so 
hat das Gericht unter Erstreckung der Verhandlung die mit vorberei- 
tendem Schriftsatze zu erfolgende Mittheilung dieses Vorbringens 
anzuordnen. Im Übrigen sind die §§ 458 und 462 — 467 auch im Falle 
der Versäumung der Berufungsverhandlung entsprechend anzuwenden. 

§ 533. 

Das Urtheil ist den Parteien durch das Berufungsgericht zu- 
zustellen. Nach Rechtskraft der Entscheidung des Berufungsgerichtes 
sind die gesammten Acten dem Gerichte erster Instanz zu übermitteln. 

Nach Übermittlung der Acten wird den Parteien auf Verlan- 
gen die Ausfertigung der Entscheidung des Berufungsgerichtes durch 
das Gericht erster Instanz ausgefolgt. 

Wird wegen Versäumung der Berufungsverhandlung ein Wieder- 
einsetzungsbegehren gestellt, so veranlasst der Vorsitzende gelegent- 
hch der Anberaumung des Verhandlungstermines die Einforderung 
bei dem Gerichte erster Instanz etwa schon zurückgeschickten Acten. 

//. Verfahren im Falle öffentlichen Vortrages der Berufung, 

§ 534. 

Erklärt die Partei in der Berufung, dass sie ihre Berufung 
ohne mündliche Verhandhmg erledigt haben wolle, so ist die Be- 
rufung der Gegenpartei mit der Aufforderung mitzutheilen, dass sie, 
wenn sie ihrerseits die mündliche Verhandlung der Berufung wünsche, 
ihren diesbezügUchen Antrag binnen acht Tagen nach Zustellung 
der Berufung beim Berufungsgerichte anzumelden habe, es steht 
ihr aber, wenn sie keine mündliche Verhandlung wünscht, frei. 
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ihre Äusserung zur Berufung in derselben Frist schriftlich einzu- 
reichen. 

Der Antrag auf mündliche Verhandlung, sowie die Äusserungen 
sind in zweifacher Ausfertigung und wenn mehrere Berufungswerber 
gesondert Berufung eingelegt haben, in sovielen Ausfertigungen zu 
überreichen, das auf jeden Berufungswerber eine Ausfertigung 
kommt. 

Wenn von mehreren Berufungswerbern nicht sämmtliche die 
Abstandnahme von mündlicher Verhandlung wünschen oder wenn 
von mehreren Gegenparteien auch nur eine um Anberaumung der 
mündlichen Verhandlung ansucht, so ist die Angelegenheit für alle 
betheiligten Parteien auf Grund mündlicher Verhandlung zu ent- 
scheiden. ' 

§ 535. 
Wenn gegen das erstrichterliche Urtheil nur auf Grund des 
§ 526 Punkt 1 — 5 oder des § 527 behufs Aufhebung des Urtheils, 
Einstellung des Processes oder Anordnung neuerlicher Verhandlimg 
und Urtheilsfällung Berufung eingelegt wurde, sowie wenn das erst- 
richterliche Urtheil nur in der Frage der Tragung oder der Höhe 
der Processkosten mit Berufung angefochten wurde, sowie wenn 
die Berufung gegen ein auf Grund Versäumung der Verhandlung 
zur Processaufnahme oder in Sachen der processhindernden Ein- 
reden gefälltes Urtheil ergriffen wurde, ist die Berufung ohne 
Anberaumung einer mündlichen Verhandlung zu erledigen. In diesen 
Fällen ist die Gegenpartei von der Berufung mit dem Beisatze zu 
verständigen, dass sie ihre Äusserungen zur Berufung binnen acht 
Tagen von Zustellung der Berufung beim Berufungsgerichte schriftlich 
einreichen könne. Hinsichtlich der Ausfertigungen der Äusserungen 
ist Absatz 2 des vorigen § anzuwenden. 

§ 536. 

Wenn die Berufung im Sinne der §§ 534 und 535 ohne 
mündliche Verhandlung zu erledigen ist, so entscheidet das Be- 
rufungsgericht über die Berufung auf Grund öffentlichen Vortrages. 

Vom Tage des öffentUchen Vortrages werden die Parteien 
nur durch Anschlag des Verzeichnises über die vorzutragenden 
Angelegenheiten verständigt. Die Aushängung erfolgt auf der An- 
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kündigungstafel des Gerichtes acht Tage, in dringenden Fällen aber 
mindestens drei Tage vor dem Vortrage. 

Auf das Vorbringen des Berichterstatters ist § 517 anzuwenden. 

Nach dem Vorbringen des Berichterstatters können die Par- 
teien ihre Anträge mündlich begründen. 

§ 537. 
Soferne das Gericht die Berufung ohne mündhche Verhandlung 
erledigt, ist für die Beschlussfassung der aus den erstrichterlichen 
Acten, das ürtheil inbegriffen, sich ergebende Thatbestand mass- 
gebend. Vor dem Gerichte erster Instanz nicht geltend gemachte 
Thatsachenjund Beweismittel können im Beruf ungsverfahren nur in den 
Fällen des § 535 und nur insoweit vorgebracht werden, . als die 
Nichtanwendung oder unrichtige Anwendung einer auf das Ver- 
fahren bezüglichen Vorschrift in Frage kommt und können auch 
dann nur in der Berufung oder in den schriftlichen Äusserungen 
vorgebracht werden, dagegen können sie im mündlichen Vorbringen 
der Parteien nicht nachgeholt werden. 

§ 538. 
In den Fällen des § 535 kann sich die Gegenpartei der Be- 
rufung überhaupt nicht, in den Fällen des § 534 dagegen nur dann 
anschliessen, wenn sie gleichzeitig die Anberaumung einer münd- 
lichen Verhandlung beantragt. 

§ 539. 

Ordnet das Berufungsgericht in den Fällen der §§ 534 und 
535 nach dem Vortrage der Angelegenheit behufs Erledigung der 
Berufung Beweisaufnahmen an, oder hat es über vor dem Gerichte 
erster Instanz nicht verhandelte Fragen zu entscheiden, sowie wenn 
es 'die Anhörung der Parteien behufs Aufklärung der Angelegenheit 
auch sonst für noihwendig erachtet, so beraumt es eine mündliche 
Verhandlung an. Sind beim Vortrage der Angelegenheit beide Par- 
teien anwesend, so kann das Gericht die mündliche Verhandlung 
sofort eröffnen. 

Eine mündliche Verhandlung ist auch dann abzuhalten, wenn 
•die Berufung gleichzeitig mit einem Wiedereinsetzungsgesuche an- 
gebracht wird. (§ 474.) 
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Auf die mündliche Verhandlung sind in jeder Hinsieht jene 
Vorschriften anzuwenden, welche im Falle einer auf Grund münd- 
licher Verhandlung zu erledigenden Berufung anzuwenden sind ; in 
den Fällen des § 535 kann dessenungeachtet der Berufungsantrag 
weder zurückgezogen noch ahgeändert werden und ist auch An- 
schliessung nicht statthaft. 

§ 540. 
Entscheidet das angefochtene Urtheil nur über die process- 
hindernden Einreden des Beklagten oder hat es nur auf Grund 
eines von amtswegen wahrzunehmenden processhindernden üm- 
standes die Einstellung des Processes ausgesprochen, so hat das 
Beiufungsgericht in seinem ürtheile die Angelegenheit, falls eine 
"w^eitere Verhandlung derselben erforderlich ist, an das Gericht erster 
Instanz zur Verhandlung und Urtheilsfällung zurückzuweisen. 

§ 541. 
Insofern sich aus den §§ 534 — 540 nichts anderes ergibt, 
sind die Vorschriften der §§ 506, 507, 508, 510, 511, 514, 516, 
520, 521, 525-531, 533 und 519 Absatz 1, 2 und 3 auch im Falle 
einer auf Grund öffentlichen Vortrages zu erledigenden Berufung 
entsprechend anzuwenden, jedoch mit der Abweichung, dass die 
Berufung im Sinne des § 506, bezw. 510 auch dann zurückzuweisen 
ist, wenn sie den in § 502 Punkt 3 enthaltenen Erfordernissen 
nicht entspricht, ferner dass anstatt der in den §§ 506 — 508 ange- 
ordneten Ladung die Betheiligten im Sinne des § 534, bezw. 535 
zu verständigen sind, endlich, dass sich das Berufungsgericht auch 
im Falle des § 528 Absatz 2 auf die vom Gerichte erster Instanz 
entschiedenen Fragen zu beschränken hat. 



Zweiter Abschnitt. 

Revision. 

§ 542. 
Die Revision ist statthaft: 

1. gegen Ürtheile der Berufungsgerichte innerhalb der durch 
die §§ 543 — 545 gezogenen Grenzen; 
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2. gegen die ürtheile der Bezirksgerichte, gegen welche gemäss 
§ 497 die Berufung ausgeschlossen ist. 

I. Revision gegen Ürtheile der Berufungsgerichte. 

§ 543. 

Gegen ein ürtheil des Gerichtshofs als Berufungsgerichtes ist 
Revision nicht statthaft, wenn der Wert des Streitgegenstandes 
vierhundert Kronen nicht übersteigt. Auf die Glaubhaftmachung und 
Feststellung des Wertes ist § 497 entsprechend anzuwenden. 

Im Falle des § 1, Punkt 2, Je) ist gegen ein ürtheil des 
Gerichtshofes als Berufungsgerichtes Revision nicht statthaft,' es sei 
denn, dass der Wert des geforderten Schadenersatzes vierhundert 
Kronen nicht übersteigt. 

§ 544. 

Gegen ein die Zuständigkeit feststellendes ürtheil des Beru- 
fungsgerichtes, sowie gegen den Theil seines ürtheiles, der die 
Zuständigkeit feststellt, ist Revision nicht statthaft. 

Revision ist gegen das ürtheil des Berufungsgerichtes auch 
in der Frage nicht statthaft, ob der Process in den Wirkungskreis 
des Handelgerichtes gehört, ebenso nicht in der Frage, ob der 
Process mit Rücksicht auf den Wert in den Wirkungskreis eines 
Gerichtshofes oder eines Bezirksgerichtes gehört. 

§ 545. 

Gegen ein das erstrichterliche ürtheil bestätigende ürtheil, bezw. 
gegen den bestätigenden Theil des ürtheils des Berufungsgerichtes 
kann eine Partei, welche das erstrichterUche ürtheil, bezw. den 
bestätigten Theil des erstrichterlichen ürtheils nicht mit Berufungs- 
antrag oder Gegenantrag angefochten hat, keinen Revisionsantrag 
stellen. 

§ 546. 

Die Revision erstreckt sich im Sinne des § 499, jedoch mit 
der im § 544 enthaltenen Einschränkung auch auf die in dem 
dem ürtheile vorangehenden Verfahren gefassten Beschlüsse. 
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§ 547. 

Die Revision kann nur aus dem Grunde begehrt werden, dass 
eine Rechtsvorschrift im ürtheile des Berufungsgerichtes oder in 
dem dessen Grundlage bildenden Verfahren unrichtig angewendet 
oder nicht berücksichtigt wurde. 

§ 548. 

Die Revisionsgerichtsbarkeit über ürtheile der kgl. Tafeln als 
Berufungsgerichte übt die kgl. Curie aus. 

Die Revisionsgerichtsbarkeit über ürtheile der kgl. Gerichts- 
höfe als Berufungsgerichte übt in Processen, in welchen der Wert 
der Sache tausend Kronen übersteigt, die kgl. Curie, in allen andern 
Fällen die zuständige kgl. Tafel aus. 

§ 549. 

Im Revisionsverfahren müssen sich die Parteien durch Advo- 
caten vertreten lassen. 

§ 550. 
Die Frist zum Revisionsanirage beträgt 15 Tage. Diese Frist 
ist präclusiv und läuft von Zustellung des ürtheiles an, doch kann 
der Revisionsantrag schon nach Verkündung des ürtheiles gestellt 
werden. 

§ 551. 
Der Revisionsantrag ist beim Berufungsgerichte zu überreichen 
Der Revisionsantrag hat zu enthalten: 

1. die Bezeichnung des zu revidirenden ürtheils; 

2. die Erklärung, aus welchem Grunde die Partei das ürtheil 
und ob sie es in dessen vollem umfange oder in welchem Theile 
sie es anficht und welche Abänderung desselben sie begehrt. 

§ 552. 
Der Vorsitzende des Revisionssenates unterbreitet den Revi- 
sionsantrag ausserhalb der Senatssitzung unter entsprechender An- 
wendung des § 504 und nöthigenfalls nach Einforderung der auf 
die Angelegenheit bezüglichen Acten vom Gerichte erster Instanz 
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zur Revision der kgl. Curie oder der kgl. Tafel, je nachdem diese 
mit Rücksicht auf den Wert des Klagsgegenstandes zuständig 
erscheint. 

§ 553. 

Der Vorsitzende des Revisionssenates beraumt nach Einlangen 
der Acten zum Vortrage und zur Verhandlung der Angelegenheit 
einen Termin an und verständigt hievon die Parteien. 

Der Termin ist derart anzuberaumen, dass zwischen der Zu- 
stellung der Verständigung an die Gegenpartei und dem Termine 
ungefähr dreissig Tage frei bleiben. 

In dringenden Fällen kann der Zeitraum zur Verhandlung 
abgekürzt werden. 

Erw^eist sich der Revisionsantrag als verspätet oder ist er 
gegen eine Entscheidung gerichtet, gegen welche kein Rechtsmittel 
statthaft ist, sowie, wenn der Revisionsantrag den Erfordernissen 
des § 551 nicht entspricht, legt der Vorsitzende denselben dem 
Revisionssenate vor, welcher über die Frage der Zurückweisung 
der Revision ohne Anhörung der Parteien entscheidet. 

Dem Revisionssenate ist ferner der Revisionsantrag auch dann 
vorzulegen, wenn der Vorsitzende des Revisionssenates erachtet, 
dass die Revision im Sinne des § 548 nicht in den Wirkungskreis 
des Gerichtes gehört, dem die Acten vorgelegt wurden, worüber 
der Senat ebenfalls ohne Anhörung der Parteien entscheidet. Der 
Revisionssenat der kgl. Tafel legt, wenn er erachtet, dass die Re- 
vision in den Wirkungskreis der kgl. Curie gehört, die Acten auch 
von amtswegen der kgl. Curie vor. Aus dem Grunde, weil der 
Revisionssenat der kgl. Tafel die Angelegenheit als in ihren Revi- 
sionswdrkungskreis gehörig feststellt, ist ein Rechtsmittel nicht 
statthaft. Erachtet der Revisionssenat der kgl. Curie, dass die 
Revision einer vom Berufungsgerichte oder von der kgl. Tafel vor- 
gelegten Angelegenheit in den Wirkungskreis der kgl. Tafel gehört, 
so überweist er nach Feststellung dieses Umstandes die Acten 
der zuständigen kgl. Tafel. Diese Feststellung der kgl. Curie ist 
sowohl für die kgl. Tafel wie für die Parteien bindend. Hat der 
Vorsitzende des Revisionssenates oder der Revisionssenat der kgl. 
Curie zum Vortrage und zur Verhandlung der Angelegenheit einen 
Termin anberaumt, so kann die Ueberweisung der Revision der 
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Angelegenheit an die kgl. Tafel nicht mehr beantragt und auch 
nicht mehr angeordnet werden. 

Im Falle der Annahme der Revision erlässt der Vorsitzende 
die Vorladungen ohne Mittheilung des Senatsbeschlusses. 

§ 554. 

Die Gegenpartei kann in der ersten Hälfte des Zeitraums 
zur Verhandlung beim Revisionsgerichte eine mit der Gegenzeich- 
nung eines Advocaten versehene Gegenschrift überreichen, in wel- 
cher sie sich dem Revisionsantrage anschUessen kann. 

Das erste Exemplar der Gegenschrift ist den Acten beizu- 
schhessen, das zweite Exemplar dagegen ist der Gegenpartei und 
wenn deren mehrere sind, die weiteren Exemplare diesen von 
amtswegen zuzustellen. 

Das in einer verspätet eingereichten oder erst bei der münd- 
lichen Verhandlung nachgetragenen Gegenschrift enthaltene An- 
schliessungsantrag kann nur in dem Falle berücksichtigt werden, 
wenn die Partei bei der mündlichen Verhandlung glaubhaft macht, 
dass ihre Gegenschrift ohne ihr Verschulden zuspät kam. 

§ 555. 

Die Re\nsionsverhandlung beginnt mit dem Vortrage des Be- 
richterstatters. In dem Vortrag sind die Anträge der Parteien unter 
Bekanntgabe der Begründung derselben, sowie der Stand der An- 
gelegenheit, insoweit dies zum Verständnisse der Parteienanträge 
und zur Ueberprüfung des angefochtenen Urtheiles erforderlich ist^ 
aufzunehmen. Der Gang des Verfahrens ist nur insoweit bekannt- 
zugeben, als das Verfahren durch den Revisions- oder Anschliessungs- 
antrag ausdrücklich angefochten ist, oder als dies zur Beurtheilung 
der von amtswegen wahrzunehmenden Umstände (§ 563) noth- 
wendig ist. 

Nach dem Vortrage des Berichterstatters können die Parteien 
ihre Anträge auch mündlich begründen. 

§ 556. 
Die in den Schriftsätzen vorgebrachten Revisions- und An- 
schüessungsanträge können weder entgegen dem § 563 abgeändert, 
noch der Gegenstand des Antrags ausgedehnt werden. 

13* 
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§ 557. 

Im Revisionsverfahren ist der im ürtheile des Berufungs- 
gerichtes festgestellte Thatbestand massgebend. 

Die Anfechtung des im ürtheile des Berufungsgerichtes fest- 
gestellten Thatbestandes kann nur dann berücksichtigt werden» 
wenn sie im Revisionsantrage, bezw. in der Gegenschrift geltend 
gemacht worden ist und die Anfechtung darauf gegründet ist, dass 
im ürtheile unter Verletzung einer Rechtsvorschrift Thatsachen 
festgestellt, ausserachtgelassen oder als vorgebracht angesehen 
wurden. In dieser Hinsicht können als Beweismittel nur das Ver- 
handlungsprotokoll und dessen Beilagen benützt werden. 

Einen Thatbestand aber kann ausser im Falle des § 558 das 
Revisionsgericht auf Grund des Beweisverfahrens oder neuerUche 
Verhandlung nicht feststellen. 

§ 558. 

Vor dem Gerichte erster Instanz oder dem Berufungsgerichte 
nicht vorgebrachte Thatsachen und Beweismittel können im Re- 
visionsverfahre nur dann vorgebracht werden, ^enn die Nicht- 
anwendung oder nicht richtige Anwendung einer auf das Verfahren 
bezüglichen Vorschrift in Frage kommt. 

Solche thatsächliche Behauptungen und zu ihrer Begründung 
oder Widerlegung zulässigen Beweise sind im Revisionsantrage» 
bezw. in der Gegenschrift geltend zu machen. In der mündlichen 
Verhandlung kann solches Vorbringen nur dann nachgeholt werden» 
wenn die Partei glaubhaft macht, dass sie dasselbe in ihrem 
Schriftsatze ohne ihr Verschulden nicht geltend machen konnte. 
Das nachträgliche Vorbringen ist behufs Beischliessung zum Ver- 
handlungsprotokoll auch schriftHch vorzulegen. 

§ 559. 
Die Partei kann Unregelmässigkeiten des Berufungsverfahrens 
nicht beanständen, wenn ihr diesbezügliches Recht im Sinne des 
§ 232 schon im Berufungsverfahren erloschen ist. 

§ 560. 
Die im Falle des § 558 zulässigen Beweisaufnahmen kann 
das Revisionsgericht auch im Wege der Requisition oder eines 
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beauftragten Richters bewerkstelligen und kann auch, insofern sich 
dies als nothwendig erweist, die Gerichte niederer Instanz zur Ab- 
gabe von Erklärungen auffordern. 

Die auf die Beweisaufnahmen bezügliche Vorschrift dieses §-en 
ist auch in dem Falle anzuwenden, wenn die Beweisaufnahme sich 
in der Frage der Wiedereinsetzung oder der Aufnahme eines unter- 
brochenen Verfahrens als nothwendig erweist. 

§ 561. 

Das Ausbleiben der gehörig verständigten Parteien oder einer 
derselben hindert nicht die Erledigung der Revision. 

Wegen Ausbleibens von der Verhandlung ist Wiedereinsetzung 
nicht statthaft. 

§ 562. 

Wenn bei der mündlichen Verhandlung ledigUch die eine 
Partei erscheint und Thatsachen oder Beweise vorbringt, welche 
im Sinne des § 558 nachträglich geltend gemacht werden können, 
so vertagt das Gericht, wenn es dieselben für die Erledigung des 
Revisionsantrages erheblich erachtet, die Verhandlung. Die nicht er- 
schienene Partei wird vom anberaumten Termine unter Mittheilung 
einer Abschrift des das nachträgliche Vorbringen enthaltenden 
Schriftsatzes von amtswegen verständigt. Diese Abschrift hat die 
Partei binnen 24 Stunden nachzutragen. 

Die Vorschriften dieses §-en sind auch im Falle unverschul- 
deter Versäumung der Überreichung der Gegenschrift anzuwenden. 

§ 563. 

Das Revisionsgericht überprüft das ürtheil nur insoweit, als 
dasselbe durch den Revisions- bezw. Anschhessungsantrag ange- 
fochten ist. 

Ergibt sich im Verfahren vor dem Berufungsgerichte einer der 
im § 527 erwähnten Fälle, so geht das Revisionsgericht ohne 
Rücksicht auf die durch den Revisions- bezw. Anschhessungsantrag 
gegebenen Grenzen vor. 

Das Revisionsgericht ist bei Anwendung der Rechtsvorschrif- 
ten an das Vorbringen der Parteien nicht gebunden, nur kann es 
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die Verletzung einer auf das Verfahren bezüglichen Vorschrift, 
jedoch mit Ausnahme des Falles des vorhergehenden Absatzes, ledig- 
lich insoweit berücksichtigen, als das ürtheil ausdrücklich aus 
diesem Grunde mit Revisions- bezw. AnschUessungsantrag ange- 
fochten wurde. 

Ist das ürtheil nur aus dem Grunde angefochten worden, 
dass im berufungsgerichtKchen Verfahren einer der in den §§ 526 
und 527 erwähnten Fälle sich ergeben hat oder dass das Berufungs- 
gericht entgegen den §§ 525 — 528 imd 540 entschieden oder einer 
processhindernden Einrede nicht stattgegeben hat, so beschränkt 
sich das Revisionsgericht, sofern nicht der Fall des zweiten Ab- 
satzes vorliegt, in seiner Entscheidung lediglich auf die von den 
Parteien vorgebrachten Revisionsgründe. 

Das Revisionsgericht hat sich über die zur Begründung des 
Revisions- bezw. Anschliessungsantrages vorgebrachten Rechtsnor- 
men und deren Anwendbarkeit in den Gründen seiner Entscheidung 
zu äussern. 

§ 564. 

Ist die Angelegenheit auf Grund des im ürtheile des Berufungs- 
gerichtes festgestellten Thatbestandes zur Entscheidung reif, so 
urtheilt das Revisionsgericht in Meritum der Sache selbst oder aber 
erlässt unter Aufhebung der ürtheile der Gerichte niederer Instanz 
einen dem entsprechenden Bescheid. 

Insofern das Revisionsgericht im Sinne des vorhergehenden 
Absatzes nicht entscheiden kann, hebt es das ürtheil und Verfah- 
ren des Berufungsgerichtes ganz oder theilweise auf und weist das 
Berufungsgericht zu weiterem Verfahren und neuerlicher Entschei- 
dung an. 

Das Berufungsgericht ist im neuerlichen Verfahren und 
in der Entscheidung an die rechtliche Beurtheilung des Revisions- 
gerichtes gebunden. 

In der Frage der Processkosten ist § 530 anzuwenden. In- 
sofern das ürtheil des Berufungsgerichtes auch in der Frage der 
Tragung und der Höhe der Processkosten angefochten ist, geht 
das Revisionsgericht in diesen Fragen im Falle der Bestätigung 
des ürtheils nach den Vorschriften der §§ 444—453 vor. 
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§ 565. 

Eine Partei, welche gegen zwei gleichlautende ürtheile Re- 
visionsantrag gestellt hat, ist, wenn sie auch von der dritten In- 
stanz mit ihrem Antrage abgewiesen wird, als muthwillig proces- 
sirend mit einer vom Revisionsgerichte nach den Umständen des 
Processes und nach dem Maasse des Muth willens zu bemessenden 
Busse bis zu 1000 Kronen zu bestrafen, wenn das Revisionsgericht 
erachten sollte, dass der Revisionsantrag offenbar unbegründet war. 
Mit einer Busse bis zu 1000 Kronen ist auch der zu bestrafen, der 
einen Revisionsantrag gegen ein Urtheil stellt, gegen welches das 
Gesetz einen Revisionsantrag ausschUesst. 

Die Haftung für die Busse trifft in erster Linie den den 
Revisionsantrag gegenzeichnenden Advocaten, welchem gegen seine 
eigene Partei nur in dem Falle ein Regressrecht zusteht, wenn er 
infolge besonderer schriftlicher Weisung der Partei den Revisions- 
antrag gestellt hat. 

§ 566. 

Wenn der Revisionsantrag das Urtheil des Berufungsgerichtes 
lediglich in der Frage der Tragung oder der Höhe der Process- 
kosten anficht, so kann sich die Gegenpartei dem Revisionsantrage 
nicht anschUessen und das Gericht entscheidet über den Revisions- 
antrag ohne Anberaumung einer mündUchen Verhandlung auf Grund 
öffentlichen Vortrages, von dessen Zeitpunkt die Parteien nur ge- 
mäss § 536 im Wege des Anschlags zu verständigen sind und 
bei welchem ihnen das in § 555 erwähnte Recht, das Wort zu 
ergreifen, nicht zusteht. 

§ 567. 

Nach Erledigung des Revisionsantrages sind die Acten mit 
der den Acten anzuschliessenden, sowie mit den für die Parteien 
bestimmten Ausfertigungen der Entscheidung dem Berufungsge- 
richte, und von diesem, wenn ihm ein weiteres Verfahren nicht 
aufgetragen worden ist, dem Gerichte erster Instanz zu übermitteln. 

Die Ausfertigung der Entscheidung stellt den Parteien das 
Gericht erster Instanz, und wenn das Berufungsgericht zu weiterem 
Verfahren angewiesen worden ist, das Berufungsgericht zu. 
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§ 568. 
Soferne sich aus den Anordnungen dieses Abschnittes nichts 
anderes ergibt, sind im Revisionsverfahren die für das Berufungs- 
verfahren festgestellten Vorschriften entsprechend anzuwenden. 

II. Revision gegen Urtheile der Bezirksgerichte. 

§ 569. 

Über den Revisionsantrag gegen im Sinne des §497 inappel- 
lable Urtheile der Bezirksgerichte entscheidet der in § 496 be- 
zeichnete Gerichtshof, bezw. der Budapester Handels- und Wech- 
selgerichtshof. 

§ 520 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 570. 

Im Revisionsverfahren ist die Vertretung durch Advocaten 
nicht obligatorisch. 

Der Revisionsanantrag kann bei dem Gerichte erster Instanz 
nach den Vorschriften des § 503 mündlich angebracht oder schrift- 
Kch überreicht werden. 

Von dem Revisionsantrag verständigt die Parteien das 
Gericht erster Instanz gleichzeitig mit der ünterbreitung der Acten 
durch die- Zustellung der Abschrift des Protokolls. Der Umstand, 
dass die Verständigung nicht erfolgt ist, hindert die Erledigung des 
Revisionsantrags nicht. 

Der Gegner des Revisionswerbers kann sich dem Revisions- 
antrag nicht anschliessen, jedoch bis zu der im § 571 festge- 
setzten Affigirung kann er eine bei dem Revisionsgerichte zu 
überreichende schriftliche Antwort ertheilen. 

§ 571. 

Das Revisionsgericht entscheidet über den Revisionsantrag 
auf Grund öffentlichen Vortrages der Angelegenheit. 

Vom Tage des öffentUchen Vortrages werden die Parteien im 
Sinne des § 536 lediglich im Wege des Anschlags des Verzeich- 
nisses der vorzutragenden Angelegenheiten verständigt. 

Die Parteien können nach dem Vortrage der Angelegenheit 
nicht das Wort ergreifen. 
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§ 572. 
Insofern aus den §§ 569 — 571 sich nichts anderes ergibt, 
sind die auf die Revision gegen ürtheile der Berufungsgerichte be- 
züglichen Vorschriften dieses Abschnittes auch im Falle der Revi- 
sion gegen bezirksgerichtliche ürtheile entsprechend anzuwenden. 

Dritter Abschnitt. 
Beschwerde. 

§ 573. 
Gegen Bescheide ist, soferne das Gesetz keine Ausnahme fest- 
setzt, Beschwerde statthaft. 

§ 574. 

Gegen die im Laufe des Verfahrens erlassenen Bescheide 
kann Beschwerde nur in den vom Gesetze bestimmten Fällen er- 
griffen werden. 

§ 575. 

Über die Beschwerde entscheidet, insoferne das Gesetz keine 
Ausnahme festsetzt, das zunächst höhere Gericht. 

In den Angelegenheiten, in welchen die Berufungsgerichts- 
barkeit vom Budapester kgl. Handels- und Wechselgerichtshof aus- 
geübt wird, entscheidet dieses Gericht auch über Beschwerden. 

In den Angelegenheiten, in welchen die Revision des ürtheils 
eines Gerichtshofs gemäss § 548 durch die kgl. Curie erfolgt, ent- 
scheidet die kgl. Curie auch über Beschwerden gegen Entschei- 
dungen des Gerichtshofs. 

Die §§ 520 und 553, Absatz 5 sind auch im Falle der Be- 
schwerde entsprechend anzuwenden. 

§ 576. 

Gegen Beschlüsse desjenigen Gerichtes, welches in der An- 
gelegenheit als Berufungs- oder Revisionsgericht endgiltig entschei- 
det, ist Beschwerde, bezw. weitere Beschwerde nicht statthaft, es 
sei denn, dass das Gesetz anders verfügt. 
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Ausser diesem Falle ist gegen abändernde Beschlüsse des 
Gerichtes zweiter Instanz, sofern dieselben nach dem Gesetze über- 
haupt durch Beschwerde anfechtbar sind, weitere Beschwerde 
statthaft. 

§ 577. 

Die Beschwerdefrist beträgt acht Tage. 

Die Beschwerdefrist ist präclusiv und beginnt mit der Ver- 
kündigung des Beschlusses, für die Partei aber, welcher der Be- 
schluss zuzustellen ist, mit der Zustellung. 

§ 578. 

Die Beschwerde ist bei dem Gerichte zu überreichen, das 
den angefochtenen Beschluss in erster Instanz gefasst hat. 

Wurde der Beschluss vom Berufungsgerichte im Berufungs- 
verfahren gefasst, so ist die Beschwerde beim Berufungsgerichte 
zu überreichen. 

Die Beschwerde kann im bezirksgerichtlichen Verfahren und 
wenn in dem dem Beschlüsse zugrundeUegenden Verfahren die 
Vertretung durch Advocaten nicht obhgatorisch ist, auch im Ge- 
richtshofverfahren, ohne Vertretung durch Advocaten überreicht 
oder zu Protokoll gegeben werden. 

§ 579. 

Die Beschwerde kann auch auf neue Thatsachen und Beweis- 
mittel gestützt werden. 

§ 580. 

Das Gericht, welches den angefochtenen Beschluss erlassen 
hat, kann, sofern es an den Beschluss nicht gebunden ist, der 
Beschwerde auch selbst Folge geben. Gegentheiligenfalls ist die 
Beschwerde mit den zur Erledigung nothwendigen Acten und 
nöthigenfalls unter Anschluss eines aufklärenden Berichtes dem 
Beschwerdegerichte vorzulegen. Im Verfahren vor dem Gerichte 
unterer Instanz nicht entbehrliche Acten sind in Abschrift, bezw. 
im Auszuge zurückzubehalten. 
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§ 581. 

Die Beschwerde ist ausser in den in diesem Gesetze bezeich- 
neten Fällen nicht von aufschiebender Wirkung. 

Gegen in Geldstrafen verfällende oder Verhaftung anordnende 
Beschlüsse, sowie gegen solche Beschlüsse, mit welchen den Par- 
teien gerichtUche Depositen angewiesen werden, gerichtete Beschwer- 
den, sind von aufschiebender Wirkung. 

Das Gericht kann die Ausführung seines Bescheides bis zur 
Erledigung einer überreichten Beschwerde auch ausser dem Falle 
des vorigen Absatzes aufschieben, das Beschwerdegericht aber kann 
die Ausführung des angefochtenen Beschlusses vor Erledigung der 
Beschwerde verbieten. 

§ 582. 

Die Beschwerde kann auch nach Anhörung der Gegenpartei erle- 
digt werden. Ordnet das Beschwerdegericht schriftliche Anhörung 
an, so kann die Äusserung in den Fällen, in welchen die proto- 
kollarische Aufnahme der Beschwerde zulässig ist, zu Protokoll 
gegeben werden. 

§ 583. 

Das Beschwerdegericht prüft von amtswegen, ob die Beschwerde 
überhaupt statthaft ist und ob sie in der gehörigen Frist und Form 
überreicht wurde. 

§ 584. 

Gibt das Gericht der Beschwerde statt, so kann es die 
Erlassung der infolge seines Beschlusses erforderlichen Verfügun- 
gen dem Gerichte überlassen, welches den angefochtenen Beschluss 
gefasst hat. 

§ 585. 

Das Beschwerdegericht übermittelt nach Erledigung der 
Beschwerde die Acten mit den, den Acten anzuschUessenden, sowie 
mit den für die Parteien und Betheihgten bestimmten Ausfertigun- 
gen der Entscheidung dem Gerichte, das den angefochtenen Beschluss 
in erster Instanz gefasst hat. 
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§ 586. 

Die Vorschriften der §§ 573 — 585 sind auf die Bescheide des 
Vorsitzenden, sowie auch in den Fällen entsprechend anzuwenden, 
in denen das Gesetz gegen Bescheide des bauftragten oder ersuch- 
ten Richters Beschwerde zulässt. 

Die gegen Bescheide eines beauftragten Richters gerichtete 
Beschwerde ist beim beauftragenden Gerichte einzulegen und dieses 
kann der Beschwerde auch selbst Folge geben. 

§ 587. 

Gegen das Verfahren und die Beschlüsse des beauftragten 
Richters kana, soferne das Gesetz nicht anders verfügt, beim 
Processgerichte Vorstellung erhoben werden. 

Die Abänderung der Verfügungen des Gerichtsschreibers kann 
vom Vorsitzenden des Senates verlangt werden. Erachtet der Vor- 
sitzende, dass die Vorstellung nicht erfüllbar ist, so legt er sie dem 
Gerichte vor. 

Hat das Gericht auf Grund des rechtsverletzenden Verfahrens 
eine nicht mehr widerrufliche Entscheidung gefällt, so kann keine 
Vorstellung erhoben und die Rechtsverletzung nur durch ein gegen 
die Entscheidung zulässiges Rechtsmittel abgewendet werden. 

Die Vorstellung kann auch mündlich angebracht und ohne 
Anhörung der Gegenpartei erledigt werden. Die etwa nöthigen Auf- 
klärungen sind von amtswegen zu beschaffen. 

FÜNFTER TITEL. 

Wiederaufnahme des Verfahrens. 

§ 588. 
Rechtskräftige Endurtheile, Theilurtheile mitinbegrifl'en, können 
durch Wiederaufnahmsklage angefochten werden: 

1. wenn das erkennende Gericht nicht vorschriftsmässig 
besetzt war ; 

2. wenn bei der Entscheidung ein kraft des Gesetzes aus- 
geschlossener Richter mitgewirkt hat, sofern nicht dieses Hindernis 
mittels eines Ausschliessungsgesuches oder eines Rechtsmittels ohne 
Erfolg geltend gemacht worden ist; 
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3. wenn eine Partei nicht processfähig war und ihr gesetz- 
Hcher Vertreter übergangen wurde ; 

4. wenn im Namen einer Partei eine dritte Person ohne 
Bevollmächtigung eingeschritten ist; 

5. wenn eine Partei ihren Gegner mit Verschweigung des ihr 
bekannten Aufenthaltsortes desselben als unbekannten Aufenthaltes 
oder die ihr bekannten Erben als Unbekannte in Process gezo- 
gen hat; 

6. wenn bei der Schöpfung des Urtheils ein Richter mitge- 
wirkt hat, der in dem Processe seine Amtspflichten gegenüber einer 
Partei auf eine strafgesetzlich verbotene Weise verletzt hat; 

7. wenn die Partei in dem ursprünglichen Processe wegen 
einer strafgesetzHch verbotenen Handlungsweise der Gegenpartei 
oder anderer Personen sachfällig wurde ; 

8. wenn die Wirksamkeit des dem ürtheile zugrunde gelege- 
nen strafgerichtlichen ürtheiles durch ein anderes rechtskräftig 
gewordenes strafgerichtliches Urtheil ausser Kraft gesetzt wurde; 

9. wenn die Partei ein in derselben Sache erlassenes, früher 
rechtskräftig gewordenes Urtheil vorweist, welches sie im ursprüng- 
lichen Processe nicht benützen konnte; 

10. wenn die Partei solche Zeugen, Urkunden — gerichthche 
und administrative Entscheidungen mitinbegriffen — und Augen- 
scheinsgegenstände vorbringt, welche sie im ursprünglichen Processe 
nicht benützen konnte und welche für sie eine günstigere Entschei- 
dung zur Folge gehabt hätten, ausgenommen, wenn die zu bewei- 
sende Thatsache durch den im Sinne der §§ 395 — 398 geleisteten 
Eid oder Gelöbnis entschieden wurde; 

11. wenn die Partei solche Thatsachen oder Beweise vor- 
bringt, auf Grund deren ihr das Gericht in seinem Ürtheile die 
Wiederaufnahme des Verfahrens im Sinne der §§ 420 oder 523 
vorbehalten hat; 

12. wenn gegen ein im bezirksgerichthchen Verfahren gefäll- 
tes Urtheil die Berufung im Sinne des § 497 ausgeschlossen ist 
und die Partei solche im ursprünglichen Process nicht vorgebrachte 
Thatsachen oder Beweise vorbringt, die zu ihren Gunsten im Me- 
ritum der Sache eine günstigere Entscheidung herbeigeführt hätten, 
es sei denn, dass über den zu beweisenden Thatumstand durch 
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einen im Sinne der §§ 395 — 398 abgelegten Eid oder Gelöbnis 
entschieden wurde. 

Auf Grund der Punkte 3, 4, 5 und 7 kann auch der im Pro- 
cesse geschlossene Vergleich mittelst Wiederaufnahmädage ange- 
fochten werden, wenn die Partei infolge einer strafgerichtlieh ver- 
botenen Handlung der Gegenpartei oder anderen Person einen 
Nachtheil erlitten hat. 

§ 589. 

Aus den in den Punkten 1 — 10 des vorigen § aufgezählten 
Gründen ist die Wiederaufnahme des Verfahrens nur dann statt- 
haft, wenn die Partei den Grund zur Wiederaufnahme im ursprüng- 
Uchen Processe, insbesondere durch Rechtsmittel, Einspruch oder 
Wiedereinsetzung ohne ihr Verschulden nicht geltend machen konnte. 

In der unter den Punkten 3, 4 und 5 des vorigen § aufge- 
zählten Fällen kann jene Partei, welche das Verfahren nachträg- 
lich genehmigt hat, keine Wiederaufnahme des Verfahrens begehren. 

Auf Grund des Punktes 12 des vorigen § ist die Wiederauf- 
nahme des Verfahrens nur einmal statthaft, und wenn eine der 
Parteien auf Grund dieses Punktes sich der Wiederaufnahme be- 
dient hat, hat die Wiederaufnahme im Grunde des Punktes 10 zu 
Gunsten einer der Parteien nur dann statt, wenn die Partei den 
Zeugen, die Urkunde oder den Augenscheinsgegeustand weder im 
ursprünghchen Processe, noch im wiederaufgenommenen Processe 
benützen konnte. 

§ 590. 
Auf Grund der Punkte 6 und 7 des § 588 ist die Wieder- 
aufnahme des Verfahrens nur dann statthaft, wenn die strafbare 
Handlung durch ein rechtskräftiges verurtheilendes Erkenntnis des 
Strafgerichtes festgestellt wurde oder wenn das Strafverfahren aus 
keinem anderen Grunde nicht eingeleitet werden kann oder zu 
keiner Verurtheilung geführt hat, als aus dem Grunde des Mangels 
von Beweisen. 

§ 591. 
Ein rechtskräftig gewordenes Endurtheil kann auch aus dem 
Grunde angefochten werden, dass ein Wiederaufnahmsgrund gegen 
einen in der Angelegenheit vorgängig gefassten Beschluss obwal- 
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tet, vorausgesetzt, dass das Endurtheil auf diesem Beschlüsse 
beruht. 

§ 592. 

Die Wiederaufnahmsklage ist gegen das rechtskräftige End- 
urtheil der ersten Instanz bei jenem Gerichte anzubringen, wel- 
<3hes in erster Instanz eingeschritten ist, gegen das rechtskräftige 
Endurtheil eines Berufungsurtheiles dagegen vor dem Berufungs- 
gerichte anzubringen. Wenn jedoch der Wiederaufnahmsgrund ge- 
gen den die Grundlage des Endurtheils bildenden Beschluss des 
Berufungsgerichtes oder auch gegen dasselbe geltend gemacht wird, 
so ist die Wiederaufnahmsklage beim Berufungsgerichte zu über- 
reichen. 

Vor dem Berufungsgerichte, beziehungsweise gegen das im 
Sinne des § 497 inappellable Endurtheil eines kgl. Bezirksgerichtes 
vor der ersten Instanz ist ferner die Wiederaufnahmsklage zu über- 
reichen, wenn die Wiederaufnahmsgründe gegen das Endurtheil 
oder gegen den die Grundlage des Endurtheils bildenden Beschluss 
des Revisionsgerichtes geltend gemacht werden. Wenn jedoch das 
Endurtheil oder der Beschluss des- Revisionsgerichtes auf Grund 
der Punkte 1, 2 oder 6 des § 588 angefochten werden, ist die 
Wiederaufnahmsklage vor dem Revisionsgerichte anzubringen. 

Gegen den Processvergleich ist die Wiederaufnahme des Ver- 
fahrens beim Gerichte erster Instanz einzuleiten. 

Die in diesem § festgesetzte Zuständigkeit ist eine aus- 
schliessliche. 

§ 593. 

Die Frist zur Wiederaufnahme beträgt 60 Tage. Diese Frist 
ist präclusiv und wird vom Tage der Rechtskraft des ürtheils, 
bezw. vom Tage des Vergleichsabschlusses an gerechnet, wenn 
aber die Partei vom Wiederaufnahmsgrunde erst später Kenntnis 
erlangt hat oder erst später in die Lage gekommen ist, ihn gel- 
tend zu machen, von jenem Tage, an welchem sie davon Kennt- 
nis erlangt hat oder ihn hätte geltend machen können. 

Mit Ausnahme der Fälle der Punkte 3, 4 und 5 des § 588 
ist die Wiederaufnahme des Verfahrens nach Ablauf von 10 Jahren 
seit Rechtskraft des ürtheils, bezw. nach Vergleichsabschluss nicht 
:statthaft. 



Digitized by LjOOQIC 



208 



§ 594. 

Insofern aus den Bestimmungen dieses Titels nichts ande- 
res hervorgeht, sind auf die Wiederaufnahme des Verfahrens jene 
Vorschriften anzuwenden, welche für die Einleitung des Processen 
und das weitere Verfahren massgebend sind. 

§ 595. 

Die Klageschrift auf Wiederaufnahme des Verfahrens hat die 
Bezeichnung des angefochtenen ürtheils und das Wiederaufnahms- 
begehren zu enthalten. 

üeberdies sind in der Klageschrift behufs Vorbereitung der 
mündlichen Verhandlung jene Thatsachen anzuführen, welche die 
Einhaltung der Nothfrist zur Wiederaufnahme des Verfahrens recht- 
fertigen, sammt den Belegen zu ihrer Glaubhaftmachung, femers 
sind mitzutheilen die Wiederaufnahmsklage, insbesondere aber der 
Wiederaufnahmsgrund, die bestimmte Bitte, sowohl in Ansehmig 
der Aufhebung des ürtheils, als auch in Ansehung des neuerlichen,, 
im ursprünglichen Proeesse zu fällenden ürtheiles, sammt den 
zur Begründung des ürtheils dienlichen Thatsachen und Beweisen. 

§ 596. 

Die Ladung erfolgt zur Processaufnahme und unter Einem 
zur meritorischen Verhandlung der Wiederaufnahmsklage. Vor den 
königlichen Gerichtshöfen und den oberen Instanzen ist der Ter- 
min auf die Weise anzuberaumen, dass zwischen der Zustellung^ 
des Verhandlungsbescheides und dem Termin eine Frist von 30 
Tagen offen bleibe. 

In dringenden Fällen kann diese Frist abgekürzt werden. 

Die Vorbereitung der mündUchen Verhandlung, auf welche 
übrigens die §§ 201 — 212 entsprechend anzuwenden sind, erfolgt 
in dieser Zwischenzeit bis zur Verhandlung. 

§ 597. 

Das Gericht weist die Wiederaufnahme des Verfahrens, welche 
nach der im § 593 festgesetzten 10-jährigen Frist oder vor einem 
unzuständigen Gerichte angebracht wurde, unter entsprechender 
Anwendung des § 476 ohne Anberaumung eines Termins von 
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amtswegen mit Bescheid zurück. Wenn jedoch bei der mündUchen 
Verhandlung sich ergibt, dass die Wiederaufnahme des Verfahrens 
nicht in der gesetzUchen Form und Zeit eingeleitet wurde, oder 
dass die gesetzlichen Voraussetzungen gefehlt haben, so ist die 
Wiederaufnahmsklage von amtswegen mit Urtheil zurückzuweisen. 
Es genügt, wenn jene Thatsachen, welche die Einhaltung der 
Nothfrist zur Wiederaufnahme rechtfertigen, glaubhaft gemacht 
werden. 

§ 598. 

Die Hauptsache ist, insofern es sich in Folge des Wiederauf- 
nahmsgrundes nöthig erweist, von neuem zu verhandeln. 

Die Hauptsache ist in der Regel mit der Frage der Wieder- 
aufnahme des Verfahrens gleichzeitig zu verhandeln. 

Das Gericht kann aber verfügen, dass über die Frage der 
Wiederaufnahme des Verfahrens vorgängig verhandelt und ent- 
schieden werde. Gibt das Gericht in diesem Falle der Wiederauf- 
nahme statt, so entscheidet es durch Zwischenurtheil und kann 
die Verhandlung der Hauptsache nur nach Rechtskraft des der 
Wiederaufnahme stattgebenden Urtheils fortsetzen. 

Auf Antrag der um Wiederaufnahme ansuchenden Partei, 
hat das Gericht im ürtheile über den wiederaufgenommenen Pro- 
cess auch über die Kosten der Hauptsache und über den Ersatz 
des eventuell aus dem ürtheile über den ursprünglichen Process 
erwachsenen Schadens zu entscheiden. 

§ 599. 

Auf die neuerliche Verhandlung der Hauptsache vor dem 
Berufungs- oder Revisionsgerichte, welches sich mit dem ursprüng- 
lichen Processe befasst hat, sowie auf die im ursprünglichen Pro- 
cesse zu fassende Entscheidung, insbesondere auf die Rückverweisung 
der Angelegenheit an die untere Instanz und auf die Mittheilung 
der Entscheidung der unteren Instanz sind die Vorschriften des 
Berufungs- bezw. Revisionsverfahrens anzuwenden. 

Wenn in der vor dem Revisionsgerichte angebrachten Wieder- 
aufnahmsklage auch ein solcher Wiederaufnahmsgrund geltend ge- 
macht wird, welcher vor dem Gericht erster Instanz selbstständig 
hätte geltend gemacht werden sollen, kann das Revisionsgericht 

14 



Digitized by LjOOQIC 



210 



die Verhandlung und Entscheidung desselben an die erste Instanz 
verweisen. 

§ 600. 
In der Frage der Wiederaufnahme des Verfahrens und gegen 
die Entscheidungen, welche in dem erneuerten Hauptsache gefällt 
wurden, sind Rechtsmittel nur insoferne statthaft, als die Entschei- 
dung des betreffenden Gerichtes in den ursprünglichen Processen 
durch Rechtsmittel anfechtbar war. 

§ 601. 
Das in Folge der Wiederaufnahmsklage geschöpfte ürtheil 
kann nicht zum Nachtheil solcher Rechte gereichen, welche dritten 
Personen auf Grund des im ursprünglichen Processe geschöpften 
ürtheils im guten Glauben erworben waren. 



SECHSTER TITEL. 

Verfahren in summarischen Besitzstörungs- und Repo- 
sitionsprocessen, sowie in summarischen Grenzprocessen. 

§ 602. 
In summarischen Besitzstörungs- und Repositionsprocessen 
sind die Vorschriften des bezirksgerichtlichen Verfahrens mit den 
in den folgenden §§ 603 — 608 enthaltenen Abweichungen anzu- 
wenden. 

§ 603. 
Mit der summarischen Repositionsklage kann eine Demohrung 
eines Gebäudes — die Entfernung der ümzäumungen nicht inbe- 
griffen — nicht gefordert werden. 

§ 604. 
Das Gericht kann nach Umständen den Verhandlungstermin 
an Ort und Stelle anberaumen. 

§ 605. 
Das Verfahren kann nicht bis zur Entscheidung einer ins 
Strafverfahren gehörigen Frage (§ 244) ausgesetzt werden. 
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§ 606. 

Wenn der Kläger mit seiner Klage auch die aus der Besitz- 
störung entspringende Schadenersatzforderung geltend gemacht hat 
oder wenn eine der Parteien auch bezüglich des Rechtes Klage 
angebracht hat und zur Entscheidung dieser Frage eine Erstreckung 
des Termins nothwendig erscheint, hat das Gericht in der Frage 
der Reposition, bezw. der Störung auf Begehren des Klägers ein 
Theilurtheil zu erlassen. Das in Ansehung der Reposition und 
Störung, sowie eventuell des Schadenersatzes gefällte Theilurtheil 
kann in dem in Ansehung des Rechtes gefällten ürtheil aufrecht- 
erhalten, eingeschränkt oder ausser Kraft gesetzt werden. 

Der Beklagte kann auch den Ersatz des aus der Erfüllung oder 
Vollstreckung des Theilurtheils erwachsenen Schadens in dem im Zuge 
befindUchen Processe noch vor dem Berufungsgericht begehren. 

§ 607. 

Wenn das Gericht in der Frage der Reposition oder Störung 
die Verhandlung erstreckt, kann es auf Begehren einer der Parteien 
sofort vollziehbare. einstweilige Verfügungen zum Schutze des Be- 
sitzstandes treffen. 

Das Gericht kann in allen einstweiligen Verfügungen, sowie 
in seinem Urtheile die Störung des Besitzstandes unter Androhung 
von Geldstrafen verbieten. 

Die Verhängung der Geldstrafe erfolgt im Executionsverfahren. 

§ 608. 

Im Urtheile ist dem Beklagten die unverzügliche Erfüllung 
der auf die Wiederherstellung des vorigen Besitzstandes und die Ein- 
stellung der Besitzstörung sich beziehenden Verfügungen aufzu- 
tragen. Das Gericht erklärt das Urtheil in diesem Theile ohne 
Rücksicht auf dessen Rechtskraft für vollstreckbar und kann es 
sogar nach Umständen sofort vollstrecken. 

In Ansehung desjenigen Theiles des Urtheils, der sich auf 
die Verfällung in Schadenersatz und Kosten bezieht, sind sowohl 
bezügUch der Erfüllungsfrist als auch der Vollstreckbarkeit des 
Urtheils die allgemeinen Vorschriften anzuwenden. 

Gegen das Urtheil ist in der Frage der Reposition und Besitz- 
störung Wiederaufnahme nicht statthaft. 

14* 
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§ 609. 

Die in den §§ 602—608 enthaltenen Verfügungen sind in 
Grenzprocessen mit der Abweichung anzuwenden, dass das Gericht 
bei Gelegenheit der Urtheilsfällung die erforderliche Grenzbestim- 
mung sofort bewerkstelligt. 



SIEBENTER TITEL. 
Gerichtsbarkeit in Angelegenheiten des Bergbaues. 

§ 610. 
In Angelegenheiten des Bergbaues wird die Gerichtsbarkeit 
von den mit dieser Gerichtsbarkeit bekleideten Gerichtshöfen uiid 
den zu ihnen gehörigen, an ihrem Sitze befindlichen Bezirks- 
gerichten ausgeübt. 

§ 611. 

Der berggerichtliche Wirkungskreis erstreckt sich: 

1. auf Processe, welche über betreffs Erwerbung von Berg- 
berechtigungen auftauchende und auf Grund des Berggesetzes zu 
entscheidende privatrechthche Streitfragen angestrengt werden; 

2. auf Processe hinsichtlich der Gegenstände des Bergwerks- 
eigenthums und deren zutage liegender Bestandtheile, um die 
Geltendmachung des Eigenthums, dinglicher Rechte und dinglicher 
Lasten oder die Befreiung der erwähnten Gegenstände hievon, 
sowie um die Theilung zwischen Miteigenthümern und die grund- 
bücherliche Löschung ; 

3. auf Processe über die Benützung der im Punkte 2 erwähn- 
ten Gegenstände; 

4. auf Besitz- und Grenzprocesse bezüglich der im Punkte 2 
erwähnten Gegenstände ; 

5. auf Processe wegen Benützung von Grubenwässern ; 

6. auf Processe, welche auf Grund der durch das Berggesetz 
geregelten Verhältnisse der Bergbauunternehmer untereinander, 
sowie zu den Eigenthümern oder Besitzern anderer unbewegUcher 
Sachen entstehen; 

7. auf Processe aus den über gemeinschaftlichen Bergbau 
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geschlossenen Gesellschaftsverträgen rücksichtlich des Betriebes, 
der Benützung oder der Verwertung; 

8. auf Processe zwischen den Gewerkschaften und deren 
MitgUedern auf Grund ihrer im Berggesetz geregelten Verhältnisse ; 

9. auf Processe zwischen den Bergbauunternehmern und 
deren Beamten oder Bevollmächtigten, hinsichtlich der Verwaltung 
des Betriebes der im Punkte 2 erwähnten Gegenstände und hin- 
sichtlich der darauf bezüglichen Rechnungslegung. 

§ 612. 

Summarische Besitzstörungs-, Repositions- und Grenzprocesse, 
dann Processe, welche 1000 Kronen nicht übersteigende Barfor- 
derungen zum Gegenstand haben, sowie auch jene Rechnungs- 
legung sprocesse, deren Gegenstand einen Wert von nicht über 
1000 Kronen hat, gehören zum Wirkungskreise der Bezirksgerichte. 

Zur Erledigung dieser Angelegenheiten kann der Gerichtshof 
auch eines seiner richterlichen Mitglieder zum Bezirksgerichte de- 
legiren. Ein solcher delegirter Richter verbleibt im Übrigen im 
Verbände des Gerichtshofs. 

Unter den ersten Absatz nicht fallende Processe gehören in 
den Wirkungskreis der Gerichtshöfe. 

§ 613. 

Das Gericht nimmt den Umstand, dass eine Angelegenheit 
in den berggerichtlichen Wirkungskreis gehört, nach jenen Vor- 
schriften wahr, welche dieses Gesetz hinsichtlich der Wahrneh- 
mung der ausschliesslichen Zuständigkeit festsetzt. 

§ 614. 

Die im § 611, Punkt 1 erwähnten Processe sind ausschliess- 
lich vor dem Gerichte jenes Ortes anzustrengen, wo das Gebiet 
gelegen ist, auf das sich die Berechtigung bezieht, die in den 
Punkten 3 und 5 erwähnten Processe aber gehören ausschliesslich 
zur Zuständigkeit jenes Gerichtes, in dessen Sprengel die unbe- 
wegliche Sache liegt. 

Der letzte Absatz des § 42 ist entsprechend anzuwenden. 
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§ 615. 
Mit summarischen Besitzstörungs-, Repositions- und Grenz- 
processen kann die auf das Recht bezügliche Klage nicht verbun- 
den werden. 

§ 616. 
Sofern sich aus den §§ 610 — 615 nichts anderes ergibt, ist 
dieses Gesetz auch auf die Gerichtsbarkeit in Angelegenheiten des 
Bergbaues anzuwenden. 



ACHTER TITEL. 

Mahnverfahren. 

§ 617. 
Im Wege des Mahnverfahrens können die Forderungen gel- 
tend gemacht werden, welche auf Zahlung von Geldbeträgen 
oder Lieferung einer bestimmten Quantität vertretbarer Sachen 
oder Wertpapiere gerichtet sind, sofern sie für den Fall eines 
Processes in den bezirksgerichtlichen Wirkungskreis gehören. 

§ 618. 
Für die Erlassung eines Zahlungsauftrages ist das Bezirks- 
gericht zuständig, das für den Fall eines Processes bezüghch der 
Forderung zuständig wäre. 

§ 619. 
Die Erlassung eines Zahlungsauftrages kann mündhch oder 
schriftlich beantragt werden. 

Der Antrag hat zu enthalten: 

1. Die Bezeichnung der Parteien nach Namen, Stand oder 
Beschäftigung, Wohn- und eventuell Aufenthaltsort; 

2. die Bezeichnung der Thatsachen, aus welchen der Gläubiger 
seine Forderung ableitet; ist über die Forderung eine Urkunde 
ausgestellt worden, so ist sich auf diese zu berufen ; gründet das 
Gesetz den Wirkungskreis oder die Zuständigkeit auf die Urkunde, 
so ist die Urkunde in Urschrift oder beglaubigter Abschrift (Auszug) 
vorzulegen; 
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3. die bestimmte Angabe des Gegenstands und der Höhe der 
Forderung, sowie deren Nebengebühren ; besteht die Forderung aus 
mehreren Posten, so ist jede Post nach ihrer Grundlage, ihrem 
Gegenstande und ihrer Höhe anzuführen; 

4. den Antrag auf Erlassung eines Zahlungsauftrages. 

In dem schriftlich vorgebrachten Antrage ist auch das Gericht 
zu bezeichnen. 

Richtet sich die Forderung nicht auf Bargeld, so hat der 
Gläubiger den Geldbetrag zu bestimmen, welchen er an Stelle der 
Leistung anzunehmen bereit ist. 

Der Antrag kann hinsichtlich mehrerer Forderungen gegen 
einen und denselben Schuldner und hinsichtlich einer und der- 
selben Forderung gegen mehrere Schuldner zusammen angebracht 
werden. Im letzteren Falle ist anzugeben, in welchem Verhältnisse, 
bezw. in welchem Betrage die Forderung die Mitschuldner belastet. 
Haften die Mitschuldner solidarisch, so ist dies besonders anzugeben. 

Die mit der Einreichung der Klage verbundenen Wirkungen 
treten mit dem Anbringen des Antrages auf Erlassung eines Zahlungs- 
auftrages ein. 

§ 620. 

Das Gericht erledigt den Antrag ohne Anhörung der Gegenpartei. 

Der Antrag ist abzuweisen: wenn der im § 617 angeführte 
Fall der Erlassung eines Zahlungsauftrages nicht vorliegt, wenn 
aus dem Antrag hervorgeht, dass das Gericht nicht zuständig ist, 
wenn der Antrag den Erfordernissen des § 619 nicht entspricht, 
oder wenn sich aus dem Inhalt des Antrages ergibt, dass die 
Forderung unbegründet ist, auf gerichtlichem Wege nicht geltend 
gemacht werden kann, noch nicht fällig ist, oder ihre Geltend- 
machung von einer noch nicht vollzogenen Gegenleistung abhängt. 

Die Abweisung des Antrages findet ferner statt, wenn nach 
dem Antrage der Zahlungsauftrag nicht am Sitze oder im Sprengel 
des Gerichtes zuzustellen wäre. 

Der Antrag ist auch in dem Falle abzuweisen, wenn ein 
Abw^eisungsgrund nur in Ansehung eines Theils der Forderung oder 
eines Mitschuldners voriiegt. Mehrere in einem Antrage zusammen- 
gefasste Forderungen aber sind bei der Erledigung gesondert zu 
beurtheilen. 
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Der den mündlich angebrachten Antrag abweisende Bescheid 
ist unverzüglich zu verkünden und schriftlich nur auf Antrag aus- 
zufolgen. 

Gegen den abweislichen Bescheid ist eininstanzliche Beschwerde 
statthaft. 

Das Gesuch kann behufs Behebung von Mängebi nicht zurück- 
gestellt werden. 

§ 621. 
Wenn gegen die Erfüllung des Begehrens keine Hindernisse 
obwalten, erlässt das Gericht einen „Zahlungsauftrag", welcher zu 
enthalten hat : 

1. Den an den mit Namen, Stand oder Beschäftigung und 
Wohnort zu bezeichnenden Schuldner gerichteten Auftrag, die 
Forderung — deren Grundlage ebenfalls anzuführen ist — des in 
gleicher Weise zu bezeichnenden Gläubigers sammt Nebengebühren, 
mitinbegriffen die ziffermässig festzusetzenden Kosten, binnen 15 
Tagen nach Zustellung des Auftrags bei sonstiger Execution zu 
befriedigen ; — ferner 

2. die Mittheilung an den Schuldner, dass er den Zahlungs- 
auftrag, wenn er die Forderung für unbegründet erachtet, mit Aus- 
schluss eines Rechtsmittels lediglich bei dem den Zahlungsauftrag 
erlassenden Bezirksgerichte, mit mündlich oder schriftlich anzu- 
bringendem Einspruch anfechten könne, den er jedoch nicht zu 
begründen braucht; 

8. die Mittheilung, dass falls der Schuldner den Einspruch 
binnen 15 Tagen nach Zustellung des Zahlungsauftrags nicht an- 
bringt, der nach dieser Frist angebrachte Einspruch die Anordnung 
und Durchführung der Execution nicht verhindert. 

Richtet sich die Forderung nicht auf Bargeld, so ist im 
Zahlungsauftrag besonders zu erwähnen, dass der Schuldner seine 
Verpflichtung auch durch Zahlung jenes Geldbetrages erfüllen könne, 
welchen anstatt der geforderten Sachen oder Wertpapiere anzu- 
nehmen der Gläubiger sich bereit erklärt hat. 

§ 622. 
Bezügüch mehrerer Forderungen eines Gläubigers gegen einen 
und denselben Schuldner kann ein Zahlungsauftrag erlassen werden. 
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doch ist in diesem jede einzelne Forderung mit ihren Nebenge- 
bühren nach den einzelnen Posten gesondert anfzuzählen. Hat der 
Gläubiger die Forderungen im Sinne des § 619 vorletzter Absatz, 
in einem Antrag zusammengefasst, so sind die Kosten nach den 
Beträgen der einzelnen Forderungen gesondert festzusetzen. 

Gegen mehrere Schuldner kann ein Zahlungsauftrag nur in 
dem Falle erlassen werden, wenn die Forderung die Schuldner 
gemeinschaftlich belastet. In diesem Falle ist im Zahlungsauftrag 
ersichtlich zu machen, dass die Forderung und deren Nebengebühren 
die Mitschuldner solidarisch, bezw. in welchem Verhältnisse oder 
einzeln mit welchen Beträgen sie dieselben belastet. 

§ 623. 

Der Zahlungsauftrag kann dem Schuldner, bezw. den Schuld- 
nern, wirksam nur im Sprengel oder am Sitze des den Auftrag 
erlassenden Bezirksgerichtes zugestellt werden. 

Die Zustellung an den Schuldner erfolgt nach den Vorschrif- 
ten, nach welchen die mit einer Ladung versehene Klageschrift 
dem Beklagten zuzustellen ist, darf aber im Edictalwege nicht 
bewerkstelligt werden. 

Die zuhanden des Schuldners bewirkte Zustellung des Zahlungs- 
auftrages erfolgt mit der Wirkung der Zustellung der mit einer 
Ladung versehenen Klageschrift. 

§ 624. 

Gegen den Zahlungsauftrag kann der Schuldner Einspruch 
erheben. Der Einspruch braucht nicht begründet zu werden. Der 
Einspruch ist mündlich oder schriftlich in einem Exemplar bei dem 
Gerichte anzubringen, welches den Zahlungsauftrag erlassen hat. 

Eine seitens des Schuldners unter was immer für einer Be- 
zeichnung angebrachte Anfechtung des Zahlungsauftrages ist als 
Einspruch anzusehen. 

§ 625. 
Hat der Schuldner binnen 15 Tagen nach Zustellung des 
Zahlungsauftrages keinen Einspruch erhoben, so ist auf Antrag des 
Gläubigers auf Grund des Zahlungsauftrags Execution zur Befrie- 
digung statthaft. 
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Wurde der Zahlungsauftrag gegen mehrere Mitschuldner er- 
lassen, so darf die Execution nur dann angeordnet werden, wenn 
der Zahlungsauftrag allen Schuldnern zugestellt wurde und binnen 
der IStägigen Frist keiner der Schuldner Einspruch erhoben hat. 

In Angelegenheiten betreffs vertretbarer Sachen oder Wert- 
papiere ist der Schuldner auch im Zuge des Executionsverfahrens 
berechtigt, seiner Verbindlichkeit dadurch nachzukommen, dass er' 
die im Zahlungsauftrag als Aequivalent bezeichnete Barsumme 
und die aufgelaufenen Kosten bezahlt. 

§ 626. 

Die Vollstreckbarkeit des Zahlungsauftrages erlischt, wenn 
binnen einem Jahre vom Ablaufe der Erfüllungsfrist an gerechnet, 
gegen den Schuldner keine Executionshandlung vorgenommen wor- 
den ist. 

Im Falle eines gegen mehrere Mitschuldner erlassenen Zah- 
lungsauftrags ist die einjährige Frist sämmtlichen Mitschuldnern 
gegenüber von dem Tage an zu rechnen, an welchem die Erfül- 
lungsfrist gegenüber jenem Mitschuldner abgelaufen ist, dem der 
Zahlungsauftrag zuerst zugestellt wurde. 

§ 627. 

Der Einspruch kann auch nach Ablauf der in § 625 erwähn- 
ten 15 Tage insolange erhoben werden, bis nicht die von der 
Zustellung des mit der Executionsclausel versehenen Zahlungsauf- 
trages an den Schuldner zu rechnenden 15 Tage abgelaufen sind. 
Diese Frist ist präclusiv und ist ein nach deren Ablauf erhobener 
Einspruch zurückzuweisen. 

Nach Ablauf dieser 15tägigen Frist erlangt der mit ^Einspruch 
nicht angefochtene Zahlungsauftrag die Wirkung eines rechtskräf- 
tigen ürtheils und ist gegen ihn nur Wiederaufnahme des Ver- 
fahrens im Sinne der allgemeinen Vorschriften statthaft. 

§ 628. 

Durch einen gegen die Forderung oder deren Nebengebühren, 

oder gegen einen Theil derselben erhobenen Einspruch wird der 

ganze Einspruch angefochten. Wenn jedoch der Zahlungsauftrag 

bezüglich mehrerer selbstständiger Forderungen erlassen w^urde 
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und der Schuldner ausdrücklich nur gegen eine oder einige dieser 
Forderungen Einspruch erhebt, so berührt der Einspruch den Zah- 
lungsauftrag in Ansehung der übrigen Forderungen nicht. 

Bei mehreren Mitschuldnern kommt der Einspruch eines Mit- 
schuldners auch den üebrigen zu statten. 

§ 629. 

Hat der Schuldner den Zahlungsauftrag in gehöriger Frist 
mit Einspruch angefochten, so beraumt das den Zahlungsauftrag 
erlassende Gericht zu der, gemäss dem bezirksgerichthchen Ver- 
fahren vorzunehmenden Verhandlung des durch Zustellung des 
Zahlungsauftrags als eingeleitet anzusehenden Processesvon amts- 
wegen einen Termin an. 

§ 630. 

Im Zuge des Mahnverfahrens sind auf die Vertretung der 
Parteien die im bezirksgerichtlichen Verfahren geltenden Vorschrif- 
ten mit folgenden Abweichungen anzuwenden: 

a) der Advocat ist beim Anbringen des Antrages auf Zahlungs- 
auftrag und bei Erhebung des Einspruchs zum Nachweise seiner 
Bevollmächtigung nicht verpflichtet; 

h) als zum Einsprüche berechtigt, gilt jede eigenberechtigte 
Person, welche den Zahlungsauftrag vorweist oder dem schrifthch 
überreichten Einsprüche beischliesst. 

Im Falle des Punktes h) ist der Ladungsbescheid dem Schuld- 
ner selbst zuzustellen. 

Stellt sich heraus, dass jemand einen Antrag auf Erlassung 
eines Zahlungsauftrages oder einen Einspruch ohne Vollmacht an- 
gebracht hat und sich die Partei seiner Handlung auch nachträg- 
lich nicht angeschlossen hat, so ist der ohne Vollmacht Handelnde 
für die aufgelaufenen Kosten und den Schaden verantworthch. 

§ 631. 

Eine den Antrag auf Zahlungsauftrag oder den Einspruch 
enthaltende Eingabe ist der Gegenpartei nicht zuzustellen; im 
Falle mündlichen Anbringens des Antrags oder des Einspruchs aber 
ist ein Protokoll darüber aufzunehmen. 
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§ 632. 
In einem im Falle des Einspruchs entstandenen Processe ist 
wegen Versäumung der Verhandlung Einspruch (§ 481) nicht 
statthaft. 

§ 633. 
Im Falle eines mit aufschiebender Wirkung nicht verbundenen 
Einspruches kann das Gericht im weiteren Verlaufe der Verhandlung 
die Execution unter Aufrechterhaltung der schon bewerkstelligten 
Executionshandlungen mit Bescheid aussetzen, wenn die Erlassung 
des Endurtheils durch eine den Kläger belastende Beweisaufnahme 
verhindert werden würde, oder wenn die Verlegung der Verhand- 
lung durch einen Fehler des Klägers verursacht wurde, sowie wenn 
sich bei der abgehaltenen Verhandlung die Forderung des Klägers, 
wenn auch nur zum Theile, als unbegründet erweist. 

§ 634. 
In einem im Falle des Einspruchs entstandenen Processe ent- 
scheidet das Gericht auch über den Ersatz der aus dem Antrage 
auf Zahlungsauftrag und dem Einsprüche entstandenen Kosten. 

Vertiert der Zahlungsauftrag seine Wirksamkeit, so kann keine 
Partei von der Gegenpartei den Ersatz ihrer Kosten beanspruchen. 

§ 635. 
In dem Falle, wenn die Forderung auch im Wege des Zah- 
lungsauftrages hätte geltend gemacht werden können und der 
Beklagte beim ersten Termin zur Processaufnahme nicht erscheint 
oder die Forderung beim ersten Termin sofort anerkennt, kann der 
Beklagte nur in die Kosten verfällt werden, welche sich im Falle 
des Antrags auf Zahlungsauftrag ergeben hätten. 



NEUNTER TITEL. 

Mandatsverfahren auf Grund von Wechseln, kaufmänni- 
schen Anweisungen und Verpflichtungsscheinen. 

§ 636. 
Der Kläger kann seine Wechsel- oder Regressklage im Wege 
des Mandatsverfahrens geltend machen, wenn er in Urschrift 
vorlegt : 
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im Falle einer Klage oder Regressklage auf Zahlung den die 
Forderung begründenden Wechsel und die nach Ges.-Art. XXVII : 1876 
zur Begründung der Forderung nothwendigen Proteste und sonstigen 
Urkunden ; 

im Falle einer Klage oder Regressklage auf Sicherstellung 
den im Ges.-Art. XXVII : 1876 vorgeschriebenen Protest oder im 
Falle einer Sicherstellungsklage den Wechsel, ferner in den Fällen 
des § 29, bezw. 112 des Ges.-Art. XXVII : 1876 die den Mangel 
der Sicherheit beweisende öffentliche Urkunde. 

Zur Begründung der Klage etwa sonst erforderiiche Umstände 
sind durch eine in Urschrift oder beglaubigter Abschrift (Auszug) 
vorzulegende öffentliche Urkunde oder durch eine gemäss §§ 334 
und 335 ausgestellte Privaturkunde nachzuweisen. 

§ 637. 
In der Klageschrift ist die Erlassung eines Zahlungs-, bezw. 
Sieherstellungsauftrages gegen den Beklagten bis zur Höhe der 
ziifermässig anzugebenden Forderung und deren Nebengebühren 
zu beantragen. 

§ 638. 

Den Auftrag erlässt der Vorsitzende. 

Die Erlassung des Zahlungsauftrags ist zu verweigern, wenn 
die Klageschrift den Erfordernissen der §§ 636 und 637 nicht 
entspricht, wenn die die Forderung erweisenden Urkunden bedenk- 
lich sind oder sich die Klage als verjährt erweist, es sei denn, dass 
der Kläger die Unterbrechung oder Hemmung der Verjährung durch 
öflfenthche Urkunden nachweist. 

Die Erlassung des Zahlungsauftrags ist auch dann zu ver- 
weigern, wenn der Verweigerungsgrund nur bezüglich eines Theils 
der Forderung oder deren Nebengebühren obwaltet. Mehrere in 
einer Klageschrift zusammengefasste selbstständige Forderungen 
aber sind bei der Erledigung gesondert zu beurtheilen. 

Bei mehreren gesonderten Wechselverpflichteten kann der Auf- 
trag gegen einzelne erlassen, gegen andere aber verweigert werden. 

Erachtet der Vorsitzende, dass der Auftrag im Sinne des 
Klagebegehrens nicht erlassen werden kann, so legt er die Ange- 
legenheit dem Senate vor. 
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Erachtet der Senat die Erlassung des Auftrags für unstatt- 
haft, so ist die Klageschrift mit Ladungsbescheid zu erledigen. Im 
üebrigen sind auf die Erledigung der Klageschrift die §§ 141 und 
142 anzuwenden. 

§ 639. 

Im Zahlungsauftrage, der in seiner Aufschrift als solcher^zu 
bezeichnen ist, trägt das Gericht dem Beklagten auf, die ziffer- 
mässig anzugebende Wechsel-, bezw. Regresssumme und deren 
Nebengebühren, sowie die gerichtlich festgesetzten Processkosten, 
binnen drei Tagen von Zustellung des Zahlungsauftrags an gerech- 
net, bei sonstiger Execution dem Kläger zu bezahlen oder aber 
seine Einwendungen binnen derselben Zeit beim Gericht anzubrigen. 

Im Sicherstellungsauftrage trägt das Gericht dem Beklagten 
in derselben Weise auf, die im Sinne des Wechselgesetzes zu 
leistende und im Auftrage zifTermässig anzugebende Sicherstellung 
beim Gerichte in Barem zu erlegen, die festgesetzten Processkosten 
aber dem Kläger zu bezahlen. 

Der Zahlungs- und der Sicherstellungsauftrag können nur mit- 
tels Einwendungen angefochten werden. Hierauf ist der Beklagte 
im Auftrage aufmerksam zu machen. 

§ 640. 

Der Auftrag ist den Parteien nach denselben Vorschriften 
zuzustellen, wie der über die Klageschrift erlassene Ladungsbescheid. 

Der Auftrag darf dem Beklagten nicht im Edictalwege zuge- 
stellt werden. Ergibt sich schon bei Erledigung der Klageschrift, 
dass die Zustellung nur auf diese Weise erfolgen könnte, so ist 
die Erlassung des Zahlungsauftrages zu verweigern (§ 638); ergibt 
sich aber nach Erlassung des Auftrags, dass derselbe nicht anders 
zugestellt werden kann, so wird der Auftrag unwirksam und ist die 
Klageschrift auf Antrag des Klägers nach den aUgemeinen Vor- 
schriften mit Ladung zu erledigen. 

§ 641. 
Der Beklagte hat seine Einwendungen gegen den Auftrag 
binnen der im Auftrage angegebenen dreitägigen Präclusivfrist an- 
zubringen. Wurde jedoch der Auftrag dem Beklagten ausserhalb 
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des Gerichtssitzes zugestellt und hat der Beklagte seine Einwendun- 
gen per Post übermittelt, so wird die zum Postenlauf erforderliche 
Zeit in die dreitägige Frist nicht eingerechnet. 

§ 642. 

Die Einwendungen haben zu enthalten: 

1. Die Bezeichnung des Auftrags; 

2. die Erklärung, dass der Beklagte den Zahlungsauftrag an- 
ficht. Die Einwendungen haben ausserdem im Gerichtshofverfahren 
zur Vorbereitung der Verhandlung zu dienen. 

Eine seitens des Schuldners unter welcher Bezeichnung immer 
angebrachte Anfechtung des Auftrags gilt als Einwendung. 

§ 643. 

Die Einwendungen sind bei dem den Auftrag erlassenden Gerichte 
in zwei Exemplaren und mit einer Rubrik, bezw., wenn zur Ver- 
ständigung der Kläger mehrere Exemplare erforderlich wären, mit 
den weiteren Exemplaren zu überreichen. 

Bei einem Bezirksgerichte kann der Beklagte seine Einwen- 
dungen auch mündlich anbringen. 

Die Einwendungen können auch bei Gerichtshöfen ohne Ver- 
tretung durch Advocaten überreicht werden, im weiteren Zuge des 
Verfahrens aber ist die Vertretung durch einen Advocaten vor den 
Gerichtshöfen auch für den Beklagten obligatorisch. 

Wenn der Beklagte seine Einwendungen durch einen nicht 
am Gerichtssitze wohnenden Advocaten anbringt und auch selbst 
nicht am Gerichtssitze wohnt, ist er verpflichtet, in seinen Einwen- 
dungen bei sonstigem Eintritt der in § 157 festgesetzten Folgen 
einen am Gerichtssitze wohnhaften Zustellungsbevollmächtigten nam- 
haft zu machen. 

§ 644. 

Ein nach Ablauf der in § 641 festgesetzten Frist nicht mit 
Einwendungen angefochtener Auftrag, hat die Wirkung eines rechts- 
kräftigen Urtheiles und ist gegen denselben nur Wiederaufnahme 
des Verfahrens nach den allgemeinen Vorschriften statthaft. 
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§ 645. 

Verspätet überreichte oder angebrachte Einwendungen, sowie 
Einwendungen, welche den in § 642, Punkt 1 und 2 festgesetzten 
Erfordernissen nicht entsprechen, sind von amtswegen zurück- 
zuweisen. 

Liegt der Fall einer Zurückweisung nicht vor, so beraumt 
das Gericht infolge der Einwendungen zur Processaufnahme und 
zur Verhandlung der Angelegenheit von amtswegen einen Termin 
an und ladet dazu den Kläger mit dem zweiten, bezw. weiteren 
Exemplar der Einwendungen, im Falle mündlichen Anbrigens mit 
einer Protokollsabschrift, den Beklagten aber mit Rubrik vor. 

Der Termin zur Processaufnahme und Verhandlung ist derart 
anzuberaumen, dass dem Beklagten zum Erscheinen, wenn er am 
Gerichtssitze wohnt oder sich an demselben aufhält, nach Zustel- 
lung des Ladungsbescheides wenigstens ein 24stündiger, wenn er 
aber ausserhalb des Gerichtssitzes wohnt oder sich aufhält, ein 
genügender Zeitraum bleibe. 

§ 646. 

Wenn der Beklagte gegen einen Theü der Forderung oder 
deren Nebengebühren Einwendungen erhebt, ist der ganze Auftrag 
angefochten. 

Wenn aber der Auftrag bezüghch mehrerer selbständiger For- 
derungen erlassen wurde und der Beklagte ausdrücklich nur gegen 
eine oder einige Forderungen Einwendungen erhebt, wird der Auf- 
trag hinsichtlich der übrigen Forderungen von den Einwendungen 
nicht berührt. 

Bei mehreren Mitschuldnern kommen seitens eines Mitschuld- 
ners gegen den Auftrag erhobene Einwendungen den übrigen Mit- 
schuldnern nur dann zu statten, wenn sich die Klage gegen sie 
auf Grund derselben Wechselerklärung als Miterben oder Mitgesell- 
schafter richtet. 

§ 647. 
Auf Grund processhindernder Einreden kann die Streitein- 
lassung und die meritorische Verhandlung nicht verweigert werden. 
Das Gericht kann aber die abgesonderte Verhandlung der process- 
hindernden Einreden von amtswegen anordnen. 
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Nach Streiteinlassung des Beklagten ist die meritorische Ver- 
handlung auch im Gerichtshofverfahren fortsetzungsweise abzuhalten. 

§ 648. 

Wird die Vertagung der Verhandlung behufs Aufnahme von 
dem Beklagten zur Last fallenden Beweisen nothwendig, so erklärt 
das Gericht auf Antrag des Klägers den Auftrag, sofern sich nicht 
die Grundlosigkeit der klägerischen Forderung ergibt, gleichzeitig 
mit der Anordnung der Beweisaufnahme für vollstreckbar. 

Das Gericht hat im weiteren Zuge des Verfahrens die Execu- 
tion unter Autrechtbelassung der schon vorgenommenen Execu- 
tionshandlungen mit Bescheid auszusetzen, wenn die Erlassung 
des Endurtheils durch eine dem Kläger zur Last fallende Beweis- 
aufnahme verhindert wurde, oder wenn zur Vertagung der Ver- 
handlung ein Fehler des Klägers Anlass gab, oder wenn sich bei 
der abgehaltenen Verhandlung die Forderung des Klägers, wenn 
auch nur zum Theile, als unbegründet erweist. 

Gegen den die Erklärung der vorläufigen Vollstreckbarkeit ver- 
weigernden und den die Aussetzung anordnenden Bescheid ist 
Beschwerde ohne aufschiebende Wirkung statthaft. 

§ 649. 

Im Endurtheile erklärt das Gericht den Auftrag in seinem 
durch den Beklagten nicht angefochtenen Theile für zu Recht beste- 
hend, im Übrigen aber entscheidet es über die Klage. 

Im verfällenden ürtheile ist zur Erfüllung der Verbindlich- 
keit eine dreitägige Frist zu bestimmen und das Urtheil ohne 
Rücksicht auf seine Rechtskraft für vollstreckbar zu erklären. 

Ein auf Grund Nichterscheinens gefälltes Urtheil kann mit 
Einspruch nicht angefochten werden. 

Die Vorschriften des § 635 sind auch auf das nach diesem 
Titel zu beobachtende Verfahren anzuwenden. 

§ 650. 
Sofern sich aus diesem Titel nichts anderes ergibt, sind im 
Mandatsverfahren vor Gerichtshöfen die Vorschriften für das 
Gerichtshofverfahren, vor den Bezirksgerichten aber die Vorschrif- 
ten für das bezirksgerichtliche Verfahren anzuwenden. 

15 
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§ 651. 

Der Gläubiger kann im Wege des in diesem Titel behandel- 
ten Mandatsverfahrens seine Forderung auf Grund der in den §§ 
291 und 294 des Ges.-Art. XXXVII : 1875 angeführten kaufmän- 
nischen Anweisungen oder Verpflichtungsscheine geltend machen, 
wenn der Schuldner protokoUirter Kaufmann ist und der Gläubiger 
die seine Forderung begründende Anweisung oder den Verpflich- 
tungsschein, sowie die nach Ges.-Art. XXXVII : 1875 erforder- 
lichen Proteste und anderen Urkunden in Urschrift vorlegt. 

Auf das Verfahren sind die Vorschriften der §§ 636 — 650 
mit der Ergänzung anzuwenden, dass, wenn sich die Forderung 
nicht auf Bargeld richtet, der Kläger jenen Geldbetrag zu bezeich- 
nen hat, welchen er als Erfüllung anzunehmen bereit ist, und dass 
in diesem Falle im Zahlungsauftrag besonders zu erwähnen ist, 
dass der Beklagte seine Verbindlichkeit auch durch Zahlung jenes 
Geldbetrages erfüllen kann, welchen anstatt der geforderten Sachen 
oder Wertpapiere der Kläger anzunehmen sich bereit erklärt hat. 



ZEHNTER TITEL. 

Verfahren in Sachen der Aufhebung von Miethsverhält- 

nissen, 

§ 652. 

Die Aufkündigung der Miethe einer Wohnung und eines ande- 
ren Locales oder Raumes kann sowohl der Vermiether, wie der 
Miether im Wege des nach Lage des Miethsgegenstandes zuständigen 
Bezirksgerichtes bewerkstelligen. 

Die Aufkündigung kann schriftlich (§ 135) oder mündlich 
(§ 136) angebracht werden. 

§ 653. 

Die Aufkündigung hat zu enthalten : 

1. die Bezeichnung der Parteien nach Namen, Beschäftigung 
und Wohnort; 

2. die Bezeichnung des Gegenstandes der Miethe ; 

3. die Erklärung der Kündigung mit der genauen Angabe des 
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Zeitpunktes, zu welchem das Miethsverhältnis infolge der Aufkün- 
digung aufzuhören hat; 

4. wenn bezüglich der Räumung des Miethsgegenstandes im 
Vertrage eine besondere Vereinbarung enthalten ist, die Anführung 
der diesbezüglichen Verfügung des Vertrages ; 

5. wenn sich die Partei, welcher die Aufkündigung zuzu- 
stellen ist, nicht am Sitze oder Sprengel des Bezirksgerichtes auf- 
hält, Namen, Wohnort und Beschäftigung jener Person, zu deren 
Händen die Zustellung zu erfolgen hat, bezw. das Begehren, dass 
für dieselbe ein Curator ernannt werde (§ 656); 

6. wenn sich die aufkündigende Partei nicht am Sitze oder 
im Bezirke des Bezirksgerichtes aufhält, die Bezeichnung des sich 
am Sitze oder im Bezirke des Bezirksgerichtes aufhaltenden 
Zustellungsbevollmächtigten nach Namen, Wohnort und Beschäf- 
tigung. 

Erfolgt die Aufkündigung seitens mehrerer Personen, so haben 
sich dieselben durch einen gemeinschaftlichen Bevollmächtigten 
vertreten zu lassen. 

§ 654. 
Die Aufkündigung ist von amtswegen zurückzuweisen: 

1. wenn das Gericht im Sinne des § 652 für das Verfahren 
nicht zuständig ist; 

2. wenn die schriftliche Aufkündigung nicht in der durch 
§ 135 vorgeschriebenen Form eingereicht wurde ; 

3. wenn die Aufkündigung den durch § 653 vorgeschriebenen 
Erfordernissen nicht entspricht; 

4. wenn sich aus den Angaben der Aufkündigung ergibt, dass 
die Aufkündigimg offensichtlich nach Ablauf der Aufkündigungs- 
frist vorgebracht wurde. 

Die Aufkündigung kann zum Zwecke der Verbesserung nicht 
zurückgestellt werden. 

§ 655. 

Liegt der Fall der Zurückweisung nicht vor, so theilt das 

Gericht ein Exemplar der Aufkündigung, bezw. eine Abschrift des 

über die mündlich vorgebrachte Aufkündigimg aufgenommenen 

ProtokoUes der Gegenpartei mit dem Bemerken mit, dass sie, 

15* 
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wenn sie gegen die Aufkündigung Einwendungen hat, diese binnen 
8 Tagen nach erfolgter Zustellung bei dem die Aufkündigung 
mittheilenden Gerichte vorzubringen habe, weil anderenfalls auf 
Grund der Aufkündigung Execution platzgreifen werde (§ 659). 

In dem die Aufkündigung mittheilenden Bescheide ist als Aus- 
ziehtag jener Tag zu bezeichnen, an welchem das Ausziehen zu 
beginnen hat. In der Mittheilung ist zu erwähnen, dass für die 
Bewerkstelligung des Ausziehens das in der Aufkündigung vor- 
gebrachte vertragUche Obereinkommen (§ 653, Punkt 4), mangels 
eines solchen Vorbringens die diesbezügUch bestehenden Vor- 
schriften, örtUchen Gepflogenheiten oder Gesetze massgebend sind ; 
wenn aber die Erfüllungsfrist auf dieser Grundlage nicht bestimmt 
werden kann, so ist in die Mittheilung einzuschalten, dass das Aus- 
ziehen um 12 Uhr Vormittags an dem auf den letzten Tag der 
Miethzeit folgenden Tage zu geschehen hat. 

§ 656. 

Die Aufkündigung darf nur am Sitze oder im Bezirke des 
zuständigen Bezirksgerichtes zugestellt werden. 

Die Zustellung kann an die gekündigte Partei auch zuhan- 
den jener Person erfolgen, welche mit der Verwaltung oder Ob- 
hut des Miethgegenstandes betraut ist. Kann die Zustellung auch 
auf diese Weise nicht erfolgen, so ist die Aufkündigung unter 
Umgangnahme von der Edictalzustellung zuhanden eines vom Ge- 
richte ernannten Curators zuzustellen und hievon die Partei, gegen 
welche die Aufkündigung gerichtet ist, mittels eines an deren Wohn- 
ort adressirten recommandirten Schreibens im Wege der Post zu 
verständigen. 

Auf die an die gekündigte Partei zu bewerkstelligende Zustellung 
sind im Übrigen jene Vorschriften anzuwenden, nach welchen die mit 
der Ladung versehene Klageschrift dem Beklagten zuzustellen ist. 

§ 657. 
Ist die Zustellung der Aufkündigung an die gekündigte Par- 
tei nur nach Ablauf der im Vertrage festgesetzten, in Ermangelung^ 
einer solchen aber nach Ablauf der nach den diesbezüglichen Vor- 
schriften massgebenden, durch örtliche Gepflogenheiten oder Ge- 
setze festgesetzten Kündigungsfrist erfolgt, so ist die Aufkündigung 
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nur dann wirksam, wenn die Partei, jregen welche die Aufkündi- 
gung gerichtet ist, deswegen innerhalb der bestimmten Frist (§ 655, 
erster Absatz) keine Einwendungen erhebt. 

§ 658. 

Wenn das Mieihverhältnis hinsichtlich der im § 652 erwähn- 
ten Gegenstände im Sinne des Vertrages nach Ablauf der bedun- 
genen Zeit ohne Aufkündigung aufhört, oder wenn die Aufkündi- 
gung weder im gerichtlichen Wege, noch im Sinne des § 668 im 
Wege eines öffentlichen Notars erfolgt ist, so kann sowohl der 
Vermiether als auch der Miether die Gegenpartei im Wege des in 
§ 652 bezeichneten Gerichtes auffordern, mit Ablauf der festge- 
setzten Zeit den Mielhsgegenstand zu übergeben, bezw. zu über- 
nehmen. 

Erstreckt sich die Miethszeit auf einen längeren Zeitraum 
als sechs Monate, so kann die Aufforderung nur in den letzten 
sechs Monaten der Miethszeit angebracht werden. 

Auf solche Aufforderungen sind die in den §§ 652 — 656 ent- 
haltenen Vorschriften entsprechend anzuwenden. 

§ 659. 

Wenn gegen die Aufkündigung (§ 652), bezw. die Aufforde- 
rung (§ 658) nicht in gehöriger Frist Einwendungen erhoben wur- 
den und wenn das Ausziehen innerhalb der in der Mitteilung fest- 
gesetzten Frist (§ 655, Absatz 2) nicht erfolgt, so ordnet das im 
§ 652 bezeichnete Bezirksgericht auf Antrag der Partei Execution 
behufs Zurückstellung, bezw. Übernahme des Miethsgejgenstandes 
an. Auf Grund der seitens der einen Partei bewirkten Aufkündi- 
gung (§ 652), bezw. Aufforderung (§ 658) kann auch die andere 
Partei die Anordnung der Execution begehren. 

In dem die Execution anordnenden Bescheid ist die Frist für 
die Räumung des Miethgegenstandes unter Anwendung des § 655, 
Absatz 2 festzusetzen, insoferne aber bei Erlassung des die Exe- 
cution anordnenden Bescheides die Frist für die Räumung des 
Miethgegenstandes ganz abgelaufen ist, ist die sofortige Räumung 
des Miethgegenstandes anzuordnen. 
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§ 660. 

Gegen die Aufkündigung (§ 652), bezw. Aufforderung (§ 658) 
sind nur Einwendungen statthaft. 

Jede unter was immer für eine Bezeichnung angebrachte 
Erklärung der Gegenpartei, wonach sie die Aufkündigung oder Auf- 
forderung nicht annimmt, gilt als Einwendung. 

Die Einwendungen können beim Gerichte schriftlich (§ 135) 
oder mündhch (§ 136) angebracht werden. 

Die Einwendungen haben zugleich zur Vorbereitung der münd- 
lichen Verhandlung zu dienen. 

§ 661. 

Verspätete Einwendungen sind von amtswegen zurückzuwei- 
sen. Wegen Versäumung der Einwendungen ist Wiedereinsetzung 
nicht statthaft. 

§ 662. 

Ergibt es sich nicht, dass die Einwendungen verspätet sind, 
so beraumt das Gericht zur Processaufnahme und zur mündlichen 
Verhandlung von amtswegen einen Termin an. 

Im Processe gilt die Partei, welche die Aufkündigung, bezw. 
die Aufforderung bewirkt hat, als Kläger. 

Die meritorische Verhandlung und das Urtheil haben sich nur 
auf die Frage der Gilligkeit oder Ungiltigkeit der Aufkündigung, 
bezw. Aufforderung, sowie auf die aus der Aufkündigung, bezw. 
denn Ablaufe der Miethszeit entspringende Verpflichtung des Be- 
klagten zu beschränken, den Miethsgegenstand zu übergeben, bezw. 
zu übernehmen. 

Im Falle des § 658 kann sich die Verhandlung und das Ur- 
theil auch auf die Giltigkeit der Aufkündigung erstrecken, es sei 
denn, dass die Aufforderung nach Ablauf der in den Wohnungsver- 
miethungsvorschriften für die Anstrengung der Klage auf Feststellung 
der Giltigkeit der Aufkündigung festgesetzten Frist angebracht 
wurde. 

Von Beweisen, deren Aufnahme voraussichtlich binnen acht 
Tagen nicht erfolgen kann, ist auf Antrag der Gegenpartei abzu- 
sehen. 
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§ 663. 

In dem verfällenden ürtheile ist die Frist für die bei Ablauf 
der Miethe zu bewerkstelligende Erfüllung im Sinne des § 655 
präcise festzusetzen. 

Wenn aber zur Zeit des ürtheiles diese Erfüllungsfrist wegen 
deren Ablaufs nicht mehr eingehalten werden kann, so ist dem 
Beklagten die sofortige Erfüllung aufzutragen. 

Das verfällende Urtheil ist ohne Rücksicht auf seine Rechts- 
kraft für vollstreckbar zu erklären. 

Die Kosten der Aufkündigung, bezw. der Aufforderung und 
der Einwendungen sind in die Processkosten einzurechnen. 

Auf Grund des Ürtheiles kann jede der Parteien die Anord- 
nung der Execution beantragen. (§ 659, Absatz 1). 

§ 664. 

Ein auf Grund Versäumung des Erscheinens gefälltes Urtheü 
kann mit Einspruch nicht angefochten werden. 

Ein Wiedereinsetzungsantrag kann nur während acht auf den 
versäumten Termin oder die versäumte Frist folgender Tage gestellt 
werden. 

§ 665. 
Gegen das erstrichterhche Urtheil ist nur die durch §§ 569 — 572 
geregelte Revision statthaft. 

Die Frist für den Revisionsantrag beträgt acht Tage. 

§ 666. 
In den Angelegenheiten, welche unter das in diesem Titel geregelte 
Verfahren gehören, ist Wiederaufnahme des Verfahrens nicht statthaft. 
Die Partei, welche in dem in diesem Titel geregelten Ver- 
fahren eine Rechtsverletzung erlitten hat, kann ihre Forderung — 
soweit sich diese nicht auf die Aufrechlerhaltung oder Aufhebung 
des Miethverhähnisses bezieht — im ordentlichen Rechtswege gel- 
tend machen. 

§ 667. 
Insoweit die §§ 652 — 666 nicht abweichend verfügen, sind 
in den unter das in diesem Titel geregelle Verfahren gehörigen 
Angelegenheiten die auf das bezirksgericlitliche Verfahren bezüg- 
lichen Vorschriften anzuwenden. 
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§ 668. 
Die Aufkündigung, bezw. Aufforderung hat dieselbe Wirkung, 
wie eine im gerichtlichen Wege erfolgte Aufkündigung oder Auf- 
forderung, wenn: 

1. sie im Wege des kgl. Notars erfolgt, in dessen Notariats- 
sprengel der Miethgegenstand gelegen ist; 

2. die Aufkündigung (§§ 96, 99, 101 und 103 des Ges.-Art. 
XXXV : 1874) und die Verständigung den Erfordernissen des § 653 
entspricht und auch die Mittheilung enthält, dass die Partei, an 
welche die Verständigung gerichtet ist, ihre gegen die Aufkündigung 
bezw. AuiTorderung gerichteten etwaigen Einwendungen binnen acht 
Tagen nach Mittheilung der Verständigung im Sinne des § 652 
beim bezeichneten Bezirksgerichte anzubringen habe, widrigenfalls 
auf Grund der Aufkündigung, bezw. Aufforderung Execution platz- 
greifen werde (§ 659); 

3. in der Verständigung die Ausziehzeit in der im § 655 
festgesetzten Weise ausdrücklich bezeichnet ist. 

Auf die Mittheilung der Verständigung (§ 99 des Ges.-Art. 
XXXV : 1874) ist § 656, Absatz 2 entsprechend anzuwenden. 

Im Falle des § 101 des Ges.-Art. XXXV : 1874 legt der kgl. Notar 
die Verständigung dem gemäss § 652 zuständigen Bezirksgerichte 
vor, welches dieselbe nach den Vorschriften des § 656 zustellt. 

Im Übrigen sind auf das Verfahren die §§ 653 — 655 und 
657 — 668 anzuwenden. 

§ 669. 

Die Vorschriften der §§ 656 und 662—667 sind in jenen 
Processen entsprechend anzuwenden, in denen eine Partei auf 
Ausspruch der Giltigkeit oder Ungiltigkeit einer im privaten Wege 
oder, mit Ausnahme des Falles des vorigen §-en, im Wege eines 
Notars erfolgten Aufkündigung, bezw. Aufforderung vor dem im 
§ 652 bezeichneten Gerichte Klage anstrengt. 

Die Vorschriften der §§ 656 und 662--667 sind auch in den Pro- 
cessen entsprechend anzuwenden, in denen eine Partei vor dem in § 652 
bezeichneten Gerichte auf Grund Ablaufes der bedungenen Mieths- 
zeit oder auf Grund einer im privaten Wege oder, mit Ausnahme 
des Falles des vorigen §-en, im Wege eines Notars erfolgten Auf- 
kündigung, unmittelbar auf Zurückstellung, bezw. Übernahme des 



Digitized by LjOOQIC 



233 

Miethgegenslandes Klage anstrengt und ausdrücklich begehrt, dass 
die Angelegenheit nach den Vorschriften dieses Titels erledigt werde. 
Durch diesen § werden die Bestimmungen der Wohnungsver- 
miethungsvorschriften, welche zur Anstrengung einer solchen Klage 
eine Frist festsetzen, nicht berührt. 

ELFTER TITEL. 

Verfahren in Ehesachen. 

Erster Abschnitt. 

Verfahren in Eheprocessen. 

§ 670. 

In Processen, welche die Nichtigkeit, Anfechtung, oder Auf- 
lösung der Ehe, ferner die Scheidung von Tisch und Bett zum 
Gegenstande haben, ward die Zuständigkeit durch den Wohnsitz 
des Mannes begründet, wenn aber der Mann auf dem Geltungsgebiete 
dieses Gesetzes keinen Wohnsitz hat, durch den auf diesem 
Gebiete befindlichen Wohnsitz der Frau. 

Wenn einer der Ehetheile auf dem Geltungsgebiete dieses 
Gesetzes Gemeindezuständigkeit besitzt und keiner von beiden auf 
diesem Gebiete seinen Wohnsitz hat, sowie im Falle des § 117 
des Ges.-Art. XXXI : 1894 über das Ehegesetz, wenn die Frau auf 
dem Geltungsgebiete dieses Gesetzes keinen Wohnsitz hat, sind sie 
als im IV. Bezirke von Budapest wohnhaft anzusehen. 

Die in diesem § festgestellte Zuständigkeit ist ausschliesslich. 

§ 671. 
In Eheprocessen von Ausländern, soferne in denselben ein 
ungarisches Gericht einschreiten kann (§ 116 des Ges.-Art. XXXI • 
1894), ist das Gericht des gemeinsamen Wohnsitzes der Ehetheile, 
wenn aber der Wohnsitz der Ehetheile nach den vaterländischen 
Gesetzen nicht der gleiche ist, das Gericht des Wohnsitzes des 
Beklagten ausschliesshch zuständig. Im Falle der Verlassung und 
in dem Falle, wenn die Domicilsänderung zu einer Zeit erfolgte, 
zu welcher der Grund der Auflösung der Ehe oder der Scheidung 
von Tisch und Bett schon vorlag, kann der Process auch vor dem 
Gerichte des letzten gemeinsamen Wohnsitzes angestrengt werden. 
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§ 672. 
In Eheproeessen sind, soferne aus den Anordnungen dieses 
Titels nichts anderes folgt, die für das Geriehtshofverfahren fest- 
gesetzen Vorschriften anzuwenden. 

§ 673. 

Die Ehetheile, den früheren und späteren Ehegalten (§ 47 
des Ges.-Art. XXXI : 1894) milinbegriffen, bezw. deren gesetzliche 
Vertreter und Eltern können — sei es als Parteien, sei es als 
Intervenienten — in Eheproeessen sowohl vor dem Gerichte erster 
Instanz, als auch vor dem Berufungsgerichte bei der Verhandlung 
persönlich einschreiten, die Klage, sowie die ausserhalb der Ver- 
handlung anzubringenden Anträge und Erklärungen aber können 
sie beim Gerichte erster Instanz vor dem Vorsitzenden, sowie dem 
vom Vorsitzenden beauftragten Richter zu Protokoll geben. 

Mit Ausnahme der im ersten Absatz festgesetzten Fälle haben 
sich die Parteien bei der Verhandlung durch einen Advocaten ver- 
treten zu lassen. 

Schriftliche Eingaben können die Parteien — sofern dieses 
Gesetz nicht anders verfügt — nur mit Gegenzeichnung eines 
Advocaten versehen überreichen. 

Die Advocaten der Ehetheile, bezw. der gesetzUchen Ver- 
treter derselben haben behufs Anstrengung der Klage oder Wider- 
klage eine besondere Vollmacht vorzulegen. 

Für die Processfähigkeit der Ehetheile sind die Vorschriften 
des Ges.-Art. XXXI : 1894 massgebend. 

§ 674. 

An Eheproeessen kann der kgl. Staatsanwalt auch in dem 
Falle theilnehmen, wenn er nach dem Gesetze als Partei nicht 
auftreten kann. 

Zu diesem Behufe ist der kgl. Staatsanwalt von jedem Termin 
von amtswegen zu verständigen und sind ihm auch die den Par- 
teien zuzustellenden Schriftstücke und Entscheidungen mitzutheilen. 

Es steht ihm das Recht zu, die Acten einzusehen, bezüglich 
der zu erlassenden Entscheidungen Anträge zu stellen und im 
Interesse der Aufrechthaltimg der Ehe Thatsachen und Beweise 
vorzubringen, sowie Rechtsmittel zu ergreifen. 
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In Nichtigkeitsprocessen kann der kgl. Staatsanwalt auch in 
dem Falle die Rechte einer Partei ausüben und sowohl für die 
Giltigkeit als auch die üngiltigkeit einer Ehe eintreten, wenn die 
Klage nicht von ihm angestrengt wurde. 

Wenn der kgl. Staatsanwalt als Partei auftritt, so ist für den 
Fall seines Processverlustes das Ärar in die Kosten zu verfallen. 

§ 675. 

Vor Einbringung der Auflösungs- imd Scheidungsklage kann 
die Partei bei dem für den Process zuständigen Gerichtshofe um 
Vornahme des Sühneversuchs ansuchen. 

Der Sühne versuch ist unstatthaft, wenn die Aullösungs- oder 
Theilungsklage im Namen eines geisteskranken Ehegatten von 
dessen gesetzhchem Vertreter angestrengt wird (§ 87 des Ges.-Art. 
XXXI : 1894), oder wenn der Aufenthaltsort der Gegenpartei 
unbekannt ist. 

Die Stellung des Antrages wahrt die für die Anstrengung der 
Auflösungs- und Scheidungsklage in den §§ 83 und 105 des Ges.- 
Art. XXXI : 1894 festgesetzte Frist. 

Infolge des Antrages beraumt der Vorsitzende oder der von 
ihm beauftragte Richter einen Sühnetermin an und ladet hiezu 
die Ehetheile mit dem Auftrage vor, persönlich zu erscheinen. 

Die Ladung ist jedem der Ehetheile zu eigenen Händen zuzu- 
stellen, wenn sie aber deren Annahme verweigern, bei ihnen 
zurückzulassen. 

Der Sühneversuch kann aus wichtigen Gründen auch im Re- 
quisitionswege erfolgen. 

Kann eine der Parteien krankheitshalber oder aus andern 
wichtigen Gründen nicht vor dem Gericht erscheinen, so können 
die Parteien an einem geeigneten Orte eventuell im Requisitionswege 
auch einzeln verhört werden. 

§ 676. 

Bei dem Sühneversuch dürfen nur die Ehetheile zugegen sein. 
Diese Anordnung schliesst die zur Sicherheit der Parteien erforder- 
lichen Verfügungen nicht aus. 

Ist nach Anhörung der Parteien gegründete Aussicht dafür 
vorhanden, dass ein neueriicher Sühneversuch Erfolg ergeben werde. 
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SO kann der Richter einen neuerlichen Termin zur Vornahme 
des Sühneversuchs anberaumen. 

Der beim Termin nicht erschienene Antragsteller kann bei 
dem den Sühne versuch vornehmenden Gerichte binnen 15 Tagen 
nach dem Termin die Anberaumung eines neuen Termins 
beantragen. Nach fruchtlosem Verstreichen dieser Frist ist der 
Antrag auf Vornahme von Sühneversuchen als nicht gestellt 
anzusehen. 

Erscheint aber beim Termin lediglich der Antragsteller, so 
ist die Versöhnung als misslungen zu betrachten. 

Die Versöhnung ist auch dann als misslungen zu betrachten, 
wenn die Ladung der Gegenpartei zweimal erfolglos versucht wor- 
den ist. 

Wegen Versäumung des Sühnetermins ist Wiedereinsetzung 
nicht statthaft. 

§ 677. 

Wenn die Versöhnung nicht gelingt, so bestätigt der Richter 
dies dem Antragsteller mit Bescheid. 

Strengt der Antragsteller seine Klage binnen 30 Tagen vom 
Tage der Empfangnahme des Bescheides an gerechnet nicht an, so 
ist der Antrag auf Sühneversuch als nicht gestellt anzusehen. Auf 
diese Folge hat das Gericht den Antragsteller im Bescheide auf- 
merksam zu machen. 

Gegen den Bescheid, welcher das Misslingen der Versöhnung 
bestätigt, ist Beschwerde nicht statthaft. 

§ 678. 

Im Falle des § 77 des Ges.-Art. XXXI : 1894 ist die Ver- 
haltung des die eheliche Lebensgemeinschaft auflösenden Ehetheils 
zur Wiederstellung der ehelichen Lebensgemeinschaft bei demjeni- 
gen Gerichte zu beantragen, welches für den Eheprocess zustän- 
dig ist. 

Zur Stellung des Antrags ist der verlassene Ehegatte, bezw. 
im Falle des § 87 des Ges.-Art. XXXI : 1894 dessen gesetzlicher 
Vertreter berechtigt. 

Im Antrage sind die auf die Verlassung und deren Dauer 
bezüglichen Daten anzugeben und glaubhaft zu machen. 

Erachtet das Gericht die vorgebrachten Angaben für nicht 
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genügend, so trägt es dem verlassenden Ehetheile mit Bescheid auf, 
die eheliche Lebensgemeinschaft in der im Bescheide festgesetzten 
Frist wiederherzustellen, da andernfalls das Gericht infolge Klage 
des Beschwerdeführers über die Auflösung der Ehe entscheiden werde. 

Zur Wiederherstellung der ehelichen Lebensgemeinschaft ist 
eine von Zustellung des Bescheides an zu rechnende, mindestens 
dreissigtägige Frist zu gewähren ; doch kann sich die Frist auf 90 
Tage erstrecken, wenn sich dies wegen der Entfernung des Aufent- 
haltsortes des verlassenden Ehetheils oder wegen sonstiger Umstände 
als zweckmässig erweist. 

Der Bescheid ist dem verlassenden Ehegatten derart zuzu- 
stellen, wie der über eine Klage erlassene Ladungsbescheid dem 
Beklagten, Edictalzustellung aber ist nicht statthaft. 

Gegen den Bescheid ist Beschwerde nicht statthaft. 

§ 679. 

Um Erlassung des in § 77, Punkt h) des Ges.-Art. XXXI : 1894 
erwähnten Edictes ist das für den Eheprocess zuständige Gericht 
anzugehen. 

Zur Stellung des Antrags ist der verlassene Ehegatte, bezw. 
im Falle des § 87 des Ges.-Art. XXXI : 1894 dessen geselzhcher 
Vertreter berechtigt. 

Im Antrage sind jene Daten anzuführen und glaubhaft zu 
machen, welche sich auf die Verlassung und auf den letzten be- 
kannten Aufenthaltsort des abwesenden Ehetheils beziehen, sowie 
der Umstand, dass der gegenwärtige Aufenthaltsort des verlassenden 
fJhelheils unbekannt und dass der letztere seit mindestens einem 
Jahre verschollen ist. 

Erachtet das Gericht die vorgebrachten Angaben für genügend, 
so bestellt es für den abwesenden Ehetheil einen Curator und er- 
lässt unter Einem ein Edict, worin es den Abwesenden auffordert, 
die ehehche Lebensgemeinschaft binnen einem Jahre wiederherzu- 
stellen, da andernfalls das Gericht auf Klage des Beschwerdeführers 
über die Auflösung der Ehe entscheiden werde, und ihn weiters 
auffordert, das Gericht von seinem Aufenthaltsort zu verständigen, 
weil ihn andernfalls im eingeleiteten Auflösungsprocesse mit Um- 
gangnahme von neuerlicher Edictalladung der bestellte Curator 
vertreten werde. 
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Das Edict ist beim Gerichtshofe zu affigiren und zweima' 
in das Amtsblatt einzuschalten. Das Gericht kann den Umständen 
gemäss anordnen, dass das Edict im Auszuge auch in andere, ge- 
gebenenfalls ausländische Zeitungen und während der Edictalfrist 
auch wiederholt eingeschaltet werde. 

Die Edictalfrist läuft von dem auf die zweite im Amtsblatt 
erfolgte Einschaltung des Edictes folgenden Tage an. 

Der Curator ist von der Erledigung auf einem Duplicat des 
Antrags, der Antragsteller aber auf der Rubrik zu verständigen. 

Gegen den Bescheid, welcher die Erlassung des Edictes an- 
ordnet, ist Beschwerde nicht statthaft. 

§ 680. 

Die Nichtigkeitsklage seitens eines der Ehetheile ist gegen 
den andern Ehetheil, bezw. im Falle der Handlungsunfähigkeit 
dieses Ehetheils (§ 127 des Ges.- Art. XXXI : 1894) gegen dessen 
gesetzlichen Vertreter anzustrengen, seitens des kgl. Staatsanwaltes 
oder eines Dritten aber gegen beide Ehetheile bezw. gegen deren 
gesetzlichen Vertreter. 

Dieser § ist auch in dem Falle entsprechend anzuwenden, 
w^enn der kgl. Staatsanwalt im Sinne des § 56, Punkt a) des Ges.- 
Art. XXXI : 1894 oder die Vormundschaftsbehörde im Sinne des 
Punktes' h) desselben eine Anfechtungsklage einbringt. Wenn aber 
in dem letzteren Falle der gesetzliche Vertreter des handlungs- 
fähigen Ehegatten betheiligt wäre, so ist die Klage an seinerstatt 
gegen den auf Ersuchen des Gerichtes seitens der Vormundschafts- 
behörde zu bestellenden Curator zu richten. 

§ 681. 

Gründet der Kläger die Auflösungs- oder Scheidungsklage auf 
treuloses Verlassen, so ist die Durchführung des in § 678, bezw. 
679 bestimmten Verfahrens in der Klageschrift zu erweisen. 

In Auflösungs- oder Scheidungs-Processen ist in der Klage- 
schrift auch der Umstand zu erwähnen; dass der Sühneversuch 
erfolgt, oder dass derselbe auf Grund des § 675, zweiter Abs., 
nicht statthaft ist. 

Behufs Vorbereitung der Verhandlung sind in der Klageschrift 
insbesondere die auf die Eheschliessung, in Auflösungs- oder Schei- 
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dungs-Processen aber auch die auf die Geburt und auf das etwaige 
Ableben der aus der Ehe stammenden Kinder bezügUehen Daten 
anzugeben imd sind die diese Umstände erweisenden Urkmiden 
beizuschliessen. Kann die Partei diese Urkunden nicht beschaffen, 
so hat sie ihre anderen Beweismittel anzugeben. 

§ 682. 

Auf die Behebung der Mängel der Klageschrift, sowie auf 
die Zuröckweisimg der letzteren sind die Vorschriften der §§ 141 
und 142 mit den nachfolgenden Abweichungen anzuwenden. 

Das Gericht weist die Klageschrift auch dann zurück, wemi 
der Kläger zur Anbringung der Klage offensichthch nicht berech- 
tigt ist, ferner wenn die Klage auf treuloses Verlassen gegründet 
ist und das im § 678, bezw. 679 vorgeschriebene Verfahren nicht 
erfolgt ist. 

Im Falle Unzuständigkeit des Gerichtes ist, wenn der Ges.- 
Art. XXXI : 1894 zur Einleitimg der Klage einen Termin festsetzt, 
der Kläger in dem Zurückweisungsbescheide aufmerksam zu machen, 
dass im Sinne des § 190 die privatrechtlichen Wirkungen der Klags- 
anbringung aufrecht bleiben, wenn er seine Klage innerhalb 30 Ta- 
gen von Rechtskraft des Zurückweisungsbescheides an gerechnet, 
bei dem zuständigen Gerichte einreicht. 

§ 683. 
Wenn die Anfechtungsklage im Sinne des § 59 des Ges.-Art. 
XXXI : 1894 seitens eines Minderjährigen, des gesetzlichen Vertre- 
ters oder der Eltern angestrengt wrd, so ist ein Exemplar derselben 
der zuständigen Vormundschaftsbehörde einzusenden und kann das 
Verfahren nur in dem Falle in Gang gesetzt werden, wenn das 
Vormundschaftsgericht binnen der im § 59 des Ges.-Art. XXXI : 1894 
festgesetzten 3 Monate den Gerichtshof davon verständigt, dass es 
die Anfechtung zu seiner eigenen Sache gemacht habe. 

§ 684. • 
Wenn in einem Auflösungs- oder Scheidungsprocesse vor 
Einreichung der Klageschrift die Versöhnung noch nicht versucht 
wurde oder wenn seit dem erfolglosen Sühneversuche mehr 
als 30 Tage verflossen sind (§ 677), so ordnet der Vorsitzende 
oder der von ihm beauftragte Richter — soferne nicht der Fal 
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des § 675, zweiter Absatz vorliegt — ohne Erledigung der Klage- 
schrift den Sühneversuch an. 

Von der vorherigen Vornahme eines Versöhnungsversuchs 
kann abgesehen werden, wenn sich die Gegenpartei im Auslände 
aufhält oder wenn der vorherige Versöhnungsversuch auch sonst 
auf bedeutende Schwierigkeiten stösst. 

Im übrigen sind auf die Vornahme des Sühneversuchs die 
Vorschriften der §§ 675 — 677 anzuwenden. 

Der Umstand, dass die Vornahme des Sühneversuchs nicht 
oder nicht durch das zuständige Gericht erfolgt ist, verhindert die 
Fortsetzung des Verfahrens nicht. 

§ 685. 

Wenn der Fall des § 684 nicht vorliegt, sowie wenn der 
für den Auflösungs- und Scheidungsprocess angeordnete Sühne- 
versuch erfolglos geblieben ist, bestellt der Vorsitzende zur Vor- 
bereitung der mündlichen Verhandlung einen beauftragten Richter. 
Er sorgt auch für den Fall der Verhinderung des beauftragten 
Richters für dessen Stellvertretung. 

In dem das vorbereitende Verfahren anordnenden Bescheide 
kann dem Kläger aufgetragen werden, dass er die behufs Vorbe- 
reitung des Verfahrens nothwendigen Daten und Beweismittel vor 
dem beauftragten Richter nachtrage. 

Der Termin der vorbereitenden Verhandlung ist in dem dele- 
girenden Bescheide anzuberaumen. Die im Zuge des vorbereitenden 
Verfahrens erforderlichen Termine beraumt der beauftragte Richter an. 

Der Vorsitzende kann mit der Leitung des vorbereitenden 
Verfahrens, wenn sich dies als zweckmässig erweist, auch einen er- 
suchten Richter betrauen und dieser verfährt nach den für den 
beauftragten Richter festgesetzten Vorschriften. 

§ 686. 

Die vorbereitende Verhandlung ist nicht öffentlich. 

Der mit der Leitung des vorbereitenden Verfahrens betraute 
Richter verhört die Parteien und sorgt auf Grund ihrer Vorträge 
und Erklärungen, in Ansehung der im § 699 erwähnten Thatsachen 
aber auch von amtswegen, für die Aufklärung des Thatbestandes 
und der Beweismittel. 
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Hinsichtlich der Unterbringung der Kinder und hinsichtlich 
der Vermögensfragen hat der Richter eine Einigung zwischen den 
Parteien zu versuchen. 

In den Fällen des § 99 des Ges.- Art. XXXI : 1894 soll der 
Richter auch für die Aufklärung jener Umstände sorgen, von 
welchen die Festsetzung der Anordnung und Dauer der Sonderung 
der Ehegatten abhängt und er soll unter einem die Ehetheile auch 
darüber anhören, ob sie die Zeit der Sonderung nicht über die 
gesetzliche Zeit hinaus verlängert haben wollen. 

§ 687. 

Der Richter hat behufs Aufklärung des Thatbestandes die 
Ehetheile in der Regel persönlich zu verhören und er verhört nach 
Redarf die gesetzlichen Vertreter und die Eltern der Parteien, 
sowie auch andere Personen. Vom persönlichen Verhör der Ehe- 
gatten kann abgesehen werden, wenn dieselbe für die Entscheidung 
der Sache nicht von Bedeutung ist oder auf beträchtliche Hinder- 
nisse stösst. 

Der Richter kann anordnen, dass das Verhör in Abwesenheit 
der Gegenpartei, bezw. der Parteien erfolge. 

Wenn die zu verhörende Person nicht erscheint oder nicht 
aussagt, so hat der Richter gegen sie die im § 314, bezw. 321 
festgesetzten Folgen der Verweigerung der Zeugenaussage anzu- 
wenden, mit der Abweichung, dass die im § 321, Absatz 2 be- 
stimmte Festnahme und Haft den Ehetheilen gegenüber nicht 
statthaft ist. Die Umstände aber, auf Grund welcher die Zeugen- 
aussage verweigert werden kann, entheben auch gelegentlich des 
Verhörs von der Pflicht zur Aussage, doch können die Ehetheile 
lediglich auf Grund des zwischen ihnen bestehenden Eheverhält- 
nisses (§ 317, Punkt 1) die Aussage nicht verweigern. 

Der Richter kann das persönliche Verhör auch im Requisi- 
tionswege veranlassen (§ 236). 

§ 688. 
Beweise kann der mit der Leitung des vorbereitenden Ver- 
fahrens betraute Richter in der Regel nicht aufnehmen. 

Liegen die Bedingungen einer anticipirten Beweisaufnahme 
vor, so nimmt der Richter den Beweis entweder selbst oder im 
Requisitionswege auf. 

16 
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§ 689. 
Das vorbereitende Verfahren ist insolange forizuselzen, bis 
der Process im Ganzen oder in einer besonders zu entscheidenden 
Frage zur Entsc heidung oder Anordnung eines Beweisverfahrens 
reif ist. 

§ 690. 
Die §§ 6CC — TCO sind auch im vorbereitenden Verfahren ent- 
sprechend anzuwenden. 

§ 691. 

Das Ausbleiben der Parteien oder einer derselben verhindert 
den Beginn und die Fortsetzung des vorbereitenden Verfahrens 
nicht. Beraumt der Richter zur Fortsetzung der Verhandlung einen 
neuen Termin an, so ladet er zu demselben auch die säumige 
Partei vor. 

Wenn eine Partei den im vorbereitenden Verfahren anbe- 
raumten Termin versäumt, kann sie aus diesem Grunde weder 
Wiedereinsetzung ansprechen, noch auch die Wiederholung oder 
Ergänzung des vorbereitenden Verfahrens begehren. 

In das über die vorbereitende Verhandlung zu führende Pro- 
tocoU ist auch der von amtswegen aufgeklärte Thatbestand mit 
Angabe der Beweismittel aufzunehmen. 

In das Protocoll sind auch der Name des kgl. Staatsanwal- 
tes und seine Anträge, sowie seine für die Entscheidung der An- 
gelegenheit und den Gang des Verfahrens wesentlichen that säch- 
lichen Behauptungen und Erklärungen unter Berufung auf die an- 
gebotenen Beweismittel aufzunehmen, 

Soferne aus den Vorschriften dieses Titels nichts anderes 
folgt, sind in dem vorbereitenden Verfahren die Vorschriften des 
Verfahrens vor Bezirksgerichten anzuwenden. 

§ 692. 

Nach Beendigung des vorbereitenden Verfahrens legt der 

Richter das aufgenommene Protocoll und die anderen Acten dem 

Gerichtshofe vor, bezw. übersendet sie demselben. Der Vorsitzende 

beraumt zur mündlichen Verhandlung der Sache einen Termin an, 

ladet zu demselben die Parteien und alle jene Personen von amts- 
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wegen vor, deren Einvernahme sich dem Ergebnisse des vorberei- 
tenden Verfahrens gemäss als notwendig erweist. 

Im Übrigen ist § 211 entsprechend anzuwenden. 

§ 693. 
Zu Beginn der mündlichen Verhandlung tragen die Parteien 
nach dem Vortrage ihrer Anträge das Ergebnis des vorbereitenden 
Verfahrens vor. Wenn der Vortrag der Parteien, bezw. der erschie- 
nenen Partei dem Inhalte des über das vorbereitende Verfahren 
aufgenommenen Protocolles nicht entspricht, sorgt der Vorsitzende 
für die Richtigstellung des Vortrages. Nötigenfalls liest ein Mitghed 
des Gerichtes oder der Schriftführer das Protocoll vor. 

§ 694. 
Die Verhandlung des Meritums der Angelegenheit kann aut 
Grund processhindernden Einreden nicht verweigert werden, das 
Gericht kann aber die abgesonderte Verhandlung dieser Einreden 
von amtswegen anordnen. 

§ 695. 

Wenn das Gericht in den Fällen des § 99 des Ges.-Art. 
XXXI : 1894 die Sonderung der Ehegatten von Tisch und Bett an- 
ordnet, entscheidet es mit Bescheid, in welchem die Zeit der Sonde- 
rung von der Verkündung des Bescheides ab gerechnet unter 
kalendermässiger Bezeichnung des letzten Tages zu bemessen ist. 

Gegen den die Sonderung anordnenden Bescheid ist Be- 
schwerde nur dann statthaft, wenn die Scheidung im Sinne des 
Gesetzes überhaupt nicht angeordnet werden kann. 

Nach Ablauf der für die Sonderung bemessenen Zeit beraumt 
das Gericht auf Antrag des Klägers und im Falle einer Wider- 
klage auch auf Antrag des Beklagten in der Frage der Auflösung 
der Ehe eine mündliche Verhandlung an. (§ 100 des Ges.-Art. 
XXXI : 1894.) 

Bei Änderung der Umstände, insbesondere, wenn eine der 
Parteien einen derartigen Auflösungsgrund vorbringt, auf Grund 
dessen die Ehe ohne Anordnung einer Sonderung aufgelöst werden 
kann, kann die Verhandlung auch vor Ablauf der für die Sonderung 
bemessenen Zeit abgehalten werden. 

16* 
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§ 696. 

Der Kläger kann von seiner Klage bis zur Rechtskraft des 
Urtheiles in jedem Stadium des Verfahrens auch ohne EinwiUigung 
der Gegenpartei abstehen. 

Das Verfahren ist fortzusetzen, wenn eine der ebenfalls hiezu 
berechtigten und an dem Verfahren betheiligten Parteien die Klage 
zu ihrer eigenen macht 

Ist die berechtigte Partei gelegentlich der mündUchen Ab- 
stehung nicht anwesend, so ist ihr die Absiehung mitzuteilen. In 
diesem Falle, sowie auch wenn die Abstehung schriftlich erfolgt 
ist, kann die berechtigte Partei die Klage binnen 15 Tagen von 
der Mitteilung der Abstehung ab gerechnet, zu ihrer eigenen machen. 

Die Abstehung von der Klage verhindert die Verhandlung 
der Widerklage nicht. Im Übrigen ist dieser § auch auf die Wider- 
klage entsprechend anzuwenden. 

Die im § 68 des Ges.-Art. XXXI : 1894 geregelte ünzurück- 
ziehbarkeit der Anfechtung bleibt unberührt. 

§ 697. 

Der Kläger kann zur Begründung des Begehrens der an- 
gestrengten Klage bis zum Abschlüsse der dem erstrichteriichen 
ürtheile vorangehenden Verhandlung auch solche Gründe anführen^ 
welche er in seiner Klage nicht geltend gemacht hat. 

Zur Begründung einer Anfechtungs-, Auflösungs- oder Schei- 
dungsklage, bezw. Widerklage kann die Partei auch Gründe vor- 
bringen, hinsichthch welcher ihr ein Klagsrecht zur Zeit der An- 
bringung des Antrags auf Vornahme von Versöhnungsversuchen, in 
Ermanglung eines solchen aber zur Zeit der Anstrengung der Klage 
bezw. Widerklage noch zustand, den sie aber jetzt wegen Zeit- 
ablaufs mit selbstständiger Klage nicht mehr geltend machen könnte. 

Im Falle Vorbringens neuer Gründe oder Anstrengung einer 
Widerklage ist vorherige Vornahme von Versöhnungsversuchen 
nicht statthaft. 

§ 698. 
In Auflösungs- und Scheidungsprocessen, sowie in Anfechtungs- 
Processen kann das Gericht die Versöhnung der Parteien in jedem 
Stadium des Processes versuchen und dieselben zu diesem Zwecke 
vor einen beauftragten oder ersuchten Richter verweisen. 
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§ 699. 

In Nichtigkeitsprocessen nimmt das Gericht auch von amts- 
wegen diejenigen Thatsachen und Beweise wahr, welche für die 
Beurtheilung der von den Parteien zur Begründung des Klags- und 
Widerklagsbegehrens vorgebrachten Gründe erheblich sind. 

In Anfechtungs-, sowie Auflösungs- und Scheidungsprocessen 
nimmt das Gericht diese Thatsachen und Beweise nur im Interesse 
der Aufrechthaltung der Ehe von amiswegen wahr. 

Über solche Thatsachen und Beweise sind die Parteien vor 
der Fällung der Entscheidung anzuhören. 

§ 700. 

Die Vorschriften, welche die Folgen der Versäumung der 
über thatsächliche Behauptungen oder über Urkunden abzugebenden 
Erklärungen, ferner die Folgen des gerichtüchen Anerkenntnisses 
oder Geständnisses festsetzen, sind in Eheprocessen nicht anwend- 
bar. Welche Beweiskraft dem gerichtlichen Geständnisse beige- 
messen werden kann, beurteilt das Gericht auf Grund eingehender 
Würdigung der Umstände nach § 285. 

Die Parteien können den Zeugen, Sachverständigen oder der 
Gegenpartei den Eid nicht erlassen. 

Die eidliche Einvernahme der Partei kann nur zur Ergänzung 
eines anderen Beweises angeordnet werden. 

Ein vereinbarter Eid, sowie ein von den Parteien festgesetzter 
Eid (§ 395) ist unstatthaft, 

§ 701. 

Die im § 687 bezeichneten Personen kann das Gericht auch 
verhören und die Ergänzung oder Wiederholung einer im vorberei- 
tenden Verfahren schon erfolgten Beweisaufnahme oder Einver- 
nehmung anordnen. 

Im Falle Nichterscheinens oder Verweigerung der Aussage 
einer persönlich zu verhörenden Person ist § 687 anzuwenden. 

Das Gericht kann weiters auch die Ergänzung des vorberei- 
tenden Verfahrens anordnen. In diesem Falle beraumt es, wenn 
möghch, gleichzeitig den Termin zur Fortsetzung der mündlichen 
Verhandlung an. 
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§ 702. 

Wenn zum Verhandlungstermine der Beklagte nicht erscheint, 
verhandelt das Gericht auf Antrag des Klägers in der Sache. 

Wenn zum Verhandlungstermine der Kläger nicht erscheint, 
oder der erschienene Kläger die Verhandlung der Sache nicht 
wünscht, erklärt das Gericht den Process mit Bescheid für eingestellt, 
ausgenommen, wenn eine zur Anstrengung desselben ebenfalls be- 
rechtigte Partei, welche am Verfahren theilgenommen hat, den Process 
übernimmt. 

Der die Einstellung des Processes aussprechende Bescheid 
wird unwirksam, wenn der nicht erschienene Kläger oder eine 
zur Processerhebung ebenfalls: berechtigte Partei binnen einer 
IStägigen Präclusivfrist nach Zustellung des Bescheides die An- 
beraumung eines neuerlichen Verhandlungstermines beantragt. 

Die Partei, welche im Sinne dieses § die Anberaumung eines 
mündlichen Termines beantragt, kann im Falle Versäumung eines 
der späteren Termine nicht mehr einen solchen Antrag stellen, 
ihr Versäumnis jedoch mit Wiedereinsetzung gutmachen. 

Hat den Nichtigkeitsprocess der kgl. Staatsanwalt angestrengt 
und hat dieser den Verhandlungstermin versäumt, so beraumt das 
Gericht von amtswegen einen neueriichen Termin an. 

Die §§ 459 und 460, § 464, Absatz 1, sowie § 465, Absatz 
1, 2 und 4 können in Eheprocessen nicht angewendet werden, 
der § 462 dagegen kann nur hinsichtlich der Punkte 2 und 3 
derart angewendet werden, dass gegen den den neuerlichen Verhand- 
lungstermin anberaumenden Bescheid Beschwerde unstatthaft ist. 

§ 703. 

In das über die mündliche Verhandlung geführte Protokoll 
sind auch der Name und die Anträge des kgl. Staatsanwaltes auf- 
zunehmen. 

Der Vorsitzende kann auch die Aufnahme des von amtswegen 
aufgeklärten Thalbestandes (§ 699) in das Protokoll anordnen. 

§ 704. 
Nach Anstrengung des Processes oder nach dem Antrag 
auf vorherige Vornahme von Versöhnungsversuchen kann im Sinne 
der §§ 72 und 98 des Ges.-Art. XXXI : 1894 die provisorische 
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Sonderung dasjenige Gericht anordnen, bei dem die Hauptsache 
anhängig ist und dasselbe entscheidet auch über die im § 102 
des Ges.-Art. XXXI : 1894 erwähnten anschliessenden Verfügungen. 

In dringenden Fällen kann auch der Vorsitzende die noth- 
wendigen Verfügungen treffen. 

Wird der Antrag ausserhalb der mündlichen Verhandlung 
vorgebracht, so kann über ihn auch ohne mündliche Verhand- 
lung entschieden werden, doch ist die Gegenpartei, soferne die 
Verzögerung nicht mit Gefahr verbunden ist, anzuhören. 

Die zur Begründung der in Angelegenheit der im § 102 des 
Ges.-Art. XXXI : 1894 erwähnten Verfügungen gestellten Anträge 
dienenden Thatumstände sind glaubhaft zu machen. Das Gericht 
kann vor der Beschlussfassung erforderlichenfalls auch die Ein- 
ziehung von Erkundigungen veranlassen. 

Das Gericht entscheidet mit Bescheid, der sofort vollstreck- 
bar ist. 

Der erlassene Bescheid kann den Umständen entsprechend 
abgeändert werden. 

Gegen den Bescheid des Processgerichtes oder des Vorsitzen- 
den ist eininstanzliche Beschwerde zulässig. 

Die Anwendung dieses § wird durch den Umstand nicht 
ausgeschlossen, dass das Gericht, bezw. die Vormundschaftsbehörde 
über die AHmentation der Gattin und die Unterbringung und Er- 
haltung der Kinder schon vor Einleitung des Processes oder vor 
dem Antrage auf vorherige Vornahme von Versöhnungs versuchen 
entschieden hat. 

§ 705. 

Den §§ 93, 102 und 103 des Ges.-Art. XXXI : 1894 entspre- 
chende einstweilige Verfügungen können im Falle des § 118 des 
Ges.-Art. XXXI : 1894 bei den kgl. Bezirksgerichten mit Klage be- 
antragt werden. 

Die Zuständigkeit wird durch den Wohn- oder Aufenthaltsort 
des Gatten bestimmt. 

Auf die Glaubhaftmachung der zur Begründung des Begehrens 
dienenden Thatumstände und auf die Berechtigung des Gerichtes, 
Erkundigungen zu veranlassen, ist der vorhergehende § auch in 
solchen Processen entsprechend anzuwenden. 
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Die auf die Sonderung bezüglichen und die damit verbundenen 
Verfügungen sind sofort vollstreckbar. 

§ 706. 

Wenn vor Rechtskraft des ürtheiles einer der EhetheUe stirbt, 
kann der Process im Meritum nicht fortgesetzt werden und der 
erlassene Beschluss verliert in merito seine Wirksamkeit. 

In Nichtigkeits- und Anfechtungsprocessen findet der erste 
Absatz keine Anwendung, wenn ein Ehetheil nach Beendigung der 
Revisionsverhandlung stirbt und die kgl. Curie mit der Aufhebung 
des ürtheiles eine weitere Verhandlung und neuerliche Fällung 
der Entscheidung nicht anordnet; in diesem Falle ist der Bescheid 
anstatt dem verstorbenen Ehetheile den bekannten Erben und 
dem für die unbekannten bestellten Curator zuzustellen und zu- 
gleich dem Nachlassgerichte des verstorbenen Ehetheiles mitzutheilen. 

§ 707. 

Der Process ist vor dem Berufungsgerichte ohne Rücksicht 
auf die Schranken des Berufungsantrags und Gegenantrags in 
dem im § 699 bestimmten Umfange von neuem zu verhandeln 
und zu entscheiden. 

§ 523 ist nicht anwendbar. 

Im Berufungsverfahren kann weder eine Widerklage einge- 
bracht, noch auch ein zur Begründung der Klage oder Wider- 
klage vor dem Gerichte erster Instanz nicht vorgebrachter Grund 
geltend gemacht werden. 

Das Berufungsgericht hat die Thatsachen und Beweise, welche 
auf die Entscheidung der Angelegenheit von Einfluss sind, auch 
in dem Falle von amtswegen wahrzunemen (§ 699), wenn die 
Gegenpartei oder der kgl. Staatsanwalt bei der Berufungsverhand- 
lung nicht erschienen sind. 

Das Berufungsgericht nimmt den Mangel der Zuständigkeit 
nur im Falle des § 671 von amtswegen wahr. 

Das Berufungsgericht kann das erstrichterliche ürtheil aus 
dem Grunde, dass von dem in Angelegenheit der Auflösung der 
Ehe erlassenen Bescheide die Sonderung der Eheleute nicht ange- 
ordnet war, nicht aufheben und auch die Sonderung nur dann an- 
ordnen, wenn dies seitens des Gerichtes erster Instanz in den Fäl- 
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len des § 80 des Ges.-Art. XXXI : 1894 nicht angeordnet wurde 
und das Berufungsgericht befindet, dass die Auflösung der Ehe 
nur aus einem der in diesem § bezeichneten ' Gründe ausgespro- 
chen werden könne. 

Das Berufungsgericht geht im Falle der Anordnung der Son- 
derung nach § 695 vor. 

§ 708. 

Die für den öffentlichen Vortrag der Berufung festgeselzten 
Vorschriften der §§ 534 — 541 können in Ehesachen nicht ange- 
wendet werden. 

§ 709. 

Das Ausbleiben der gehörig vorgeladenen Parteien oder des 
kgl, Staatsanwaltes von der Berufungsverhandlung, verhindert die 
Erledigung der Berufung nicht. 

Der Berufungs- oder Anschliessungsantrag der säumigen 
Partei, bezw. des kgl. Staatsanwaltes wird aus der Berufung, bezw. 
aus den vorbereitenden Schriftsätzen durch";^den Schriftführer oder 
durch ein Mitglied des Gerichtes verlesen. 

§ 710. 

Die §§ 696, 699, 700, der 1. und 2. Absatz des § 701, die 
^§ 703 und 704 sind auch im Berufungsverfahren entsprechend 
anzuwenden. 

§ 711. 

Wenn das Berufungsgericht die Sonderung der Ehegatten 
entgegen dem vorletzten Absätze des § 707 nicht angeordnet hat 
und das Revisionsgericht erachtet, dass die Auflösung der Ehe 
lediglich aus dem im § 80 des Ges.-Art. XXXI : 1894 festgesetz- 
ten Grunde ausgesprochen werden kann, so hebt das Revisions- 
gericht das Urtheil auf und weist das Berufungsgericht zur Anord- 
nung der Sonderung und zum eventuellen weiteren Verfahren an. 

§ 712. 
§ 565 ist in Eheprocessen nicht anwendbar. 
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§713. 

Gegen das ürtheil, mit welchem die Ungiltigkeit oder Auflö- 
sung der Ehe, sowie die Scheidung von Tisch und Bett ausge- 
sprochen wird, ist in der Frage des Aufrechtbestandes der Ehe 
Wiederaufnahme des Verfahrens nicht statthaft. 

Gegen das abweisliche Endurtheil ist Wiederaufnahme des 
Verfahrens nur insoferne statthaft, als die Wiederaufnahme des 
Verfahrens den Vorschriften des Ges.-Art. XXXI : 1894 nicht 
widerspricht. Gegen das die Nichtigkeitsklage abweisende ürtheil 
ist die Wiederaufnahme des Verfahrens nur aus den in den Punk- 
ten 1 bis 6 des § 588 enthaltenen Gründen auch auf Grund der 
im ersten Processe nicht geltend gemachten neuen Thatsachen und 
Beweise statthaft und zwar auf Grund der letzteren ohne Rück- 
sicht auf die im § 593 bemessenen Fristen. 

Auf die Verhandlung und Entscheidung des Begehrens um 
Wiederaufnahme des Verfahrens sind die in diesem Titel für die 
betreffenden Eheprocesse festgesetzten Vorschriften entsprechend 
anzuwenden. Ein vorheriger Versöhnungsversuch ist unstatthaft. 

§ 714. 
Die Abänderung des von Tisch und Bett scheidenden ürthei- 
les in ein Auflösungs-Ürtheil (§ 107 des Ges.-Art. XXXI : 1894) 
kann bei dem Gerichte erster Instanz des vorherigen Processes 
mit Klage begehrt werden. Das Gericht beraumt zur mündlichen 
Verhandlung der Klage einen Termin an, bei welchem sich die 
Verhandlung nur darauf erstrecken darf, ob die Abänderung auf 
Grund des von Tisch und Bett scheidenden Processes im Sinne 
der §§ 106 und 107 des Ges.-Art. XXXI : 1894 begehrt werden 
kann. Neue Auflösungsgründe kann keine Partei vorbringen und 
auch keine andere Klage anstrengen. 

§ 715. 
Wenn die Scheidung von Tisch und Bett durch ein auslän- 
disches Gericht vor Erlangung der ungarischen Staatsbürgerschaft 
mit rechtskräftigem ürtheil ausgesprochen wTirde, so kann die im 
§ 115 des Ges.-Art. XXXI : 1894 erwähnte Auflösungsklage nach 
Ablauf der im § 107 des Ges.-Art. XXXI : 1894 bemessenen zw^ei- 
jährigen Zeit angestrengt werden. Der Auflösungsklage geht in 
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einem solchen Falle ein vorheriger Versöhnungsversuch nicht vorher 
und ist die Anordnung der im § 99 des Ges.-Art. XXXI : 1894 
geregelten Sonderung nicht statthaft. 

Das Gericht geht in eine Prüfung der Wahrheit des von dem 
ausländischen Gerichte in seinem ürtheile festgestellten Scheidungs- 
grundes nicht ein. 

§ 716. 

Wenn die Klage in Ehesachen, welche vor Erlangung der 
ungarischen Staatsbürgerschaft der Ehegatten vor einem auslän- 
dischen Gericht angestrengt wurde und sich noch im Zuge befin- 
det, nach Erlangung der ungarischen Staatsbürgerschaft vor einem 
inländischen Gerichte angestrengt wird, finden die auf den Ehe- 
process bezüglichen Vorschriften mit den folgenden Abweichungen 
Anwendung. 

Die Klage, für deren Anstrengung die §§ 57 und 83 des 
Ges.-Art. XXXI : 1894 eine Frist gewähren, kann auch nach 
Ablauf dieser Frist angestrengt werden, vorausgesetzt, dass seit 
Erlangung des ungarischen Staatsbürgerrechtes noch nicht 6 Monate 
abgelaufen sind und der Process vor dem ausländischen Gerichte 
während der durch das frühere Recht der Ehegatten festgesetzten 
Frist angestrengt worden war. 

In Auflösungs- und Scheidungsprocessen ist vorherige Vor- 
nahme von Versöhnungs versuchen nicht erforderlich, wenn diese 
im Auslande versucht worden war. 

In denselben Processen kann ferner auch von der Anordnung 
der Sonderung abgesehen werden, wenn das ausländische ^Gericht 
die Sonderung schon angeordnet hat. 

Das inländische Gericht kann die im ausländischen Processe 
erfolgte Beweisaufnahme nach Anhörung der Parteien benützen. 

§ 717. 
Wenn zur Feststellung des ümstandes, ob zwischen den Par- 
teien eine Ehe besteht oder aber im Sinne des § 30 des Ges.-Art. 
XXXI : 1894 nicht besteht, oder ob die Ehe in Ermangelung eines 
bestimmten Nichtigkeitsgrundes giltig ist, bei Lebzeiten der Parteien, 
bezw. vor Beendigung der Ehe Klage angestrengt wird: so sind 
auf das Verfahren, mitinbegriffen die Zuständigkeit des Gerichtes, 
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die Vorschriften der auf die Nichtigkeit der Ehe bezüglichen 
Processe entsprechend anzuwenden. 

Zur Anstrengung der Klage sind die Ehegatten, behufs Fest- 
stellung des Nichtbestehens der Ehe aber ausserdem der kgl. 
Staatsanwalt und auch derjenige, welcher nachweist, dass er an 
dem Nichtbestehen der Ehe irgend ein rechtliches Interesse hat, 
berechtigt. 

Die §§ 48 und 50 des Ges -Art. XXXI : 1894 erstrecken sich 
auch auf die nach diesem § anzustrengenden Processe. 



Zweiter Abschnitt. 
Verfahren bezüglich vermögensrechtlicher Klagen in Eheprocessen. 

§ 718. 
Mit Nichtigkeits-, Anfechtungs-, Auflösungs- und Scheidungs- 
klagen können auch mit dem Eheverhältnisse zusammenhängende 
vermögensrechtliche Klagen verbunden, bezw. in demselben Ver- 
fahren mit Widerklage geltend gemacht werden und zwar auch 
dann, wenn ihre Geltendmachung sonst in den Wirkungskreis des 
Bezirksgerichtes gehören würde. 

§ 719. 

Wenn ein Beklagter seine vermögensrechtliche \Mderklage 
in dem vorbereitenden Verfahren anbringt, hat er diese, soferne 
er von einem Advocaten vertreten wird, dem Richter in zwei 
Exemplaren schriftlich zu übergeben, welcher das zweite Klags- 
exemplar der Gegenpartei behändigt. 

§ 720. 

Der mit der Leitung des vorbereitenden Verfahrens betraute 
Richter sorgt auf Grund des Vorbringens der Parteien auch für 
die Feststellung des Thatbestandes der vermögensrechtlichen Kla- 
gen, soferne dies die Beendigung des vorbereitenden Verfahrens 
nicht verzögert. 

Wenn aber beide Parteien durch Advocaten vertreten sind, 
weist der Richter die Parteien an, bezüglich der vermögensrecht- 
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liehen Klage, bezw. Widerklage in der von ihm festgesetzten 
Frist vorbereitende Schriftsätze zu wechseln (§§ 201 — 207). 

Das für das Gericht bestimmte Exemplar der vorbereitenden 
Schriftsätze ist behufs Beischliessung zu den Acten vor Beendigung 
des vorbereitenden Verfahrens bei dem mit dessen Leitung be- 
trauten Richter, danach aber bei dem Schriftführer zu hinter- 
legen. 

§ 721. 

Wenn eine der Parteien in dem vermögensrechtUchen Processe 
nicht processfähig ist und dieser Mangel durch den Eintritt des 
gesetzlichen Vertreters nicht behoben ist, verweist das Gericht die 
vermögensrechtliche Klage, bezw. Widerklage in seinem die ün- 
giltigkeit, Auflösung der Ehe oder die Scheidung aussprechenden 
Urtheile auf einen besonderen Process. 

Wenn die Bereinigung der vermögensrechtlichen Klage oder 
Widerklage die Erledigung des Eheprocesses verzögern würde, so 
entscheidet das Gericht in der Frage der Ehe und setzt das Ver- 
fahren in der vermögensrechtlichen Frage nur nach Rechtskraft 
des ürtheiles auf Antrag einer der Parteien fort. In diesem Falle kann 
das Gericht, soferne es die Angelegenheit nicht für genügend vor- 
bereitet erachtet, den Wechsel der erforderiichen vorbereitenden 
Schriftsätze anordnen und weist zu diesem Zwecke die Parteien 
an, sich durch Advocaten vertreten zu lassen. 

§ 722. 

Der über die vermögensrechtHche Klage oder Widerklage 
verfügende Theil des ürtheiles kann mit abgesonderter Berufung 
und wenn das Gericht in der vermögensrechtUchen Frage abgeson- 
dert entschieden hat, das in dieser Sache gefällte ürtheil mit 
Berufung nur dann angefochten werden, wenn der Wert des 
Gegenstandes des vermögensrechtlichen Processes 100 Kronen 
übersteigt. 

Diese Vorschrift ist auf das ürtheil des Berufungsgerichtes 
in der Weise anzuwenden, dass gegen dasselbe eine abgesonderte 
Revision, bezw. Revision nur dann statthaft ist, wenn der Wert 
des Streitgegenstandes 1000 Kronen übersteigt. 
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§ 723. 

Wenn das Gericht erster Instanz über die vermögensrechtliche 
Klage oder Widerklage und die Frage der Ehe gleichzeitig geur- 
theilt hat, so verhindert die gegen das Crtheil lediglich in der 
vermögensrechtlichen Frage ergriffene Berufung den Eintritt der 
Rechtskraft des Urtheiles in der Frage der Ehe nicht und ist 
Berufungsanschhessung in der Frage der Ehe nicht zulässig. Das 
Berufungsgericht kann in einem solchen Falle das Urtheil in der 
Frage der Ehe auch von amiswegen nicht überprüfen. 

§ 724. 

Wenn das Gericht erster Instanz über die vermögensrechtliche 
Klage, bezw. Widerklage und die Frage der Ehe gleichzeitig geur- 
theilt hat und das Berufungsgericht in der Frage der Ehe mit ab- 
gesondertem Urtheil entscheidet, so kann es in der vermögens- 
rechtlichen Frage die Berufungsverhandlung erst nach Rechtskraft 
des in der Frage der Ehe geschöpften ürl heiles fortsetzen. Zu 
diesem Behufe beraumt das Berufungsgericht von amtswegen einen 
Verhandlungstermin an. 

§ 725. 

Wenn das Gericht den Eheprocess einstellt, oder die Nich- 
tigkeits-, Anfechtungs-, Auflösungs- oder Scheidungsklage, bezw. 
Wiederklage abweist, erklärt es den Process in Sachen der ver- 
mögensrechtlichen Klage oder Widerklage für eingestellt. 

§ 726. 

Auf die in Eheprocessen gellendgemachten vermögensrecht- 
lichen Klagen sind die §§ 699, 700 und 702 nicht anwendbar. 

§ 727. 

Dieser Abschnitt erstreckt sich auf die in den §§ 90 — 96, bezw. 
105 des Ges.-Art. XXXI : 1894 erwähnten Fragen nicht, welche 
in dem Auflösungs-, bezw. Scheidungsurtheile ohne besondere Klage 
oder Widerklage zu erledigen sind, bezw. erledigt werden können. 
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ZWÖLFTER TITEL. 

Verfahren in Processen auf Anfechtung der Bhelichkeit 

eines Kindes. 

§ 728. 

In Processen, welche seitens des Mannes auf Anfechtung der 
Ehelichkeit des Kindes angesirengt werden, sind die §§ 672 und 
673, der 1. und 2. Absatz des § 682, der § 685, der 1. und 2. 
Absatz des § 686, die §§ 687, 688, 689, 691, 692, 693 und 694, 
der 1. Absatz des § 696, der erste und dritte Absatz des § 699, 
die §§ 700 und 701, der erste, zweite, dritte, vierte und sechste 
Absatz des § 702, der zweite Absatz des § 703, der erste, zweite 
und vierte Absatz des § 707, die §§ 708 und 709 entsprechend 
anzuwenden. 

Der erste Absatz des § 696, der erste und dritte Absatz 
des § 699, sowie der § 700 sind im vorbereitenden Verfahren, der 
erste Absatz des § 699, die §§ 700 und 701, sowie der zweite 
Absatz des § 703 aber auch im Berufungs verfahren entsprechend 
anzuwenden. 

§ 729. 

Die Klage ist gegen das Kind und wenn die Mutter des 
Kindes noch lebt, auch gegen diese anzustrengen. 

Behufs Bestellung des zur Vertretung des minderjährigen 
Kindes nothwendigen Vormundes (§ 30, Punkt a) des Ges.- Art. 
XX : 1877) ist die Vormundschaftsbehörde anzugehen. 

§ 730. 

Die im Sinne des § 128 des Ges.-Art. XXXI : 1894 in ihrer 
Handlungsfähigkeit beschränkten Eltern besitzen in diesem Processe 
processuale Handlungsfähigkeit. 

Namens der im Sinne des § 127 des Ges.-Art. XXXI : 1894 
handlungsunfähigen Eltern kann ihr gesetzlicher Vertreter einschrei- 
ten, welcher zur Anstrengung der Klage einer besonderen Bevoll- 
mächtigung der Vormundschaftsbehörde bedarf. 



Digitized by LjOOQIC 



256 



§ 731. 

In dem Processe kann auch der Waisenstuhl- Anwalt als Partei 
auftreten. 

Zu diesem Zwecke ist der Waisenstuhl-Anwalt von jedem 
Termine von amtswegen zu verständigen und siud die den Parteien 
zuzustellenden Schriftstücke und Entscheidungen auch ihm mit- 
zutheilen. 

Es steht ihm das Recht zu, die Acten einzusehen, bezüglich 
der zu erlassenden Entscheidungen Anträge zu stellen, Thatsachen 
und Beweismittel vorzubringen, sowie Rechtsmittel zu ergreifen. 



§ 732. 

Das Verfahren wird im Meritum der Sache mit dem Tode 
des Kindes eingestellt. 

Das Verfahren wird nicht eingestellt, wenn der Mann oder das 
Kind nach Beendigung des Revisionsverfahrens stirbt und die kgl. 
Curie mit der Aufhebung des ürtheils keine weitere Verhandlimg und 
neuerliche Entscheidung anordnet ; in diesem Falle ist der Bescheid 
anstatt dem Verstorbenen den bekannten Erben und für die unbe- 
kannten dem für sie bestellten Curator zuzustellen und gleich- 
zeitig auch dem Verlassenschaftsgerichte des Verstorbenen mit- 
zutheilen. 

§ 733. 

Wenn nach dem Tode des Mannes eine dritte Person ihre 
von der Ehelichkeit des Kindes abhängigen Rechte geltend macht, 
finden in diesem Processe die Bestimmungen dieses Titels keine 
Anwendung 

Die Bestimmungen dieses Titels fmden femer keine Anwen- 
dung in Processen auf Feststellung der Vaterschaft zum unehe- 
lichen Kinde. 
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DREIZEHNTER TITEL. 

Verfahren bezüglich Verlängerung der Minderjährig- 
keit, Curatelsverhängung und Einstellung der Ausübung 
der väterlichen Gewalt. 

Erster Abschnitt. 

Verfahren bezüglich Verlängerung der Minderjährigkeit und deren 

Aufhebung. 

§ 734. 
Für die Verlängerung der Minderjährigkeit ist ausschliesshch 
der Gerichtshof zuständig, in dessen Sprengel sich der Sitz der 
Vormundschaftsbehörde des Minderjährigen befindet. 

§ 735. 
Das Recht zur Anbringung des Antrags auf Verlängerung der 
Minderjährigkeit steht zu: 

a) den Eltern des Minderjährigen; 

b) dem Vormund des Minderjährigen; 

c) dem Anwalte des Waisenstuhles; 

d) im Falle Nichtvorhandenseins der in dem Punkte a) 
Berechtigten den Grosseltern des Minderjährigen; 

e) im Falle Nichtvorhandenseins der in den Punkten a) und 
d) erwähnten Berechtigten jedem Seitenverwandten des Minder- 
jährigen einschliessHch der Geschwisterkinder. 

Die Berechtigten können ihren Antrag zusammen oder auch 
abgesondert anbringen. 

Die in den Punkten a), d) und e) erwähnten Verwandten 
können ihr auf den Antrag auf Verlängerung der Minderjährigkeit 
bezügliches Recht nur dann ausüben, wenn sie über ihr Vermögen 
freies Verfügungsrecht besitzen. 

§ 736. 
Der Waisenstuhl-Anwalt, sowie der die väterliche Gewalt aus- 
übende Vater oder der Vormund können in dem Verfahren auch 
in dem Falle die Rechte einer Partei ausüben, wenn nicht sie die 
Einleitung desselben beantragt haben. Als solche können sie sowohl 

17 
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im Interesse der Bewilligung des Antrags, als auch der Abweisung 
desselben Vorsehläge machen und Rechtsmittel ergreifen. Die den 
Parteien zuzustellenden Gerichtsbescheide sind auch ihnen zuzu- 
stellen. 

Die im vorigen § aufgezählten übrigen Personen können, soferne 
sie zur Klagsanbringung berechtigt sind, in den Process als Neben- 
intervenienten auch ohne Nachweis ihres besonderen Interesses 
eintreten und üben in diesem Falle die Rechte von Parteien aus. 

§ 737. 

Die Parteien, bzw. ihre gesetzUchen Vertreter können sowohl 
vor dem Gerichte erster Instanz, wie vor dem Berufungsgerichte 
persönlich einschreiten, die Klageschrift, die ausserhalb der Ver- 
handlung anzubringenden Anträge und Erklärungen aber können sie 
bei dem Gerichte erster Instanz vor dem Vorsitzenden oder vor 
dem von dem Vorsitzenden beauftragten Richter zu Protokoll geben. 

Ausser in dem Falle des ersten Absatzes haben sich die 
Parteien durch Advocaten vertreten zu lassen. Eingaben können 
die Parteien — soferne das Gesetz nicht anders verfügt — nur 
mit der Gegenzeichnung eines Advocaten versehen einreichen. 

§ 738. 
In der Klageschrift sind die die Antragsberechtigung nach- 
weisenden Thatsachen und Beweismitlel anzugeben. In der Klage- 
schrift ist ferner behufs Vorbereitung des Verfahrens auch der Grund 
anzugeben, aus welchem die Verlängerung der Mintlerjährigkeit 
beantragt wird, sowie die zu dessen Nachweis dienenden That- 
sachen und Beweismittel. 

Die schriftliche Klageschrift ist in drei Exemplaren — wenn 
aber die Klage durch den Waisenstuhl-Anwalt angestrengt wird, in 
zwei Exemplaren — mit den erforderlichen Rubriken versehen 
einzureichen. 

§ 739. 
Auf die Verbesserung der Mängel der Klageschrift und deren 
Zurückweisung sind die Vorschriften der §§ 141 und 142 anzu- 
wenden, mit der Ergänzung, dass die Klageschrift auch dann 
zurückzuweisen ist, wenn der Kläger zur Antragstellung oiTensicht- 
Uch nicht berechtigt ist. 
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Findet das Gericht, dass die Klageschrift nicht zurückzuweisen 
ist, so bestellt es zur Vertretung der Interessen des Minderjährigen 
einen Curator. 

§ 740. 

Liegt der Fall des vorigen § nicht vor, so ernennt der Vor- 
sitzende zur Vorbereitung der mündlichen Verhandlung einen 
beauftragten Richter. Er sorgt auch für den Fall der Verhinderung 
des beauftragten Richters für dessen Stellvertretung. 

In dem die vorbereitende Verhandlung anordnenden Bescheide 
ist der Kläger zu beauftragen, die zur Vorbereitung der Verhand- 
lung nothwendigen Angaben und Beweismittel vor dem beauftrag- 
ten Richter nachzutragen. 

Der Termin der vorbereitenden Verhandlung ist in dem Be- 
auftragungsbeschlusse anzuberaumen. Die im Zuge des vorberei- 
tenden Verfahrens nothwendigen Termine beraumt der beauftragte 
Richter an. 

Der Vorsitzende kann mit der Leitung des vorbereitenden 
Verfahrens, wenn sich dies als zweckmässig erw^eist, auch einen 
ersuchten Richter betrauen und dieser geht gemäss den für be- 
auftragte Richter festgesetzten Vorschriften vor. 

§ 741. 

Von der Erledigung der Klageschrift werden der Curator mit 
einem zweiten Exemplar, der Kläger und der Waisenstuhl-Anwalt, 
bezw. soferne der Waisenstuhl-Anwalt die Einleitung des Verfah- 
rens verlangt hat, der Vater oder der Vormund mit Rubriken ver- 
ständigt. 

Soferne die Klage nicht der Waisenstuhl- Anwalt angestrengt 
hat, ist ein Exemplar der Klageschrift mit der Erledigung dem zu- 
ständigen VA'aisenstuhle zu übermitteln. 

§ 742. 
Der Waisenstuhl ist nach Empfangnahme der Klageschrift ge- 
halten, dem Gerichtshofe alle ihm bekannten Umstände und Be- 
weismittel, welche auf die Entscheidung der Angelegenheit von 
Einfluss sind, ungesäumt zur Kenntnis zu bringen, die Urkunden 
aber in Urschrift, oder, soferne es die Urschriften nicht entbehren 

17* 
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könnte, in beglaubigter Abschrift zu übersenden. Gleichzeitig ist 
der Waisenstuhl verpflichtet, die Namen, den Aufenthaltsort und den 
Verwandschaftsgrad der Verwandten mitzuteilen, von welchen hin- 
sichtlich der Angelegenheit Aufklärungen erhofft werden können. 
Die Mitteilung des Waisenstuhls ist dem beauftragten oder 
ersuchten Richter auszufolgen. 

§ 743. 

Das vorbereitende Verfahren ist nicht öffentlich. . 

Der beauftragte Richter sorgt unter Berücksichtigung der 
von den Parteien vorgebrachten Thatsachen und Beweise für die 
Aufklärung des Standes der Angelegenheit und die Beschaffimg 
der Beweismittel von amtswegen. 

Der beauftragte Richter kann die Parteien, Eltern, den Vor- 
mund, sowie jene Verwandten, deren Anhörung sich für die Auf- 
klärung der Angelegenheit als zweckmässig erweist, auch behufs 
persönlichen Erscheinens und Aussage vorladen und gegen die- 
jenigen, welche nicht erscheinen oder nicht aussagen, die Folgen 
der Verweigerung der Zeugenaussage anwenden. Er ist ferner ver- 
pflichtet, auch den Minderjährigen in der Regel in eigenen Person 
anzuhören ; er kann jedoch gegen denselben ausser der Vorführung 
andere Zwangsmassregeln nicht anwenden. Von dieser Anhörung 
kann abgesehen werden, wenn sie für die Entscheidung der An- 
gelegenheit nicht von Bedeutung ist, oder auf bedeutende Schwie- 
rigkeiten stösst. 

Die Umstände, auf Grund deren die Zeugenaussage verwei- 
gert werden kann, befreien auch gelegentUch der Einvernahme von 
der Verpflichtung zur Aussage, die Verwandten aber können ledig- 
lich auf Grund des verwandtschaftUchen Verhältnisses die Abgabe 
der Aussage nicht verweigern. 

Der beauftragte Richter kann die im dritten Absätze erwähn- 
ten Einvernahmen auch im Requisitionswege veranlassen (§ 236). 

§ 744. 
Insofern die Verlängerung der Minderjährigkeit wegen kör- 
perlicher oder geistiger Gebrechen des Minderjährigen beantragt 
wird, ist der beauftragte Richter verpflichtet, mit der Untersuchung 
des Zustandes des Minderjährigen und mit der Begutachtung einen 
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oder mehrere Sachverständige zu betrauen. Bei dem Augenscheine 
der Sachverständigen hat der beauftragte Richter mindestens ein- 
mal anwesend zu sein. 

Der Augenschein kann nötigenfalls im Requisitionswege durch- 
geführt werden. 

Den zu betrauenden Sachverständigen, bezw. die Sachver- 
ständigen kann das Gericht bei Erledigung der Klageschrift be- 
zeichnen. 

Wenn der Geisteszustand des Minderjährigen ausserhalb des 
im Zuge befindHchen Verfahrens diesem § entsprechend schon 
untersucht wurde, kann von dem Augenscheine abgesehen werden. 

§ 745. 

Das Gericht kann auf Antrag anordnen, dass der Minder- 
jährige für eine sechs Wochen nicht überschreitende Zeitdauer in 
einer Heilanstalt untergebracht werde, wenn nach der Meinung der 
ärztlichen Sachverständigen eine längere Zeit andauernde Beobach- 
tung seines Geisteszustandes erforderlich ist und diese Beobach- 
tung auf andere Weise nicht erfolgen kann. Von der Unterbringung 
in einer Heilanstalt ist abzusehen, wenn dies für den Gesundheits- 
zustand des Minderjährigen nachtheilig wäre. 

Vor Beschlussfassung sind die im § 736 bezeichneten Per- 
sonen anzuhören. 

Gegen den die Unterbringung in einer Heilanstalt anordnen- 
den Bescheid ist Beschwerde mit aufschiebender Wirkung statthaft. 

§ 746. 

Beweise kann der mit der Leitung des vorbereitenden Ver- 
fahrens betraute Richter ausser dem Falle des § 744 in der Regel 
nicht aufnehmen. 

Wenn die Bedingungen einer vorgängigen Beweisaufnahme 
voiliegen, so nimmt der Richter die Beweisaufnahme entweder 
selbst, oder im Requisitionswege vor. 

§ 747. 
Das vorbereitende Verfahren ist solange fortzusetzen, bis der 
Process zur Gänze oder in einer besonders zu entscheidenden 
Frage zur Fällung der Entscheidung oder Anordnung einer Beweis- 
aufnahme reif ist. 
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§ 748. 

Die §§ 753, 754 und 755 sind auch im vorbereitenden Ver- 
fahren entsprechend anzuwenden. 

§ 749. 

Das Ausbleiben der Parteien oder einer derselben verhindert 
die Inangriffnahme und Fortsetzung des vorbereitenden Verfahrens 
nicht. Beraumt der Richter zur Fortsetzung der Verhandlung einen 
neuen Termin an, so ladet er zu demselben auch die säumige 
Partei vor. 

Wenn eine Partei den im vorbereitenden Verfahren anbe- 
raumten Termin versäumt, kann sie aus diesem Grund weder 
Wiedereinsetzung ansprechen, noch auch die Wiederholung oder 
Ergänzung des vorbereitenden Verfahrens begehren. 

In das über die vorbereitende Verhandlung zu führende Pro- 
tokoll ist auch der von amtswegen klargestellte Thatbestand mit 
der Bezeichnung der Beweismittel aufzunehmen. 

In das Protokoll sind der Name und die Anträge des anwe- 
senden Waisenstuhl-Anwaltes, sowie auch dessen für die Entschei- 
dung der Angelegenheit oder den Gang des Verfahrens wesenthche 
thatsächlichen Behauptungen und Erklärungen unter Bezugnahme 
auf die angebotenen Beweismittel aufzunehmen. 

Soferne sich aus den Vorschriften dieses Titels nichts anderes 
ergibt, sind in dem vorbereitenden Verfahren die Vorschriften für 
das Verfahren vor Bezirksgerichten anzuwenden. 

§ 750. 

Nach Abschluss des vorbereitenden Verfahrens legt der Richter 
das aufgenommene Protokoll und die übrigen Acten dem Gerichts- 
höfe vor, bezw. übersendet sie demselben. Der Vorsitzende beraumt 
einen Termin zur mündlichen Verhandlung der Angelegenheit an, 
ladet zu demselben die Parteien und alle jene Personen von amts- 
wx^gen vor, deren Vernehmung sich nach dem Ergebnisse des 
vorbereitenden Verfahrens als nothwendig erweist. 

Im Übrigen ist § 211 anzuwenden. 
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§ 751. 

Zu Beginn der mündlichen Verhandlung bringen die Parteien 
nach dem Vortrage ihrer Anträge das Ergebnis des vorbereitenden 
Verfahrens vor. Wenn der Vortrag der Parteien, bezw. der erschie- 
nenen Partei mit dem Inhalte des über das vorbereitende Verfahren 
aufgenommenen Protokolles nicht übereinstimmt, sorgt der Vor- 
sitzende für die Richtigstellung des Vortrages. Nöthigenfalls wird 
das Protokoll durch ein Mitglied des Gerichtes oder den Schrift- 
führer verlesen. 

§ 752. 

Die Verhandlung des Meritums der Angelegenheit kann auf 
Grund processhindernder Einreden nicht verweigert werden, doch 
kann das Gericht die abgesonderte Verhandlung dieser Einreden 
auch von amtswegen anordnen. 

§ 753. 

Der Kläger kann von seiner Klage bis zur Rechtskraft des 
ürtheiles in jeder Lage der Verhandlung auch ohne Einwilligung 
der Gegenpartei abstehen. 

Das Verfahren ist fortzusetzen, wenn ein nach § 736 den 
Parteien Gleichberechtigter die Klage übernimmt. 

Ist die berechtigte Partei gelegentlich der mündlichen Ab- 
stehung nicht anwesend, so ist ihr die Abstehung mitzutheilen. In 
diesem Falle, sowie auch wenn die Abstehung schriftlich erfolgt 
ist, kann die berechtigte Partei die Klage binnen 15 Tagen nach 
Mittheilung der Abstehung übernehmen. 

§ 754. 

Das Gericht hat Thatsachen und Beweismittel, welche auf 
die Entscheidung der Angelegenheit von Einfluss sind, auch von 
amtswegen wahrzunehmen, doch kann sich die Verhandlung trotz- 
dem nur auf den seitens des Klägers im Zuge der Verhandlung 
geltend gemachten gesetzlichen Verlängerungsgrund erstrecken. 

Über von amtswegen wahrzunehmende Thatsachen und 
Beweismittel sind die Parteien vor Fällung der Entscheidung an- 
zuhören. 
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§ 755. 

Die Vorschriften, welche die Folgen der Versäumung der 
hinsichtiich der thatsächlichen Behauptungen oder der Urkunden 
abzugebenden Erklärungen, ferner die Folgen des Anerkenntnisses 
und Geständnisses festsetzen, sind nicht anwendbar. Welche Be- 
weiskraft dem gerichthchen Geständnisse beigemessen werden kann, 
beurtheilt das Gericht auf Grund eingehender Würdigung der um- 
stände gemäss § 285. 

Den Zeugen, Sachverständigen oder der Gegenpartei können 
die Parteien den Eid nicht erlassen. 

Die eidliche Vernehmung einer Partei kann nur behufs Er- 
gänzung eines anderen Beweises angeordnet werden. Vereinbarter 
Eide, sowie seitens der Parteien festgesetzte Eide (§ 395) sind 
unstatthaft. 

§ 756. 

Das Gericht kann auch die im § 743 bezeichneten Personen 
einvernehmen und die Ergänzung oder Wiederholung der in dem 
vorbereitenden Verfahren schon aufgenommenen Beweise oder 
Einvernahmen anordnen. 

Im Falle Nichterscheinens der einzuvernehmenden Person 
oder Verweigerung der Aussage ist der § 743 anzuwenden. 

Das Gericht kann ferner auch die Ergänzung des vorberei- 
tenden Verfahrens anordnen. In diesem Falle beraumt es den 
Termin zur Fortsetzung der mündUchen Verhandlung wenn mög- 
lich gleichzeitig an. 

§ 757. 

Wenn zum Verhandlungstermine der Beklagte nicht erscheint, 
verhandelt das Gericht auf Antrag des erschienenen Klägers in 
der Sache. 

Wenn zum Verhandlungstermine der Kläger nicht erscheint 
oder der erschienene Kläger die Verhandlung nicht wünscht, er- 
klärt das Gericht das Verfahren mit Bescheid für eingestellt, aus- 
genommen, wenn einer der den Parteien Gleichberechtigten die 
Klage gemäss § 736 übernimmt. 

Der Bescheid, welcher die Einstellung des Verfahrens aus- 
spricht, verliert seine Wirksamkeit, wenn der nicht erschienene 
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Kläger oder eine berechtigte Partei in der IStägigen Präclusiv- 
frist von Zustellung des Bescheides an gerechnet, die Anberaumung 
€ines neuerlichen Verhandlungstermines beantragt. 

Die Partei, welche im Sinne dieses § die Anberaumung eines 
neuerlichen Verhandlungstermines beantragt hat, kann im Falle 
Versäumung eines späteren Termines einen solchen Antrag nicht 
mehr stellen, ihr Versäumnis aber durch Wiedereinsetzung gut- 
machen. 

Wenn das Verfahren durch den Waisenstuhl-Anwalt eingeleitet 
wurde und dieser den Verhandlungstermin versäumt hat, so beraumt 
das Gericht von amts wegen einen neuerlichen Termin an. 

Die §§ 459 und 460, der erste Absatz des § 464, sowie 
der erste, zweite und vierte Absatz des § 465 sind unanwendbar, 
der § 462 aber kann nur hinsichthch der Punkte 2 und 3 derart 
angewendet werden, dass gegen den den neuerUchen Verhand- 
lungstermin anberaumenden Beschluss Beschwerde nicht statt- 
haft ist. 

§ 758. 

In das über die mündUche Verhandlung geführte Protokoll 
sind auch der Name und die Anträge des anwesenden Waisenstuhl- 
Anwaltes aufzunehmen. 

Der Vorsitzende kann auch die Aufnahme des von amtswegen 
aufgeklärten Thatbestandes ins Protokoll anordnen. 

§ 759. 

Die Angelegenheit ist vor dem Berufungsgerichte ohne 
Beschränkung auf den Berufungsantrag und Gegenantrag neuerlich 
zu verhandeln, doch kann sich die Verhandlung und Entscheidung 
nur auf den vor dem Gerichte erster Instanz geltend gemachten 
Verlängerungsgrund erstrecken. 

§ 523 ist nicht anwendbar. 

Das Berufungsgericht hat die Thatsachen und Beweismittel, 
welche auf die Entscheidung der Sache von Einfluss sind, auch in 
dem Falle von amtswegen wahrzunehmen, wenn die Gegenpartei, 
oder der Waisenstuhl-Anwalt bei der Berufungsverhandlung nicht 
erschienen ist. 



Digitized by LjOOQIC 



266 



§ 760. 

Die bezüglich des öffentlichen Vortrages der Berufung fest- 
gesetzten Vorschriften der §§ 534 — 541 sind in diesen Processen 
nicht anwendbar. 

§ 761. 

Das Ausbleiben der gehörig vorgeladenen Parteien oder des 
Waisenstuhl- Anwaltes von der Berufungs Verhandlung verhindert die 
Erledigung der Berufung nicht. 

Der Berufungs- oder Anschhessungsantrag der säumigen Partei 
wird aus der Berufung, bezw. aus den vorbereitenden Schriftsätzen 
von dem Schriftführer oder einem Mitgliede des Gerichtes verlesen. 

§ 762. 

Die §§ 753, 754, 755 und der 1. und 2. Absatz des § 756 
sind auch im Berufungsverfahren entsprechend anzuwenden. 

§ 763. 
§ 565 ist nicht anwendbar. 

§ 764. 

Nach Rechtskraft des ürtheiles hat das Gericht erster Instanz 
dessen Ausfertigung dem Waisenstuhle zuzusenden, ferner die Ver- 
längerung der Minderjährigkeit grundbücheriich anmerken zu lassen 
und zur öffentlichen Kenntnis zu bringen. Die öffentliche Bekannt- 
machung erfolgt durch einmalige Zeitungs- Verkündigung im Amts- 
blatte, durch Anschlag beim Gerichtshofe und durch Verständigung 
der zuständigen Gemeindevorstehung. 

Die Wirksamkeit der Verlängerung der Minderjährigkeit 
beginnt an dem auf die Veröffentlichung in der Zeitung folgen- 
den Tage. 

§ 765. 

Die Kosten des Verfahrens gehen, wenn der Klage stattge- 
geben wurde, zu Lasten des Minderjährigen, sonst aber zu Lasten 
des Klägers. 

Für den Waisenstuhl-Anwalt trägt die Kosten das Ärar. Dasselbe 
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streckt auch die Kosten vor, welche der Waisenstuhl-Anwalt oder 
der Curator vorzustrecken hätten. 

Das Gericht verhält zur Erstattung jener Kosten, welche der 
Waisenstuhl- Anwalt oder der Curator durch ihr offenkundiges Ver- 
schulden verursacht haben, diese in eigener Person. 

§ 766. 

Wiederaufnahme des Verfahrens ist nicht statthaft. 

Die Verlängerung der Minderjährigkeit jedoch kann entweder 
aus demselben Grunde, oder aus einem anderen Verlängerungs- 
grunde ohne Wiederaufnahme des Verfahrens wiederholt beantragt 
werden, wenn der Kläger Thatsachen und Beweismittel vorbringt, 
welche in dem früheren Verfahren nicht geltend gemacht wurden. 

§ 767. 
Auf das Verfahren sind, soferne aus den Vorschriften dieses 
Abschnitts nichts anderes folgt, die für das Gerichtshofsverfahren 
festgesetzten Vorschriften anzuwenden. 

§ 768. 
Für die Aufhebung der Verlängerung der Minderjährigkeit ist 
ausschUesslich derselbe Gerichtshof zuständig, welcher die Verlän- 
gerung angeordnet hat. 

§ 769. 
Die Aufhebung der Verlängerung der Minderjährigkeit kann 
gemäss § 735 ausser den berechtigten Personen auch derjenige 
beantragen, bezüglich dessen die Verlängerung der Minderjährig- 
keit angeordnet wurde. Der Gerichtshof bestellt im letzteren Falle 
für den Minderjährigen auf dessen Antrag einen Curator, welcher 
das Verfahren ehestens, nöthigenfalls während einer auf Antrag des 
Minderjährigen durch das Gericht anzuberaumenden Frist einzu- 
leiten verpflichtet ist. 

§770. 

Auf das Verfahren sind die §§ 736 — 763, der erste Absatz 
des § 764, die §§ 765, 766 und 767 entsprechend anzuwenden. 

Die Aufhebung der Minderjährigkeit tritt am Tage nach 
Rechtskraft des ürtheües in Geltung. 



Digitized by LjOOQIC 



2C8 



Zweiter Abschnitt. 

Verfahren bezüglich Curatelsverhängung und deren Aufhebung. 

§ 771. 
Für die auf Grund des § 1 des Ges.-Art. VI : 1885 vorzu- 
nehmende Curatelsverhängung über einen geisteskranken oder einen 
taubstummen Minderjährigen, welcher sich durch Zeichen nicht ver- 
ständigen kann, sind die §§ 734 — 767 entsprechend anzuwenden. 

§ 772. 
Für die Curatelsverhängung über einen Grossjährigen ist aus- 
schliesslich jener Gerichtshof zuständig, welcher bezüglich des unter 
Curatel zu Stellenden den allgemeinen Gerichtsstand büdet. In 
Ansehung von Inländern, welche im Inlande einen allgemeinen 
Gerichtsstand nicht besitzen, ist der letzte inländische allgemeine 
Gerichtstand massgebend. 

§ 773. 
Die nach Punkt a) des § 28 des Ges.-Art. XX : 1877 vorzu- 
nehmende Curatelsverhängung über einen geisteskranken oder einen 
taubstummen Grossjährigen, welcher sich durch Zeichen nicht ver- 
ständigen kann, können die Verwandten in auf- und absteigender 
Linie, die Seitenverwandten einschliesshch der Geschwisterkinder, 
der Ehegatte, bezw. deren gesetzlicher Vertreter, endlich der Waisen- 
stuhl-Anwalt, mit gemeinsamer oder gesonderter Klage beantragen. 

§ 774. 

Das Gericht kann im Falle des vorigen § die Einleitung des 
Verfahrens von der Vorlage eines ärztlichen Zeugnisses abhängig 
machen. 

Im Übrigen sind auf das Verfahren die §§ 736, 737, der 
er^te Absatz des § 738, die §§ 739, 740, der erste Absatz des § 
741 und die §§ 743 — 767 entsprechend anzuwenden. 

§ 775. 
Die nach den Punkten b) und c) des § 28 des Ges.-Art. 
XX ex 1877 vorzunehmende Curatelsverhängung über einen Gross- 
jährigen kann der unter Curatel zu Stellende selbst mit einem 
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Gesuche, ferner seine Verwandten in auf- und absteigender Linie, 
sein Gatte, bezw. deren gesetzlicher Vertreter, sowie im Falle des 
§ 4 des Ges.-Art. VI : 1885 der Waisenstuhl-Anwalt mit Klage 
beantragen. 

§ 776. 

Wenn jemand auf Grund des vorigen § die Curatelsverhän- 
gung gegen sich selbst beantragt, kann er seinen Antrag unter 
Angabe des gesetzlichen Grundes für die Curatelsverhängung münd- 
lich oder schriftlich anbringen. Der mündliche Antrag ist vor dem 
Vorsitzenden oder vor der durch diesen beauftragten Richter nöthigen- 
falls unter Nachweis der Persons-Identität, zu ProtocoU zu geben. 
Das schriftHche Gesuch ist notariell zu beglaubigen oder durch 
einen zu diesem Zwecke vor einem Notar besonders und ausdrück- 
lich Bevollmächtigten einzureichen. ^. 

Wenn gegen die Personsidentität oder Bevollmächtigung keine 
Zweifei obwalten, ordnet das Gericht die Curatelsverhängung mit 
Bescheid an, entgegengesetzten Falles weist es den Antrag zurück. 

Im Falle Anordnung der Curatelsverhängung ist der § 764 
entsprechend anzuwenden. 

§ 777. 

Wenn die Curatelsverhängung auf Grund der Punkte b) und 
c) des § 28 des Ges.-A. XX : 1877 nicht der unter Curatel zu 
Stellende selbst verlangt, sind die §§ 736, 737, der erste Absatz 
des § 738, die §§ 739, 740, der erste Absatz des § 741 und die 
§§ 743 bis 767 mit den folgenden Abweichungen anzuwenden. 

Der unter Curatel zu Stellende ist, ohne dass ein Curator 
bestellt würde, zu dem Verfahren vorzuladen, im Falle des Punk- 
tes b) des § 28 des Ges.-Art. XX : 1877 aber kann das Gericht zur 
Vertretung des unter Curatel zu Stellenden je nach Nothwendigkeit 
einen Curator bestellen. 

Von der Einleitung des Verfahrens ist auch der Waisenstuhl- 
Anwalt zu verständigen. Im übrigen nimmt die Verhandlung ohne 
Intervention des Waisenstuhl-Anwaltes ihren Lauf, vorbehaltlich 
dessen Interventionsrechtes im Falle des § 4 des Ges.-Art. VI : 1885 
(§ 736.) 

Dieselben Vorschriften sind auf das Verfahren auch in dem 
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Falle anzuwenden,w enn einer der Antragsberechtigten die auf An- 
trag des unter Curatel zu Stellenden angeordnete Guratelsverhän- 
gung als auch auf seinen Antrag angeordnet zu erklären beantragt. 

§ 778. 
Die §§ 5—9 des Ges.-Art. VI : 1885 bleiben unberührt. 

§ 779. 
Zur Aufhebung der Curatel ist ausschliesslich derselbe Gerichts- 
hof zuständig, welcher die Curatelsverhängung angeordnet hat. 

§ 780. 
Auf die Aufhebung der Curatelsverhängung sind während der 
Minderjährigkeit des unter Curatel Gestellten die §§ 769 und 'J70 
entsprechend anzuwenden. -. 

§ 781. 
Ist der Curand grossjährig, so können die Aufhebung der 
Curatel der Curand oder sein Curator, im Falle des Punktes a) des 
§ 28 des Ges.-Art. XX : 1877, sowie im Falle des § 1 des Ges.- 
Art. VI : 1885 aber ausser diesen auch der Waisenstuhl-Anwalt 
beantragen. 

§ 782. 
Wurde die Curatelsverhängung im Sinne des § 776 lediglich 
auf Antrag des Curanden angeordnet, so kann die Aufhebung der 
Curatel nur der Curand verlangen. Die Aufhebung ist auf ein- 
faches Verlangen des Curanden mit Bescheid anzuordnen. Auf 
den Antrag ist der § 776 entsprechend anzuwenden. Der Be- 
scheid, mit welchem die Aufhebung angeordnet wird, ist ausser 
dem Antragsteller auch der Curator und dem Waisenstuhl- Anwalte 
zuzustellen und hat eine dagegen ergriffene Beschwerde aufschie- 
bende Wirkung. 

§ 783. 
Zum Aufhebungsverfahren ist abgesehen von dem Falle des 
vorigen § der Curator, der Curand, ferner die Partei, welche die 
Curatelsverhängung beantragt hat, bezw. wenn diese nicht auf- 
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findbar ist oder nicht im Inlande wohnt, der Waisenstuhl-Anwalt, 
und soferne die Curatelsverhängung gegen einen Geisteskranken 
oder einen Taubstummen, der sich mit Zeichen nicht verständigen 
kann, angeordnet wurde, jedenfalls auch der Waisenstuhl-Anwalt 
vorzuladen, unbeschadet des Interventionsrechtes des zur Beantra- 
gung der Curatelsverhängung Berechtigten im Sinne des letzten 
Absatzes des § 736. 

Das Gericht kann die Einleitung des Verfahrens von der Vor- 
lage eines ärztlichen Zeugnisses abhängig machen. 

Im Übrigen sind auf das Verfahren die §§ 736 — 763, der 
erste Absatz des § 764 und die §§ 765 — 767 entsprechend anzu- 
wenden. 

Die Aufhebung der Curatel tritt an dem auf die Rechtskraft 
des Urtheiles folgenden Tage in Geltung. 



Dritter Abschnitt. 

Verfahren bezüglich Einstellung der Ausübung der väterlichen Gewalt. 

§ 784. 
Für die AnnuUirung des die Aufhebung der Ausübung der 
väterlichen Gewalt aussprechenden vormundschaftsbehördlichen 
Beschlusses, gegen welchen gemäss § 22 des Ges.-Art. XX : 1877 
der gerichtUche Weg offen gehalten wurde, ist ausschliesslich der 
Gerichtshof zuständig, in dessen Sprengel sich der Sitz der Vor- 
mundschaftsbehörde, welche den Beschluss erster Instanz erlassen 
hat, befindet. 

§ 785. 

Auf das Verfahren sind die §§ 736-741, 743—763, 765—767 
entsprechend anzuwenden. 

An dem Verfahren nehmen der Kläger, der Waisenstuhl- 
Anwalt und der Vormund theil. 

Das Gericht hat die Klage auch in dem Falle vom amts- 
wegen zurückzuweisen, wenn dieselbe nach Ablauf der im § 22 
des Ges.-Art. XX : 1877 bestimmten dreimonatlichen Frist über- 
reicht wurde. 

Das Waisenamt hat nach Empfang des Klagsduplums die Acten 
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des vormundschaftsbehördlichen Verfahrens dem Gerichte zu über* 
weisen, welches dieselben dem beauftragten oder ersuchten Rich- 
ter ausfolgt. 

Der Gerichtshof hat das in Rechtskraft erwachsene ürtheil 
unter Zurücksendung der vormundschaftsbehördlichen Acten dem 
Waisenstuhle mitzutheilen. 

'Gegen das rechtskräftige ürtheil ist auf Grund der Punkte 
1 — 10. des § 588 Wiederaufnahme des Verfahrens statthaft. 



VIERZEHNTER TITEL. 
Todeserklärungsverfahren. 

§ 786. 
Die Todeserklärung einer verschollenen Person kann deren 
Ehegatte, die Erben und ausser diesen jeder beantragen, der an 
der Todeserklärung des Verschollenen rechtlich interessirt ist. 

§ 787. 
Für das Verfahren ist ausschliesslich der Gerichtshof zustän- 
dig, in dessen Sprengel der Verschollene den letzten allgemeinen 
Gerichtsstand besass. In Ansehung von Inländern, welche den 
letzten nachweisbaren allgemeinen Gerichtsstand im Auslande 
besassen, ist der letzte inländische allgemeine Gerichtsstand mass- 
gebend. 

§ 788. 

In dem Gesuche sind die Antragsberechtigung und die dem 
Antrage auf Todeserklärung als Grundlage dienenden Thatsachen 
glaubhaft zu machen. 

Wenn das Gericht die vorgebrachten Angaben für die Ein- 
leitung des Verfahrens als genügend erachtet, bestellt es für den 
Abwesenden einen Curator und erlässt zugleich ein Edict, in 
welchem es den Abwesenden und alle diejenigen, die von seiner 
Existenz Kenntnis haben, auffordert, das Gericht oder den Curator 
von dem am Leben befinden des Verschollenen zu verständigen, 
da entgegengesetzten Falles nach Ablauf der Edictalfrist die Todes- 
erklärung des Verschollenen von Gerichtswegen erfolgen werde. 
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Das Edict ist bei dem Gerichtshofe anzuschlagen, der Antrag- 
steller aber hat dasselbe dreimal ins Amtsblatt einschalten zu 
lassen. Das Gericht kann von amtswegen oder auf Antrag anordnen, 
dass das Edict in anderen, gegebenenfalls ausländischen Zeitungen 
und während der Edictalfrist auch wiederholt, veröffentlicht werde. 

Die Edictalfrist beträgt ein Jahr, welches von dem auf die im 
Amtsblatte erfolgte dreimaUge Einschaltung folgenden Tage an 
gerechnet wird. 

Der Curator ist von der Erledigung auf dem zweiten Exem- 
plare des Gesuches, der Antragsteller aber mit Rubrik zu verstän- 
digen. Hat der Abwesende einen seitens der Obervormundschafts- 
behörde bestellten Curator, so ist von der Erledigung auch dieser 
mit Rubrik zu verständigen. 

§ 789. 
Das Gericht verständigt von den bei ihm über die Existenz 
der Verschollenen eingelangten Nachrichten den Curator von amts- 
wegen, der Curator aber hat die über die Existenz des Verschwun- 
denen anderweitig zu seiner Kenntnis gelangten Angaben unge- 
säumt dem Gerichte zu melden. 

§ 790. 
Nach Ablauf der Edictalfrist kann der Antragsteller, wenn er 
die ordnungsmässige Einschaltung der Verkündigung nachweist, 
die Anberaumung einer mündlichen Verhandlung begehren. 

§ 791. 
Jeder zum Antrage auf Todeserklärung Berechtigte kann sich 
dem Verfahren anschhessen und dasselbe fortsetzen. 

§ 792. 
Der Vorsitzende hat dafür zu sorgen, dass die bei dem Gerichte 
eingelangten Verständigungen über die Existenz des Verschollenen 
bei der mündüchen Verhandlung vollständig vorgetragen werden, 
nöthigenfalls aber lässt er sie durch ein Mitglied des Gerichtes 
oder den Schriftführer verlesen. 

Das Gericht hat die Thatsachen, aus welchen auf das am 
Lebenbefmden des Verschollenen gefolgert werden kann, auch 

18 
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von amtswegen wahrzunehmen und kann behufs Aufklärung der- 
selben von amtswegen Erkundigungen einziehen und Beweisauf- 
nahmen anordnen. 

Die Vorschriften, welche die Folgen der Versäumung der be- 
zügUch der thatsächlichen Behauptungen und der Urkunden abzu- 
gebenden Erklärungen, sowie die Folgen des gerichthchen Aner- 
kenntnisses und Geständnisses festsetzen, sind auf die Erklärungen 
und Versäumungen des Curators unanwendbar. 

Den Zeugen oder Sachverständigen, sowie der Gegenpartei 
können die Parteien den Eid nicht erlassen. 

Die eidliche Einvernehmung der Parteien kann nur in Ergän- 
zung anderer Beweise angeordnet werden. Vereinbarte Eide, sowie 
von den Parteien festgesetzte Eide (§ 395) sind im Todeserklärungs- 
Verfahren nicht statthaft. 

§ 793. 

Wenn beim Verhandlungstermine der Antragsteller nicht er- 
scheint, oder der erschienene Antragsteller die Verhandlung nicht 
wünscht, so erklärt das Gericht das Verfahren mit Bescheid für 
eingestellt, ausgenomnien, wenn eine der zur Einleitung des Ver- 
fahrens ebenfalls berechtigten Parteien (§ 786) den Antrag aufnimmt. 

Der die Einstellung des Verfahrens aussprechende Bescheid 
verliert seine Wirksamkeit, wenn der nicht erschienene Antrag- 
steller, bezw. der sich Anschhessende (§ 791) binnen der von der 
"Zustellung des Bescheides ab zu rechnenden IStägigen Präclusiv- 
frist die Anberaumung eines neuerlichen Verhandlungstermines 
beantragt. 

Die Partei, welche im Sinne dieses § die Anberaumung eines 
neuerlichen Verhandlungstermines beantragt hat, kann im Falle 
Versäumung eines der späteren Termine sich eines solchen Antrags 
nicht mehr bedienen, ihr Versäumnis aber durch Wiedereinsetzung 
gut machen. 

Versäumt der Curator den Verhandlungstermin, so vertagt das 
Gericht die Verhandlung unter Anberaumung eines neuerlichen 
Termins von amtswegen. Nöthigenfalls enthebt das Gericht den läs- 
sigen Curator von seiner Stelle und ernennt an seiner Statt einen 
anderen. 

Die §§ 459, 460, der erste Absatz des § 464, sowie der erste. 
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zweite und vierte Absatz des § 465 sind nicht anwendbar, der 
§ 462 dagegen kann lediglich hinsichtlich seiner Punkte 2 und 3 
derart angewendet werden, dass gegen den den neuerlichen Ver- 
handlungstermin anberaumenden Beschluss Beschwerde nicht statt- 
haft ist. 

§ 794. 

Die Kosten des Verfahrens, mitinbegriffen die Gebühren und 
die Kosten des Curators, hat in jedem Falle der Antragsteller zu 
tragen. Im Falle der Todeserklärung kann der Antragsteller den 
Ersatz der notwendigen Kosten aus der Verlassenschaft des Ver- 
schollenen verlangen. 

In den Ersatz der Kosten, welche der Curator durch sein 
offenkundiges Verschulden verursacht hat, verfällt das Gericht den 
Curator in eigener Person. 

§ 795. 

In der Frage der Todeserklärung entscheidet das Gericht mit 
ürtheil. 

In dem Todeserklärungs-Urtheile ist der Tag, welcher als 
Todestag des Verschollenen anzunehmen ist, kalendermässig fest- 
zusetzen. 

§ 796. 

Die Angelegenheit ist vor dem Berufungsgerichte ohne Rück- 
sicht auf die durch den Antrag und den Gegenantrag gesetzten 
Schranken von neuem zu verhandeln. 

Der § 523 ist nicht anwendbar. 

Das Berufungsgericht hat die Thatsachen und Beweise, welche 
auf die Entscheidung der Angelegenheit von Einfluss sind, auch in 
dem Falle von amtswegen wahrzunehmen, weiin der Antragsteller 
oder der Curator zur Berufungsverhandlung nicht erschienen sind. 

§ 797. 

Die für den öffentlichen Vortrag der Berufung festgesetzten 
Vorschriften der §§ 534 — 541 sind nicht anwendbar. 

§ 798. 
Das Ausbleiben der gehörig vorgeladenen Parteien oder des 
Curators von der Berufungsverhandlung verhindert die Erledigung 
der Berufung nicht. 

18* 
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Den Berufungs- oder Anschliessungsantrag der säumigen Par- 
tei liest der Schriftführer oder ein Mitglied des Gerichtes aus der 
Berufung, bezw. den vorbereitenden Schriftsätzen vor. 

§ 799. 
§ 792 ist auch in Berufungsverfahren entsprechend anzuwenden. 

§ 800. 
§ 565 ist nicht anwendbar. 

§ 801. 

Gegen das Urfheil ist auf Grund der Punkte 1 — 10 des § 588 
Wiedereinsetzung statthaft. 

Im Falle Abweisung des Antrags kann der Antrag auf Todes- 
erklärung auch ohne Wiederaufnahme des Verfahrens wiederholt 
werden, wenn er sich auf in dem früheren ürtheile nicht entschie- 
dene neue Thatsachen gründet. 

Die Todeserklärung schliesst den Beweis dessen nicht aus, 
dass der Verschollene früher oder später gestorben ist oder dass 
er sich noch am Leben befindet. Zur Feststellung dessen kann 
sowohl der Verschollene, als auch jeder BetheiUgte gegen den 
Antragsteller oder dessen Rechtsnachfolger Klage anstrengen. 

§ 802. 
Soferne sich aus den Anordnungen dieses Titels nichts an- 
deres ergibt, sind auf das Todeserklärungsverfahren die Vorschriften 
für das Gerichtshofverfahren anzuwenden. 

§ 803. 

Die Vorschriften der §§ 786 — 802 sind mit den nachfolgenden 
Abweichungen auch in dem Falle entsprechend anzuwenden, 
wenn man die Thatsache des Ablebens einer Person, welche durch 
eine öffentliche Urkunde nicht nachgewiesen werden kann, auf 
eine andere Weise beweisen will. 

In das Edict sind bezüglich der Zeit und des Ortes des Todes 
die in dem Gesuche gemachten Angaben aufzunehmen. 

Das Gericht kann die Edictalfrist auf drei Monate herabsetzen.. 
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In dem ürtheile ist der Tag des Ablebens und wenn dieser 
nicht festgestellt werden kann, der Tag, an welchem der Verschol- 
lene zweifellos nicht mehr gelebt hat, ersichtlich zu machen. 



FÜNFZEHNTER TITEL. 

Schiedsgericht. 

§ 804. 
Der Schiedsvertrag ist nur dann giltig, wenn er schriftlich 
abgefasst ist, wenn er sich auf eine bestimmte strittige Angelegen- 
heit oder auf strittige Angelegenheiten bezieht, welche aus einem 
bestimmten Rechtsverhältnisse in Zukunft entstehen können und 
wenn die Parteien über den Vertragsgegenstand frei verfügen 
können. 

§ 805. 
Wenn in dem Schiedsverträge der Schiedsrichter, bezw. die 
Mitglieder des Schiedsgerichtes nicht benannt sind und der Vertrag 
hinsichtlich der Zusammensetzung des Schiedsgerichtes keine 
andere Verfügung enthält, wählt jede Partei je einen Richter. 
Streitgenossen wählen gemeinschaftlich ; wenn sie bezüglich der 
zu wählenden Person nicht einig werden, entscheidet die Mehrheit 
der Stimmen, in Ermangelung dessen aber das Los. 

§ 806. 
Wenn sich die Parteien über die Art der Wahl einigen, so 
ist die Wahl der Richter, mit Angabe ihres Namens, Standes und 
Wohnortes, sowie die seitens der Schiedsrichter erfolgte Annahme 
des Richteramtes schriftlich festzustellen. 

§ 807. 

Jede Partei kann ihre Gegenpartei auffordern, dass sie ihr 
Wahlrecht binnen 15 Tagen nach Erhalt der Aufforderung ausübe. 
Die auffordernde Partei ist gehalten, in der Aufforderung gleich- 
zeitig auch das ihr zustehende Wahlrecht auszuüben. 

Die Ausübung des Wahlrechtes erfolgt in der Weise, dass 
die Partei den Namen, Stand und den Wohnort des ihrerseits ge- 
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wählten Richters, sowie dessen Annahmeerklärung der Gegenpartei 
bekannt gibt. 

Die Aufforderung der Gegenpartei, sowie die Mitteilung der 
Richterwahl, erfolgt im Wege eines kgl. Notars oder kgl. Bezirks- 
gerichtes. 

§ 808. 

Wenn ein im Vertrage nicht benannter Schiedsrichter stirbt, 
oder sein Richteramt aus einem anderen Grunde nicht auszuüben 
vermag, oder die Erfüllung der übernommenen Verpflichtung ver- 
weigert, übt die Partei ihr Wahlrecht neuerlich aus und kann zur 
Ausübung dieses ihres Rechtes afgefordert werden (§ 807.) 

§ 809. 

Kommt eine im Sinne des § 807 zur Richterwahl aufgefor- 
derte Partei der Aufforderung nicht nach, so kann die auffordernde 
Partei von dem Schiedsverträge abstehen, oder bei dem ordent- 
lichen Gerichte die Ernennung des Schiedsrichters anstatt der Ge- 
genpartei beantragen. Das Gericht entscheidet über diesen Antrag 
ohne Anhörung der Gegenpartei. 

Dieser § ist auch in dem Falle anzuwenden, wenn die Partei, 
welche ihr Wahlrecht schon ausgeübt hat, über Aufforderung einen 
Richter wählt, welcher im Sinne des § 811 ausgeschlossen ist, oder 
die Erfüllung der übernommenen Verbindlichkeit verweigert. 

§ 810. 

Der Schiedsrichter kann zur Übernahme des Richteramtes 
nur auf Grund seiner eigenen schriftlichen Erklärung verhalten 
werden. Die ünterfertigung des seine Ernennung oder Wahl ent- 
haltenden Schriftstückes ist als Annahme zu betrachten. 

Sobald die Annahmserklärung der Gegenpartei mitgetheilt 
ist, kann der Schiedsrichter in Ermangelung eines stichhältigen 
Grundes nur mit EinwiUigung beider Parteien zurücktreten. 

Der Schiedsrichter, welcher ohne wichtigen Grund seiner aus 
der Wahlannahme erfliessenden Verpflichtung nicht genügt, oder 
mit der Erfüllung derselben säumt, hat die hiedurch verursachten 
Kosten und Schäden jeder Partei zu ersetzen. 
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§ 811. 

Aus den in den §§ 60 und 62 erwähnten Gründen kann auch 
der Schiedsrichter ausgeschlossen werden. Ausgeschlossen werden 
können ferner Frauen, Minderjährige, im Concurs Befindliche^ 
Blinde, Taube und Stumme, sowie zum Amstverluste oder zum 
Verluste der Ausübung politischer Rechte Verurtheilte, während der 
Dauer dieser ihrer Nebenstrafe. 

Die Partei, welche den Richter selbst oder im Einvernehmen 
mit der Gegenpartei gewählt hat, kann die Ausschliessung dessel- 
ben nur in dem Falle begehren, wenn der Ausschliessungsgrund 
erst nach der Wahl entstanden, oder ihr zur Kenntnis gelangt ist. 

Das Ausschliessungsbegehren kann vor dem ordentlichen Ge- 
richte angebracht werden und dieses entscheidet über das Begehren 
auf Grund mündlicher Verhandlung, nöthigenfalls nach Anhörung 
des auszuschliessenden Richters Gegen den Bescheid ist Beschwerde 
statthaft. 

§ 812. 
Der Schiedsvertrag verliert, falls er für den betreffenden Fall 
nicht eine andere Verfügung enthält, seine Wirksamkeit: 

1. wenn einer der im Vertrage benannten Schiedsrichter das 
Richteramt nicht übernimmt, gestorben ist oder das Richteramt 
aus einem anderen Grunde nicht auszuüben vermag, oder aber 
wenn er die Erfüllung der übernommenen Verpflichtung verweigert ; 

2. wenn die zu einem Schiedsgerichtsurtheile erforderliche 
Stimmenmehrheit, bezw. — wenn das Schiedsgericht aus zwei 
Mitgliedern besteht — Einstimmigkeit nicht zustandekommt; 

3. in den Fällen der §§ 809 und 817. 

In den Fällen des 2. und 3. Punktes wird ein Schiedsvertrag, 
welcher bezüglich von Angelegenheiten geschlossen wurde, die aus 
einem bestimmten Rechtsverhältnisse in Zukunft entstehen können, 
nur hinsichtlich der obwaltenden Angelegenheit unwirksam. 

§ 813. 
Mangels abweichender Übereinkunft der Parteien bestimmt 
das Schiedsgericht die Art des Verfahrens nach eigenem Ermessen, 
ist jedoch verpflichtet, die Parteien anzuhören, bezw. ihnen zur 
Erstattung ihres Vorbringens Gelegenheit zu geben und den That- 
bestand der Angelegenheit aufzuklären. 
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§ 814. 

Zeugen und Sachverständige kann das Schiedsgericht nur 
dann einvernehmen, wenn diese vor ihm erscheinen, doch kann 
es weder diese, noch die Parteien beeiden. 

Das Schiedsgericht kann keine Zwangsmassregeln anordnen 
und keine Geldbusse auferlegen. 

§ 815. 
Wenn das Schiedsgericht eine Gerichtshandlung für noth- 
wendig hält, die es selbst nicht veranlassen kann, wendet es sich 
deswegen an das für Requisitionen im Allgemeinen zuständige 
Bezirksgericht. Das Bezirksgericht ist bezüghch der Einvernahme 
von Zeugen und Sachverständigen, sowie der Vornahme des Augen- 
scheines auch zu den dem Processgerichte zustehenden Verfügun- 
gen berechtigt. 

§ 816. 
Das Schiedsgericht kann das Verfahren fortsetzen und mit 
Urtheil beenden, wenn auch eine Partei behauptet, dass der 
Schiedsvertrag ungiltig oder nicht bezüglich der zu entscheidenden 
Angelegenheit abgeschlossen worden sei, oder dass eines der Mit- 
glieder des Gerichtes in der Angelegenheit nicht fungiren könne, 
vorausgesetzt, dass diese Umstände durch eine rechtskräftige rich- 
terliche Entscheidung noch nicht festgestellt sind. 

§ 817. 

Wenn das Schiedsgericht mit der Entscheidung der Angele- 
genheit aus welchem Grunde immer säumig ist, beraumt das or- 
dentliche Gericht auf Antrag einer der Parteien zur ürtheils- 
schöpfung eine Frist an, nach deren fruchtlosem Verstreichen der 
Schiedsvertrag in dem obwaltenden Falle unwirksam wird. 

Das Gericht entscheidet über den Antrag nach mündlicher 
Verhandlung und nöthigenfalls nach Anhörung der Mitglieder des 
Schiedsgerichtes mit Bescheid. Gegen den Bescheid ist Beschwerde 
statthaft. 

§ 818. 
Das Schiedsgericht entscheidet, wenn es aus mehr als zwei 
Mitgliedern besteht und wenn der Vertrag nicht anders verfügt, 
mit einfacher Stimmenmehrheit. 
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Wenn bei der Beschlussfassung die erforderliche Mehrheit, 
bezw. bei Schiedsgerichten die aus zwei Mitgliedern bestehen, 
Einstimmigkeit nicht zustande kommt, hat das Schiedsgericht hie von 
die Parteien zu verständigen. 

§ 819. 

Das Schiedsgericht hat sein Urtheil zu begründen, ausgenom- 
men, wenn der Vertrag anders verfügt. 

Das Urtheil ist zu datiren und von allen Mitgliedern des 
Schiedsgerichtes zu unterschreiben. In gleicher Weise sind die an 
das ordentliche Gericht gerichteten Ersuchschreiben, sowie die von 
den Parteien vor dem Schiedsgerichte geschlossenen Vergleiche zu 
unterschreiben. 

Das Schiedsgericht übergibt die von allen Mitgliedern des 
Gerichtes unterschriebene Ausfertigung des ürtheiles, sowie des 
von den Parteien geschlossenen Vergleiches den vor ihm anwesenden 
Parteien und lässt die Empfangnahme desselben von ihnen auf 
dem Originale bestätigen. 

Das Schiedsgericht hat die Urschrift des Urtheils oder des 
Vergleiches bei dem zuständigen ordentlichen Gerichte zu hinterle- 
gen. Hat das Schiedsgericht die Ausfertigung des ürtheiles oder des 
Vergleiches gemäss des 3. Absatzes dieses § nicht zugestellt, so 
hat es auch die Ausfertigung dem Gerichte vorzulegen, welches 
dasselbe nach denselben Vorschriften zustellen lässt, wie die mit 
der Ladung versehene Klageschrift dem Beklagten. 

§ 820. 
Das schiedsgerichtKche Urtheil und der schiedsgerichtliche 
Vergleich haben dieselbe Wirkung, wie ein rechtkräftiges gericht- 
liches Urtheil. 

§ 821. 

Die Aufhebung des schiedsgerichtlichen Urtheils kann vor dem 
ordentlichen Gerichte beantragt werden: 

1. wenn ein Schiedsvertrag überhaupt nicht, oder wenn er 
nicht giltig oder nicht bezüglich der entschiedenen Angelegenheit 
geschlossen war, sowie wenn er vor der UrtheUfällung ausser 
Kraft getreten ist; 
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2. wenn die auf die Besetzung des Schiedsgerichtes oder die 
Beschlussfassung bezügliche Vorschrift des Vertrages oder des 
Gesetzes verletzt wurde ; 

3. wenn an der ürtheilsfällung ein Richter theilgenommen 
hat, welcher durch rechtskräftigen Bescheid des ordentlichen Gerich- 
tes ausgeschlossen war, oder dessen Ausschliessung die Partei vor 
Fällung des schiedsgerichtlichen ürtheiles ohne ihr Verschulden 
nicht erwirken konnte ; 

4. wenn die Anhörung der Partei entgegen dem § 813 unter- 
lassen wurde ; 

5. wenn das ürtheil entgegen dem § 819 nicht begründet ist ; 

6. wenn die auf die ünterfertigung der Urschrift bezüg- 
hchen Vorschriften des § 819 nicht eingehalten wurden ; 

7. wenn das ürtheil zu einer gesetzlich unerlaubten Handlung 
verpflichtet oder in seinem verfügenden Teile unverständlich ist ; 

8. in jenen Fällen, in welchen auf Grund der Punkte 3, 4, 
6, 7 und 8 des § 688 Wiederaufnahme des Verfahrens statthaft ist. 

Der vor dem Schiedsgerichte geschlossene Vergleich kann vor 
dem ordentlichen Gerichte mit Klage angefochten werden auf Grund 
des Punktes 7 dieses §, ferner auf Grund der Punkte 3 und 4, 
sowie auf Grund des Punktes 7 des § 588 auch dann, wenn die 
Partei in Folge einer strafgesetzlich verbotenen Handlung der 
Gegenpartei oder anderer Personen einen Nachtheil erlitten hat. 

§ 822. 
Behufs ünwirksamerklärung des ürtheiles des Schiedsgerichtes 
auf Grund der Punkte 3, 4, 5 und 8 des früheren §, sowie des 
vor dem Schiedsgerichte geschlossenen Vergleichs auf Grund 
der Punkte 3, 4 und 7 des § 588 ist der Process binnen 60 Tagen 
anzustrengen. Diese Frist ist präclusiv und beginnt mit der Zustel- 
lung der Ausfertigung des ürtheiles, bezw. des Vergleiches, wenn 
aber die Partei von dem ümwirksamkeitsgrunde erst später Kennt- 
nis erlangt hat, oder erst später in der Lage war, ihn geltend 
zu machen, mit dem Tage, an welchem sie von ihm Kenntnis er- 
langt hat, bezw. ihn geltend machen konnte. 

§ 823. 
Unter dem in diesem Titel erwähnten ordentlichen Gerichte 
ist jenes Gericht zu verstehen, welches in der Angelegenheit Wir- 
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kungskreis und Zuständigkeit besitzen würde, wenn nicht der Fall 
des Schiedsvertrages vorläge. 

Wenn demgemäss mehrere Gerichte zuständig wären, ist und 
bleibt dasjenige zuständig, an welches sich eine Partei oder das 
Schiedsgericht zuerst gewendet hat. Dasselbe Gericht ist auch zur 
Anordnung der Execution auf Grund des schiedsgerichtlichen 
ürtheiles oder Vergleiches zuständig. 

§ 824. 
Die Vorschriften dieses Titels sind, mangels abweichender 
gesetzlicher Vorschriften, auch auf die Schiedsgerichte anzuwen- 
den, welche in letztwilligen Verfügungen oder auf andere gesetzlich 
zulässige Weise angeordnet werden. 



SECHSZEHNTER TITEL. 

Schlussbestimmungen. 

§ 825. 
Unter Inland sind in diesem Gesetze sämmtliche Länder der 
ungarischen Krone, unter Inländer die ungarischen Staatsbürger 
zu verstehen. 

§ 826. 

Das Wort „militärisch" in diesem Gesetze bezieht sich auf 
das Heer, die Kriegsmarine, die Honveds, den Landsturm und auf 
die Gensdarmerie. 

Unter bewaffneter Macht (§ 2 des Ges.-Art. VI : 1899) sind 
das Heer, die Kriegsmarine, die Honveds und der Landsturm zu 
verstehen. 

§ 827. 
Die auf Grund dieses Gesetzes bemessenen Geldstrafen sind 
im Falle ihrer Uneinbringlichkeit in Haft umzuwandeln und zwar 
Beträge unter 5 Kronen in Haft bis zu 12 Stunden, Beträge von 
5 Kronen bis zu 20 Kronen in eintägige Haft und Beträge über 
20 Kronen in eine Haft von soviel Tagen, dass für je angefangene 
20 Kronen eine eintägige Haft verhängt wird. 
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Die auf Grund dieses Gesetzes bemessenen Geldbussen kön- 
nen nicht in Haft umgewandelt werden. 

Im Übrigen sind auf die Bemessung von Geldstrafen und 
Geldbussen, auf deren Eintreibung und Verwendung, soferne die- 
ses Gesetz nicht anders verfügt, jene Vorschriften anzuwenden, 
welche bezüglich der durch das Gericht auf Grund der Strafpro- 
cessordnung bemessenen Geldstrafen und Geldbussen bestehen. 

§ 828. 

Über das Inkrafttreten dieses Gesetzes und die Übergangs- 
bestimmungen verfügt ein besonderes Einführungs-Gesetz. 

Mit der Durchführung dieses Gesetzes wird der Justizminister 
betraut. 
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